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28. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen einen schönen guten 
Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Wir machen schnell einen Schriftführerwechsel mit 
folgendem Hintergrund: Dann kann ich meiner Kollegin 
Gülistan Yüksel nachträglich zu ihrem 60. Geburtstag 
gratulieren. 

(Beifall)

Außerdem müssen wir noch die Mitglieder des Stif-
tungsrates der Stiftung „Humanitäre Hilfe für durch 
Blutprodukte HIV-infizierte Personen“ für die verblei-
bende Amtszeit wählen. Auf Vorschlag der Fraktion der 
SPD soll die Kollegin Dagmar Schmidt gewählt werden. 
Sie folgt mir als Mitglied in dieses Gremium. Die Frak-
tion der CDU/CSU schlägt den Kollegen Tino Sorge als 
Nachfolger für die ausgeschiedene Kollegin Karin Maag 
vor. Ich gehe davon aus, dass darüber Einverständnis 
herrscht. – Ich sehe auch keinen Widerspruch. Dann ist 
das so. Damit sind die Kollegin Dagmar Schmidt und der 
Kollege Tino Sorge gewählt. 

Wir kommen zur Tagesordnung. Als Zusatzpunkt 6 
soll der Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 
20/1346 aufgesetzt und in Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt 7 beraten werden. 

Der Tagesordnungspunkt 20 wird abgesetzt. An dieser 
Stelle soll nunmehr ein Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU aufgerufen werden, der bislang als Zusatzpunkt 3 
Buchstabe a bei den Ohne-Debatte-Punkten aufgesetzt 
war. 

Zusatzpunkt 3 Buchstabe c wird in Verbindung mit 
Tagesordnungspunkt 25 aufgerufen.

Ich mache schließlich darauf aufmerksam, dass der 
Gesetzentwurf auf Drucksache 20/737 nachträglich dem 
Ausschuss für Inneres und Heimat sowie dem Ausschuss 
für Digitales überwiesen werden soll. – Auch hier sehe 
ich keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 6:

Beratung der Beschlussempfehlungen und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuss) zu mehreren Vorlagen zum 
Thema

Impfpflicht

Drucksachen 20/516, 20/680, 20/899, 20/954, 
20/978, 20/1353

Ich möchte Sie schon jetzt über das weitere Verfahren 
informieren. Nach der Aussprache werden wir zunächst 
die Reihenfolge der Abstimmungen festlegen, da hierü-
ber kein Einvernehmen erzielt werden konnte. Hierzu ist 
dann auch das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht. 
Nach der Festlegung der Reihenfolge beginnen die na-
mentlichen Abstimmungen über die einzelnen Vorlagen. 
Das gesamte Abstimmungsverfahren kann voraussicht-
lich bis zu zweieinhalb Stunden dauern.

Für die Aussprache selbst wurde eine Dauer von 68 Mi-
nuten beschlossen.

Ich weise auf die Vereinbarung hin, dass die Reden der 
Kolleginnen und Kollegen, deren Redewunsch nicht be-
rücksichtigt werden kann, zu Protokoll gegeben werden 
können.1)

Hiermit eröffne ich jetzt die Aussprache. Als Erstes hat 
das Wort die Kollegin Dagmar Schmidt für die Gruppe 
„Baehrens, Janecek und andere“.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Allein 
gestern wurden über 200 000 Neuinfektionen gemeldet, 
knapp 2 500 Menschen kamen wegen und mit Covid ins 
Krankenhaus, 340 Menschen sind daran gestorben. Das 

1) Anlage 2
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ist immer noch sehr und viel zu viel; aber es scheint trotz 
alledem aufwärtszugehen.

Darum geht es heute aber nicht. Es geht nicht um das, 
was ist, sondern um das, was mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit im nächsten Herbst und Winter sein wird und 
wofür wir heute Vorsorge treffen wollen – Vorsorge da-
für, wenn wir wieder steigende Infektionszahlen haben, 
und dafür, wenn die alten wiederkommen oder es neue 
Virusvarianten geben kann. Wir werden im Herbst wieder 
vor der gleichen Herausforderung wie letzten Herbst ste-
hen. Das Virus wird nicht einfach verschwinden. Und wir 
wollen Vorsorge betreiben, das Gesundheitssystem, die 
kritische Infrastruktur, vor allem aber die Gesundheit 
der Menschen zu schützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Entweder wir haben dann die Impflücke weitestgehend 
mit unserer Beratungs- und Impfpflicht geschlossen – 
dann werden wir eine Grundimmunisierung in der Bevöl-
kerung, die einen weitestgehend normalen Umgang mit 
dem Virus zulässt, haben; dafür sind wir –, oder die Impf-
lücke wird nicht geschlossen, und wir haben weiterhin 
viele Millionen Menschen, die keine vollständige Grund-
immunisierung mit drei Viruskontakten haben, und 
müssen dann wieder Maßnahmen ergreifen: Masken, Ab-
stand, Kontaktbeschränkungen bis hin zu Schließungen – 
je nach Schwere des Virus. Auch dafür, lieber diese Frei-
heitseinschränkungen in Kauf zu nehmen, kann man sich 
entscheiden. Oder wir lassen es laufen – mit allen Kon-
sequenzen: Kranke, Tote, Überlastung des Gesundheits-
systems, der kritischen Infrastruktur.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Und was mit Long Covid in Gänze auf uns zukommt, das 
wissen wir noch gar nicht. Auch dafür kann man sich 
entscheiden. Ich rate nur, dann besser nicht krank zu 
werden und keinen Unfall zu haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Darauf will ich hinaus: Man kann sich nicht gegen 
etwas entscheiden, ohne sich für etwas anderes zu ent-
scheiden. Man trägt hier also immer für das eine oder 
andere die Verantwortung. Und wenn man an der einen 
oder anderen Stelle, liebe Union, andere Vorstellungen 
oder Ideen hat – sei es eine Beratungspflicht, sei es eine 
Altersgrenze, seien es Datengrundlagen, seien es Ent-
scheidungsmechanismen, ein Impfregister –, dann gibt 
es in einer Demokratie das bewährte Verfahren der Ver-
handlung und des Kompromisses. Diesen Kompromiss 
haben wir mit Andrew Ullmann und seiner Gruppe ge-
funden, und der sieht wie folgt aus:

Erstens. Wir geben der Beratung, der Aufklärung und 
der direkten Ansprache eine Chance und führen eine 
Beratungsnachweispflicht für alle ab 18 ein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das kann ab sofort geschehen, und wir werden dafür 
werben und die entsprechenden Möglichkeiten schaffen.

Zweitens. Wir sorgen für den Herbst vor: mit einer 
Impfpflicht für die über 60-Jährigen. Damit schützen 
wir das Gesundheitssystem und schließen die Impflücke 
vor allem bei der besonders vulnerablen Gruppe.

(Abg. Thomas Ehrhorn [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Drittens. Wir sorgen perspektivisch für eine große, 
hohe Grundimmunität aller Erwachsenen als Vorausset-
zung für ein normales gesellschaftliches Leben: entweder 
dadurch, dass die Beratung und Aufklärung wirkt mit 
dem Schwerpunkt zunächst auf den über 60-Jährigen 
und einem Bericht dazu Ende Mai. Wenn das nicht wirkt, 
dann bleibt es bei der Impfpflicht mit Kontrollen ab und 
Nachweiserbringung bis Herbst.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Beatrix von Storch [AfD]: So viel wir-
res Zeug, und Sie wissen das!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Frau Schmidt, gestatten Sie eine Zwischenfrage aus 

der Fraktion der AfD?

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Nein.

Präsidentin Bärbel Bas:
Nein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Und dann im Herbst mit einer Entscheidung für die 18- 

bis 59-Jährigen auf Grundlage eines Berichts über Impf-
lücke, Virusmutation, erwartbares Infektionsgeschehen 
usw., sodass es dann in einer schwierigen Situation eine 
Impfpflicht auch für die über 18-Jährigen mit einfachem 
Beschluss geben kann und wir über eine breite Immuni-
sierung – wenn auch etwas später – aus der dann schwie-
rigen pandemischen Lage herauskommen werden.

Noch ein grundsätzlicher Satz zum Abschluss. Putins 
Krieg gegen die Ukraine wird weitere Folgen haben. Die 
Menschen in unserem Land, unsere Wirtschaft – der Er-
halt von Arbeitsplätzen –, unser Sozialstaat werden vor 
große Herausforderungen gestellt. Wir haben heute die 
Chance, im Herbst nicht auch noch mit den Maßnahmen 
zur Pandemiebekämpfung zurechtkommen zu müssen. 
Darum bitte ich um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Beatrix von Storch [AfD]: Schwach! 
Einfach nur schwach!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe: Es gibt den 

Wunsch nach einer Kurzintervention von dem Kollegen 
Ehrhorn.
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Thomas Ehrhorn (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Kollegin, ich bin 

63 Jahre alt. Ich bin zweimal geimpft worden, und ich 
hatte vor zwei Wochen eine Coronaerkrankung: Zwei 
Tage Fieber, das war es. Die Behauptung, diese Impfung 
würde in irgendeiner Weise vor der Erkrankung schützen, 
ist damit nachweislich falsch.

(Zurufe von der SPD)

Bedauerlicherweise habe ich auch mehrere Mitglieder 
meiner Familie mit dem Virus angesteckt. Die Behaup-
tung, die Impfung würde in irgendeiner Weise vor der 
Ansteckung anderer Menschen schützen, ist damit eben-
falls nachweislich falsch.

(Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Einzige, was klar und beweisbar ist, ist, dass eine 
Impfung, wenn sie dann durchgeführt wird, im allerbes-
ten Falle für drei Monate eine Schutzwirkung entfaltet – 
wenn es überhaupt eine Schutzwirkung gibt –, und dann 
ist es damit vorbei.

Das macht das Ganze in höchstem Maße absurd. Denn 
was heißt es, wenn diese Zwangsimpfung von Ihnen 
durchgesetzt wird? Das heißt, dass ich, selbst wenn ich 
mich noch einmal impfen lassen würde, also zum dritten 
Mal, dann noch eine vierte, eine fünfte, eine sechste Imp-
fung benötigen würde. Niemand auf der Welt – nicht der 
Gesundheitsminister, nicht der Kanzler und auch Sie 
nicht – kann mir in irgendeiner Weise eine Aussage 
dazu geben, was das mit meinem Körper machen würde.

(Beifall bei der AfD)

Klar ist nur eins: dass es gegebenenfalls sehr schwere 
Nebenwirkungen geben kann, die möglicherweise viel 
schlimmer sind, als die Coronaerkrankung mit zwei Ta-
gen Fieber jemals sein könnte.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Frau Schmidt, möchten Sie erwidern?

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Mit großer Freude. – Zunächst kann ich dem Kollegen 

sagen: Sie haben Ihre Impfpflicht erfüllt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Mit zwei Impfungen und einmal genesen haben Sie alles 
das, was wir in unser Gesetz geschrieben haben, erreicht. 
Ich sehe, es geht Ihnen gut – das freut mich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Unsere Impfpflicht bezieht sich entweder auf drei Imp-
fungen oder auf zwei Impfungen und eine Genesung. Das 
schützt zwar nicht davor, dass man sich nicht noch mal 
anstecken kann, aber es schützt davor, dass man schwer 
erkrankt oder daran stirbt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Damit kommen wir in eine Lage, die in der gesamten 
Gesellschaft für eine hohe Grundimmunisierung sorgt. 
Dann brauchen wir keine Maßnahmen mehr, sondern 
wir können anfangen, einen normalen Umgang mit die-
sem Virus zu pflegen. Es ist unser zutiefst gehegter 
Wunsch, dass wir endlich davon loskommen, mit diesem 
Virus umgehen zu müssen, indem wir andere Freiheits-
beschränkungen auf uns nehmen.

Wir wollen es durch die Grundimmunisierung – durch 
drei Impfungen oder zwei Impfungen plus einmal gene-
sen – schaffen, dass wir mit diesem Virus, wie mit ande-
ren Viren auch, einen normalen Umgang in unserer Ge-
sellschaft haben können. Ich würde mich freuen, wenn 
Sie nach Ihren eigenen Erfahrungen dem dann auch zu-
stimmen könnten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Jetzt rufe ich den nächsten Redner auf: den Kollegen 

Tino Sorge für die Fraktion CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Frau Kollegin Schmidt, ich muss 
sagen: Das, was Sie ausgeführt haben, kann ich nachvoll-
ziehen, zumindest teilweise.

(Zuruf von der SPD: Das ist aber schön!)
Ich finde es auch gut, dass Sie gesagt haben: Wir müssen 
im Rahmen der Diskussion über eine Impfpflicht – ob pro 
oder kontra oder wie auch immer – wieder einen norma-
len Umgang miteinander pflegen. – Das teilen wir als 
Unionsfraktion.

Deshalb finde ich es gut, dass Sie, auch wenn wir jetzt 
auf den letzten Metern sind, sagen: Wir hätten in diesem 
Hause aus der Mitte, aus der Mehrheit des Parlaments 
heraus eine Mehrheit finden müssen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann haben Sie ja noch zwei Stunden 
Zeit!)

Darum darf ich hier noch einmal für unseren Antrag, für 
unseren Kompromissvorschlag aus Unionssicht werben.

Sie haben gerade dargestellt, dass wir für die Pande-
miebekämpfung im Herbst Vorsorge treffen müssen. Wir 
haben deshalb als Union einen ausgewogenen Vorschlag 
unterbreitet, indem wir sagen: Man kann bei der Frage 
„Impfpflicht – ja oder nein?“ nicht sofort und pauschal 
entscheiden. Das ist wie bei der Frage: Sind Sie/bist du 
für die Ehe – ja oder nein? Da kann man nur sagen: Es 
kommt darauf an: Es muss die richtige Frau da sein. Es 
muss der richtige Zeitpunkt sein. Und es müssen die 
Umstände passen.

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wir reden hier über eine Impfpflicht zu einem Zeit-
punkt, in dem wir glücklicherweise sinkende Inzidenz-
zahlen haben, wo momentan in den Krankenhäusern 
glücklicherweise keine Überlastungssituation herrscht 
und wo wir überhaupt nicht wissen, welche Variante im 
Herbst grassiert. Wir wissen nicht, ob die Impfstoffe im 
Herbst dann so gut funktionieren, wie sie funktionieren 
sollten.

Deshalb haben wir als Union gesagt: Lasst uns doch 
zuallererst eine belastbare Datengrundlage schaffen; 
Stichwort „Impfregister“. Ich finde es gut, dass Sie dies-
bezüglich jetzt auch sagen: Wir müssen das machen. – 
Aber es ist natürlich kein Kompromissvorschlag, wenn 
Sie in den Gesprächen sagen: Wir sind bereit, das zu 
machen, aber eben irgendwann. – Das wäre der erste 
Schritt.

Deshalb sagen wir erstens: Wir wollen ein Impfregis-
ter, damit wir überhaupt erst mal wissen, wie denn der 
Immunstatus in der Bevölkerung aussieht. Zweitens sa-
gen wir: Wir müssen Vorsorge für den Herbst treffen. – 
Diese Vorsorge beinhaltet auch, lieber Herr Kollege Ge-
sundheitsminister, dass wir die Impfinfrastruktur vorhal-
ten. Da kann es nicht sein, dass Sie in allen Bereichen 
lockern, dass die Maskenpflicht aufgehoben wird, dass 
Sie sich aus der Finanzierung der Impfzentren der Länder 
zurückziehen wollen und hier gleichzeitig mit Macht eine 
Impfpflicht auf Vorrat, möglichst ab 18, durch die Hin-
tertür durchziehen wollen. Das halten wir für den fal-
schen Weg, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Sorge, gestatten eine Zwischenbemerkung oder 

Zwischenfrage aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Tino Sorge (CDU/CSU):
Sehr gerne, Frau Kollegin.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben das Wort.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank für die Möglichkeit der Zwischenfrage. – 

Können Sie mir bitte erläutern, wie es gehen soll, mitten 
in eine neue Welle hinein – die im Herbst hoffentlich 
nicht kommt, die aber nach Expertenmeinung mit über-
wiegender Wahrscheinlichkeit doch kommt – dann eine 
Impfkampagne zu starten, die noch Erfolg haben soll?

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Alle Experten sagen: Wir müssen Vorsorge treffen. Wir 
müssen jetzt handeln, vor einer neuen Welle. Wenn die 
Welle erst mal wieder ansteigt, ist es einfach zu spät.

Können Sie uns das bitte noch mal erklären, wie das 
funktionieren soll?

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege, für die Frage. – Das gibt 

mir die Möglichkeit, noch mal ein paar Dinge richtig-
zustellen. Wenn Sie hier sagen, alle Experten würden 
das so sehen, dann ist das nicht richtig. Wir haben immer 
gesagt: Wir müssen Vorsorge treffen. – Das heißt natür-
lich nicht, dass wir jetzt pauschal eine Impfpflicht für alle 
Menschen beschließen, wobei Sie in den letzten Tagen 
von der Impfpflicht ab 18 zunächst auf die Impfpflicht ab 
50 und jetzt ab 60 umgeschwenkt sind.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ha-
ben Sie mal Ihren eigenen Antrag gelesen? – 
Zuruf der Abg. [Saskia Esken [SPD])

Gleichzeitig aber sagen Sie, alle müssten sich zwingend 
beraten lassen. Das wäre nicht nur bürokratisch irrsinnig, 
sondern das wird auch von den kommunalen Spitzenver-
bänden und von den Kassen abgelehnt.

(Zurufe von der SPD)

Nein, es geht darum, Vorsorge zu treffen. Wenn wir 
wissen, dass im Herbst möglicherweise eine Welle auf 
uns zukommt, dann ist es doch umso wichtiger, jetzt 
diesen Vorsorgemechanismus, den wir vorschlagen, in 
Gang zu setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es geht doch genau darum! Wir können doch nicht sagen: 
„Wir nutzen ein Mittel, eine Impfpflicht, noch dazu für 
alle Personen“, wenn wir wissen, dass aufgrund glück-
licherweise milderer Verläufe die Auswirkungen dieses 
Virus in den Alterskohorten komplett unterschiedlich 
sind.

Da müssen wir doch schauen. Wenn wir die Überlas-
tung des Gesundheitssystems vermeiden wollen und wir 
nach jetzigem Stand wissen, dass überdurchschnittlich 
häufig Ältere, wenn sie schwere Verläufe haben, auf die 
Intensivstation kommen, können wir doch jetzt nicht pau-
schal sagen: Wir zwingen alle, sich beraten zu lassen, und 
wir lassen, unabhängig von der im Herbst geltenden Va-
riante, jetzt alle impfen, obwohl wir wissen, dass das gar 
kein geeignetes Mittel ist.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Lieber Herr Kollege, ich will Ihnen noch mal ganz 
deutlich sagen: Es irritiert mich seit Wochen, dass wir 
bei der Frage der Eingriffe immer so lapidar darüber 
hinweggehen, sagen: Na ja, es ist eben ein Grundrechts-
eingriff. – Wir reden hier über Abwägung von Grund-
rechten. Wir reden über Eingriffe in die körperliche Un-
versehrtheit, lieber Herr Kollege!

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Das sage ich auch ganz offen in Richtung Bundeskanz-
ler und in Richtung Bundesgesundheitsminister: Ich hätte 
erwartet, dass bei dieser sensiblen Frage einer Impfpflicht 
und eines Eingriffs in die Grundrechte eine Güterabwä-
gung stattgefunden hätte und die Argumentation dazu 
deutlicher gemacht worden wäre. Darüber muss in der 
Mitte des Parlaments gesprochen werden.
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Da kann man nicht sagen: Wir nutzen ein Mittel, näm-
lich die Impfpflicht pauschal für alle, in dem Wissen, dass 
es irgendwas bringt. – Ja, Impfen schützt, Impfen schützt 
individuell vor schweren Verläufen, aber eine pauschale 
Impfpflicht führt eben nicht dazu, dass wir mögliche 
Überlastungssituationen verhindern, die wir momentan 
gar nicht haben. Deshalb, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Stimmen Sie für unseren Antrag! Das ist doch der 
Kompromiss, der in der Mitte liegt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir haben die Position: Impfpflicht ab 18. Wir haben 
diejenigen, die sagen: Wir brauchen gar keine Impf-
pflicht. – Und wir als Union haben gesagt: Lasst uns 
doch die Vorsorgemaßnahmen treffen, wenn tatsächlich 
dieser Fall eintreten sollte. Wobei auch Wissenschaftler 
sagen, dass überhaupt noch nicht bewiesen ist, ob tatsäch-
lich im Herbst eine gefährlichere Variante kommt. Aber, 
wie gesagt: Lasst uns Vorsorge treffen! Und dann müssen 
wir doch die Impfzentren haben.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen doch in dem Moment wissen: Gibt es diese 
Variante? Haben wir Impfstoffe? Da können wir auch 
hier im Parlament in kürzester Zeit entscheiden, aber 
eben nicht jetzt auf Vorrat und in dem Wissen, dass es 
nicht das mildeste Mittel ist. Deshalb, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, werbe ich inständig: Stimmen Sie unserem 
Antrag zu!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt haben wir ja in den letzten Tagen, quasi auf den 
letzten Metern, die Frage gehört, warum die Union da 
nicht kompromissbereit sei. Also, ich kann Ihnen nur 
sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wir haben vor 
Wochen einen Kompromiss auf den Tisch gelegt. Sie 
können doch nicht ernsthaft erwarten,

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

wenn Sie es in der eigenen Ampelkoalition nicht hinbe-
kommen, eine Mehrheit für dieses Thema zu bekommen, 
dass wir diese Arbeit bei uns in der Unionsfraktion ma-
chen – wo es auch ein breites Meinungsspektrum gibt –, 
wenn dieser Kompromissvorschlag von Ihnen nicht mal 
ansatzweise diskutiert wird.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dann erwarte ich von Ihnen auch, dass Sie ernsthaft auf 
uns zugehen und nicht lapidar sagen: Na ja, wir machen 
eine Impfpflicht jetzt erst ab 18, dann ab 50, jetzt ab 60, 
aber sofort, und ein Impfregister irgendwann mal.

Insofern auch für diejenigen, die hier noch unent-
schlossen sind: Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
wissen doch alle: Es ist ein sehr komplexes Thema. Wir 
haben alle individuelle Betroffenheit,

(Zurufe von der SPD)

wir haben eine Meinung. Wir haben uns alle eine Mei-
nung dazu gebildet. Wir wissen, wie hochpolarisierend 
dieses Thema in der Gesellschaft diskutiert wird. Deshalb 
ist es doch an uns, mit einem ausgewogenen Kompro-
miss, mit Augenmaß die Voraussetzungen zu schaffen, 
dass im Herbst diese Welle eben nicht kommt oder be-
kämpft werden kann.

(Katja Mast [SPD]: Einen Kompromiss macht 
man mit anderen zusammen und nicht alleine!)

Und dafür ist unser Vorschlag ein wirklich tragfähiger 
Kompromissvorschlag.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir strecken Ihnen die Hand entgegen. Ergreifen Sie 
diese Hand! Stimmen Sie unserem Kompromissvor-
schlag zu! Dann werden wir auch für den Herbst gut 
gewappnet sein.

(Katja Mast [SPD]: Kompromiss setzt Kom-
promissfähigkeit voraus!)

In diesem Sinne: Danke für Ihre Unterstützung, und 
vielen, vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das ist das, was wir in den Debatten immer gesagt haben, 
ich habe es in einer Debatte gesagt: Wir sollten uns die 
Tür zur Versöhnung offen halten, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, egal wie unterschiedlich die Meinungen sein 
mögen.

Wir haben als Union einen Vorschlag unterbreitet. Wir 
strecken Ihnen die Hand aus. Stimmen Sie diesem Vor-
schlag zu! Dann werden wir für den Herbst gut gewapp-
net sein, können die Debatte befrieden und die Polarisie-
rung aus der Gesellschaft nehmen.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die AfD-Fraktion Dr. Alice 

Weidel.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Alice Weidel (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Das Grundgesetz hat den Zweck, die Frei-
heitsrechte der Bürger zu garantieren. Unter diesen wich-
tigen und grundlegenden Rechten ragt das Recht auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit hervor. Das ist unsere 
letzte Verteidigungslinie.

(Beifall bei der AfD)
Wenn eine Regierung sich anmaßt, dieses höchste Recht 
nach Belieben umzubiegen, dann brauchen wir keinen 
Verfassungsschutz mehr, um zu sagen, dass diese Regie-
rung verfassungsfeindlich handelt.

(Beifall bei der AfD – Lachen und Wider-
spruch bei der SPD)

Die Impfpflicht ist nicht nur radikal verfassungsfeind-
lich; sie ist eine totalitäre Anmaßung, eine Entwürdigung 
des Individuums.

(Beifall bei der AfD)
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Der einzig argumentative Krüppel für die Impfpflicht ist 
eine Art kollektive Notwehr: Weil du mich angeblich mit 
deinem Körper gefährdest, hast du das Recht verwirkt, 
über diesen frei entscheiden zu dürfen. Ich zwinge dich 
daher zu deinem Glück. – Eine furchteinflößende Sicht-
weise!

(Beifall bei der AfD)
Ab wann stellt der menschliche Körper denn keine 

Gefahr mehr dar? Nach der dritten, nach der vierten, 
nach der fünften Impfung? Wer entscheidet das? Und 
wer gibt dem Staat das Recht, uns zu unserem angebli-
chen Glück zu zwingen? Weil die Befürworter klüger 
sind als der Rest?

Ausgerechnet die erste Berufsgruppe, die von der frei-
heitsfeindlichen Impfpflicht betroffen ist, sind Ärzte, 
Krankenpfleger, Altenpfleger, die im Übrigen in Scharen 
ihren Job kündigen, also diejenigen, die das größte Wis-
sen haben. Es geht also nicht um Wissen, um das Abwä-
gen von Rechtsgütern, sondern um die Lust an der unein-
geschränkten Verfügungsgewalt. Schon der Lockdown 
war eine Politik vorbei am Faktischen. Nach unserer 
Freiheit ist jetzt unser Körper an der Reihe.

(Beifall bei der AfD)
Die mRNA-Vakzine sind keine konventionellen Impf-

stoffe, sondern ein Quantensprung in der Wissenschaft.
(Zuruf von der SPD: Ja, genau!)

Keiner dieser Wirkstoffe hat eine reguläre Zulassung. 
Das in millionenteuren Werbekampagnen als „Piks“ zu 
verballhornen, ist eine Infantilisierung der Bürger, die 
einer rechtlichen Entmündigung vorweggreift.

(Beifall bei der AfD)
Berechtigten Bedenken wird nicht argumentativ, sondern 
pseudomoralisch begegnet. Der einzig rational nachvoll-
ziehbare Grund für eine Impfpflicht sind die Millionen 
Impfdosen, auf denen Professor Lauterbach sitzen bleibt.

(Beifall bei der AfD)
Das aber sind die Probleme eines überforderten Gesund-
heitsministers, nicht unsere.

Die Regierung trifft Entscheidungen ohne zuverlässige 
Datengrundlagen. Es gibt keine belastbaren Zahlen zum 
Impfstatus, zu Nebenwirkungen oder zu Hospitalisie-
rungsraten. Hinzu kommt, dass mittlerweile sogar dop-
pelt Geimpfte in der Statistik als ungeimpft gelten, wenn 
ihre letzte Impfung ein halbes Jahr zurückliegt. Ein Impf-
status für ein halbes Jahr – da gibt selbst die Regierung 
zu, dass die Impfung nichts taugt.

(Beifall bei der AfD)
Zahlenchaos auch bei der Erfassung von Impfneben-

wirkungen: Es mehren sich die Zeichen – und ich möchte, 
dass Sie das hier ernst nehmen – für eine dramatische 
Untererfassung von gravierenden Gesundheitsschäden 
durch die neuartigen mRNA-Vakzine.

(Beifall bei der AfD)
Diese Fälle sind keinesfalls selten. Die Universitätsklinik 
Marburg eröffnete eigens eine Spezialambulanz, die 
überläuft. Dort gibt es Wartelisten von über 800 Patienten, 
Hunderte E-Mails am Tag.

Das unwürdige Impfpflichtgeschacher der Ampel ist 
deshalb nicht nur blamabel. Es ist verantwortungslos.

(Beifall bei der AfD)

Sie wollen mit Ihrem Impfpflichtgesetz das Gesund-
heitsministerium ermächtigen, jede Gesetzesänderung 
ohne Abstimmung im Bundestag durchzuführen. Die 
Impfpflicht ab 60 dient Ihnen lediglich als trojanisches 
Pferd. Sie ist in Wirklichkeit die Impfpflicht für alle. Ver-
logener geht es nicht.

(Anhaltender Beifall bei der AfD – Die Abge-
ordneten der AfD erheben sich)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner ist Wolfgang Kubicki für die Gruppe 

„Kubicki und andere“.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wolfgang Kubicki (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

ist natürlich schwer, nach einem solchen Debattenbeitrag 
darauf nicht einzugehen, aber die Zeit erlaubt es mir 
leider nicht; denn ich bin auf drei Minuten begrenzt. 
Wir können das an anderer Stelle machen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann gut nachvollziehen, Herr Kollege Sorge, dass 
Emotionen bei diesem Thema hochgehen. Gleichzeitig 
müssen wir aber aufpassen, dass im Eifer des Gefechts 
nicht Argumente benutzt werden, die weniger auf Evi-
denz zurückzuführen sind als auf den unbedingten Wil-
len, die eigene Position durchzusetzen. Abseits von 
politischen Bewertungsfragen müssen wir im parlamen-
tarischen Prozess dafür sorgen, falsche Begründungen als 
solche zu identifizieren und als Argumente aus der De-
batte herauszunehmen. Deshalb sollten wir mit Blick auf 
die Anhörung im Gesundheitsausschuss folgende Punkte 
festhalten:

Eine Herdenimmunität wird durch die Impfung nicht 
erreicht.

Eine deutlich gefährlichere Virusvariante im kommen-
den Herbst ist nicht das wahrscheinlichste Szenario.

Ungeimpfte sind nicht schuld daran, dass sich andere 
Menschen infizieren.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Wir hatten keine Überlastung des Gesundheitssystems 
und werden voraussichtlich auch keine bekommen.

Die Einführung einer allgemeinen Impfpflicht mit ei-
nem nur bedingt zugelassenen Impfstoff ist verfassungs-
rechtlich ohnehin ein Problem.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Impfungen dienen dem Selbstschutz und nicht dem 
Fremdschutz.
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Wenn wir uns auf diese Punkte verständigen können, 
darf es aus verfassungsrechtlichen Gründen keine Impf-
pflicht geben. Es ist nämlich nicht die Aufgabe des Staa-
tes, erwachsene Menschen gegen ihren Willen zum 
Selbstschutz zu zwingen.

(Beifall bei der FDP und der AfD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Dieses Haus hat eine Vorbildfunktion für die Debatten-
kultur in unserem Land. Deshalb darf es nicht darum 
gehen, am Ende einer Abstimmung als vermeintliche 
Sieger oder Verlierer dazustehen. Es muss uns darum 
gehen, am Ende die rechtlich und gesundheitspolitisch 
beste sowie die gesellschaftlich verträglichste Lösung 
gefunden zu haben.

(Beifall bei der FDP)
Hier können die Menschen erwarten, dass neue Erkennt-
nisse auch zu einer Revision der alten Positionen führen. 
Wenn die Delta-Variante viele in diesem Hause zum Um-
denken in Sachen Impfpflicht gebracht hat, dann muss 
das Auftreten der milderen Omikron-Variante kon-
sequenterweise ebenfalls zu einem Umdenken führen.

(Beifall bei der FDP und der AfD)
Die Menschen können nachvollziehen, dass bei einer 
Verschärfung der Situation auch schärfere politische 
Maßnahmen gefordert werden. Wenn diese schärferen 
Maßnahmen aber auch gefordert werden, obwohl die Si-
tuation sich entspannt hat, dann stellt sich die Frage, ob es 
wirklich noch um eine sachgerechte politische Lösung

(Zuruf von der SPD: Vorsorglich!)
oder eher darum geht, die politische Deutungshoheit zu 
behalten.

(Beifall bei der FDP und der AfD – Zuruf des 
Abg. Tino Sorge [CDU/CSU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Ethikrat, auf den 
sich ja so viele immer wieder berufen – ich empfehle, die 
161 Seiten der Veröffentlichung des Ethikrats mal zu 
lesen –, hat in dieser Woche eine bemerkenswerte Stel-
lungnahme zur vergangenen und künftigen Auseinander-
setzung mit der Coronapandemie abgegeben. Er formu-
lierte unter anderem – ich zitiere –:

Wenn die von einer pandemisch auftretenden Infek-
tionskrankheit ausgehenden gesundheitlichen Risi-
ken durch Impfungen, Medikation, Immunisierung 
durch vorausgegangene Infektionen oder auch 
infolge der Verbreitung neuer Virusvarianten mit 
höherer Infektiosität, aber geringerer Pathogenität 
unterhalb dessen liegen, was die Gesellschaft im 
Hinblick auf andere Viruserkrankungen … hin-
zunehmen bereit ist, lassen sich schwerwiegende 
Freiheitseingriffe nicht mehr rechtfertigen.
(Beifall bei der FDP und der AfD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN)

Frau Präsidentin, mein letzter Satz: Deshalb ist eine 
allgemeine Impfpflicht, ob ab 18 oder 60, weder rechtlich 
noch gesellschaftspolitisch zu rechtfertigen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der AfD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner ist für die Gruppe „Baehrens, Janecek 

und andere“ der Kollege Dr. Andrew Ullmann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Ziel unseres 
Gesetzentwurfes ist ganz klar: Wir wollen Vorsorge tref-
fen. Wir wollen keinen dritten Coronawinter erleben, wie 
wir ihn letztes und vorletztes Jahr erlebt haben. Wir wol-
len endlich frei sein, wobei wir auch unser Gesundheits-
system schützen. Lieber Wolfgang, es geht hier nicht um 
Selbstschutz, sondern um Fremdschutz. Wir wollen unser 
Gesundheitssystem vor Überlastungen schützen. Das 
funktioniert nur mit einer guten Immunisierung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Meine Damen und Herren, wir stehen vor einem Ent-
scheidungsdilemma. Eine Vorhersage, wie die Welle im 
Winter aussehen wird, können wir seriös nicht treffen. 
Wir wissen: Die Welle kommt. Aber die Qualität dieser 
Welle kennen wir nicht.

(Zuruf von der AfD: Dann können wir es las-
sen!)

Das ist ähnlich wie bei einer Wettervorhersage. Aber dass 
sie kommen wird, ist klar. Wir brauchen auch bessere 
Datengrundlagen, keine Frage. Diese werden wir auch 
bekommen. Wir werden uns darüber entsprechend be-
richten lassen. Aber was sollen wir jetzt machen, um 
den nächsten Winter nicht in einer Katastrophe enden 
zu lassen? Sollen wir nichts machen? Stand der Dinge 
heute ist das sicherlich eine Möglichkeit. Das wäre aber 
ein Pokerspiel. Wir haben es letztes Jahr bereits erlebt. 
Nichts zu machen, hat dazu geführt, dass wir wieder 
einen Coronawinter hatten, und den wollen wir nicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir wollen auch nicht aus dem Bauch heraus irgend-
eine Entscheidung treffen, weil es sich gut anfühlt. Nein, 
wir wollen ein wissenschaftlich fundiertes Gegenmittel 
einbringen, und dieses Gegenmittel soll ganz klar bewir-
ken, die Impflücke zu schließen; denn nur so kommen wir 
durch den nächsten Winter.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Katrin Helling- 
Plahr [FDP])
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Es stellt sich dann aber die Frage: Wie? Gut reden brachte 
bislang wenig. Impfpflicht, ja; dann müssen wir aber 
natürlich prüfen, inwieweit auch mildere Mittel möglich 
sind. Das ist eine professionelle ärztliche Aufklärung der 
Ungeimpften.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Aber Sie for-
dern das Gegenteil!)

Die Bürgerinnen und Bürger sind aufklärungswillig 
und auch vernünftig. So können wir unsere Impfquoten 
erhöhen. Der ursprüngliche Gesetzentwurf aus unserer 
Gruppe hatte dies zum Inhalt. Aber wir waren die kleinste 
Gruppe. Wir hatten keine Mehrheit, und wir haben sie 
auch nicht. Wir haben wiederholt versucht, Kontakte her-
zustellen. Das hat leider nicht funktioniert. Aber die 
Mehrheit der Antragstellerinnen und Antragsteller unse-
rer Gruppe wollte heute nicht mit leeren Händen daste-
hen. Wir waren kompromissbereit. Wir haben einen 
Kompromiss gesucht und sind auf die Gruppe der Befür-
worter einer allgemeinen Impfpflicht zugegangen. Wir 
als Gruppe der Befürworter der Aufklärungspflicht haben 
einen Kompromiss gefunden. In Teilen ist er natürlich 
schmerzhaft, weil wir unsere Idee immer noch für die 
bessere halten. Aber wir können heute Nachmittag nicht 
ohne irgendetwas dastehen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Dann stimmen 
Sie mit Nein! Es geht hier nicht um Gesichts-
wahrung!)

Deswegen möchte ich der Verhandlungsgruppe und auch 
den Kolleginnen und Kollegen unserer ursprünglichen 
Gruppe Danke sagen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Ullmann, gestatten Sie eine Zwischenbemerkung 

oder -frage aus der AfD-Fraktion?

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Das ist durchaus therapeutisch; dann kühlen sie sich 

runter. Ich lasse das mal zu.

Präsidentin Bärbel Bas:
Welcher Kollege von Ihnen beiden war es denn? – Sie 

haben das Wort.

Robert Farle (AfD):
Ich möchte Ihnen als 72-Jähriger, der sich nicht hat 

impfen lassen und bis heute durch die sogenannte Pande-
mie gekommen ist, ohne groß irgendetwas zu haben, 
sagen: Ich hatte vor drei Wochen nicht für zwei, sondern 
für drei Tage diese Omikron-Variante, war dann wieder 
heile und konnte mich in Sachsen-Anhalt testen lassen, 
und die Sache war erledigt. Ich war nicht krank. Aber ich 
habe Leute gesehen, die nach der Impfung zitternd so 
dastanden, die wochenlang behandelt werden mussten. 
Nehmen Sie zur Kenntnis, wie viele Menschen es gibt, 
die vor dieser Impfung Angst haben, weil diese Impfung 
auch viele Menschen krank macht!

Es gibt Gutachten, die besagen, dass 0,4 Prozent der 
Leute, die geimpft werden – 0,4 Prozent! –, sogar mit 
dem Tode bedroht sind. Wie können Sie da überhaupt 
noch über eine allgemeine Impfpflicht, über einen sol-
chen Grundrechtseingriff sprechen? Ich fordere Sie auf, 
davon Abstand zu nehmen und klipp und klar zu regeln, 
dass Deutschland ein freiheitliches Land ist, dass wir ein 
Rechtsstaat sind. Eine Krankenhausüberbelastung hat es 
überhaupt nicht gegeben.

Entschuldigen Sie bitte, dass ich so heftig werde; aber 
ich mache mir Sorgen. Die Impfung kann nämlich auch 
mich umbringen, wenn ich sie bekommen muss.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Ich werde mich auf keinen Fall impfen lassen. Das sage 
ich Ihnen. Da zahle ich lieber ein Bußgeld. Schluss, aus! 
Hören Sie auf damit! Lassen Sie die Menschen in Freiheit 
leben!

(Beifall bei der AfD – Dagmar Schmidt [Wetz-
lar] [SPD]: Aufstehen! Und lassen Sie die 
Maske auf! – Weiterer Zuruf von der SPD: 
Stammtischniveau!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Kollege, bleiben Sie bitte stehen. – Danke.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Sie dürfen sich auch hinsetzen; denn Sie waren jetzt 

sehr erregt. Da ist das vielleicht besser.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP, der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich finde, Sie haben einige wichtige Punkte ein-
gebracht. Ich will mal konstruktiv an die Sache heran-
gehen.

Sie haben Ihre eigene Beobachtung mit Ihrem Körper 
gemacht. So läuft klinische Wissenschaft leider nicht.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Ich freue mich für Sie, dass Sie in Ihrem Alter, mit 72, 
eine Covid-Infektion so gut überstanden haben. Wir wis-
sen – das gibt auch die Wissenschaft her –: 80 Prozent der 
Menschen haben einen sehr milden Verlauf. Und das ist 
auch gut so.

Man spielt durchaus Roulette oder Poker, wenn es 
darum geht, sich impfen zu lassen oder nicht. Aber eine 
Sache muss man klar sagen: Wir haben jetzt keine all-
gemeine Impfpflicht in unserem Kompromiss stehen, 
sondern eine Impfpflicht ab 60 mit Scharfstellung ab 
Oktober.

(Thomas Seitz [AfD]: Lügner! Glatt gelogen! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP]: 
Der Kollege hat doch gefragt! Haben Sie 
doch mal ein bisschen Anstand!)

– Darf ich mal zu Ende sprechen? Ich habe ihn ja auch 
ausreden lassen.
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(Zuruf von der SPD: Das fällt ihnen aber 
schwer!)

Somit haben Sie und auch wir die Möglichkeit, zu 
sagen: Wenn die Coronakrise so weiterläuft wie bisher – 
auch die WHO sagt ja, es könnte milder werden, wir 
könnten einen endemischen Verlauf haben –, dann setzen 
wir die Impfpflicht wieder aus. – Wir sind doch hier im 
Bundestag da, um darüber zu entscheiden. Das ist doch 
kein Problem. Wir können das jederzeit entscheiden. 
Aber wir müssen uns vorbereiten, damit dieser Winter 
nicht zur Katastrophe wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Einen Moment, ich bin noch nicht fertig. – Sie haben 
auch gesagt: Die Leute haben Angst vor der Impfung. – 
Das ist genau der Punkt. Die Leute, die Angst und Sorge 
vor der Impfung haben, nehme ich als Arzt sehr ernst. Sie 
müssen aufgeklärt werden, aber nicht durch irgendwelche 
Threema-Gruppen oder Facebook-Gruppen oder SMS, 
die man bekommt, oder durch Telegram-Gruppennach-
richten von der AfD, sondern durch eine professionelle 
ärztliche Aufklärung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

So funktioniert Medizin, und so kommen wir hier auch 
weiter. Aber einfach zu behaupten, dass die Impfung 
unsere Freiheit zerstört, ist wirklich zu kurz gesprungen 
und ein bisschen blind.

(Beifall der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

In der Menschheitsgeschichte war es bisher immer so: 
Eine Pandemie endet dann, wenn eine Bevölkerung im-
munisiert ist. Die Immunisierung war in der Mensch-
heitsgeschichte immer mit Tod und Krankheit verbunden. 
Wir haben jetzt erstmalig in der Menschheitsgeschichte 
die Möglichkeit, mit einer Impfung diesen Teufelskreis 
zu durchbrechen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie wissen, dass 
das nicht stimmt! Keine Herdenimmunität 
durch die Impfung! Sie wissen, dass das falsch 
ist!)

Aber Sie setzen auf Ihre Freiheit und sagen: Das ist meine 
Freiheit; ich halte nichts von gesellschaftlicher Verant-
wortung. – Wenn Sie von Freiheit sprechen, müssen Sie 
auch von qualitativer Freiheit sprechen, nicht von einer 
Sammlung irgendwelcher Freiheiten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der CDU/CSU und des Abg. Jan 
Korte [DIE LINKE])

In unserem Gesetzentwurf – und den biete ich jetzt an – 
steht tatsächlich die Aufklärungspflicht an erster Stelle. 
Ich bin sehr dankbar, dass die Gruppe uns da entgegen-
gekommen ist. Die Impfpflicht sehen wir für die beson-
ders vulnerablen Personen ab 60 Jahren vor, mit Scharf-
stellung im Oktober. Der Bundestag erhält regelmäßig 

wissenschaftliche Berichte über den Stand der Pandemie, 
global wie national, und hat somit auch die Möglichkeit 
der Aussetzung oder Erweiterung der Impfpflicht. Das ist 
Weitsicht. Mit Weitsicht kommen wir vor die Welle.

Liebe Unionskolleginnen und -kollegen, es gibt keine 
Blaupause in der Pandemiebekämpfung. Nur gemeinsam 
können wir diese Pandemie bekämpfen. Reißen Sie die 
Mauer des Parteistolzes ein, und lassen Sie Ihr Gewissen 
sprechen! Unser Gesetzentwurf ist ein Angebot an Sie 
alle.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Nina Warken für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nina Warken (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir müssen heute darüber sprechen, wie wir unser 
Land und unser Gesundheitssystem auf die kommenden 
Monate vorbereiten. Ich muss ehrlich sagen: Es wäre 
schon wünschenswert gewesen, wenn die Debatte und 
das Verfahren in dieser wichtigen Frage anders gelaufen 
wären. Stattdessen ist ein gewisses Wirrwarr entstanden.

(Leni Breymaier [SPD]: Das Wirrwarr heißt 
CDU!)

Das Wirrwarr hat begonnen, als sich die Regierungsfrak-
tionen in Gruppenanträge geflüchtet haben,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gruppenanträge sind ein ganz normales 
parlamentarisches Verfahren!)

statt ihrer Verantwortung gerecht zu werden und mit einer 
Stimme einen tragfähigen Gesetzentwurf einzubringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dass Sie mit diesem Vorgehen nicht weiterkommen und 
die Gefahr besteht, dass Sie am Ende ohne eine Lösung 
dastehen, war von Beginn an absehbar und ein völlig 
falsches Signal.

Wo wir schon bei falschen Signalen sind, möchte ich 
auch einmal sagen, Herr Kollege Lauterbach, dass es aus 
meiner Sicht in der aktuellen Lage, während die Verhand-
lungen laufen, angebracht gewesen wäre, mit den Kolle-
gen gemeinsam um einen mehrheitsfähigen Gesetzent-
wurf zu ringen, statt wieder bis spät in die Nacht bei 
„Markus Lanz“ zu sitzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Zurufe von der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir als CDU/CSU 
waren nicht untätig. Anders als Sie haben wir vor Wo-
chen ein der aktuellen Lage angemessenes Konzept vor-
geschlagen. Hinter diesem steht unsere Fraktion, und von 
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diesem sind wir überzeugt. Wo jedoch keine klare Linie 
erkennbar war, war bei Ihrem Lavieren in den letzten 
Tagen, das in der Sache schon unwürdig war.

(Saskia Esken [SPD]: Das nennt man Kom-
promiss!)

Aus den Vorschlägen einer Impfpflicht für über 50-Jäh-
rige und einer Impfpflicht ab 18 ist jetzt der Vorschlag 
einer Impfpflicht ab 60 geworden. Wie dieses Rechenbei-
spiel noch zu vermitteln ist, weiß ich nicht, und wo da 
eine Güterabwägung stattgefunden haben soll, erschließt 
sich mir auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Zuruf der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir lassen uns, lieber Herr Kollege Dr. Ullmann, auch 
nicht vorwerfen, dass wir nicht kompromissbereit waren 
oder dass wir allein aus parteitaktischen Gründen mit 
Ihrem Vorschlag nicht mitgehen.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Nein!)

Nein, wir gehen aus guten Gründen nicht mit.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Wir haben alle den Brief gelesen!)
Unser Antrag ist aus unserer Sicht der beste, weil er der 
einzige ist, der lage- und sachgerecht ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Er bietet für alle künftigen Entwicklungen der Pandemie 
eine Antwort.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Stimmen Sie auf gar keinen Fall nach 
dem Gewissen ab!“)

Hier und heute eine Impfpflicht zu einem festen Datum 
zu beschließen, ist angesichts der aktuellen Lage verfrüht 
und unverhältnismäßig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wer mildere Mittel zur Pandemiebekämpfung wie die 
Maskenpflicht einfach auslaufen lässt, der kann heute 
parallel dazu keinen tiefgreifenden Grundrechtseingriff 
in Form einer Impfpflicht einführen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Impfen ist zwar „nur“ ein Piks, aber es ist auch ein kör-
perlicher Eingriff und eben nicht lapidar. Daher muss 
sorgfältig abgewogen werden, und das tun Sie nicht.

(Katja Mast [SPD]: Wir haben hier die letzten 
Monate genutzt!)

Damit hat sich die Ampel selbst in eine Sackgasse der 
Rechtsunsicherheit manövriert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Impfen schützt, insbesondere vor schweren Verläufen; 
allerdings droht momentan keine Überlastung des Ge-
sundheitssystems. Deshalb ist aus unserer Sicht aktuell 
keine Impfpflicht angezeigt. Aber wir müssen vorbereitet 
sein für den Fall, dass der Pandemieverlauf zum Beispiel 
wegen einer tödlicheren Variante eine Impfpflicht erfor-

derlich macht. Deshalb müssen wir schon heute ein 
rechtssicheres Gesetz schaffen, das die Voraussetzungen 
für einen passgenauen Impfmechanismus der Zukunft 
sicherstellt. Das genau, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
tun wir mit unserem Antrag. Er enthält eben keine starre 
Impfpflicht auf Vorrat, die aufgrund der heute unklaren 
Pandemieentwicklung völlig ungeeignet ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Liebe Kollegin Warken, gestatten Sie, auch wenn Sie 

eigentlich nur noch drei Sekunden hätten, eine Zwischen-
frage aus der SPD-Fraktion?

Nina Warken (CDU/CSU):
Gern.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Rosemann.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Frau Kollegin Warken, erst mal vielen Dank, dass Sie 

die Zwischenfrage zulassen. – Vielleicht können Sie ja 
die Frage beantworten, die der Kollege von Bündnis 90/ 
Die Grünen vorher dem Herrn Sorge gestellt hat, die 
dieser aber überhaupt nicht beantworten konnte.

Sie sprechen von Vorsorge. Das passt zum Namen 
Ihres Kollegen, aber leider nicht zu Ihrem Antrag.

(Zurufe von der CDU/CSU]: Oh!)

Erklären Sie doch mal, wie Sie die eigentlich sicherstel-
len wollen. Ihre Impfvorsorge soll eventuell greifen,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Kommt da noch was 
Essenzielles?)

wenn die Krankenhäuser schon voll sind. Dann soll sie in 
Kraft treten, dann beginnt es.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Einfach den 
Antrag nicht gelesen! Da steht es genau drin!)

Dann müssen die Bürgerinnen und Bürger drei Impfun-
gen durchmachen, die ja mit einem gewissen Abstand 
durchgeführt werden müssen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Einfach mal 
den Antrag lesen! – Dorothee Bär [CDU/ 
CSU]: Si tacuisses …!)

Erklären Sie doch mal, was an diesem Verfahren Vor-
sorge sein soll,

(Zuruf von der CDU/CSU: Nachsitzen!)

wenn es erst greift, also die Leute geimpft sind, wenn die 
Welle schon wieder rum ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Lachen der Abg. Dorothee 
Bär [CDU/CSU] – Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU]: Von den über 60-Jährigen sind schon 
90 Prozent geimpft!)
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Nina Warken (CDU/CSU):
Ich glaube, Herr Kollege, Sie müssen sich selbst die 

Frage stellen, ob Sie mit dem, was Sie hier vorschlagen, 
in der aktuellen Welle überhaupt irgendetwas bewirken 
können. Das zum einen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist aber 
ganz schwach! – Weitere Zurufe von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum anderen kann ich nur noch mal betonen, dass Herr 
Kollege Sorge das schon dezidiert dargelegt hat und man 
den Antrag einfach auch mal lesen kann. Das würde, 
glaube ich, helfen, ihn zu verstehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es hilft uns am Ende auch kein Gesetz, das von Karlsruhe 
wieder kassiert wird, weil es zum jetzigen Zeitpunkt un-
verhältnismäßig ist, weil der Grundrechtseingriff zum 
jetzigen Zeitpunkt eben nicht gerechtfertigt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Katja Mast [SPD]: Gut, dass Sie das nicht al-
leine zu entscheiden haben!)

Sie haben sich ja zum Beispiel mit der Einführung 
eines Impfregisters ziemlich schwergetan, was aus unse-
rer Sicht eine essenzielle Voraussetzung ist, um über-
haupt eine Datenlage zu haben,

(Heike Baehrens [SPD]: Das ist Teil des Ge-
setzes!)

an der man ansetzen kann, auf deren Grundlage man die 
Menschen gezielt anschreiben kann. Da hilft nämlich 
keine Beratungspflicht für diejenigen Leute, die eh schon 
sagen: Ich lasse mich nicht impfen; da brauche ich auch 
keine Beratungspflicht.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das Impfregister steht doch drin! Was 
ist Ihr Problem?)

Man muss aber gezielt Menschen anschreiben, auffor-
dern, informieren. Deswegen haben wir auch gesagt, dass 
ein Impfregister wichtig ist. Sie haben sich da lange ge-
sperrt und haben das aus Datenschutzgründen oder was 
auch immer abgelehnt. Aber man braucht solche Mecha-
nismen, um vorbereitet zu sein. Und da sagen wir: Wir 
müssen uns vorbereiten, wir müssen besser vorbereitet 
sein. Deswegen unser Antrag, der jetzt schon die Wei-
chen stellt, um, wenn es so weit ist, ein Gesetz zu haben, 
das dann auch rechtssicher ist. Ein Gesetz, das zwar jetzt 
verabschiedet wird, aber am Ende keine Wirkung entfal-
ten kann, weil es von den Gerichten wieder kassiert wird, 
hilft uns, glaube ich, überhaupt nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich darf aber abschließend, Frau Präsidentin, noch ein-

mal sagen – der Kollege Sorge hat es schon betont –: Die 
Union bleibt gesprächsbereit. Lassen Sie uns doch ge-
meinsam versuchen, noch eine gute Lösung und einen 
guten Kompromiss für unser Land zu finden!

(Katja Mast [SPD]: Sie hatten die letzten Wo-
chen Zeit, zu sprechen!)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner für die Gruppe „Baehrens, Janecek 

und andere“ ist der Kollege Dr. Janosch Dahmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Liebe Kollegin Warken, lieber Kollege Sorge, viel-
leicht lassen Sie mich mit einer Bemerkung vorab starten: 
Demokratie besteht nicht daraus, dass man einen wir-
kungslosen, halbfertigen Antrag in den Raum wirft, 
dann die Tür verschließt und nicht mehr ans Telefon geht. 
Demokratie besteht vielmehr daraus, einen Gesetzent-
wurf vorzulegen,

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Warum haben 
Sie es dann nicht gemacht?)

in Verhandlungen zu gehen und hier, im Parlament, Kom-
promisse zu schließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das haben Sie in vier Monaten nicht hinbekommen.
Nach vier Monaten intensiver Debatte in der Gesell-

schaft und im Parlament zur Frage, ob es eine Impfpflicht 
als vorsorgendes Instrument aus der Pandemie geben soll, 
ist heute der Tag der Entscheidung. Ich lege mit vielen 
Abgeordneten aus den Oppositionsfraktionen und den 
Regierungsfraktionen einen funktionierenden Gesetzent-
wurf vor, der im Kern eine Impfpflicht ab 60 Jahren vor-
sieht, der wirksam ist, der rechtssicher ist und der ver-
nünftig ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Als Arzt möchte ich Ihnen sagen – die Frage kam 
gerade auf –, dass die Altersgrenze keineswegs willkür-
lich, sondern mit Bedacht und medizinscher Evidenz ge-
wählt ist. Zwischen 50 und 60 Jahren steigt das Risiko für 
einen schweren Verlauf noch einmal extrem an. Das 
heißt, eine Impfpflicht ab 60 Jahren erfüllt zwei Ziele: 
Zum einen schützt sie die besonders gefährdeten Men-
schen, zum anderen schützt sie unser Gesundheitssystem 
vor neuerlicher Überlastung und uns alle vor einem wei-
teren Pandemieherbst und -winter. Deshalb verdient die-
ser Gesetzentwurf Ihre Stimmen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Die Pandemie ist eine von mehreren Simultankrisen, 
mit denen wir in unserer Zeit aktuell konfrontiert sind. 
Die beste Krisenpolitik ist Krisenprävention. Nach zwei 
Jahren Pandemie, nach Flutkatastrophe, nach Energie-
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abhängigkeit von einem russischen Diktator möchte ich 
mir nicht vorwerfen lassen, in der Gesundheitspolitik 
keine Vorsorge getroffen zu haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vorsorge heißt, dafür zu sorgen, dass die Pandemie im 
Herbst und Winter nicht wieder unser öffentliches Leben 
lahmlegt. Vorsorge heißt, heute zu handeln, um die Frei-
heit von morgen zu sichern.

(Zuruf des Abg. Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU])

Die Prävention in Form der Impfpflicht bringt uns raus 
aus dieser Pandemie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Katrin 
Helling-Plahr [FDP])

Aus guten Gründen soll es bei dieser medizinethischen 
Frage keine Fraktionsdisziplin geben. Wenn ich nun aber 
höre, dass Unionsabgeordnete intern schriftlich aufgefor-
dert werden, bei dem Vorschlag einer Impfpflicht ab 
60 Jahren nicht mit Ja zu stimmen, dann habe ich den 
Eindruck, dass sich die Union bei einer besonderen Ge-
wissensfrage besonders gewissenlos benimmt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Neben dem Virus, das Menschenleben tötet, gibt es in der 
Politik offensichtlich ein Virus der Parteitaktik, und die-
ses Virus der Parteitaktik tötet das Vertrauen in demokra-
tische Institutionen.

Wir alle in diesem Parlament haben eine gemeinsame 
Verantwortung für dieses Land gegenüber den Menschen, 
die nach vier Monaten mehrheitlich weiterhin eine Impf-
pflicht wollen. Wir haben die Verantwortung, jetzt Vor-
sorge für den Herbst zu treffen. Liebe Union, auch Sie 
stehen in der Verantwortung. Besinnen Sie sich darauf, 
und stimmen Sie für den vorliegenden Gesetzentwurf!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die Fraktion der AfD Martin 

Sichert.
(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein ech-

ter Demokrat macht nach der Wahl, was er vor der Wahl 
versprochen hat.

(Beifall bei der AfD)
Heute ist der Tag, an dem die Bürger sehen, welche 
Abgeordneten Demokraten sind. Vor der Bundestagswahl 
hat jede der im Bundestag vertretenen Parteien den Wäh-
lern versprochen, dass es keine Impfpflicht geben wird.

(Beifall bei der AfD)

Jede einzelne hier vertretene Partei hat dieses Verspre-
chen im Wahlkampf gegeben. Für uns von der AfD ist 
die Demokratie Grundlage unseres Handelns.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Als überzeugte Demokraten werden wir nach der Wahl 
halten, was wir vor der Wahl versprochen haben, indem 
wir geschlossen gegen eine Impfpflicht stimmen.

(Beifall bei der AfD)
Es ist an der Zeit, all die Lügen zu beenden, auf 

denen die gesamte Coronapolitik fußt. Justizminister 
Buschmann log, als er sagte, dass zum 20. März alle 
Maßnahmen enden werden. Maßnahmen sind noch da.

(Beifall bei der AfD)
Gesundheitsminister Lauterbach log, als er Ende Oktober 
sagte, dass es keinen Booster für alle brauche, und er drei 
Wochen später den Booster für alle forderte. Einfache 
Abgeordnete logen, wie Emilia Fester, als sie verkündete, 
dass sie nicht im Ausland war, obwohl sie Urlaub in 
Dänemark gemacht hat.

(Beifall bei der AfD)
Aber wie kann man es dem Bundestagsküken zum Vor-
wurf machen, wenn selbst der Bundeskanzler lügt?

(Dr. Rolf Mützenich [SPD] Jetzt reicht’s aber 
mit dem Vorwurf der Lüge!)

Olaf Scholz log, als er im Dezember erklärte, dass die 
Regierung nichts von schweren Nebenwirkungen der 
Impfung erfahren habe. Zu dem Zeitpunkt waren laut 
Bundesregierung knapp 30 000 Fälle schwerer Neben-
wirkungen registriert. Das ist immerhin die Bevölkerung 
einer mittelgroßen Stadt.

(Beifall bei der AfD)
Herr Scholz ist nicht da; er ist zu Beginn meiner Rede 

anscheinend geflüchtet. Aber ich denke, er schaut heim-
lich draußen am Fernseher zu. Herr Scholz, Sie haben den 
Bürgern vor der Bundestagswahl gesagt: Wir brauchen 
keine Impfpflicht. – Wollen Sie wirklich auch dieses 
Wahlversprechen brechen und als Lügenkanzler in die 
Geschichte eingehen?

(Beifall bei der AfD – Dr. Rolf Mützenich 
[SPD]: Das ist doch unglaublich mit dem Vor-
wurf der Lüge! Das muss doch mal gerügt 
werden!)

Die nächste Lüge kam von Jens Spahn. Er sagte näm-
lich, die Impfung sei ordentlich zugelassen. Das ist die 
Impfung bis heute nicht. Es gibt nur eine bedingte Zu-
lassung der EMA, die bis 2024 eine ordentliche Zulas-
sung prüft.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Zwei Jahre!)
Jeder, der ein Medikament nimmt, das nur bedingt zuge-
lassen ist, nimmt an einem medizinischen Experiment 
teil.

(Beifall bei der AfD)
Und ein medizinisches Experiment darf niemals ver-
pflichtend sein.
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(Beifall bei der AfD – Dr. Rolf Mützenich 
[SPD]: Was ist das denn hier für eine Debatte?)

Das besagen nicht nur die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte, die europäische Grundrechtecharta 
und das Grundgesetz; das sollte auch jeder Bundestags-
abgeordnete aus der deutschen Geschichte gelernt haben.

(Beifall bei der AfD)
Daher fordere ich Sie alle auf: Schließen Sie sich uns 

an! Zeigen Sie, dass Ihnen die Demokratie was wert ist, 
und stimmen Sie gegen die Impfpflicht!

(Beifall bei der AfD – Abgeordnete der AfD 
erheben sich)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, werde ich Sie, 

Kollege Sichert, für zwei Dinge rügen; denn es hat zwei 
persönliche Angriffe gegeben. Ich will das hier noch ein-
mal erklären.

(Zurufe von der AfD: Oh!)
Sie haben zum einen die Kollegin Emilia Fester als 

Bundestagsküken bezeichnet.
(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

– Sie mögen lachen. Das ist aber ein Angriff auf eine 
Person und eine despektierliche Äußerung. Dafür rüge 
ich Sie hier.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Das Zweite ist: Sie haben den Bundeskanzler in Person 
als Lügner bezeichnet.

(Beifall bei der AfD – Martin Reichardt [AfD]: 
Das ist doch so! – Weitere Zurufe von der AfD: 
Das ist richtig!)

Auch das ist ein Angriff auf die Person. Und auch dafür 
erteile ich Ihnen eine Rüge.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Martin 
Sichert [AfD]: Wenn er lügt, werde ich hier 
immer sagen, dass er ein Lügner ist!)

– Das diskutiere ich jetzt mit Ihnen nicht. – Das ist hier-
mit noch mal festgehalten.

Jetzt rufe ich den nächsten Redner auf: für die Gruppe 
„Baehrens, Janecek und andere“ Dr. Karl Lauterbach.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Karl Lauterbach (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst einmal: Sehr viele hier im Haus zögern, ob 
eine Impfpflicht noch notwendig ist, weil die Omikron- 
Variante milder verläuft als frühere Varianten. Ich möchte 
dazu sagen: Omikron ist deshalb eine etwas mildere Va-
riante, weil schon so viele Menschen geimpft sind.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Widerspruch bei der AfD)

Wenn sich alle so verhalten hätten, wie es hier zum Teil 
vorgetragen wird, und sich niemand hätte impfen lassen, 
dann hätten wir jetzt eine lupenreine Katastrophe und 
wären im völligen Lockdown. Das muss man verstehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Herr Kollege Kubicki, alle bisherigen Varianten sind 
von Experten nicht vorhergesagt worden. Sie haben uns 
aber eben vorgetragen, was im Herbst kommt. Seien Sie 
bescheidener. Ich schätze Sie. Ich gebe Ihnen Literatur, 
die zeigt: Es sind sehr gefährliche Varianten möglich. 
Wenn die Omikron-Variante zum Beispiel tiefer in die 
Lungenabschnitte vordringt – das sind nur fünf oder 
sechs Mutationen –, dann haben wir eine sehr anstecken-
de, sehr gefährliche Variante. Davor haben namhafte Kol-
legen Angst. Sie sollten nicht vortäuschen, Sie wüssten, 
dass das im Herbst nicht der Fall ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Katrin Helling- 
Plahr [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Lauterbach, gestatten Sie eine Frage von der Kol-

legin Baum aus der AfD-Fraktion?

Dr. Karl Lauterbach (SPD):
Nein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, dass es im 

Oktober, selbst wenn die Omikron-Variante im Herbst 
zurückkäme – es käme keine andere, gefährlichere Vari-
ante; die Situation wäre genauso wie jetzt –, nach allem, 
was die Modelle hergeben, ungefähr 200 bis 300 Todes-
fälle pro Tag geben wird, wie jetzt. Wollen wir das als 
Gesellschaft wirklich akzeptieren?

(Beifall der Abg. Leni Breymaier [SPD])
Wollen wir uns daran gewöhnen, dass jeden Tag 200 oder 
300 Menschen sterben? Und wollen wir uns erzählen 
lassen, dass einzelne Glück gehabt haben, während an-
dere auf der Intensivstation liegen und um ihr Leben 
kämpfen? Das kann keine humane Gesellschaft für uns 
sein.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Katrin Helling- 
Plahr [FDP])

Wir haben es in der Hand. Ich appelliere noch einmal 
an die Kolleginnen und Kollegen in der Union: Von Ihnen 
wird heute sehr viel abhängen. Sie können der Verant-
wortung nicht ausweichen, indem Sie sagen, Sie seien 
gesprächsbereit. Die Gespräche haben über Monate statt-
gefunden. Heute ist der Tag der Entscheidung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Katrin Helling- 
Plahr [FDP])
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Lassen Sie uns nicht im Stich, oder stehen Sie wenigstens 
zu dieser Verantwortung. Wenn Sie die Impfflicht nicht 
wollen, dann sagen Sie es. Es gibt Abgeordnete in diesem 
Parlament, von denen ich so gut wie nichts erwarte; sie 
sagen aber klar, was sie wollen. Seien Sie ehrlich: Wollen 
Sie die Impfflicht oder nicht? Wir brauchen heute Ihre 
staatstragende Unterstützung, um im Herbst anders da-
zustehen als jetzt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Katrin Helling- 
Plahr [FDP])

Ich möchte zum Schluss die wichtigste Zahl nennen. 
Der Abgeordnete Janosch Dahmen, er ist Arzt, hat es 
angedeutet; ich sage es noch einmal, wir sind da einer 
Meinung. Die wichtigste Zahl heute ist 90 Prozent. 
Wenn wir die Impfflicht ab 60 einführen, dann verhindern 
wir 90 Prozent der Todesfälle, die wir mit einer Impfflicht 
ab 18 verhindert hätten.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nein! Das tun 
wir nicht!)

Wir haben heute durch die Einführung einer Impfpflicht 
die Möglichkeit, 90 Prozent der Todesfälle zu vermeiden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie Clown!)
Nutzen wir bitte diese Gelegenheit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Beatrix von Storch [AfD]: Wer nimmt 
Sie eigentlich noch ernst?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, hat das Wort 

zu einer Kurzintervention Frau Dr. Baum.

Dr. Christina Baum (AfD):
Vielen Dank. – Herr Lauterbach, ich bin 66 Jahre und 

habe bis heute mein Leben in Eigenverantwortung ver-
bracht, privat wie wirtschaftlich. Ich bin zudem Zahn-
ärztin und stehe jeden Tag in dem so genannten Spray-
nebel, in den Aerosolen, und habe bis heute diese zwei 
Jahre und drei Monate ohne irgendeine Infektion ver-
bracht, weil ich ein sehr gutes eigenes Immunsystem 
habe. Wer gibt Ihnen nun das Recht, mich nach einem 
so langen, erfolgreichen Leben zu entmündigen?

(Beifall bei der AfD)
Wer gibt Ihnen das Recht? Und wie können Sie das über-
haupt mit Ihrem Gewissen vereinbaren, nachdem Sie 
heute wissen, wie viele schwere Nebenwirkungen und 
Todesfälle es durch diese Impfung gibt? Wie können 
Sie das überhaupt noch mit Ihrem Gewissen vereinbaren? 
Das frage ich alle anderen Abgeordneten auch. Wie kön-
nen Sie es verantworten, wenn mir oder anderen Per-
sonen, die durch Ihren Zwang jetzt genötigt werden, 
sich diese Impfung verabreichen zu lassen, etwas passiert 
oder wenn sie sogar sterben? Das möchte ich gerne von 
Ihnen wissen.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Lauterbach, Sie möchten erwidern?

Dr. Karl Lauterbach (SPD):
Ja, ganz kurz. – Ich muss ehrlich sagen: Ich finde es 

immer wieder bestürzend – zum Glück ist es selten –, 
wenn Kolleginnen und Kollegen aus der Medizin – wie 
gesagt: es sind wenige –

(Dr. Christina Baum [AfD]: Es sind viele!)

ihre Reputation als Ärzte nutzen, um etwas zu sagen, was 
von der gesamten Wissenschaft weltweit in Abrede ge-
stellt wird.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Norbert Kleinwächter 
[AfD]: Nein! Die Wissenschaft sagt genau 
das Gegenteil von Ihnen! Beleidigen Sie nicht 
die Wissenschaft!)

Wir sind durch diese Krise gekommen, indem wir uns auf 
die Wissenschaft verlassen haben, indem wir Menschen 
vertraut haben, die vorangegangen sind. Und gerade wir 
Ärzte sollten uns zuerst impfen lassen, wir sollten mit 
gutem Beispiel vorangehen; denn die Menschen ver-
trauen uns, und dieses Vertrauen sollten wir nicht aus-
nutzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner für die Gruppe „Kubicki und andere“ 

ist Max Lucks.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen aus den demokratischen Fraktionen 
dieses Hauses!

(Zurufe von der AfD: Oh!)

– Ja, oh. Sie können Ihre Lügen hier wider besseres 
Wissen verbreiten. Sie werden nicht verhindern können, 
dass die demokratischen Abgeordneten heute in Respekt 
voreinander in dieser sehr schwierigen Gewissensent-
scheidung eine Entscheidung treffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ich halte es für erforderlich, die Impflücke zu schlie-
ßen; aber ich komme nach Abwägung zu der Entschei-
dung, gegen eine Impfpflicht zu sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
AfD)
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Ich komme dazu, weil mir meine Erfahrung als Freund 
und Verwandter in dieser Pandemie, der in seinem Um-
feld um die Impfung einer jeden einzelnen Person ge-
kämpft hat, zeigt, dass es nur dann funktioniert, wenn 
man den Druck rausnimmt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Ich halte die Erklärungen, dass eine Impfpflicht zur 
Schließung der Impflücke führt, nicht für plausibel; 
denn eine Pflicht baut normativen Druck auf. Ich halte 
diesen normativen Druck für den falsche Weg, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE])

Die Impfpflicht verspricht vielen Menschen ein Pan-
demieende per Gesetz; doch ich befürchte, dass sich die-
ses Versprechen nicht halten lassen wird. Stattdessen 
birgt sie rechtliche Gefahren. Ich mache mir Sorgen, 
dass der Ausschluss von Ordnungshaft Verfassungs-
beschwerden nicht standhält und individuelle gesundheit-
liche Gründe durch das normative Raster fallen können. 
Die Umsetzung dieser Pflicht ist nicht sichergestellt, und 
ein nicht umsetzbares Gesetz bringt uns in der Pandemie 
nicht weiter.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Tabea 
Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben als Par-
lament und als Politikerinnen und Politiker in der Frage, 
wie wir Menschen vom Impfen überzeugen, in der Frage, 
wie wir die Gesellschaft zusammenhalten nach und in 
dieser Pandemie, so viel mehr Spielräume als nur Ord-
nungsrecht. Lassen Sie uns diese nutzen! Lassen Sie uns 
die Impfpflicht zu den Akten legen!

Danke schön.
(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Tabea 

Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin für die Gruppe „Baehrens, Janecek 

und andere“ ist die Kollegin Dr. Paula Piechotta.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir treffen heute diese schwierige Entschei-
dung vor dem Hintergrund zweier ziemlich einfacher 
Wahrheiten. Eine Wahrheit ist: Niemand von uns kann 
wirklich vorhersagen, wie sich Corona in diesem Herbst 
darstellen wird, auch der Gesundheitsminister nicht. – 
Das ist komplett richtig. Die andere Wahrheit ist: Wir 
haben den letzten und den vorletzten Coronaherbst ver-
schlafen, wir waren nicht ordentlich vorbereitet, und wir 
haben deswegen auch die Interessen unserer Bevölkerung 
nicht ausreichend gut geschützt. – Das darf uns nicht 
noch einmal passieren, dafür werden wir alle in die Ver-
antwortung genommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Aber wir sehen heute in dieser Debatte in kondensier-
ter Form, an welchen Punkten auch im letzten und im 
vorletzten Jahr genau diese Vorsorge gescheitert ist. Im 
Sommer, im Frühling – jetzt gerade wieder –, wenn die 
Coronapandemie nicht das wichtigste Thema ist, wenn 
die öffentliche Aufmerksamkeit nicht komplett auf dieses 
Thema gerichtet ist, da wird zerredet, da wird Parteitaktik 
vorgeschoben, da wird darauf vertröstet, dass man noch 
Zeit hat bis zum Herbst. Und dann ist es wieder zu spät.

Deswegen: Schauen wir uns an, was bei dem Versuch, 
diese Fehler nicht zum dritten Mal in Folge zu machen, 
heute hier auf dem Tisch liegt. Ich lasse den Stuss von 
rechts beiseite und lasse auch das impfpolitische Bermu-
dadreieck um Herrn Kubicki, Frau Wagenknecht und 
Herrn Gysi beiseite. Ich finde, darauf muss man jetzt 
keine Zeit verschwenden.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ach nein? Auf 
andere Meinungen verschwenden Sie keine 
Zeit!)

Schauen wir uns den Unionsantrag an. Der Unions-
antrag sagt: gestufter Impfmechanismus. Was steht in 
unserem Gesetzentwurf? Erst einmal eine Impfpflicht 
ab 60; diese kann ausgesetzt werden – im Sommer, im 
Herbst, wenn sie nicht gebraucht wird –, sie kann aber 
auch zugeschaltet werden. Das ist gestuft. Die Union 
möchte ein Impfregister. Das Impfregister, Frau Warken, 
steht bei uns im Gesetzentwurf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Die Union möchte auf der Basis von wissenschaftlichen 
Daten auch zu den neuen Varianten entscheiden. Das 
steht bei uns als wissenschaftlicher Bericht für den Herbst 
genau mit drin. Die inhaltlichen Unterschiede zwischen 
Ihrem Antrag und unserem Gesetzentwurf sind so klein; 
sie erlauben keine Nichtzustimmung von Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Dr. Andrew 
Ullmann [FDP])

Diese minimalen Unterschiede müssen Sie gerade 
sprachlich so aufplustern, geradezu zu Klippen erklären, 
an denen Sie sich hochziehen können, damit Sie die 
Nichtzustimmung irgendwie begründen können.

Herr Frei versucht mit seinem Brief Ihre Kollegen, 
Herr Merz – Sie waren nicht dabei; die meisten haben 
aber 16 Jahre regiert –, dazu zu bringen, den Impuls zu 
unterdrücken, zuzustimmen, damit etwas herauskommt. 
Ich übersetze das einmal: Sie bitten Ihre Fraktion, den 
Impuls zu unterdrücken, konstruktiv zu sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das ist die DNA der Union. Sie wollen hier der Ampel 
eins mitgeben – das kann ich verstehen –; aber Sie geben 
nicht der Ampel eins mit, sondern Sie geben dem ganzen 
Land eins mit. Sie geben Ihren Leuten in den Ländern und 
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in den Kommunen eins mit. Hendrik Wüst, Klaus 
Holetschek und auch Daniel Günther, sie alle haben in 
den letzten Tagen noch einmal gesagt, dass es die Impf-
plicht braucht.

Natürlich können wir jetzt mit Ihnen noch einmal eine 
Runde drehen; wir können noch einmal über Kompro-
misse bei der Impfpflicht sprechen. Aber die Zeit läuft 
davon. Wenn wir in den letzten zwei Jahren irgendetwas 
gelernt haben, dann ist es, dass man nicht unendlich viel 
Zeit hat, wenn man im Herbst vorbereitet sein will.

Präsidentin Bärbel Bas:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage oder Zwischen-

bemerkung aus der CDU/CSU-Fraktion?

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich gestatte die Zwischenfrage.

Präsidentin Bärbel Bas:
Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 

Sie tun so, als gäbe es hier keinen Unterschied und als 
wäre die Union schuld, dass es nicht zu einer Zustim-
mung kommt. Ich nehme an, dass sie keine Juristin sind, 
sondern Ärztin und vom Herzen und aus der Motivation 
des Helfens argumentieren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Leider müssen wir uns aber in diesem Rechtsstaat an die 
Verfassung halten. Ist Ihnen bewusst, dass es einen gro-
ßen Unterschied gibt zwischen der Einführung einer 
Pflicht, bei der man sagt, sie sei nicht verfassungswidrig, 
aber wenn man sie nicht braucht, setzt man sie wieder 
aus, und einer Regelung, die besagt: „Wir haben die Vo-
raussetzungen noch nicht, bereiten uns aber vor, damit, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen, durch einen erneu-
ten Parlamentsbeschluss eine Impfpflicht eingeführt wer-
den kann“? Das sind verfassungsrechtlich betrachtet Di-
mensionen! Ich betone: Dimensionen!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist unglaublich! Ist Ihnen dieser Unterschied über-
haupt bewusst? Unser Bundesverfassungsgericht würde 
dafür sorgen, dass all diese Gesetze nichtig wären. Tun 
Sie nicht so, als wäre das Verfassungsrecht völlig irrele-
vant. Es geht um Grundrechtseingriffe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank für die Frage. – Ich entschuldige mich, 

wenn der Eindruck entstanden sein sollte, ich würde das 
Verfassungsrecht ignorieren. Das tue ich keinesfalls. Wir 
haben in den letzten Monaten ausführlichst auch mit di-
versen Verfassungsrechtlerinnen und Verfassungsrecht-
lern gesprochen. Alle haben gesagt: Letztendlich ist alles, 
was heute hier zur Abstimmung vorliegt, in irgendeiner 
Form vor dem Verfassungsgericht argumentierbar.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Nein! – Friedrich 
Merz [CDU/CSU]: Nein!)

Das ist eine politische Entscheidung. Sie können jetzt 
hier nicht das Verfassungsrecht vorschieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Dr. Andrew 
Ullmann [FDP])

Sie müssen wissen: Auch Sie wurden im letzten Herbst 
von vielen Menschen gewählt – gerade Ihre Partei –, auch 
von vielen älteren Menschen, die darauf vertrauen, dass, 
wenn sie im Herbst einen Herzinfarkt oder einen Schlag-
anfall haben,

(Martin Reichardt [AfD]: Ich möchte nicht von 
Ihnen gerettet werden, Mensch!)

alles dafür getan wurde, dass das Gesundheitssystem 
dann nicht überlastet ist und sie ordentlich versorgt wer-
den können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Dr. Andrew 
Ullmann [FDP])

Daran werden auch Sie gemessen werden.
Deswegen noch einmal – damit komme ich auch zum 

Ende –: Das ist eine Entscheidung, bei der man nicht der 
Ampel eins mitgibt, bei der man nicht der SPD oder 
Herrn Lauterbach eins mitgibt, sondern bei der man 
dem ganzen Land eins mitgibt, wenn man jetzt nicht 
das erkennt, was notwendig ist: Pragmatismus und Kon-
struktivität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Genauso wie Professor Dr. Ullmann lasse ich mir als 
Ärztin gern vorwerfen, manchmal zu pragmatisch zu 
sein. Aber wenn ich mir die letzten zwei Coronajahre 
anschaue, dann muss ich sagen: Wir brauchen mehr Prag-
matismus und nicht weniger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Dr. Andrew 
Ullmann [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner ist der Kollege Erich Irlstorfer für die 

Fraktion CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

Grundsatz sind wir uns, glaube ich, einig:
(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nein!)
Wir wollen die Pandemie besiegen. Jetzt geht es darum, 
was der richtige Weg ist. Wir haben heute die Möglich-
keit, ein Vorsorgegesetz zu beschließen, das uns die 
Chance gibt, diesen Weg rechtlich und handwerklich 
gut vorzubereiten.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist kein Gesetz, was Sie vorlegen!)
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Ich mag es nicht, wenn man hier in die Glaskugel 
schaut. Keiner von uns hat die Gewissheit und weiß wirk-
lich, was im kommenden Herbst und Winter geschehen 
wird. Unser Vorschlag bietet die Möglichkeit – das ist 
hier ein bisschen zu kurz gekommen – einer Evaluierung 
der Lage. Das ist fester Bestandteil unseres Vorschlags.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich glaube, es ist wichtig, dass wir ständig über die Si-
tuation in den Krankenhäusern und über die Infektions-
lage informiert werden, dass wir ständig wissen, was 
Sache ist, um dann ordentlich entscheiden zu können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte 
hier schon noch einmal auf Herrn Dr. Dahmen und auf 
Frau Dr. Piechotta eingehen. Sie werfen uns hier vor, wir 
wollten irgendjemandem eins mitgeben oder würden par-
teipolitisch handeln,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

obwohl es eine Gewissensentscheidung ist.
Ich möchte Sie fragen: Wenn Sie diese Form der Grup-

penanträge für richtig halten, warum machen Sie dann 
Gruppenanträge nicht auch bei anderen Sachen? Aus 
der Not heraus machen Sie Gruppenanträge, weil Sie 
sich nicht einig sind. Das ist doch die Wahrheit, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Jan 
Korte [DIE LINKE])

Wenn wir dann noch über „Focus Online“ erfahren, dass 
Bundeskanzler Scholz Frau Baerbock auffordert, sie solle 
doch das NATO-Treffen früher verlassen, um zur Ab-
stimmung über die Impfpflicht zu kommen, spricht das 
doch Bände, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Kollege Irlstorfer, ich habe aus der Fraktion der Grü-

nen, aber auch aus der Fraktion Die Linke den Wunsch 
nach einer Zwischenbemerkung oder Zwischenfrage ge-
sehen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gut, wenn Frau Baerbock gleich 
kommt!)

Lassen Sie sie beide zu?

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Selbstverständlich.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja eine wichtige Abstimmung! 
Was haben Sie denn da zu kritisieren?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Dann würde ich zuerst dem Kollegen aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen das Wort geben.

(Katja Mast [SPD]: Eine Ministerin, die das 
Parlament ernst nimmt, ist doch immer besser 
als eine Ministerin, die das Parlament nicht 
ernst nimmt!)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Wir haben viel gemeinsam. Wir teilen 

uns einen Wahlkreis und auch die kommunalpolitische 
Erfahrung vor Ort. Was lernen wir daraus? Dass das 
Ziel im Fokus steht und dass wir gemeinsam an einer 
Sache arbeiten.

Wie bewerten Sie, dass der Impuls, den jeder Politiker 
und jede Politikerin hat, das Ziel über die Sache zu stel-
len, jetzt durch Ihre parlamentarische Geschäftsführung 
ausgebremst wird, indem gesagt wurde: „Auf keinen Fall 
dürft ihr euch konstruktiv am Prozess beteiligen und an 
einer Lösung dieser Dinge mitarbeiten“?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir haben den Brief ja alle gelesen! Wie 
kann man nur so doof sein!)

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Herr Kollege Eckert, ich möchte hier ganz klarstellen – 

mein Vorredner, Herr Sorge, hat es auch noch einmal 
betont –, dass die Union jederzeit gesprächsbereit ist.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber dies muss natürlich schon von dem Willen getragen 
sein, das Richtige zu tun. Das ist notwendig, und das leitet 
uns.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die zweite Zwischenfrage stellt die Kollegin Vogler 

aus der Fraktion Die Linke.

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Lieber Kollege Irlstorfer, Sie haben hier die Regie-

rungskoalition dafür kritisiert, dass sie dieses Anliegen 
in Gruppenanträgen behandelt. Das habe ich auch getan, 
weil ich der Ansicht bin, dass ein Gesetzentwurf für eine 
allgemeine Impfpflicht durchaus von der Bundesregie-
rung hätte vorbereitet und vorgelegt werden können.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der CDU/CSU)

Aber das aus Ihrem Mund zu hören, kommt mir doch ein 
bisschen seltsam vor, war es doch gute gelebte Praxis der 
CDU/CSU-Fraktion in den letzten 16 Jahren, immer 
dann, wenn Sie sich selber nicht einig waren – zwischen 
der CSU und der CDU zum Beispiel – oder wenn Sie in 
der Fraktion unterschiedlicher Auffassung waren,

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Hä?)

auch Gruppenantragsverfahren vorzusehen, zum Beispiel 
bei der Organspende. Daran kann ich mich noch gut er-
innern; daran war ich auch beteiligt.
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Also ich frage mich wirklich, welche Rolle die Union 
als größte Oppositionsfraktion hier in diesem Parlament 
einzunehmen gedenkt, wenn Sie die positiven Erfahrun-
gen, die wir mit diesen Gruppenverfahren teilweise ge-
macht haben, jetzt, wo Sie in der Opposition sind und die 
Rolle der Oppositionsführerschaft annehmen, nun plötz-
lich nicht mehr ernst nehmen. Wenn ich dann lese, dass 
bei Ihnen in der Fraktion der Parlamentarische Geschäfts-
führer angeordnet hat: „Falls unser Antrag keine Mehr-
heit findet“ – jetzt zitiere ich –, „sollte dem Impuls wider-
standen werden, anderen Vorlagen zuzustimmen, nur 
damit es irgendein Ergebnis gibt“, frage ich mich doch: 
Wo ist denn da das Recht und die Pflicht der Abgeord-
neten, sich aus eigener Gewissensentscheidung auch eine 
eigene Meinung und Position zu erarbeiten?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Ich sage Ihnen ganz klar: In meiner Fraktion haben wir 
unterschiedliche Auffassungen. Wir haben diese unter-
schiedlichen Auffassungen zu den verschiedenen Vor-
lagen ausgetauscht, miteinander diskutiert, und wir wer-
den hier heute frei entscheiden und frei abstimmen, jede 
und jeder nach ihrem Gewissen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das muss Ihnen doch körperliche Schmerzen bereiten, 
dass die Linksfraktion da demokratischer ist, als die 
CDU/CSU-Fraktion es jemals sein kann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP, der AfD und der LINKEN – Lachen bei 
der CDU/CSU – Tino Sorge [CDU/CSU]: Das 
ist an Scheinheiligkeit nicht zu überbieten!)

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Frau Kollegin Vogler, ich kann Ihnen nur sagen: Kör-

perliche Schmerzen bereitet mir aktuell Long Covid und 
nicht ein Verfahren hier oder sonst irgendetwas.

(Heike Baehrens [SPD]: Aber deshalb brau-
chen wir die Impfpflicht, Mensch!)

Ich kann Ihnen sagen, dass ich aufgrund dieser Tatsache 
weiterhin bestärkt werde, dass man richtig und vorsichtig 
handeln muss.

Ich kann Ihnen sagen: Was wir hier erleben, ist schon 
eine bizarre Situation. Sie werfen uns hier jetzt vor, dass 
wir uns abstimmen. Wir sind doch die einzige Fraktion 
gewesen, die in der Lage war, als Fraktion überhaupt 
einen Vorschlag zu erarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Mast 
[SPD]: Lächerlich!)

Dass Sie uns das jetzt vorwerfen, finde ich seltsam; auf 
jeden Fall nehme ich es zur Kenntnis.

Ich kann Ihnen sagen: Ja, in der Vergangenheit haben 
auch wir von diesem Instrument Gebrauch gemacht.

(Zuruf von der SPD: Aha!)

Aber wenn Sie jetzt sagen, dass dies eine Gewissensent-
scheidung ist, dann frage ich mich: Was ist mit § 219a? 
Da haben Sie eine Mehrheit und nutzen dieses Instrument 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dorothee Bär [CDU/CSU]: 
Scheinheilige Argumente!)

Da ist es auf einmal keine Gewissensentscheidung.
Ich bedanke mich für Ihre Zwischenfrage und möchte 

mit meiner Rede fortfahren.
Ich kann Ihnen nur eines sagen: Das Thema liegt mir 

am Herzen. Die Situation ist so, dass wir diese Debatte 
heute führen. Wir führen sie zu spät, glaube ich.

(Katja Mast [SPD]: Deshalb sind Sie weiter 
gesprächsbereit!)

Ich glaube auch, dass wir ein Impfregister benötigen; das 
ist wichtig, das ist notwendig. Wenn wir zu einem Ergeb-
nis kommen würden, durch das eine Impfpflicht auf den 
Weg gebracht wird, dann würde ich mir wünschen, dass 
es dabei Ausfahrten gibt, Ausfahrten für Menschen, die 
körperliche Schäden haben. Wo ist denn hier eine Aus-
nahmeregelung? Wo sind denn hier die Ausnahmen für 
psychische Situationen?

(Dr. Rolf Mützenich [SPD]: Das hätten Sie 
doch mit uns verhandeln können!)

Wo sind die Ausnahmen auch für das Thema Angst, 
meine sehr geehrten Damen und Herren?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir berücksichtigen hier verschiedene Gruppierungen 
von Menschen überhaupt gar nicht, zum Beispiel Men-
schen, die in der Familie jemanden mit einem Impfscha-
den haben und dadurch Angst haben, dass auch sie so 
etwas erleiden. Das wird nicht abgebildet. Das ist hand-
werklich nicht in Ordnung, meine sehr geehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich möchte nochmals darauf hinweisen, dass wir das 
Virus, das uns im Herbst und Winter vor eine neue Situa-
tion stellen könnte, noch nicht kennen,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also keine Vorsorge!)

und dass wir auch noch keinen entsprechenden Impfstoff 
haben, eben weil wir das Virus noch nicht kennen. Des-
halb lassen Sie uns hier wirklich mit Weitblick und mit 
Augenmaß handeln. Wir wollen die Menschen schützen. 
Wir wollen vor allem Leben schützen. Das ist das, was 
uns leitet.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin für die Gruppe „Baehrens, Janecek 

und andere“ ist die Kollegin Katrin Helling-Plahr.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                2346 

Kathrin Vogler 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Angst ist ein schlechter Ratgeber, erst recht für Po-
litiker. Wir dürfen uns keine Angst machen lassen, nicht 
von Viruspessimisten und auch nicht von Coronaleug-
nern. Unsere Aufgabe ist es, die Situation kühl, klug 
und vorausschauend zu bewerten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Sodann müssen wir eine Lösungsstrategie entwickeln 
und den Mut haben, für sie einzutreten.

Nach allem, was wir wissen, wird es im kommenden 
Herbst/Winter zu einer neuen Coronawelle kommen. Es 
entstehen ständig, auch in diesem Moment, neue Virus-
varianten mit unterschiedlichsten Eigenschaften. Wenn 
sich eine Variante durchsetzt, die gefährlicher als die 
jetzige ist, dann werden wir Weihnachten wieder vor 
einer Situation stehen, in der viele Menschen schwer 
erkranken, in der die Kliniken drohen überzulaufen. 
Dann werden Beschränkungen des Alltags wieder hoch-
gefahren werden müssen. Es wird Kontaktbeschränkun-
gen und Einschränkungen von Gastronomie und Einzel-
handel geben. Es kann sein, dass Bildung und Betreuung 
von Kindern wieder leiden. Menschen werden auf drin-
gend notwendige Operationen warten müssen und vieles 
mehr.

Man kann vor diesem nicht unwahrscheinlichen Sze-
nario nicht die Augen verschließen. Man kann sagen: Das 
ist okay für mich, ich lebe damit, lassen wir die Dinge 
laufen. – Dann braucht man unserem Gesetzentwurf nicht 
zuzustimmen. Oder man kann sagen: Das Risiko will ich 
nicht eingehen. Nichtstun, das passt mir nicht. Ich traue 
mich, vorausschauend zu denken und zu handeln. – Dann 
stimmt man unserem Gesetzentwurf zu,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

dem einzigen heute zur Abstimmung stehenden Konzept 
gegen einen weiteren Pandemiewinter. Das Konzept ist 
ein tragfähiger Kompromiss, das Ergebnis ehrlichen Rin-
gens um die beste Lösung.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mit einer vorgeschalteten verpflichtenden Beratung all 
jener, die sich noch nicht zur Impfung entscheiden konn-
ten, räumen wir noch einmal mit Desinformationen und 
Fake News auf. Wir geben der individuellen Aufklärung 
eine Chance; denn Impfungen sind der beste individuelle 
Schutz vor den Folgen von Covid, vor schweren Krank-
heitsverläufen und Tod.

Mit dem frühzeitigen Beschluss einer Impfpflicht für 
Personen ab 60 Jahren beugen wir einer Überlastung des 
Gesundheitssystems wirksam vor. Darüber hinaus be-
obachten wir das Pandemiegeschehen, befassen uns als 

Parlament zu vordefinierten Zeitpunkten damit und stel-
len so sicher, dass wir stets auf dem Pfad der Verhält-
nismäßigkeit bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Winter behaup-
ten, man habe es nicht kommen sehen, kann dieses Jahr 
keiner mehr. Lassen Sie mich Ihnen deshalb abschließend 
mit Blick auf die Abstimmung gleich zurufen: Ducken 
Sie sich nicht weg, auch wenn es Gegenwind gibt! Den-
ken Sie vorausschauend. Fassen Sie den Mut, Ihrem Ge-
wissen zu folgen!

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin für die Gruppe „Kubicki und ande-

re“ ist die Kollegin Dr. Sahra Wagenknecht.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der FDP)

Dr. Sahra Wagenknecht (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Halten wir fest: Die Impfstoffe schützen nicht davor, 
sich und andere zu infizieren.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der AfD)

Schwere Verläufe sind mit Omikron zum Glück so selten 
geworden, dass selbst trotz Rekordinzidenzen kein Kran-
kenhaus überlastet war.

Wie gut die Impfung gegen künftige Mutationen 
schützt, weiß kein Mensch, und dann häufen sich auch 
noch Berichte über Nebenwirkungen und Impfschäden. 
Trotzdem halten Sie unbeirrt daran fest, den Menschen 
eine Impfpflicht aufzuzwingen, weil der Kanzler Durch-
setzungsfähigkeit demonstrieren muss, weil ein kopfloser 
Gesundheitsminister, der sich durch sein erratisches 
Agieren längst unmöglich gemacht hat,

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

zumindest in diesem Punkt offenbar Handlungsfähigkeit 
zeigen und Gesicht wahren will? Die deutschen Geister-
fahrer gegen den Rest der Welt, wo kein Mensch mehr 
über Impfpflichten nachdenkt und diskutiert – das kann 
doch nicht Ihr Ernst sein.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Deshalb meine Bitte: Hören Sie auf, die Menschen zu 
bevormunden! Die Coronaimpfung muss eine persönli-
che Entscheidung bleiben!

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin für die Gruppe „Baehrens, Janecek 

und andere“: Franziska Mascheck.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Franziska Mascheck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Was wir hier erleben, ist eine ganze 
Menge Selbstbefassung. Manche sind auch des Lesens 
nicht so richtig mächtig. Aber worum geht es denn ehr-
licherweise? Die ganze Pandemie hat uns zwei Jahre lang 
eine ganze Menge abverlangt, besonders Familien, Kin-
dern, Jugendlichen. Ich bin Mutter von vier Kindern, ich 
weiß, wie es ist, neben der Arbeit irgendwie noch Lehre-
rin zu sein, zwischen Familien- und Erwerbsarbeit zer-
rissen zu werden. Auch Ältere waren eingeschränkt, wa-
ren manchmal sehr einsam, Kranke konnten nicht 
ausreichend behandelt werden, Unternehmen mussten 
schließen, Menschen haben ihre Arbeit verloren.

Das gesellschaftliche Leben, Kunst und Kultur fanden 
nicht mehr statt. Zwei Jahre lang haben wir alle Abstand 
gehalten, Masken getragen, Kontakte minimiert. Das 
Motto war stets: Flatten the curve. Ich danke all den Pfle-
gerinnen und Pflegern, Ärztinnen und Ärzten sowie allen 
Freiwilligen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

die mit ihrem riesigen Einsatz – nicht nur in der ersten 
Phase der Pandemie, sondern bis heute – dafür gesorgt 
haben, dass unser Gesundheitssystem nicht zusammen-
bricht. Ohne die Maßnahmen hätten wir das alles nicht 
geschafft.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Immer wieder Einschränkungen der Grundrechte und 
ausgebranntes Krankenhauspersonal – das muss doch 
jetzt vorbei sein, und das kann vorbei sein; denn wir 
haben die Mittel in der Hand.

(Beifall der Abg. Dagmar Schmidt [Wetzlar] 
[SPD] und Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben fast alle die Möglichkeit, uns impfen zu lassen. 
Doch nicht alle nutzen diese Möglichkeit. Also sind wir 
heute hier und diskutieren über eine Impfpflicht. Ich 
danke unserem Gesundheitsminister Karl Lauterbach 
und unserem Bundeskanzler Olaf Scholz, dass sie diese 
so herausfordernde Frage in die Hände des Parlaments 
gelegt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der AfD)

– Lachen Sie nur! – Es ist – das geht an die Union – die 
Pflicht jeder und jedes einzelnen Abgeordneten, sach- 
und lösungsorientiert abzustimmen – und unabhängig 
vom Parteibuch. Es ist eine Gewissensentscheidung!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir Abgeordneten haben diskutiert. Wir haben nicht 
nur miteinander diskutiert, sondern ganz besonders mit 
Bürgerinnen und Bürgern, und zwar sehr lebhaft zu sehr 
unterschiedlichen Interessen. Die Debatte hier im Par-
lament spiegelt das heute, glaube ich, ganz gut wider. 
Aber unsere Aufgabe als Abgeordnete ist es doch, all 
diese Interessen abzuwägen. Die Impfung ist ein wichti-
ger Schritt zu gewohnter Normalität. Gegen Covid-19 
geimpfte Menschen haben nachweislich mildere Krank-
heitsverläufe oder erkranken vielleicht gar nicht mehr, 
und sie bewahren unser Gesundheitssystem vor einer 
Überlastung. Darum geht es!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sie schützen uns in allen Lebensbereichen vor starken 
Einschränkungen, die wir alle gemeinsam zwei Jahre 
lang getragen haben.

Doch auch die persönliche Freiheit ist ein hohes Gut, 
genauso wie das gesellschaftliche Miteinander und ein 
funktionierendes Gesundheitssystem, und zwar für alle, 
die es brauchen. Darum, genau darum enthält unser Ge-
setzentwurf eine Beratungs- oder Impfnachweispflicht 
für alle Bürgerinnen und Bürger ab 18. Auf Basis dieser 
Beratung kann man dann seine eigene Entscheidung für 
eine Impfung treffen.

Besonders vulnerable Gruppen aber, also Menschen ab 
60, sind jedoch verpflichtet, einen Impfnachweis vorzu-
zeigen, und müssen dieser Pflicht bis zum Herbst nach-
kommen.

(Zuruf der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE])

Damit übernehmen sie Verantwortung und verhindern 
auch weitere Grundrechtseingriffe.

Das Virus ist da, das Virus wird bleiben. Lassen Sie uns 
heute für den Herbst vorsorgen! Stimmen Sie heute für 
unseren Gesetzentwurf!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Sepp 

Müller.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Viele von uns eint das Ziel, dass wir im Herbst 
dieses Jahres keine Überlastung des Gesundheitssystems 
haben wollen. Ich appelliere insbesondere an diejenigen, 
die heute unentschlossen in diesem Parlament sitzen, ins-
besondere aus der Ampelkoalition, sich unserem Antrag 
anzuschließen.
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(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Katja 
Mast [SPD]: Er erklärt nichts!)

Unser Antrag bedeutet Vorsorge. Er sieht unter ande-
rem drei Punkte vor. Wir möchten erstens ein Impfregis-
ter, um zu wissen, wer denn überhaupt in unserem Land 
geimpft ist.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir wollen zweitens im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung dieses Impfregisters die Menschen anschreiben und 
darüber informieren, welche Möglichkeiten sie haben, 
sich impfen zu lassen. Drittens wollen wir die Möglich-
keit schaffen, dass wir regelmäßig einen Bericht des Bun-
desgesundheitsministers hier im deutschen Parlament be-
raten. Wenn dieser Bericht ergeben sollte, dass eine 
tödlichere Variante kommt, die ansteckender ist, dann 
müssen wir natürlich eine Impfpflicht scharfschalten. 
Das ist Vorsorge, liebe Kolleginnen und Kollegen. Bitte 
schließen Sie sich unserem Antrag an.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Müller, gestatten Sie eine Frage oder Zwischen-

bemerkung aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von 
Janosch Dahmen?

Sepp Müller (CDU/CSU):
Ja.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben das Wort, Herr Dahmen.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Herr Kollege Müller, dass Sie die Frage 
zulassen. – Ich möchte Sie gerne fragen, ob Ihnen be-
wusst ist, dass es in unserem Land erforderlich ist, dass 
ein Gesetz beschlossen werden muss, damit Regeln gel-
ten, und es nicht ausreicht, einen Antrag hier im Par-
lament zu beschließen. Das ist der erste Teil meiner Fra-
ge.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Der zweite Teil meiner Frage: Ist Ihnen bewusst, dass 
die drei Wesensmerkmale Ihres Antrags, die Sie beschrei-
ben – eine verbesserte Datengrundlage, ein regelmäßiger 
Bericht, eine Befassung des Bundestages, verbunden mit 
einem Mechanismus der Aktivierung weiterer Alters-
gruppen –, bereits Gegenstand eines Gesetzentwurfes 
sind, über den wir heute hier im Bundestag abstimmen?

Der dritte Teil meiner Frage: Wenn dem so sein sollte, 
was hindert Sie daran, diesen Wesensmerkmalen, die 
auch in Ihrem Antrag stehen, bis hin zum Alter von 
60 Jahren, heute mit einer Unterstützung hier im Bundes-
tag den Weg zu ebnen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Denn das Wesen von Vorsorge besteht ja darin, dass man 
vorsorgt und nicht erst dann handelt, wenn der Schaden 
eingetreten ist. Also, die Feuerwehrwache baut man nicht 
erst, wenn es brennt, sondern im Vorfeld, damit die Feu-
erwehr vorbereitet ist.

(Zuruf des Abg. Tino Sorge [CDU/CSU])
Insofern: Warum treffen Sie heute nicht Vorsorge für den 
Herbst, indem Sie dem Gesetzesvorschlag zustimmen, 
der vorliegt und der mit Regeln dafür sorgt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Danke, Herr Dahmen, für Ihre Frage; denn sie gibt mir 

die Möglichkeit, noch einmal die Unterschiede klarzuma-
chen. Sie haben nämlich nicht die wesentlichen Bestand-
teile unseres Antrags aufgezählt, sondern haben sich wei-
teren Gesprächen, die wir angeboten haben, verwehrt, 
haben auf die Tube gedrückt

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und diese Abstimmung heute hier im Deutschen Bundes-
tag erzwungen.

(Katja Mast [SPD]: Das ist unfassbar! – Wei-
tere Zurufe von der SPD)

– Es wäre schön, wenn Sie mir, nachdem Sie mir eine 
Frage gestellt haben, bei der Beantwortung zuhören 
könnten.

Ich möchte Ihnen die beiden großen Unterschiede sa-
gen. Sie möchten mit Ihrem Gesetz, in dem über Nacht 
die Altersgrenze von 18 Jahre auf 50 Jahre und dann auf 
60 Jahre verändert wurde, eine Beratungspflicht einfüh-
ren. Sie möchten diejenigen verpflichten, die noch nicht 
geimpft sind, sich beraten zu lassen. Während Ihre Am-
pelkoalition den Ländern die Finanzierung für die Impf-
zentren ab Mitte dieses Jahres streicht, wollen Sie, dass 
Ungeimpfte beraten werden sollen. Wo soll denn das 
geschehen?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Da lautet Ihre Antwort – das haben Sie vorhin zugeru-
fen –: bei Ärzten und Apothekern. Das kann man tun. 
Aber seien Sie dann doch so konsequent und zahlen Sie 
den Pflegebonus auch den Medizinischen Fachangestell-
ten, die vor Ort gerade die Krankenhäuser vor Überlas-
tung schützen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie wollen eine Beratungspflicht, die wir so nicht möch-
ten, weil sie so nicht umsetzbar ist. Das sagen Ihnen nicht 
nur die Verantwortlichen der gesetzlichen Krankenver-
sicherungen, sondern das sagen Ihnen auch alle kom-
munalen Spitzenverbände. Sie ist nicht umsetzbar. – 
Punkt Nummer eins.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Punkt Nummer zwei. Sie möchten heute eine Impf-

pflicht für alle ab 60 Jahre beschließen und im zweiten 
Schritt dann eine für die 18- bis 59-Jährigen. Das unter-
scheidet uns sehr stark. Wir sagen: Eine Impfpflicht ist 
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zum jetzigen Zeitpunkt weder verhältnismäßig noch ge-
eignet noch angemessen. Und ich sage Ihnen auch, wa-
rum.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Heute weiß ich, welche Position Herr 
Merz hat!)

Wir sehen in der aktuellen Situation auf den Intensiv-
stationen tatsächlich keine Überlastung durch Corona-
infizierte. Wir sehen aber eine Überlastung im Ge-
sundheitssystem durch coronainfiziertes medizinisches 
Personal. Deswegen werden selektive Eingriffe verscho-
ben. Dieses medizinische Personal ist geimpft. Sie sehen 
also: Ihre Impfpflicht, die Sie beschließen wollen, dient 
nicht dem Schutz vor Überlastung des Gesundheitssys-
tems, sondern wir brauchen dafür einen geeigneten Impf-
stoff, den wir dann einsetzen, wenn eine tödliche Variante 
kommt. Vor diesem Hintergrund halten wir an unserem 
Impfvorsorgeantrag fest, sehr geehrter Herr Dahmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Müller, bevor Sie weitermachen, nehmen Sie mal 

einen Schluck Wasser.

Sepp Müller (CDU/CSU):
Danke. Ich brauche neues, bitte.

Präsidentin Bärbel Bas:
Das kriegen wir hin. – Es gibt noch einen Fragewunsch 

aus der SPD-Fraktion, von Rolf Mützenich.

Sepp Müller (CDU/CSU):
Sehr gerne.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Gesprächsbereit 
sind wir!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Mützenich, Sie haben das Wort.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kollege Müller, 

vielleicht können Sie verstehen, warum ich mich in dem 
Moment zu Wort gemeldet habe, als Sie hier behauptet 
haben, dass wir uns Gesprächen, die Sie uns bis zum 
Schluss angeboten haben, verwehrt haben. Ich möchte 
hier – und ich hoffe, mit Ihrem Einverständnis; Sie kön-
nen ja auch gleich darauf antworten – darauf Bezug neh-
men, dass wir mehrere fachpolitische Gespräche zwi-
schen einzelnen Abgeordneten – unter anderem mit 
Ihnen – geführt haben und dass ich, nachdem uns die 
16 Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der 
Bundesrepublik Deutschland in einem Beschluss der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz zweimal gebeten haben, hier 
im Deutschen Bundestag eine Impfpflicht auf den Weg zu 
bringen, auch das Gespräch mit der Union gesucht und 
versucht habe, Kriterien zu finden, um einen Weg des 
Gemeinsamen hier im Deutschen Bundestag zu gehen.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie zumindest heute hier 
in dieser Debatte einmal richtigstellen würden, dass bis 
zum Schluss versucht worden ist, diesen Weg zu gehen. 
Am Ende haben wir aber Kenntnis davon bekommen, 
dass der Erste Parlamentarische Geschäftsführer den Mit-
gliedern seiner Fraktion etwas zur Kenntnis gegeben hat, 
was offensichtlich darin besteht, uns diese Chance zu 
verbauen, was ich sehr bedauere.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Andrew 
Ullmann [FDP] – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Das war gestern Abend!)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Herr Mützenich, es ist ein sehr schräges Bild, welches 

Sie hier zeichnen.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Es ist ein sehr schräges Bild, auch weil wir in den Ge-
sprächen Verschwiegenheit vereinbart haben.

(Widerspruch bei der SPD sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber eins kann man sagen – das kann der Kollege Wiese 
nachher sicherlich bestätigen –: Unsere Fraktion – ich 
war auch Verhandlungsführer – hat jedes Mal darauf 
hingewiesen, dass unsere Fraktionsgremien darüber erst 
beraten und wir dann weiter in das Verfahren gehen. Was 
hat Ihre Fraktion gemacht? Am Montagvormittag schickt 
Ihr stellvertretender Fraktionsvorsitzender um 11.19 Uhr 
eine E-Mail an alle Abgeordneten und stellt uns vor voll-
endete Tatsachen. So geht man nicht miteinander um, 
wenn man eine Lösung des Problems möchte. – Punkt 
Nummer eins.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Punkt Nummer zwei, Herr Mützenich: Es ist ein sehr 
verschobenes Bild, welches Sie hier zeichnen, wenn Sie 
die 16 Ministerpräsidenten erwähnen und dann verges-
sen, den Halbsatz zu sagen, welche Kritik die Minister-
präsidenten an der bereits von uns mitgetragenen sekto-
ralen Impfpflicht und deren Durchführung haben:

(Christian Dürr [FDP]: Das ist sehr wider-
sprüchlich argumentiert! Das stimmt!)

dass die Kommunikation zwischen Bundesregierung, ins-
besondere des SPD-Bundesgesundheitsministers, und der 
Ministerpräsidenten überhaupt nicht klappt. Und die Kir-
sche auf die Sahne hat Karl Lauterbach mit der Rück-
nahme der Isolationszeiten gesetzt. Das ist ein kommuni-
katives Desaster. Diese Ampel ist in der Pandemiepolitik 
fertig!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Müller, Sie können wieder einen Schluck Wasser 

trinken. Ich frage Sie, ob Sie noch eine Zwischenfrage 
zulassen, und zwar von Frau Haßelmann.
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Sepp Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin, wir haben ausreichend 

Redezeit. Ich denke, ich komme zum Schluss, damit wir 
auch die Argumente abwägen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sehr gut! – Katja 
Mast [SPD]: Schade!)

Sie können sich aber gerne zu einer Kurzintervention 
melden, Frau Kollegin. Aber lassen Sie uns die Argu-
mente austauschen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Dann lasse ich Ihre Redezeit jetzt wieder weiterlaufen, 

und wir fahren in der Debatte fort.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ja, bitte!)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Wir ringen auch 

heute in diesem Parlament um den richtigen Weg. Wir 
haben viele ausgewogene Reden gehört; ein paar lasse 
ich mal außen vor. Darum möchte ich auch noch mal 
ausdrücklich für unseren Antrag werben. Vielleicht hätte 
die Kollegin Haßelmann die Frage gestellt, die die ande-
ren Kollegen gestellt haben:

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann müssen Sie die Frage zulassen!)

Was passiert, wenn Sie später mit der Erstimpfung an-
fangen wollen? Auf diese Frage möchte ich gerne ein-
gehen; das richtet sich gerade an die unentschlossenen 
Kollegen, die sich gerne unserem Antrag anschließen 
können.

(Saskia Esken [SPD]: Kolleginnen auch!)

– Kolleginnen selbstverständlich auch, Frau Esken. – 
Karl Lauterbach hat am 2. Januar dieses Jahres in einer 
Sonntagszeitung und am 13. Januar dieses Jahres hier im 
Parlament dafür geworben, dass die Erstimpfung gegen 
den tödlichen Verlauf schützt und somit gegen die Bele-
gung der Intensivbetten.

(Beifall der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist auch 
die Antwort auf Ihre Frage – das richtet sich gerade an die 
Unentschlossenen –: Wenn Sie unserem Antrag folgen, 
wenn wir Vorsorge leisten und, wenn es eine tödlichere 
Variante gibt, die Impfpflicht nach Kohorten beschließen, 
dann reicht die Erstimpfung dazu aus, das Gesundheits-
system nicht zu überlasten. Das ist geeignet, das ist an-
gemessen, und das ist verhältnismäßig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nun ist der Fokus heute auf dieses Parlament gerichtet. 
Viele möchten diese Debatte heute natürlich abschließen. 
Sie wollen eine Entscheidung, sie wollen vorankommen. 
Es kann aber am Ende sein, dass unser Antrag keine 
Mehrheit findet und wir deswegen hier im Parlament 
auch keine Mehrheit für unseren guten Vorsorgemecha-
nismus sehen. Das wird uns aber nicht davon abhalten, 
liebe Kollegen, sehr geehrter Herr Mützenich, uns, wenn 

der Rauch verschwunden ist, die Türen offen sind – das 
geht ab morgen gerne weiter – und wir für Gespräche 
bereitstehen, gegen die Herbstwelle zu schützen.

(Beifall der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Das Impfregister ist wichtig, eine Dokumentation und 
ein Anschreiben derjenigen, die nicht geimpft sind, sind 
wichtig, und ein Vorsorgemechanismus für den Fall des 
Auftretens einer tödlicheren Variante ist wichtig, damit 
wir auch dann eine Impfpflicht beschließen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, hat das Wort 

zu einer Kurzintervention Frau Haßelmann.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 

Herren, die Argumentation, die gerade der Abgeordnete 
Müller aus der CDU/CSU-Fraktion hier dem Parlament 
dargebracht hat, lautet ja wie folgt: Heute darf es keine 
Entscheidung in der Sache für eine Impfpflicht geben, 
weil man aus Prinzip

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nein!)

und aus Kritik an Herrn Lauterbach oder einfach weil 
man das Verfahren seit Wochen kritisiert, als Abgeord-
neter nicht selbstständig denken darf.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

Man darf aber ab morgen alle Türen bei der CDU/CSU 
wieder aufmachen und weitersprechen, damit am Ende 
vielleicht Herr Merz die Krone aufhat als Kompromiss-
macher.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Widerspruch bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Dorothee Bär [CDU/CSU]: O 
Gott!)

Meine Damen, das kann doch wirklich nicht Ihr Ernst 
sein!

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Jetzt reden Sie doch 
mal zur Sache und stellen nicht immer so abs-
truse Behauptungen auf!)

Wir haben eine schwerwiegende Entscheidung zu tref-
fen, und zwar eine wirklich schwerwiegende Entschei-
dung in der Sache – weder für die CDU/CSU noch für 
Bündnis 90/Die Grünen noch für die Ampel und auch 
nicht für einen Gesundheitsminister, sondern für die 
Menschen im Land und für eine vorausschauende Pande-
miebekämpfung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Ich möchte, Herr Müller, dass Sie in der Fraktion auf-
hören, der Öffentlichkeit die Legende zu erzählen, wir 
seien nicht gesprächsbereit. Jetzt liegt Ihre Verweige-
rungshaltung darin begründet, dass Sie am Montag um 
11.11 Uhr eine Nachricht gekriegt haben. Seit vier Mo-
naten reden wir über die Einführung einer Impfpflicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das ist der Fakt; das ist die Lage.
Alle 16 Ministerpräsidentinnen und -präsidenten, auch 

Herr Wüst in Nordrhein-Westfalen, der bald eine Land-
tagswahl vor sich hat, erwarten vom Deutschen Bundes-
tag, dass wir die Impfpflicht einführen, und Sie ducken 
sich weg.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Und zur Frage der Gesprächsangebote, meine Damen 
und Herren, weil Herr Mützenich sich dazu auch gehäu-
ßert hat: Ich kann nichts dafür, dass der Fraktionsvorsit-
zende der CDU/CSU nicht in der Lage ist, einen Termin 
mit der Fraktionsvorsitzenden von Bündnis 90/Die Grü-
nen in der Sache zu finden. Das tut mir leid; aber es ist 
so. – Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Müller, Sie haben die Möglichkeit, zu erwidern.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Tut mir leid, Herr Merz! – Stefan 
Keuter [AfD]: Frau Haßelmann, aufstehen!)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Frau Haßelmann, Sie haben recht: Wir haben heute 

eine sehr sachlich orientierte Debatte, in der wir wirklich 
ringen; wir ringen in der Sache um die richtige Lösung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das finde ich gut!)

Deswegen sind wir uns sicherlich darüber einig, dass es 
hier in diesem Parlament keine Trennung zwischen „mo-
ralisieren“ auf der einen Seite und „in der Sache eine 
unterschiedliche Auffassung haben“ auf der anderen 
Seite gibt. Ich gehe davon aus: Das trennt uns nicht, 
sondern ich sehe auch in Ihrer Fraktion, dass es unter-
schiedliche Meinungen zum Gesetzentwurf von Frau 
Baehrens und weiterer Abgeordneter gibt. – Punkt Num-
mer eins.

(Zuruf der Abg. Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Punkt Nummer zwei. Sie haben angesprochen, dass 
wir seit vier Monaten über die Einführung einer Impf-
pflicht diskutieren, und wollen damit das Bild erzeugen, 
dass meine Fraktion hier mal so locker einen Antrag 
hingeworfen hat.

(Heike Baehrens [SPD]: Ja, klar!)

– Sie nicken, Frau Haßelmann. – Dem muss ich wider-
sprechen.

Es war meine Fraktion, die dem Bundeskanzler und 
dem Bundesgesundheitsminister vor Weihnachten einen 
Fragenkatalog zukommen lassen hat, der nicht beantwor-
tet wurde.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dagmar Schmidt 
[Wetzlar] [SPD]: O Gott, jetzt kommt das wie-
der!)

Es war meine Fraktion, Frau Haßelmann, die bezüglich 
der allgemeinen Impfpflicht dann eine Kleine Anfrage 
gestellt hat, die nicht zeitgerecht beantwortet wurde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Es war meine Fraktion, die sich zuerst mit Expertinnen 
und Experten zusammengesetzt hat und dann über die 
allgemeine Impfpflicht in kompletter Fraktionsstärke de-
battiert hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und es war meine Fraktion, der es als Volkspartei gelun-
gen ist, die Meinungen zu einen, in einem Antrag zu 
bündeln und dafür heute auch zu werben, damit wir die-
sen Weg des Vorsorgemechanismus gehen.

Frau Haßelmann, Ihnen steht es frei, sich uns an-
zuschließen. Es wäre der richtige Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner für die Gruppe „Baehrens, Janecek 

und andere“ ist Stefan Schwartze.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Stefan Schwartze (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, wie 
es Ihnen geht, aber ich würde mehr über die Sache und 
die Situation der Menschen im Land reden als über das 
taktische Hin und Her und darüber, wer wann mit wem 
hätte sprechen sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich hätte hier heute Morgen auch gerne eine Impf-
pflicht ab 18 beschlossen, weil ich sie für die beste Vor-
sorge halte, die wir hätten treffen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich muss feststellen: Die hat leider keine Mehrheit. Da-
rum werbe ich heute umso entschlossener für den jetzt 
vorgelegten Kompromiss einer Impfpflicht ab 60.

Drei Punkte sind mir dabei ganz besonders wichtig. Ich 
möchte jetzt noch die bestmögliche Vorsorge vor dem 
nächsten Winter treffen; dabei ist Impfen unersetzbar, 
ganz besonders für die Älteren. Lassen Sie uns alles 
tun, damit wir eine Überlastung im Gesundheitssystem 
vermeiden, und die gibt es.
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(Zuruf von der AfD)

Noch in der letzten Woche wurden in meinem Wahl-
kreis zwei von drei Krankenhäusern aus dem Regel-
betrieb genommen, weil das Personal erkrankt war.

(Zuruf des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU])

Damit gibt es eine ernsthafte Situation für alle Menschen 
im Kreis. Wir sollten solche Situationen unbedingt ver-
hindern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt bitte ich Sie, einmal die Perspektive zu wechseln, 
nicht die des Abgeordneten, sondern die Perspektive von 
Patientinnen und Patienten einzunehmen. Viele Men-
schen mussten seit dem Beginn der Pandemie dringend 
benötigte Behandlungen, dringend benötigte OPs ver-
schieben. Was bedeutet das für diese Menschen? Die 
mussten weiter mit der Krankheit leben; die mussten 
mit Schmerzen leben. Die mussten mit der großen Un-
gewissheit leben: Wann bekomme ich endlich meine OP? 
Was wird das Ergebnis dieser OP sein? – Und das hat 
Spuren hinterlassen. Ich finde, über diese Menschen 
wird viel zu wenig geredet, und die müssen viel mehr 
in unseren Diskussionen berücksichtigt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die haben viele Opfer erbracht.
Wir können an den Zahlen ablesen, dass viel weniger 

Menschen zu Vorsorgeuntersuchungen gegangen sind. 
Selbst Krebspatienten sind nicht zur Nachsorge- oder 
zur Kontrolluntersuchung gegangen, sondern haben aus 
Angst vor Ansteckung, aus Angst davor, das Gesund-
heitssystem weiter zu belasten,

(Beatrix von Storch [AfD]: Wegen Ihrer Pa-
nikmache!)

auf diese wichtigen Termine verzichtet. Ich denke, auch 
die müssen wir in den Fokus nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe mit vielen Menschen geredet, die an den 
Folgen einer Coronaerkrankung leiden, die schwerwie-
gende Folgen über lange Zeit ertragen müssen. Auch 
die möchte ich schützen. Das sind schwere Schicksale; 
das kann ganze Leben zerstören. Auch die müssen wir in 
den Fokus nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Darum bitte ich Sie: Denken Sie an die Menschen, die 
OPs verschoben haben! Denken Sie an die Menschen, die 
unter den Langzeitfolgen einer Coronainfektion

(Martin Sichert [AfD]: Einer Impfung!)

leiden!
Deshalb: Stimmen Sie unserem Kompromissantrag zu.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner ist der Abgeordnete Johannes Huber.

Johannes Huber (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Mitbürger! Ver-

fassungsrechtlich muss nicht das vom Grundgesetz ge-
schützte Selbstbestimmungsrecht begründet werden, son-
dern immer die Einschränkung der Freiheit. Das 
Selbstbestimmungsrecht verbietet es, den Einzelnen zu 
seinem eigenen Schutz zur Impfung zu verpflichten. Es 
kommt also lediglich das Ziel des Fremdschutzes infrage. 
Die Geeignetheit jeglicher Impfpflicht ist dafür aber nicht 
gegeben, weil die verfügbaren Covid-19-Impfstoffe 
keine ausreichende Immunität und damit keinen ausrei-
chenden Fremdschutz erzeugen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Menschen mit einer Impfung sind bei einer Infektion 
nicht weniger ansteckend als Personen ohne Impfung; 
also kann die Impfung keine Infektionsketten unterbre-
chen. Die immer weniger gefährliche Omikron-Variante 
zeigt aktuell laut zwei dänischen Kohortenstudien sowie 
dem RKI-Wochenbericht, dass die Impfung nach weni-
gen Wochen keinen positiven Effekt mehr auf die Wahr-
scheinlichkeit einer Infektion hat, sondern die Wahr-
scheinlichkeit einer Infektion sogar erhöht.

Die Erforderlichkeit einer Impfpflicht ist ebenfalls zu 
verneinen – Frau Schmidt, ich spreche besonders Sie an –, 
weil spätestens mit dem Auftreten der Omikron-Variante 
die Zahl der Erkrankungen mit schwerem Verlauf das 
Niveau einer normalen saisonalen Grippe erreicht hat.

Die Impfung ist auch nicht alternativlos, wie uns der 
heute sehr nervöse Herr Lauterbach immer noch glauben 
lassen möchte; denn es stehen heute erfolgreiche mildere 
Mittel wie bereits verwendete und zugelassene Medika-
mente zur Verfügung.

Es gibt auch keine signifikante Überlastung des Ge-
sundheitswesens. Laut des DIVI-Intensivregisters am 
RKI betrug die mittlere Belastung der Intensivbetten 
durch Patienten mit Covid nur 9,5 Prozent. Eine Impf-
pflicht ist daher nicht verhältnismäßig, weil die verfüg-
baren, bedingt zugelassenen Covid-19-Impfstoffe weder 
fremdschützen noch sicher vor Risiken sind – gemessen 
daran, dass deren Gefährlichkeit und häufige Nebenwir-
kungen vom Paul-Ehrlich-Institut öffentlich dokumen-
tiert sind. Ein Gesetz für eine Covid-19-Impfpflicht darf 
in der Folge nicht verabschiedet werden – auch nicht auf 
Vorrat –, da es zum Fremdschutz nicht geeignet, nicht 
erforderlich, nicht angemessen und damit verfassungs-
widrig ist.

(Beifall bei der AfD)

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss, und zwar 
mit einem Vorschlag, unsere gespaltene Gesellschaft wie-
der etwas mehr zu versöhnen. Dazu muss aber die ein-
richtungsbezogene Impfpflicht wieder aufgehoben wer-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                                                                                                                                                                                 2353 

Stefan Schwartze 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



den. Und Soldaten müssen heute mehr denn je genauso 
behandelt werden wie die Mehrheit in diesem Land, näm-
lich frei von jeglicher Impfpflicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 

grüße Sie herzlich und darf als Nächster das Wort geben 
der Abgeordneten Nina Stahr für die Gruppe „Baehrens, 
Janecek und andere“.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, es stimmt, wir treten in eine neue Phase der 
Pandemie ein. Endlich, endlich wieder Kindergeburtstag, 
ins Schwimmbad gehen, abends mit Freundinnen und 
Freunden in die Kneipe. Ich gönne es von Herzen jedem, 
der langsam wieder in diese Normalität zurückkommt. 
Das dürfen wir auch genießen.

Aber wir dürfen darüber nicht die vergessen, für die 
diese Normalität noch meilenweit entfernt ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und der 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Stellvertretend dafür möchte ich heute von einem Mäd-
chen hier aus Berlin berichten; ich nenne sie jetzt mal 
Lara. Lara wird in wenigen Tagen – genau wie ihre Zwil-
lingsschwester – acht Jahre alt. Sie ist mit Spina bifida, 
also mit einem offenen Rücken, auf die Welt gekommen. 
Sie hat entgegen allen ärztlichen Voraussagen doch Lau-
fen gelernt. Sie ist eine Kämpferin – genauso ihre Eltern –, 
und doch ist ihre Gesundheit weiterhin fragil. Wir wissen 
nicht, was passiert, wenn sie jetzt Corona bekommt.

Für Lara und ihre Geschwister und für alle anderen 
Schattenfamilien gilt: kein Kindergeburtstag, kein 
Schwimmbad, und die Eltern sitzen abends allein statt 
mit Freundinnen und Freunden in der Kneipe – und das 
seit mehr als zwei Jahren. Es ist unsere Verantwortung, 
im Blick zu haben, dass auch für Lara und ihre Familie 
das Recht auf Freiheit gilt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 

der FDP-Fraktion?

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Bitte schön.

Frank Schäffler (FDP):
Frau Kollegin, vielen Dank, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Die Frage ist ja, wie Ihr Vorschlag ei-
gentlich administriert werden soll. Sie schlagen eine Be-
ratungspflicht vor, Sie schlagen eine Impfpflicht vor. Wie 
soll das eigentlich technisch und praktisch umgesetzt 
werden?

Ich frage das deshalb, weil Ihr Wahlkreis ja in Berlin 
ist, und Berlin ist ja dafür bekannt, dass es besonders 
lange dauert,

(Heiterkeit des Abg. Friedrich Merz [CDU/ 
CSU])

wenn man administrative Dinge erledigen will, einen Per-
sonalausweis anfordern will, sich ummelden will oder 
etwas anmelden will; teilweise dauert das ja Wochen 
und Monate hier in Berlin. Wie wollen Sie dafür sorgen, 
dass das tatsächlich in Berlin auch umgesetzt werden 
kann?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Lieber Herr Kollege, vielen Dank für diese Zwischen-

frage. – Ich weiß nicht, ob Sie das wissen: Ich war, bevor 
ich hier in den Bundestag gekommen bin, Berliner Lan-
desvorsitzende der Grünen. Ich durfte in dieser Funktion 
auch Koalitionsgespräche mit der FDP in Berlin führen. 
Das war leider nicht erfolgreich. Ich muss aber sagen: 
Wir haben eine sehr, sehr gute Zusammenarbeit mit den 
Linken in Berlin. – Deswegen: Ich finde beide Konstel-
lationen sehr konstruktiv. Und ich kann Ihnen sagen: Wir 
haben innerhalb der letzten fünf Jahre in der rot-rot-grü-
nen Koalition in Berlin massive Fortschritte gemacht. 
Angesichts dessen, was vorher die Große Koalition – 
tut mir leid, liebe Kolleginnen und Kollegen –, also 
Schwarz-Rot, in Berlin runtergerockt hat – ja, „Sparen, 
bis es quietscht“ –, haben wir extrem viel wieder auf-
bauen können. Ja, wir sind noch nicht da, wo wir hinwol-
len. Aber wir haben sehr viel erreicht.

Ich höre bei Ihnen heraus: Sie wollen das als FDP auch 
im Berliner Abgeordnetenhaus unterstützen. Das kann 
ich nur befürworten. Herzlichen Dank dafür! Ich bin 
mir sicher: Wenn wir alle gemeinsam versuchen, das hin-
zubekommen, dann werden wir auch die Ämter entspre-
chend ausstatten können, diese Beratungspflicht und 
dann die Impfpflicht – wenn sie denn zieht, auch bei 
den Jüngeren – gut gemeinsam umzusetzen. Ich freue 
mich auf Ihre Unterstützung dabei.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich komme zurück zu meiner Rede. Es ist unsere Ver-
antwortung, im Blick zu haben, dass auch Lara und ihre 
Familie ein Recht auf Freiheit haben. Deshalb ist es gut, 
dass wir heute über einen Kompromiss diskutieren, der 
einen Weg eröffnet, vorbereitet in den Herbst zu gehen, 
und damit besonders die zu schützen, die es brauchen.

Es ist kein Geheimnis, dass ich mich eigentlich für eine 
Impfpflicht ab 18 eingesetzt habe, gerade mit Blick auf 
die besonders gefährdeten Menschen. Aber ich werbe 
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nun aus voller Überzeugung für diesen Kompromiss, weil 
dieser Weg einen entscheidenden Beitrag dazu leisten 
kann, das Infektionsgeschehen zu verringern.

Deshalb schaue ich insbesondere in Richtung der 
CDU/CSU-Fraktion. Warum? Weil dieser Kompromiss 
genau das beinhaltet, was Sie fordern.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Lesen können ist 
von Vorteil!)

Das hat Frau Piechotta sehr genau ausgeführt. Insofern 
bitte ich Sie inständig: Denken Sie an Kinder wie Lara! 
Denken Sie an die Kinder, die alle massive Einschrän-
kungen hinnehmen mussten in den letzten zwei Jahren. 
Lassen Sie das im Herbst nicht noch einmal zu! Lassen 
Sie bitte – für diese Familien – Ihre Parteispielchen bei-
seite! Lassen Sie uns zum Wohle der Menschen in diesem 
Land abstimmen! Ich bitte Sie inständig: Stimmen Sie 
diesem guten Kompromiss zu! Helfen Sie, das Infekti-
onsgeschehen zu reduzieren! Und geben Sie den Men-
schen, die seit zwei Jahren isoliert sind, endlich ihre 
Freiheit zurück!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nun erhält das Wort Dieter Janecek für die Gruppe 

„Baehrens, Janecek und andere“.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Der heutige Tag könnte eine Sternstunde des Deut-
schen Bundestages werden, wenn wir ernst nehmen, was 
wir uns versprochen haben: dass diese wesentliche Ent-
scheidung heute über die Einführung einer Impfpflicht in 
Deutschland eine Gewissensentscheidung jedes und jeder 
Einzelnen ist. Wir frei gewählte Abgeordnete tragen 
heute die Verantwortung, und wir lassen uns dabei nicht 
leiten von Fraktionszwängen und parteitaktischen Erwä-
gungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Herr Frei, Herr Müller, ich glaube Ihnen, dass Sie sich 
ernsthaft damit auseinandergesetzt haben, und ich zolle 
Ihnen Respekt; und ich zolle auch Herrn Kubicki Respekt 
und auch all denjenigen, die heute gegen eine Impfpflicht 
stimmen. Aber was ich Ihnen nicht glaube, ist, dass Ihre 
197 Abgeordneten alle die gleiche Position haben, die 
sich völlig unterscheidet von der Position der acht 
CDU/CSU-Ministerpräsidenten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Geben Sie die Abstimmung heute frei! Nehmen Sie 
Ihre Verantwortung wahr! Diese Pandemie hat uns allen 
viel abverlangt. Auch ich habe mich heute schwergetan, 
diesem Vorschlag zuzustimmen. Doch nach langer, inten-

siver Debatte ist heute der Tag, zu einer Entscheidung zu 
kommen, um bestmöglich auf den kommenden Herbst 
und Winter vorbereitet zu sein.

Ich glaube, dass dieser Antrag – Impfpflicht ab 60 Jah-
ren – deswegen gangbar ist, weil er eben verhältnismäßig 
ist. Er konzentriert sich auf die hauptbetroffenen Risiko-
gruppen, und es ist nun einmal so, dass über 90 Prozent 
der Intensivpatienten über 60 sind. Und es sterben immer 
noch zu viele. Die aktuelle Impfquote reicht nicht, um 
sicherzustellen, dass es nicht zu einer erneuten, schweren 
Belastung unseres Gesundheitssystems kommt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Lassen Sie mich zum Schluss eine persönliche Note 
sagen. Ich habe mich in den letzten zwei Jahren sehr oft 
zu dem Thema geäußert, dass Kinder und Jugendliche in 
der Pandemie aus meiner Sicht zu stark eingeschränkt 
worden sind. Ich fand, es war falsch, wie wir in der 
Summe vorgegangen waren.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Auch deswegen will ich keinen Winter mehr erleben, in 
dem die mangelnde Impfquote bei den Älteren dafür 
herhält, weitreichende Einschränkungen bei Kindern 
und Jugendlichen zu rechtfertigen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Bitte stimmen Sie deswegen für den Kompromiss! Geben 
Sie sich einen Ruck! Lassen Sie uns zusammenarbeiten in 
dieser wichtigen Frage!

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt die Kollegin Heike Baehrens für die Gruppe 

„Baehrens, Janecek und andere“.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Heike Baehrens (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Jetzt gilt es, Farbe zu bekennen. Wer tatsäch-
lich vorsorgen will, wer endlich ein Impfregister schaffen 
will, ja, wer sich zutraut, noch einmal mit einer richtigen 
Kraftanstrengung für das Impfen zu werben, mit einer 
engagierten Beratungskampagne die Impfquote auf das 
Niveau zu heben, das uns vor die nächste Welle bringt, 
der sollte heute dem Gesetz zur Pandemievorsorge zu-
stimmen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Es war richtig, die Diskussion über eine allgemeine 
Impfpflicht ausführlich hier im Bundestag, aber auch in 
der gesamten Gesellschaft zu führen, auf die Fachexper-
tise aus den verschiedensten Bereichen zu hören und in 
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Veranstaltungen, im Gespräch oder per Mail mit vielen, 
vielen Bürgerinnen und Bürgern zu diskutieren und frak-
tionsübergreifend um den richtigen Weg zu ringen. Da 
bleibt es irritierend und befremdlich, dass sich ausgerech-
net die Christdemokraten diesem politischen Prozess der 
Konsensbildung entzogen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Herr Sorge, Sie haben vorhin gesagt: Wir reichen Ih-
nen die Hand zur Versöhnung. – Wir haben gar nicht 
gestritten, weil Sie sich der Diskussion entzogen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sie wollen die Abstimmung heute aus rein parteitakti-
schem Kalkül zum Scheitern bringen. Das ist nicht in 
Ordnung; denn wer Vorsorge will, der muss vorsorgen 
und nicht erst dann reagieren, wenn die Infektionswelle 
in Sicht ist. Darum verabschieden Sie sich endlich von 
Ihrer Mogelpackung!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf haben wir Brü-
cken gebaut: eine Brücke zwischen zwei Gesetzentwür-
fen, eine Brücke zwischen vielen Abgeordneten, die ge-
sellschaftliche Verantwortung übernehmen wollen, die 
Vorsorge treffen wollen, um uns vor einem dritten Pan-
demieherbst zu schützen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 

der CDU/CSU-Fraktion?

Heike Baehrens (SPD):
Ja.

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Kollegin Baehrens, da Sie mich ja 

direkt angesprochen haben, wollte ich Sie etwas fragen: 
Sie erwecken ja hier wieder den Eindruck, als seien wir 
nicht gesprächsbereit gewesen.

(Zurufe von der SPD)

Ich möchte diesen Eindruck hier nicht so stehen lassen.
Sie haben signalisiert, man könnte ja noch mal darüber 

sprechen. Diese Gespräche haben wir seit Ende letzten 
Jahres angeboten. Unsere Vorschläge sind immer belä-
chelt worden. Dann kam unser Kompromissvorschlag; 
auch dieser ist mehr oder weniger belächelt worden. Als 
Sie jetzt auf den letzten Metern mitbekommen haben, 
dass Sie keine Mehrheit für die allgemeine Impfpflicht 
bekommen, wollten Sie uns dieses – in Anführungsstri-
chen – „Danaergeschenk“ machen, indem Sie sagten: Na 
ja, wir könnten ja mal über ein Impfregister reden; das 
kommt dann irgendwann. – Das ist vielleicht aus Ihrer 

Sicht ein Gesprächsangebot. Wir aber haben immer wie-
der darauf hingewiesen, dass wir uns grundsätzlich ein-
mal zusammensetzen müssten.

Dieser Vorschlag, den wir gemacht haben, ist ja selbst 
von vielen Kolleginnen und Kollegen Ihrer Fraktion gut-
geheißen worden. Die sagen uns ja selbst, das sei der 
gangbare Weg, weil Sie sich selbst nicht so sicher sind: 
von 18 auf 50, dann auf 60 Jahre. Sie haben Anfang der 
Woche einen Kompromiss verkündet in Bezug auf die 
Gruppe „Ü 50“. Man hat postwendend gesagt, das sei 
gar nicht abgesprochen worden. – Mit uns auch nicht.

Ich will in Bezug auf Ihr Argument, das Sie hier immer 
vorbringen – der Impfvorsorgemechanismus, den wir als 
Union vorgeschlagen haben, sei zu spät –, nur noch ein-
mal darauf hinweisen, dass es darum geht, dass wir rea-
gieren können. Und: Impfvorsorgemechanismus heißt: 
Wir müssen die Impfzentren momentan auf Stand-by 
halten. Wir können – das haben wir in der Hochphase 
bewiesen – Millionen von Menschen innerhalb von Ta-
gen impfen.

Deshalb lautet meine Frage: Sind Sie mit mir nicht 
auch der Meinung, dass es darum geht, Vorsorge zu tref-
fen – das können wir mit unserem Vorsorgemechanismus 
sehr schnell tun –, anstatt jetzt pauschal in Grundrechte 
einzugreifen, mit dem Wissen, dass das für den Herbst 
überhaupt nichts bringen würde?

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Heike Baehrens (SPD):
Zum einen will ich noch mal mit dieser Mär aufräu-

men, Sie seien gesprächsbereit gewesen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Was für ein Kin-
dergarten hier! Hört doch mal auf!)

Es ist der Versuch unternommen worden, mit Ihnen auf 
ganz unterschiedlichen Ebenen – zwischen den Fraktio-
nen, zwischen Abgeordnetenkolleginnen und -kollegen – 
ganz konstruktiv in den Dialog zu kommen. Dieses war 
nicht möglich, weil Sie seit Monaten ausschließlich auf 
Ihren Antrag verweisen, der ja nicht mal ein Gesetzent-
wurf ist. Sie sind als größte Oppositionsfraktion nicht mal 
in der Lage, einen ordentlichen Gesetzentwurf für das 
vorzulegen, was Sie uns hier präsentieren wollen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Den haben 
Sie sich ja vom Ministerium schreiben lassen! 
Tun Sie doch nicht so! – Alexander Dobrindt 
[CDU/CSU]: Reines Ablenkungsmanöver! Sa-
gen Sie doch mal was zum Inhalt!)

– Das ist völliger Unsinn, Herr Frei. Das ist völliger 
Unsinn, was Sie da sagen.

Der andere Punkt ist: Sie selbst haben eben in Ihrem 
Beitrag noch einmal gesagt, Sie wollen reagieren. Wir 
reagieren seit zwei Jahren situationsangepasst und ver-
suchen, die Infektionswellen so klein wie möglich zu 
halten. Reaktion alleine reicht nicht, sondern echte Vor-
sorge ist gefragt.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Genau dafür liegt heute ein Gesetzentwurf zur Abstim-
mung vor, der ein gestuftes Vorgehen vorsieht und der vor 
allem zwei zentrale Punkte Ihres Antrages mit aufnimmt: 
Er sieht nämlich diese Umsetzung wirklich in Schritten 
vor und adressiert die Zielgruppe der über 60-Jährigen, 
die durch eine Infektion besonders gefährdet sind. Vor 
allem – und da habe ich den Eindruck, Sie haben den 
Gesetzentwurf nicht einmal gelesen –: Es ist ein ganz 
klarer Auftrag, das Impfregister jetzt tatsächlich auf den 
Weg zu bringen. Das müssten Sie eigentlich heute unter-
stützen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Darum lade ich Sie alle, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, heute noch einmal ein, für diesen Kompromiss zu 
stimmen; denn es ist nicht mehr zu akzeptieren, dass so 
viele Menschen an Corona sterben. Es darf nicht sein, 
dass wir noch einmal in einen Lockdown müssen. Es 
darf nicht mehr sein, dass Tumorpatienten auf Operatio-
nen warten müssen, dass Patienten wegen Personalausfall 
durch Corona nicht aufgenommen werden, dass wir alle – 
vor allem Familien mit Kindern oder auch alte Men-
schen – darunter leiden. Auch unserer Wirtschaft – auch 
das will ich an die CDU/CSU gerichtet sagen – sind die 
Pandemielasten nicht weiter zuzumuten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Jürgen Lenders [FDP] – Zurufe von der 
AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich appelliere noch 
einmal an Sie: Verlassen Sie Ihre parteipolitische Zwick-
mühle! Sorgen Sie jetzt mit uns vor! Stimmen Sie für 
unseren Gesetzentwurf.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort Dr. Till Steffen für die 

Gruppe „Baehrens, Janecek und andere“.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir ent-

scheiden heute darüber, wie der nächste Herbst aussehen 
wird. Wir entscheiden heute darüber, ob wir endlich raus-
kommen aus dieser Dauerschleife von Lockdown und 
Lockerungen. Davon hat unser Land genug erlebt. Die 
Leute haben die Schnauze voll davon, und heute fällt 
hier die Entscheidung, ob wir es schaffen, da rauszukom-
men.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Und wie entscheidet der Deutsche Bundestag? Der 
Deutsche Bundestag entscheidet dadurch, dass er Gesetze 
beschließt. Meistens sind das Gesetze, die ihm die Bun-
desregierung vorschlägt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!)
Manche finden es gut, dass die Bundesregierung hierzu 
keinen Vorschlag gemacht hat, andere finden es blöd. 
Aber es ist so, wie es ist. Unsere Verfassung sieht nicht 
vor, dass man nur Gesetze beschließen kann, wenn die 
Bundesregierung einen Vorschlag macht,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

sondern jede Fraktion, jede Gruppe kann Vorschläge für 
Gesetze machen. Das haben wir gemacht, und wir haben 
diskutiert: mit Kollegen der Linken, mit Kollegen der 
FDP, mit Kollegen der Grünen und der SPD. Wir waren 
gesprächsbereit; das haben wir jetzt erörtert.

Und was liegt von Ihnen vor? Kein Gesetzentwurf, ein 
Besinnungsaufsatz liegt vor.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein. – Wir haben uns das angeschaut. Es ist ja nicht 

gesagt, dass Ihr Antrag uninteressant ist. Da stehen inte-
ressante Punkte drin. Die haben wir eingearbeitet; das ist 
deutlich gemacht worden. Das Impfregister kommt, weil 
Sie es gefordert und wir es eingearbeitet haben, weil wir 
uns die Arbeit gemacht haben, daraus eine gesetzliche 
Formulierung zu machen. Wir haben das gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und der 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Wir wollen in diesem Gesetz die besten Ideen zusammen-
führen, weil wir die besten Ideen brauchen, um die Pan-
demie zu bekämpfen.

Das ist es, Herr Frei, was Sie mit allen Mitteln bekämp-
fen wollen. Ich finde das traurig. Und dass Sie diesen 
Brief schreiben müssen, zeigt ja auch, was für ein Druck 
in Ihrer Fraktion herrscht. Ich möchte, dass wir heute 
entscheiden: ein anderer Herbst, ein anderer Winter und 
ein Weg raus aus der Pandemie.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erhält das 

Wort der Abgeordnete Hilse von der AfD-Fraktion.

Karsten Hilse (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen. – Sie wollen heute entscheiden, dass 
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sich jemand impfen lassen muss und dadurch – das zeigen 
auch die Statistiken vom Paul-Ehrlich-Institut – unter 
Umständen stirbt. Es gibt ein Bundesverfassungs-
gerichtsurteil – Sie werden sich wahrscheinlich daran 
erinnern – zum Luftsicherheitsgesetz. Darin hat das Bun-
desverfassungsgericht am 15. Februar 2006 Folgendes 
gesagt – ich zitiere mit Ihrer Genehmigung, Frau Prä-
sidentin –:

Art. 1 Abs. 1 GG schützt den einzelnen Menschen 
nicht nur vor Erniedrigung, Brandmarkung, Verfol-
gung, Ächtung und ähnlichen Handlungen durch 
Dritte oder durch den Staat selbst … Ausgehend 
von der Vorstellung des Grundgesetzgebers, dass 
es zum Wesen des Menschen gehört, in Freiheit 
sich selbst zu bestimmen und sich frei zu entfalten, 
und dass der Einzelne verlangen kann, in der Ge-
meinschaft grundsätzlich als gleichberechtigtes 
Glied mit Eigenwert anerkannt zu werden …, 
schließt es die Verpflichtung zur Achtung und zum 
Schutz der Menschenwürde vielmehr generell aus, 
den Menschen zum bloßen Objekt des Staates zu 
machen …
(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sollte das nicht eine spontane Frage 
werden? Haben Sie das alles aufgeschrieben?)

Schlechthin verboten ist damit jede Behandlung des 
Menschen durch die öffentliche Gewalt, die dessen 
Subjektqualität, seinen Status als Rechtssubjekt, 
grundsätzlich in Frage stellt …, indem sie die Ach-
tung des Wertes vermissen lässt, der jedem Men-
schen um seiner selbst willen, kraft seines Person-
seins, zukommt …

Jemanden per Gesetz zu ermächtigen, Leben gegen-
einander aufzuwiegen, also Menschenleben zu opfern, 
um andere Menschenleben zu schützen, schließt das Bun-
desverfassungsgericht somit aus. Dieses Gesetz, das Sie 
hier beschließen wollen, ist also nicht nur in höchstem 
Maße menschenfeindlich, sondern offensichtlich auch 
verfassungswidrig.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, wollen Sie erwidern?

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege, Ihre Verdrehungen und Falschbehaup-

tungen
(Karsten Hilse [AfD]: Das ist das Bundesver-

fassungsgericht!)
werden durch Wiederholung nicht besser.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als letzter Redner in dieser Debatte erhält jetzt das 

Wort Dirk Wiese für die Gruppe „Baehrens, Janecek 
und andere“.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Dirk Wiese (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Wir treffen nach einer langen, intensiven Debatte 
jetzt, hier und heute im Deutschen Bundestag die Ent-
scheidung darüber, ob diese Pandemie für uns im kom-
menden Herbst und Winter beherrschbar ist, ob wir, wenn 
wir heute eine negative Entscheidung treffen, wieder da-
rüber nachdenken müssen, wieder Freiheitseinschrän-
kungen auf den Weg zu bringen, wieder Schließungen 
in der Gastronomie auf den Weg zu bringen, wieder Ein-
schränkungen für Kinder und Jugendliche auf den Weg 
zu bringen, oder ob wir hier heute die verantwortungs-
volle Entscheidung treffen, vorzusorgen, richtig vorzu-
sorgen, sodass die Pandemie für uns beherrschbar ist. 
Das ist die Entscheidung, die jetzt gleich hier und heute 
getroffen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Als größte Gruppe haben wir uns dafür entschieden, 
Verantwortung zu übernehmen. Wir haben erkannt, dass 
eine Mehrheit für eine allgemeine Impfpflicht ab 18 nicht 
da ist. Wir haben aber auch erkannt, dass, wenn wir die 
Anträge und Gesetzentwürfe zusammenlegen, es eigent-
lich eine Mehrheit für eine Impfpflicht im Deutschen 
Bundestag gibt. Diese Verantwortung haben wir an-
genommen. Wir haben Gespräche angeboten, und ich 
will ausdrücklich sagen: Ich bin der Gruppe „Ullmann“ 
dankbar, dass wir zusammengefunden haben, uns ge-
meinsam auf einen Gesetzentwurf verständigt haben, 
der genau dazu führen soll: die Pandemie beherrschbar 
zu machen. Da haben wir als stärkste Gruppe gemeinsam 
Verantwortung übernommen, und das ist auch gut so 
gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich will es ausdrücklich formulieren: Ja, wir haben 
auch immer wieder mit Kolleginnen und Kollegen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion gesprochen. Lieber Sepp 
Müller, wir haben auch in der vergangenen Woche, am 
Mittwoch, auch mit dem Kollegen Stefan Müller zusam-
mengesessen und haben in Gesprächen ausgelotet, ob es 
möglich ist, zusammenzukommen. Ich muss sagen, dass 
die CSU – das sei mir gestattet – in dieser Runde sehr viel 
konstruktiver gewesen ist und sich dem Kompromiss sehr 
viel mehr annähern konnte, als es die CDU getan hat.

Wir haben auch sehr deutlich gemacht, dass es aus 
unserer Sicht möglich ist, zusammenzufinden. Aber Ge-
spräche sind etwas anderes als konkrete Verhandlungen. 
Ich muss auch das sehr deutlich sagen: Nachdem 
Friedrich Merz am Samstagmorgen einen Tweet abge-
setzt hatte, waren die Gesprächskanäle ruhig. Es hat 
sich keiner mehr gemeldet, und es hat sich keiner mehr 
zu ernsthaften Verhandlungen von Ihrer Seite bereit er-
klärt. Das bedauere ich sehr und wird der Verantwortung 
nicht gerecht. Das muss ich auch sehr deutlich sagen.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Lieber Friedrich Merz, ich sage auch das sehr deutlich: 
Im Sauerland sagen wir beide ja, dass Franz Müntefering 
im Zweifel recht hat: „Opposition ist Mist.“ Aber Oppo-
sition entbindet nicht von staatspolitischer Verantwor-
tung. Das sage ich auch sehr deutlich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf des Abg. Tino Sorge [CDU/ 
CSU])

Man kann nicht hier im Deutschen Bundestag sagen: Ich 
verweigere mich heute staatspolitischer Verantwortung; 
aber morgen stehe ich für Gespräche wieder bereit.

(Zuruf der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Das ist unverantwortlich, und das ist nicht seriös.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Der Abgeordnete Friedrich Merz 

wurde angesprochen. Wenn er möchte, kann er eine per-
sönliche Erklärung abgeben.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Ja! – Gegenrufe 
von der SPD: Oah! – Weiterer Gegenruf der 
Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sollen wir sprechen miteinan-
der? – Gegenruf des Abg. Tino Sorge [CDU/ 
CSU]: Ist schon schade, wenn es Gegenargu-
mente gibt!)

Friedrich Merz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Ich bin hier in der Debatte sehr häu-

fig persönlich angesprochen worden. Auch im Namen der 
Unionsfraktion würde ich gerne drei Bemerkungen ma-
chen:

Die erste ist: Es handelt sich hier – jedenfalls nach der 
Überzeugung der Mehrheit unserer Bundestagsfraktion – 
nicht um eine Gewissensentscheidung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es kann sein, dass es sich bei einzelnen Abgeordneten um 
eine Gewissensentscheidung handelt. Aber dann legt das 
weder der Bundeskanzler noch ein anderer Redner hier 
im Deutschen Bundestag fest;

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sondern Sie?)

dann entscheidet das jeder Abgeordnete für sich ganz 
allein. Bis auf sehr wenige Ausnahmen sind wir in unse-
rer Bundestagsfraktion einer Meinung, was das Thema 
Impfpflicht betrifft. Deswegen gibt es von uns, anders 
als von allen anderen Bundestagsfraktionen hier, einen 
gemeinsamen Antrag.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beatrix von 
Storch [AfD]: Das stimmt nicht! Von uns 
auch!)

Die zweite Bemerkung ist: Wir – und auch ich per-
sönlich – sind hier von vielen Rednern für unsere Haltung 
sehr hart kritisiert worden.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war doch nicht hart! – Zurufe von 
der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Oh!)

– Na ja, wir akzeptieren das; das ist völlig in Ordnung. 
Aber darf ich mir doch einmal den Hinweis erlauben,

(Katja Mast [SPD]: Das ist keine persönliche 
Erklärung! Das ist eine Rede!)

dass die Tatsache, dass Sie sich überhaupt so intensiv mit 
uns beschäftigen müssen, ihre Ursache allein darin hat, 
dass die Fraktion der FDP überhaupt keine Zustimmung 
zu einer Impfpflicht im Deutschen Bundestag erwägt?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen ist meine dritte Bemerkung:

(Katja Mast [SPD]: Das ist keine Kurzinter-
vention!)

Wenn Sie es wirklich ernst meinen mit einem Kompro-
miss, dann manipulieren Sie nicht die Reihenfolge der 
Abstimmungen, in der wir jetzt vorgehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Denn das ist der entscheidende Test, ob Sie es mit einem 
Kompromiss ernst meinen. Der weiter gehende Antrag ist 
Ihrer.

(Katja Mast [SPD]: Das ist eine Unver-
schämtheit!)

Unser Antrag ist ein weniger weit gehender Antrag. Die-
sen Antrag können wir gemeinsam beschließen und in 
einem Gesetz im Deutschen Bundestag auf den Weg brin-
gen.

(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Das ist 
keine persönliche Erklärung!)

Aber nicht so, wie Sie es machen, um offensichtlich da-
von abzulenken, dass Sie in Ihrer eigenen Regierung 
keine Mehrheit für das haben, was aus der SPD-Fraktion 
kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Bevor wir nun zu den Abstimmungen kommen, ist 

zunächst die Reihenfolge der Abstimmungen festzule-
gen.

Es liegt ein Vorschlag der Fraktion der CDU/CSU vor, 
die Abstimmung in folgender Reihenfolge vorzunehmen: 
Gesetzentwurf „Baehrens, Janecek und andere“, Antrag 
CDU/CSU, Antrag „Kubicki und andere“, Antrag AfD. 
Die Gruppe „Baehrens, Janecek und andere“ hingegen 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                                                                                                                                                                                 2359 

Dirk Wiese 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



beantragt, die Abstimmung in dieser Reihenfolge vorzu-
nehmen: Antrag AfD, Antrag „Kubicki und andere“, An-
trag CDU/CSU, Gesetzentwurf „Baehrens, Janecek und 
andere“.

Bevor wir darüber abstimmen, wird nun erst mal das 
Wort zur Geschäftsordnung gewünscht. Das Wort hat 
für die CDU/CSU Thorsten Frei.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Mast 
[SPD]: Das war doch gerade schon eine Rede 
zur Geschäftsordnung!)

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben in den letzten Minuten und auch in den letzten 
zweieinhalb Stunden gehört, wo der Hase im Pfeffer 
liegt: Sie haben keine eigene parlamentarische Mehrheit; 
deswegen flüchten Sie sich in die Gruppenanträge. Das 
ist der einzige Grund. Und am Ende dieser Debatte ist es 
so, dass Sie versuchen, mit einer nicht angemessenen 
Reihenfolge der Abstimmungen das Verfahren zu torpe-
dieren. Das akzeptieren wir nicht. Das ist ein deutlicher 
Beweis dafür, dass Sie der Überzeugungskraft Ihrer ei-
genen Vorlagen misstrauen. Das ist rechtsmissbräuchlich, 
und deswegen lehnen wir das ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Worum geht es im Kern? Wir haben eine lange par-
lamentarische Tradition, dass immer zunächst über den 
weitestgehenden Antrag abgestimmt wird. So machen 
das Tausende Gemeinderäte bei uns in Deutschland. So 
machen das 16 Länderparlamente. Der Bundesrat macht 
es so; der hat es sogar in § 30 Absatz 2 seiner Geschäfts-
ordnung normiert. Und so macht es der Deutsche Bun-
destag seit Jahrzehnten.

(Zuruf von der FDP: Das ist schlicht falsch!)
Es gibt praktisch keine Ausnahmen davon.

(Katja Mast [SPD]: Doch!)
Wenn ich eine finden wollte, dann wäre das vielleicht die 
im Jahr 2009 gewesen,

(Christian Dürr [FDP]: Aha!)
als es um die gesetzlichen Regelungen für die Patienten-
verfügung ging. Seinerzeit ging es darum, dass man im 
Grunde genommen nicht exakt sagen konnte, welches 
denn der weiter gehende Antrag war. Hier ist es aber 
vollkommen klar: Fluchtpunkt ist die Realität, der gesetz-
liche Status quo. Und wer am weitesten vom gesetzlichen 
Status quo abweicht, der hat den weitestgehenden An-
trag, und über den muss als Erstes abgestimmt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Bundesregie-

rung ist der Auffassung, dass wir keine Maskenpflicht 
mehr brauchen. Diese Bundesregierung war – wenigstens 
für einige Stunden – der Auffassung, dass wir keine Qua-
rantäne für Infizierte mehr brauchen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dirk Wiese [SPD]: Das hat doch nichts mit 
Geschäftsordnung zu tun!)

Diese Bundesregierung und diese Fraktionen hier im Par-
lament wollen uns aber weismachen, dass eine Impf-
pflicht mit einem klaren Eingriff in die Grundrechte nicht 
der weitestgehende Antrag sei. Das nimmt Ihnen doch 
kein Mensch im Land ab. Das ist einfach nicht schlüssig. 
Und deswegen bitte ich Sie, hier richtig abzustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich will noch auf eines hinweisen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Kollege Frei, Sie sprechen aber jetzt zur Ge-

schäftsordnung, nicht zu den Inhalten.

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Ja, das will ich gerne machen, Frau Präsidentin.

(Zurufe von der SPD)

Die Güte der parlamentarischen Demokratie zeigt sich 
nicht darin, dass am Ende die Mehrheit entscheidet; das 
ist selbstverständlich. Sie zeigt sich darin, dass die Mehr-
heit auch Schranken akzeptiert – Schranken, die auch 
hergebrachtes Recht hier im Parlament darstellt.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Und darauf müssen sich Abgeordnete auch verlassen 
können. Darum geht es: Tauschen Sie nicht billiges 
machtpolitisches Kalkül gegen politische Kultur in die-
sem Haus ein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Widerspruch bei der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Letztes will ich noch sagen, dann komme ich zum 
Ende, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen jetzt bitte zum Schluss kommen.

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Wir haben bei dieser Frage eine starke Polarisierung 

hier bei uns im Land. Es geht auch darum, sie zu über-
winden. Der von Ihnen vorgeschlagenen Abstimmungs-
reihenfolge, die letztlich nur zum Ziel hat, den eigenen 
Antrag zum Erfolg zu bringen, wird ein Makel anheften, 
sollte es Ihnen gelingen, hierfür eine Mehrheit zu gewin-
nen. Das wird die Akzeptanz nicht fördern.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Kollege Frei, kommen Sie bitte zum Schluss.

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Das wird die Rechtssicherheit nicht fördern. Und es 

wird nicht dazu führen, dass Gräben in unserem Land 
zugeschüttet werden. Deswegen bitte ich um Zustim-
mung für unseren Antrag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist eine wichtige 

Debatte; die müssen wir auch ordentlich führen. Aber 
man sollte bei einer Geschäftsordnungsdebatte nicht un-
ter Überziehung der Zeit auf die Geschäftsordnung ein-
gehen. Dafür möchte ich noch einmal eindringlich plä-
dieren.

(Zuruf der Abg. Dorothee Bär [CDU/CSU])
Jetzt erhält das Wort Katja Mast für die SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Katja Mast (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Lieber Thorsten Frei, wenn man mit dem Finger auf 
andere zeigt, dann zeigen immer vier Finger zurück. 
Das sollte man sich bewusst machen, wenn man solche 
Reden hält.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der CDU/CSU: Antrag zur Geschäftsord-
nung!)

Um was geht es hier eigentlich? Es geht um eine Ab-
stimmungsreihenfolge. Es geht hier darum, dass die Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages sich nicht zu 
einer Abstimmungsreihenfolge im Deutschen Bundestag 
äußert und somit auch nichts festgelegt ist. Und es geht 
darum, dass die Verwaltung des Deutschen Bundestags 
allen Fraktionen anheimgestellt hat, auf zwei unter-
schiedlichen Wegen abzustimmen, nämlich über den 
Weg, zuerst die Gesetzentwürfe und dann die Anträge 
nach Reichweite, oder umgekehrt über den Weg, zuerst 
die Anträge und dann die Gesetzentwürfe nach Reich-
weite. Das ist das, worum es geht: Es geht nicht um 
mehr und nicht um weniger bei dieser Entscheidung.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Sie haben 
das überhaupt nicht verstanden!)

Es ist völlig normal in einer Demokratie, dass man, 
wenn es zwei verschiedene Wege gibt, darüber abstimmt 
und die Mehrheit am Ende entscheidet. Das ist das Nor-
malste von der Welt. Im Jahr 2009 bei der Patientenver-
fügung – das hat mein Kollege ja gerade gesagt – gab es 
das auch schon mal. Es ist also nicht so, dass es nicht auch 
historische Vorbilder gäbe. Herr Merz, Sie dürften sich 
noch daran erinnern: Sie waren damals gerade noch Ab-
geordneter. Herr Frei war damals noch kein Abgeord-
neter.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ich kann aber le-
sen!)

Was Sie hier aufführen, ist einfach großes Tamtam. Sie 
haben die Worte noch mal benutzt: Manipulation, Tricks, 
Machtkalkül. Das sind die Finger, die auf Sie zeigen an 
dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf des Abg. Thorsten Frei [CDU/ 
CSU])

Das ist Verächtlichmachung von Demokratie und Par-
lament, und deshalb weise ich das auf das Entschiedenste 
zurück!

Wie kann man jetzt diese Anträge abstimmen? Man 
könnte sie in der Reihenfolge anhand der Anzahl der 
Unterschriften abstimmen. Dann würden wir zuerst 
Kubicki, dann AfD, dann Union und dann den Gesetz-
entwurf abstimmen.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ist das Ihr Antrag 
zur Geschäftsordnung?)

Wir können es abstimmen nach der Reihenfolge: Was 
schafft eigentlich für die Bürgerinnen und Bürger Klar-
heit?

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Und wer ent-
scheidet darüber? Sie?)

Die Bürgerinnen und Bürger, die uns heute zuhören, wol-
len doch, dass wir eine Entscheidung treffen in diesem 
Haus, damit sie wissen, woran sie sind mit der Impf-
pflicht!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Also wollen sie, dass wir über die Impfpflicht als Letztes 
abstimmen; denn nur ein Gesetz gibt diese Sicherheit am 
Ende des Tages.

Es geht um Klarheit – Klarheit, die die Bürgerinnen 
und Bürger verdient haben, die zwei Jahre mit uns durch 
diese Pandemie gegangen sind. Der Stimmzettel, den wir 
vorliegen haben, sieht das doch ganz klar vor. Es gibt 
einmal die Reihenfolge der Tamtam-Partei CDU/CSU; 
das ist die erste Reihenfolge.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Frau Prä-
sidentin! – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Was 
soll das denn jetzt? Das ist eine Unverschämt-
heit!)

Man kann aber auch die zweite Reihenfolge wählen; das 
ist nach der Geschäftsordnung möglich.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Frau Präsidentin!)

Und all diejenigen, die meine Argumente hier nicht über-
zeugt haben – ich weiß, es gibt einige davon im Deut-
schen Bundestag –, die können sich, wenn sie nicht Steig-
bügelhalter sein wollen für dieses Spektakel, das CDU/ 
CSU hier veranstalten, auch enthalten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Widerspruch bei der CDU/CSU und 
der AfD – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Un-
glaublich!)

Deshalb fordere ich Sie auf: Stimmen Sie für Reihenfolge 
zwei bei dieser Abstimmung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Alexander Dobrindt 
[CDU/CSU]: Das ist unglaublich! – Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Stillos! – So viel 
zum Thema Unabhängigkeit!)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächste erhält das Wort Dr. Irene Mihalic für 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Unruhe 
bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielleicht beruhigen wir uns jetzt alle erst mal wieder. 

Die Gemüter sind erhitzt.
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Ich finde, diese Geschäftsordnungs-
debatte und auch die inhaltliche Debatte zeigen uns allen 
sehr, sehr deutlich, wie emotionalisiert diese Angelegen-
heit hier im Deutschen Bundestag behandelt wird. Es ist 
auch wichtig, dass wir wirklich eine verantwortungs-
bewusste Entscheidung treffen in der Situation, in der 
wir uns bei der Pandemiebekämpfung in unserem Land 
befinden.

In dieser Situation, Herr Frei, Herr Merz, haben Sie 
sich dafür entschieden, mit uns über die Abstimmungs-
reihenfolge diskutieren zu wollen

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Sie haben das 
doch infrage gestellt! Sie stellen doch alles 
infrage!)

und uns Tricksereien und rechtsmissbräuchliches Han-
deln vorzuwerfen. Dabei sind Sie es doch, die mit allen 
Mitteln versuchen, zu verhindern, dass Ihre Abgeord-
neten hier eine Entscheidung nach ihrem Gewissen tref-
fen,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Also, das hören 
wir uns jetzt nicht mehr länger an! Das ist 
eine Unverschämtheit!)

die wirklich der Sache angemessen wäre. Sie versuchen 
hier mit allen Mitteln zu verhindern, dass Ihre Abgeord-
neten hier eine verantwortungsbewusste Entscheidung 
treffen, indem Sie hier so eine Geschäftsordnungsdebatte 
vom Zaun brechen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Nein, überhaupt nicht! Überhaupt nicht!)

Aber nicht wir sind es, Herr Frei, die Ihre Abgeord-
neten daran hindern, hier eine Entscheidung in der Sache 
verantwortungsbewusst zu treffen,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das tut doch 
überhaupt niemand!)

sondern Sie sind es. Sie setzen Ihre Leute unter Druck. 
Sie sagen, sie sollen einem Impuls widerstehen, falls Ihr 
Antrag keine Mehrheit bekommt, anderen Vorlagen zu-
zustimmen. Meine Damen und Herren, was ist das für ein 
Demokratieverständnis? Das ist unparlamentarisch.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Frau Prä-
sidentin, spricht diese Kollegin zur Geschäfts-
ordnung?)

Das hat auch nichts mit verantwortungsbewusster Pande-
miepolitik zu tun.

Auf Ihren hier geäußerten Wunsch diskutieren wir jetzt 
über die Abstimmungsreihenfolge. Meine Kollegin Katja 
Mast hat Ihnen gerade noch einmal erklärt,

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nein, die hat 
nichts erklärt!)

welche Varianten hier zur Abstimmung stehen, und auch, 
wie diese Abstimmungsvarianten auf den Stimmzettel 
gelangt sind. Es handelt sich dabei um Vorschläge, die 
uns die Bundestagsverwaltung unterbreitet hat,

(Lachen bei der CDU/CSU)
die alle Fraktionen bekommen haben, die auch die An-
tragsinitiativen, die Gruppen, bekommen haben und zwi-
schen denen man jetzt entscheiden kann. Das ist demo-
kratisch, das ist transparent, das ist sachgerecht.

Sie empfehlen Ihrer Fraktion die erste Variante. Wir 
empfehlen unserer Fraktion, für Abstimmungsvariante 
zwei zu stimmen.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Der Bundeskanzler 
zitiert die Außenministerin vom NATO-Gipfel 
in Brüssel her! Das ist die Prioritätensetzung 
der Ampel!)

Uns in dieser Situation Tricksereien vorzuwerfen, ist ab-
surd, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Lassen Sie mich zum Schluss noch sagen: Wenn wir 
jetzt endlich per Stimmzettelverfahren über die Abstim-
mungsreihenfolge entschieden haben, dann geht es hier 
wirklich um etwas. Dann geht es hier wirklich darum, 
eine sachgerechte Entscheidung mit Blick auf den weite-
ren Verlauf unserer Pandemie zu treffen.

Lassen Sie mich diese Bemerkung noch machen, Herr 
Frei: Artikel 38 des Grundgesetzes gilt auch für die Frak-
tion der CDU/CSU.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, ganz genau! 
Für Sie auch!)

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die FDP-Fraktion erhält nun das Wort Johannes 

Vogel.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Johannes Vogel (FDP):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir haben jetzt hier eben vom eigentlich von mir 
sehr geschätzten Kollegen Thorsten Frei im Plenum des 
Deutschen Bundestages wieder etwas erlebt, was wir die 
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letzten Tage schon erleben durften. Da haben Sie ganz 
heftig in die rhetorische Trickkiste gegriffen: unpar-
lamentarisch, eine Manipulation. Sie haben sich sogar 
eben dazu verstiegen, es sei rechtsmissbräuchlich, dass 
hier über die Abstimmungsreihenfolge abgestimmt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Lieber Kollege Frei, das beschädigt die politische Kultur 
hier bei uns im Parlament. Das will ich ganz klar sagen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Tino 
Sorge [CDU/CSU])

Es ist eben in der Sache nicht so eindeutig. Wie war es 
denn damals bei dem Gruppenantragsverfahren über das 
Berlin/Bonn-Gesetz? Wie ist es hier? Der AfD-Antrag 
übrigens ändert auch ganz eindeutig die Rechtslage in 
Deutschland, um Ihr Argument mal ad absurdum zu füh-
ren. Also, die Abstimmungsreihenfolge ist einfach nicht 
so ganz eindeutig.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Sie ist eindeu-
tig! – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Doch, die 
ist wohl eindeutig!)

Und wir haben im Deutschen Bundestag eine ganz klare 
Regelung bei zahllosen Gruppenverfahren gehabt, näm-
lich: Wenn es kein Einvernehmen über die Abstimmungs-
reihenfolge gibt, dann wird über die Abstimmungsreihen-
folge abgestimmt. So einfach, Herr Kollege Frei, so 
einfach ist es.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es wurde ja schon gesagt: 2009 hatten wir genau das 
zur Patientenverfügung; da war Ihr Fraktionsvorsitzender 
noch im Deutschen Bundestag. Da gab es keine Einigkeit. 
Danach wurde über die Abstimmungsreihenfolge abge-
stimmt. Irgendein Protest von Friedrich Merz, irgendein 
Theater, wie wir es hier heute erleben, irgendein Protest 
der Union ist im Protokoll nicht vermerkt.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Es gab kein Ge-
setz, von dem man abweichen musste! – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das war doch et-
was völlig anderes!)

Sie pöbeln im Klassenzimmer rum, machen aber nicht 
mal Ihre Hausaufgaben, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der Union,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und das ist der Sache unangemessen, schlicht unange-
messen.

Ich verstehe schon, worum es Ihnen geht. Sie wollen 
gerne, dass von den Anträgen, die sich irgendwie etwas 
mehr in Richtung Impfpflicht vorstellen können, Ihrer als 
Letztes abgestimmt wird, weil Sie hoffen, dass diejeni-
gen, die irgendwas machen wollen, sich dann hinter Ih-
rem Antrag sammeln.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)
Das ist okay, das dürfen Sie so wollen. Ich sage Ihnen 
aber, wie meine persönliche Meinung ist.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Ihre Trick-
serei!)

Ich glaube, bei einer grundrechtssensiblen Frage wie bei 
einer Impfpflicht geht es nicht darum, irgendwas zu be-
schließen, sondern da muss jede einzelne Vorlage eine 
aktive Mehrheit der Kolleginnen und Kollegen hier im 
Deutschen Bundestag bekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Das bestreitet doch gar nie-
mand!)

Und ich sage Ihnen noch etwas: Ich persönlich stimme 
deshalb gleich für Abstimmungsreihenfolge zwei, weil 
sie genau das sicherstellt. Und dann gibt es entweder 
für eines der Konzepte hier eine Mehrheit, oder es gibt 
sie eben nicht, was auch ein legitimes Ergebnis dieser 
Debatte wäre, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Ihnen geht es nur darum, dass Sie sich irgendwie mit 
Ihrem Antrag durchsetzen,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Umgekehrt wird 
ein Schuh daraus! – Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU]: Ihre Trickserei!)

und das ist schäbig, liebe Kolleginnen und Kollegen.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Lesen Sie mal die 
Literatur dazu!)

Das ist schäbig, und leider reiht sich das ein – mein letzter 
Gedanke – in Ihren gesamten Umgang mit diesem Grup-
penantragsverfahren. Von Anfang an und bis zur letzten 
Minute haben Sie das Gruppenantragsverfahren torpe-
diert.

(Zuruf von der SPD: Genau!)
Das ist eines der Verfahren, die unseren Parlamentaris-
mus bei medizinethischen Fragen mit ausmachen. Da gab 
es oft Sternstunden des Parlaments. Und Sie machen 
gerade noch per Schreiben an Ihre Fraktionskollegen 
aus einer medizinethischen Frage eine parteipolitische. 
In meiner Fraktion gibt es das nicht, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Union.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Johannes Vogel (FDP):
Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. – Deshalb 

ist die Lage ganz einfach: Es gab keine Einigkeit über die 
Abstimmungsreihenfolge. Wir stimmen ab über die Ab-
stimmungsreihenfolge – so machen wir das in unserer 
Demokratie; wir nennen das „Parlamentarismus“ –, und 
danach entscheiden wir klug in der Sache.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf der Abg. 
Dorothee Bär [CDU/CSU])
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält der Abgeordnete Martin Sichert für die 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Ge-

schäftsordnung und die parlamentarischen Gepflogenhei-
ten sind Grundlagen der Demokratie, und sie sorgen da-
für, dass Gesetze nicht schon aus formalen Gründen 
scheitern. Hier hat man den Eindruck, dass selbst die 
Antragsteller zur Impfpflicht diese nicht wollen; denn 
sie stoßen das Tor weit auf für eine Klage vor dem Ver-
fassungsgericht, sowohl durch das Vorgehen heute als 
auch durch das Prozedere gestern im Ausschuss.

Dass der Kompromiss zwischen der Impfpflicht ab 18 
und der Impfpflicht ab 50 die Impfpflicht ab 60 sein soll, 
das ist wirklich bizarr. Viel bizarrer aber noch ist, dass im 
Gesundheitsausschuss gestern früh, nicht mal zehn Mi-
nuten nachdem er schriftlich vorgelegt wurde, über einen 
25-seitigen Gesetzentwurf abgestimmt wurde. Mittags, 
als der Tagesordnungspunkt zur Impfpflicht bereits drei 
Stunden beendet war, hieß es plötzlich, dass zwei Stun-
den später ein weiterer Änderungsantrag vom Gesund-
heitsministerium beschlossen werden müsse. Dieser 
Änderungsantrag sei notwendig, weil der in der Früh 
beschlossene zu viele rechtliche Mängel hatte. Mit so 
heißer Nadel ist das hier alles gestrickt!

(Beifall bei der AfD)
So bekamen wir dann im Gesundheitsausschuss um 

13.54 Uhr per Mail und um 14.05 Uhr schriftlich einen 
nun 31-seitigen Gesetzentwurf vorgelegt. Trotz unseres 
Protestes wurde darüber binnen nicht mal zehn Minuten 
abgestimmt, und um 14.15 Uhr war die Sitzung bereits 
beendet. Das, meine Damen und Herren, ist kein Par-
lamentarismus. Das ist eine Farce.

(Beifall bei der AfD)
Kein Mensch kann 31 Seiten voller Gesetzesänderungen 
binnen so kurzer Zeit in all ihren Auswirkungen erfassen.

Sie haben mit der Mehrheit der Ampelkoalition mal 
eben den Parlamentarismus ausgehebelt und wollen es 
jetzt im Plenum auch noch machen. Sie wollen nicht 
den weitestgehenden Antrag zuerst beraten. Von diesem 
über Jahrzehnte in allen Parlamenten, Parteien und Ver-
einen gelebten Verfahren wollen Sie abweichen, weil Sie 
glauben, dass das die einzige Möglichkeit ist, wie Sie eine 
irgendwie geartete Impfpflicht durchbekommen.

Dabei ist Ihr Ziel ein weiterer Schlag gegen die Demo-
kratie.

(Zuruf von der SPD)
Denn jede einzelne hier im Bundestag vertretene Partei 
hat im Wahlkampf versprochen, dass es keine Impfpflicht 
geben wird. Hören Sie auf, die Demokratie und den Par-
lamentarismus zu beschädigen!

(Beifall bei der AfD)
Gerade aufgrund der massiven Grundrechtseingriffe, 

um die es hier geht, und der hohen Bedeutung ist es 
wichtig, dass die Geschäftsordnung und die parlamenta-

rischen Gepflogenheiten eingehalten werden. Daher las-
sen Sie uns wie immer den weitestgehenden Antrag, 
nämlich Impfpflicht, zuerst abstimmen.

Zum Schluss noch eins: Dass der Bundeskanzler in 
dieser Zeit die Außenministerin vom NATO-Treffen ab-
beruft und der Bundesregierung offensichtlich die Ein-
schränkung der Grundrechte der eigenen Bevölkerung 
wichtiger ist als der Frieden in der Ukraine, das ist wirk-
lich entlarvend.

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. 
Dr. Rolf Mützenich [SPD])

Schluss mit dieser unwürdigen Farce! Lang leben 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie! Leben wir wieder 
das Verfahren so, wie wir es immer getan haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt für die Fraktion Die Linke der Abgeordnete 

Jan Korte.
(Beifall bei der LINKEN)

Jan Korte (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Zunächst, Kollegin Katja Mast: Ich finde es 
schon relativ bemerkenswert, als SPD-Fraktion anderen 
Fraktionen, zum Beispiel meiner, vorzuwerfen, Steigbü-
gelhalter der CDU/CSU zu sein. Was haben Sie in den 
letzten 20 Jahren eigentlich gemacht? Da waren ja wohl 
Sie in erster Linie diejenigen, die dem Wohl der CDU/ 
CSU gedient haben. Das ist ja absurd.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD)

Zum Zweiten möchte ich zu dem Verfahren hier an-
merken: Auch ich halte die CDU/CSU-Fraktion nicht für 
eine in jeder Hinsicht seriöse Oppositionsfraktion.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU)

– Ja. – Was aber nun nicht geht – das ist absurd, und 
deswegen wollen wir gucken, wer hier ein Demokratie-
problem hat –, ist, dass Sie einer Oppositionsfraktion 
vorwerfen, ihre Oppositionsarbeit zu machen. Das ist 
geradezu lächerlich und grotesk,

(Beifall bei der LINKEN und der CDU/CSU – 
Zurufe von der SPD)

um das auch in aller Klarheit zu sagen. Das ist ihr gutes 
Recht. Diese Argumentation ist nun wirklich aberwitzig!

Zum Dritten möchte ich Folgendes anmerken. Lieber 
Johannes Vogel, zu behaupten, alle machten hier in die-
sem Hause Parteipolitik außer den Parteien der Ampel, ist 
doch geradezu lächerlich.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN und 
der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Können Sie mit so einem Klamauk mal aufhören? Was 
soll das denn? Das ist doch wirklich Gequatsche!
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Ich möchte zunächst zum Verfahren feststellen: Wir 
wären jetzt nicht in dieser – wie soll ich sagen? – etwas 
aufgeladenen Situation hier in diesem Hohen Hause, 
wenn die letzte Bundesregierung und die jetzige Bundes-
regierung vernünftige Coronapolitik gemacht und das 
Land nicht ins Chaos gestoßen hätten.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Das ist die Sachlage. Deswegen müssen wir das hier dis-
kutieren.

Dann will ich sagen: Zu glauben, es gebe keine Über-
lastung des Gesundheitssystems – ich weiß nicht, was mit 
Ihnen los ist. Da müssen Sie mal mit den Pflegerinnen 
und Pflegern reden.

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Im Übrigen hatten wir die Überlastung auch schon vor 
Corona, um das auch mal in aller Klarheit hier zu sagen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Nun sind wir bei der Geschäftsordnung. Ich kann für 
meine Fraktion Die Linke sagen, dass wir uns Anträge 
angucken und grundsätzlich immer nach Sachfragen ent-
scheiden, wie wir uns hier verhalten werden.

(Lachen des Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU])
– Das ist so. Das ist ja auch seriös. Man guckt, was da 
drinsteht, was der Vorschlag ist, und dann gucken wir, 
was nach unserer Meinung am sinnvollsten ist. Das un-
terscheidet uns ja auch von Ihrer Coronapolitik. Lieber 
Kollege Lauterbach, man kann ein guter Arzt sein, aber 
das heißt noch nicht, dass man ein guter Gesundheits-
minister ist.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD)

Deswegen gucken wir uns das hier an.
Eins wissen Sie ganz genau, und deswegen, finde ich, 

sollten auch Sie von der Ampel mal ganz ehrlich sein: Es 
ist geübtes Verfahren in jedem Ortsverein auch der Sozi-
aldemokratischen Partei, meiner Partei, bei allen anderen 
Parteien, dass der weitestgehende Antrag zunächst abge-
stimmt wird. Das ist die übliche Praxis.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD)

Tun Sie doch nicht so, als ob das irgendwie anders wäre. 
Tun Sie doch nicht einfach so! Das ist die übliche Praxis.

Wenn ich das jetzt mal für die Bürgerinnen und Bürger 
übersetze, die uns hier zuhören – ich bin ein großer An-
hänger des Impfens und halte das für einen großen 
Menschheitsfortschritt; aber das ist meine persönliche 
Meinung, darüber kann man ja streiten –, kann ich doch 
ganz einfach mal feststellen, dass ein Beschluss des Bun-
destages über einen Eingriff am Körper eines Bürgers 
doch wohl tendenziell ein weiter gehender Beschluss ist 
als ein Beschluss, der das nicht vorsieht.

(Widerspruch bei der SPD)
Das ist doch ganz offensichtlich.

(Beifall bei der LINKEN und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deswegen – ich fasse zusammen –: Nur weil Sie als 
Ampel keine Mehrheit haben, ist meine Fraktion nicht 
bereit, auf Logik und ein parlamentarisch sauberes Ver-
fahren zu verzichten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kolleginnen und Kollegen, wir haben die Geschäfts-

ordnungsdebatte zur Abstimmungsreihenfolge geführt; 
jetzt müssen wir diese festlegen. Das soll im Wege des 
Stimmzettelverfahrens mit Stimmausweis erfolgen. Auf 
dem Stimmzettel können Sie sich für eine der beiden 
Abstimmungsreihenfolgen entscheiden oder sich gegen-
über beiden Varianten enthalten. Angenommen ist der 
Vorschlag, der die meisten Stimmen auf sich vereint. – 
Ich sehe, dass Sie mit diesem Verfahren einverstanden 
sind. Das ist so beschlossen.

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Reihen-
folge der namentlichen Abstimmungen. Die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer sind bereits an ihren Plätzen an 
den Ausgabetischen und an den Urnen.

An den Ausgabetischen in der Westlobby erhalten Sie 
nach Vorzeigen Ihres Stimmausweises in der Farbe Rosa 
einen rosafarbenen Stimmzettel. Sie haben nur eine Stim-
me. Mehr als ein Kreuz oder andere Zusätze führen zur 
Ungültigkeit des Stimmzettels.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung 
der Abstimmung circa zehn Minuten Zeit. Es ist jetzt 
11.53 Uhr; Sie haben jetzt zehn Minuten Zeit. Ich eröffne 
die Abstimmung. 

Ist noch ein Mitglied im Hause, das seine Stimme nicht 
abgegeben hat? – Ich sehe jetzt niemanden rennen. Dann 
scheint das nicht der Fall zu sein. Ich schließe die Ab-
stimmung und bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen.

Bis zum Vorliegen des Ergebnisses unterbreche ich die 
Sitzung.

(Unterbrechung von 12.03 bis 12.16 Uhr)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene 

Sitzung ist wieder eröffnet. Nehmen Sie bitte wieder 
Platz.

Ich darf Ihnen das Protokoll der Abstimmung über die 
Abstimmungsreihenfolge verlesen: Mitgliederzahl im 
Deutschen Bundestag 736; abgegebene Stimmkarten 
686. Es gab keine ungültige Stimmkarte. Von den abge-
gebenen Stimmen entfielen 345 Stimmen auf Reihen-
folge 1 und 339 Stimmen auf Reihenfolge 2; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
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Enthaltungen 2.1)

Entsprechend dem von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ausgezählten Ergebnis der Abstimmung 
werden wir in folgender Reihenfolge abstimmen: Reihen-
folge 1, das bedeutet Gesetzentwurf „Baehrens, Janecek 
und andere“, Antrag CDU/CSU, Antrag „Kubicki und 
andere“, Antrag AfD.

Bevor wir zu den Abstimmungen kommen, bitte ich 
um Ihre Aufmerksamkeit für einige Hinweise zum Ab-
stimmungsverfahren. Der Ausschuss für Gesundheit hat 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/1353 
unter Buchstaben b, c und d empfohlen, über die Anträge 
auf den Drucksachen 20/680, 20/978 und 20/516 im Ple-
num einen Beschluss herbeizuführen, selbst aber keine 
inhaltliche Empfehlung abgegeben. Unter Buchstabe a 
seiner Beschlussempfehlung hat der Ausschuss die Ge-
setzentwürfe der Gruppen Baehrens und Janecek auf 
Drucksachen 20/899 und 20/954 zusammengeführt und 
in einer Ausschussfassung vorgelegt. Über die Vorlagen 
stimmen wir nun in der festgelegten Reihenfolge, die ich 
eben verlesen habe, ab. Wird eine Vorlage angenommen, 
entfällt die Abstimmung über die weiteren Vorlagen.

Wir kommen also jetzt zur ersten namentlichen Ab-
stimmung.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
– Es ist schön, dass Sie sich darüber freuen. – Wir stim-
men jetzt ab über den Entwurf eines Gesetzes zur Pande-
mievorsorge durch Aufklärung, verpflichtende Impfbera-
tung und Immunisierung der Bevölkerung gegen SARS- 
CoV-2 in der Ausschussfassung. Hierbei handelt es sich 
um die im Ausschuss für Gesundheit erfolgte Zusammen-
führung des Gesetzentwurfs der Gruppe „Heike Baehrens 
und anderer“ mit dem Gesetzentwurf der Gruppe „Dieter 
Janecek und anderer“; das sind die Drucksachen 20/899, 
20/954 und 20/1353.

Es ist namentliche Abstimmung verlangt. – Die 
Schriftführerinnen und Schriftführer sind an ihren Plät-
zen geblieben, wie ich höre; das ist wunderbar. Dann 
eröffne ich jetzt die namentliche Abstimmung über den 
Gesetzentwurf. Ich gebe Ihnen wieder zehn Minuten Zeit. 
Das haben Sie eben auch geschafft, das schaffen wir jetzt 
wieder. Die Abstimmung endet um 12.30 Uhr. 

Ist noch ein Mitglied im Hause, das seine Stimme nicht 
abgegeben hat? – Dann bitte jetzt sehr zügig abgeben! Im 
Zuge dessen möchte ich noch einmal darauf hinweisen, 
dass zahlreiche persönliche Erklärungen zu diesen Ab-
stimmungen hier abgegeben wurden.2) – Jetzt bitte ganz 
schnell! 12.30 Uhr wollten wir schließen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer seine Stimme 
noch nicht abgegeben hat, möge das jetzt bitte sofort 
tun. – Jetzt sehe ich tatsächlich noch jemanden laufen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt beeilen Sie sich 
doch bitte!

Vielleicht sage ich es hier noch mal: Es wäre ganz 
passend, wenn Sie bei den nächsten Abstimmungen nicht 
zwischendurch essen gehen oder irgendwo anders hin – 
es sind wirklich kurze Zeiträume –, damit wir auch durch-
kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP 
und der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich höre, dass jetzt 
alle ihre Stimme abgegeben haben. Damit schließe ich die 
Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen.

Bis zum Vorliegen des Ergebnisses unterbreche ich die 
Sitzung.

(Unterbrechung von 12.34 bis 12.42 Uhr)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. Neh-

men Sie bitte Platz.
Ich verlese Ihnen das Protokoll des von den Schrift-

führerinnen und Schriftführern ermittelten Ergebnisses 
der namentlichen Abstimmung in der zweiten Beratung 
über den aus den Gesetzentwürfen der Gruppe Heike 
Baehrens, Dr. Janosch Dahmen und weiterer Abgeord-
neter und der Gruppe Dieter Janecek, Gyde Jensen und 
weiterer Abgeordneter zusammengeführten Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Pandemievorsorge durch Aufklärung, 
verpflichtende Impfberatung und Immunisierung der Be-
völkerung gegen SARS-CoV-2 in der Ausschussfassung, 
Drucksachen 20/899, 20/954 und 20/1353: abgegebene 
Stimmkarten 683. Mit Ja haben gestimmt 296, 

(Lebhafter Beifall bei der AfD)

mit Nein haben gestimmt 378, Enthaltungen 9. Der Ge-
setzentwurf ist in zweiter Beratung abgelehnt. Damit ent-
fällt nach unserer Geschäftsordnung die weitere Beratung 
dieses Gesetzentwurfs.

(Lebhafter Beifall bei der AfD – Beifall bei 
Abgeordneten der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD: Rücktritt Lauterbach!)

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine gewisse Ernst-
haftigkeit bei einem solchen Thema wäre jetzt aber auch 
angebracht.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN – Zuruf 
von der AfD: Rücktritt Lauterbach!)

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Abstim-
mung siehe Anlage 3

2) Anlagen 4 bis 6
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Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            683;
davon

ja:                                      296
nein:                                  378
enthalten:                              9

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz

Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Rainer Johannes Keller
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik

Jens Peick
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Stefan Schwartze
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Marja-Liisa Völlers
Dr. Carolin Wagner
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Katrin Zschau

CDU/CSU
Antje Tillmann
Marco Wanderwitz
Kai Whittaker

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Dr. Jan-Niclas 

Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Oliver Krischer
Christian Kühn 

(Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
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Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Saskia Weishaupt

FDP
Katrin Helling-Plahr
Jürgen Lenders
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Manfred Todtenhausen
Dr. Andrew Ullmann

DIE LINKE
Clara Bünger
Anke Domscheit-Berg

Susanne Hennig-Wellsow
Ralph Lenkert
Martina Renner
Bernd Riexinger
Kathrin Vogler

Nein
SPD
Johannes Arlt
Esther Dilcher
Ariane Fäscher
Bettina Müller
Andreas Schwarz
Svenja Stadler
Dirk Vöpel
Maja Wallstein
Hannes Walter

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle

Hermann Gröhe
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg

Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Dr. Peter Ramsauer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane 

Schenderlein
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Max Straubinger
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef 

Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David 

Wadephul
Nina Warken
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Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Canan Bayram
Tessa Ganserer
Max Lucks
Tabea Rößner
Corinna Rüffer
Beate Walter-Rosenheimer

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Dr. Gero Clemens Hocker
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch

Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Christian Lindner
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Christian Sauter
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Dr. Florian Toncar
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Dr. Volker Wissing

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun

Marcus Bühl
Petr Bystron
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle

Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Sevim Dağdelen
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Andrej Hunko
Jan Korte
Ina Latendorf
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Dr. Sahra Wagenknecht
Janine Wissler

Fraktionslos
Matthias Helferich
Johannes Huber
Stefan Seidler

Enthalten
SPD
Sebastian Hartmann
Carlos Kasper
Holger Mann
Claudia Moll
Nadja Sthamer

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Katja Keul
Helge Limburg
Dr. Ophelia Nick

DIE LINKE
Caren Lay
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Wir gehen jetzt weiter zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/978 
mit dem Titel „Impfvorsorgegesetz – Ein guter Schutz für 
unser Land“. Es ist namentliche Abstimmung verlangt. 
Die Schriftführerinnen und Schriftführer sind an ihren 
Plätzen. Die Urnen sind besetzt.

Ich eröffne die namentliche Abstimmung für zehn Mi-
nuten. Bitte sehen Sie zu, dass Sie zügig Ihre Stimme 
abgeben. Vielen Dank. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, denken Sie daran: 
Sie müssen Ihre Stimme abgeben. Nicht, dass Sie wieder 
im allerletzten Moment losrennen. Also, wer seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat, der tue dies jetzt bitte 
für den CDU/CSU-Antrag. Das ist der letzte Aufruf.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gehe davon aus, 
dass Sie alle Ihre Stimme abgegeben haben. – Da dies der 
Fall ist, schließe ich jetzt diese Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen.

Bis zum Vorliegen des Ergebnisses unterbreche ich die 
Sitzung.

(Unterbrechung von 12.54 bis 13.00 Uhr)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene 

Sitzung ist wieder eröffnet.
Ich verlese jetzt das Protokoll des von den Schriftfüh-

rerinnen und Schriftführern ermittelten Ergebnisses der 
namentlichen Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU mit dem Titel „Impfvorsorgegesetz – 
Ein guter Schutz für unser Land“ auf den Drucksachen 
20/978 und 20/1353: abgegebene Stimmkarten 678. Mit 
Ja haben gestimmt 172, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
mit Nein haben gestimmt 497,

(Beifall bei der AfD)
Enthaltungen 9. Der Antrag ist abgelehnt.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            677;
davon

ja:                                      172
nein:                                  496
enthalten:                              9

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Sebastian Brehm
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl

Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling

Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen

Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Dr. Peter Ramsauer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane 

Schenderlein
Andreas Scheuer
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Diana Stöcker
Stephan Stracke
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Max Straubinger
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

Nein
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken

Yasmin Fahimi
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Rainer Johannes Keller
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast

Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Stefan Schwartze

Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr- 

Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Heike Brehmer
Jens Lehmann
BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
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Tessa Ganserer
Matthias Gastel
Kai Gehring
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Oliver Krischer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt

Marlene Schönberger
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Dr. Gero Clemens Hocker
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad

Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Christian Lindner
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Dr. Volker Wissing

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Petr Bystron
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio

Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder- 

Kühnel
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
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Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Sevim Dağdelen
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Susanne Hennig-Wellsow
Andrej Hunko
Jan Korte
Ina Latendorf

Caren Lay
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti

Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Janine Wissler

Fraktionslos
Matthias Helferich
Johannes Huber
Stefan Seidler

Enthalten
CDU/CSU
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)

Jens Koeppen
Andreas Mattfeldt
Jana Schimke
Dieter Stier

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Katja Keul
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Paula Piechotta

FDP

Dr. Andrew Ullmann

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den An-
trag der Abgeordneten Wolfgang Kubicki, Christine 
Aschenberg-Dugnus, Tabea Rößner und weiterer Abge-
ordneter auf Drucksache 20/680 mit dem Titel „Impf-
bereitschaft ohne allgemeine Impfpflicht gegen SARS- 
CoV-2 erhöhen“. Es ist namentliche Abstimmung ver-
langt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie die Zahlen 
ordentlich angehört haben, dann haben Sie gemerkt, dass 
die Zahl derjenigen, die teilnehmen, immer niedriger 
wird.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Das stimmt!)
Ich möchte für ein bisschen Disziplin werben und alle 
bitten, innerhalb der nächsten zehn Minuten zur Abstim-
mung zu gehen. Die Schriftführerinnen und Schriftführer 
sind an ihren Plätzen.

Ich eröffne die namentliche Abstimmung über den An-
trag des Abgeordneten Wolfgang Kubicki und weiterer 
Abgeordneter. Sie haben zehn Minuten Zeit. 

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, einen guten Tag auch 

von mir! Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 

Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das ist nicht der 
Fall. Ich hoffe, dass auch alle in der Lobby ihre Stimme 
abgegeben haben. – Ja, ich bekomme das Zeichen. Vielen 
Dank.

Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Bis das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung vorliegt, unterbreche ich die Sitzung.

(Unterbrechung von 13.10 bis 13.20 Uhr)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die unter-

brochene Sitzung.
Ich gebe Ihnen das von den Schriftführerinnen und 

Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den Antrag des Abgeordneten 
Wolfgang Kubicki und weiterer Abgeordneter „Impf-
bereitschaft ohne allgemeine Impfpflicht gegen SARS- 
CoV-2 erhöhen“ auf den Drucksachen 20/680 und 
20/1353 bekannt: abgegebene Stimmkarten 687. Mit Ja 
haben gestimmt 85, mit Nein haben gestimmt 590, Ent-
haltungen 12. Der Antrag ist damit abgelehnt. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            687;
davon

ja:                                       85
nein:                                  590
enthalten:                            12

Ja
SPD
Heiko Maas
Andreas Schwarz
Svenja Stadler

CDU/CSU
Knut Abraham
Jens Koeppen

Andreas Mattfeldt
Dr. Peter Ramsauer
Jana Schimke
Dieter Stier
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Tessa Ganserer
Max Lucks
Tabea Rößner

FDP

Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt

Christine Aschenberg- 
Dugnus

Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Dr. Marcus Faber
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Reginald Hanke

Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Dr. Gero Clemens 

Hocker
Dr. Christoph Hoffmann
Olaf In der Beek
Dr. Ann-Veruschka 

Jurisch
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Ulrich Lechte
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Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Rainer Semet
Judith Skudelny
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Gerald Ullrich

AfD
Dr. Alexander Gauland

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Matthias W. Birkwald
Sevim Dağdelen
Klaus Ernst
Dr. Gregor Gysi
Andrej Hunko
Christian Leye
Zaklin Nastic
Alexander Ulrich
Dr. Sahra Wagenknecht

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol

Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Rainer Johannes Keller
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler

Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph

Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt 

(Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider 

(Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Stefan Schwartze
Rita Schwarzelühr- 

Sutter
Dr. Lina Seitzl
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Stephan Albani
Norbert Maria 

Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
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Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter

Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane Schenderlein

Andreas Scheuer
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Max Straubinger
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
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Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz

Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Dr. Jan-Niclas 

Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Oliver Krischer
Christian Kühn 

(Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
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Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt

FDP
Valentin Abel
Dr. Marco Buschmann
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Katrin Helling-Plahr
Reinhard Houben
Gyde Jensen
Karsten Klein
Dr. Lukas Köhler
Alexander Graf Lambsdorff
Jürgen Lenders
Christian Lindner
Anikó Merten
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Ria Schröder
Dr. Stephan Seiter

Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Johannes Vogel
Dr. Volker Wissing

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Petr Bystron
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann

Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Clara Bünger
Anke Domscheit-Berg
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. André Hahn
Susanne Hennig-Wellsow
Jan Korte

Caren Lay
Ralph Lenkert
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Petra Pau
Sören Pellmann
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Kathrin Vogler
Janine Wissler

Fraktionslos
Matthias Helferich
Johannes Huber

Enthalten
CDU/CSU
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Jens Lehmann
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Helge Limburg
Dr. Ophelia Nick

FDP
Otto Fricke

AfD
Leif-Erik Holm
Klaus Stöber

DIE LINKE
Dr. Dietmar Bartsch
Ina Latendorf
Amira Mohamed Ali
Victor Perli
Jessica Tatti

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/516 mit dem 
Titel „Keine gesetzliche Impfpflicht gegen das COVID- 
19-Virus“. Es ist auch hier namentliche Abstimmung ver-
langt. Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröff-
nung der Abstimmung wieder circa zehn Minuten Zeit. 
Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
Plätze einzunehmen. – Das ist der Fall. Dann eröffne 
ich die namentliche Abstimmung über den Antrag der 
AfD. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat? Dann hätten Sie jetzt 
noch eine Minute lang die Möglichkeit. – Da rennt noch 

jemand. Also bitte noch die Stimme abgeben. – Da ren-
nen noch drei. Dann geben wir ihnen noch die Chance, 
auch ihre Stimmen abzugeben. – Das ist nun der Fall 
gewesen.

Dann schließe ich hiermit die Abstimmung und bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszäh-
lung zu beginnen. Bis das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung vorliegt, unterbreche ich die Sitzung.

(Unterbrechung von 13.31 bis 13.38 Uhr)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet.
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Ich gebe das von den Schriftführerinnen und Schrift-
führern ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Antrag der Abgeordneten Martin Sichert 
und Kollegen mit dem Titel „Keine gesetzliche Impf-
pflicht gegen das COVID-19-Virus“ – Drucksachen 

20/516 und 20/1353 – bekannt: abgegebene Stimmkarten 
686. Mit Ja haben gestimmt 79, mit Nein haben gestimmt 
607. Es gab keine Enthaltung. Der Antrag ist damit abge-
lehnt. 

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            685;
davon

ja:                                       79
nein:                                  606

Ja
AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Petr Bystron
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen

Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Fraktionslos
Matthias Helferich
Johannes Huber

Nein
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci

Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Rainer Johannes Keller
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler

Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
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Ich rufe nun auf den Zusatzpunkt 2:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Masterplan Hilfe, Sicherheit und Integration 
für ukrainische Frauen, Kinder und Jugend-
liche

Drucksache 20/1335
Ich bitte diejenigen, die an der Debatte teilnehmen 

wollen, ihren Platz einzunehmen, und alle anderen, die 
der Debatte hier nicht mehr folgen wollen, den Saal zu 
verlassen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne hiermit die Aussprache, und das Wort hat 
Dorothee Bär, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit sechs Wochen herrscht Krieg in Europa. 
Ein Krieg, der nahezu – ich sage „nahezu“ auch wegen 
des heutigen Tages – alles überlagert, ein Krieg, der un-
vorstellbares Leid über das ukrainische Volk bringt, ein 
Krieg, der seit sechs Wochen Flucht und Vertreibung für 
die Menschen in der Ukraine bedeutet.

In Deutschland sind bis heute rund 310 000 ukrai-
nische Flüchtlinge angekommen; das ist zumindest die 
vom Bundesinnenministerium veröffentlichte Zahl. 
Weil es kein einheitliches Registrierungsverfahren gibt, 
ist allerdings von einer erheblichen Untererfassung aus-
zugehen. Es wird nicht systematisch registriert, die Ver-
teilung wird nicht koordiniert, und die Teilhabe wird 
nicht organisiert. Das heißt, Fakt ist: Wir wissen es ei-
gentlich nicht ganz genau. Das, meine Damen und Her-
ren, geht einfach nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir wissen, dass rund 85 Prozent der Schutzsuchenden 

Frauen sind, Kinder sind, Jugendliche sind. Natürlich ist 
es mehr als ein Zeichen unserer Solidarität, dass wir uns 
um die bei uns ankommenden Frauen und Kinder küm-
mern.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist unsere moralische Verantwortung, ihnen Schutz zu 
gewähren und aber auch Integration zu ermöglichen. Die 
Hilfsbereitschaft ist großartig; das wird jeder von uns in 
seinem eigenen Wahlkreis spüren. Unser Ehrenamt und 
unsere Freiwilligendienste leisten wirklich Übermensch-
liches vor Ort in den Kommunen.

Aber – ich sage es ganz deutlich an die Bundesregie-
rung –: Darauf dürfen Sie sich nicht ausruhen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Machen wir auch nicht!)

Wir müssen nach vorne schauen. Man hat das Gefühl, 
dass Sie, statt einen langfristigen Plan zu verfolgen, 
manchmal nicht mal von Tag zu Tag denken, weil immer 

noch nichts vorbereitet ist. Sie ducken sich weg. Sie 
lassen geschehen, statt zu gestalten. Wo ist denn der ei-
gentliche Krisenstab? Wo ist denn ein Ukrainekabinett?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben in den letzten Jahren immer zu allem ein Ka-
binett gehabt, wenn es irgendwo gehakt hat: Es gab ein 
Brexitkabinett, es gab ein Klimakabinett. Jetzt gibt es 
kein Ukrainekabinett. Wo ist denn der Flüchtlingsgipfel? 
Fehlanzeige! Wo sind denn die von der Polizei geforder-
ten Schutzzonen an den Bahnhöfen? Nichts zu sehen!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wo ist denn ein Masterplan der Bundesregierung? Es 
kann doch nicht sein, dass wir als CDU/CSU-Fraktion 
Ihnen den Masterplan vorlegen müssen, weil Sie keinen 
eigenen hinbekommen. Das kann doch nicht funktionie-
ren. Eine systematische Registrierung und Personenfest-
stellung der Ankommenden an den Bahnhöfen

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

oder von denen, die Geflüchtete aufnehmen, finden nicht 
statt. Herr Scholz, Ihre Ministerinnen Faeser und Spiegel 
bekommen weder Registrierung, Schutz noch Integration 
auf die Reihe. Machen Sie es endlich zur Chefsache!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir schlagen Ihnen heute 13 Maßnahmen vor – das 
sollte leicht zu überblicken sein –; denn für uns ist ein 
gut organisierter Staat die Grundlage dafür, dass Hilfe, 
Sicherheit, Integration auch für unsere ukrainischen 
Frauen und Kinder gelingen. Es wäre Aufgabe der Bun-
desregierung, hier tätig zu werden.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Statt zu handeln, verweisen Sie immer auf Nicht-
zuständigkeiten. Dabei wäre es wichtig, dass Sie jetzt 
endlich mal beginnen, sich zu kümmern. Was ist denn 
mit den Sprach- und Integrationskursen, die ganz not-
wendig sind? Die sind haushalterisch nicht hinterlegt. 
Was ist denn damit, dass ukrainische Berufsabschlüsse 
anerkannt werden? Wie wäre es denn, wenn Sie auch 
endlich mal – wenn Sie unserem Masterplan schon nicht 
zustimmen – einen eigenen Masterplan auflegen würden? 
Das wäre Ihre Aufgabe. Das wäre ein Zeichen, dass Sie 
sich endlich aktiv für den Schutz, für die Verteilung, für 
die Fürsorge, für die Integration der ukrainischen Frauen 
und Kinder einsetzen.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir haben diesen Masterplan. Wenn Sie sich jetzt die 
einzelnen Punkte anschauen, dann möchte ich Ihnen ein-
fach zurufen, dass es ein Leichtes wäre, mal zuzugeben, 
dass aus der Opposition heraus auch gute Vorschläge 
kommen. An dieser Stelle würden Sie sich nichts abbre-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Wie wäre es, wenn Sie vor allem denjenigen Schutz 
bieten, die hier traumatisiert ankommen? Wir haben hier 
seit dem 24. Februar traumatisierte Frauen und Kinder, 
die natürlich integriert werden müssen, die natürlich die 
Sprache erlernen müssen, aber mit deren Traumata auch 
umgegangen werden muss.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wo ist denn ein längst überfälliges Unterstützungspro-
gramm zur Bewältigung psychosozialer Belastungen? 
Auch da Fehlanzeige! Sie reden, aber Sie handeln nicht. 
Ich weiß langsam nicht mehr, warum Sie alle drei eigent-
lich überhaupt regieren wollten. Das weiß überhaupt nie-
mand mehr in diesem Lande.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Außer Reden nichts gewesen!

Was soll man davon halten, dass auch die Bundesfami-
lienministerin sechs Wochen nach Kriegsbeginn nur 
warme Worte übrig hat, aber auch nicht zum Handeln 
kommt?

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist doch 
Quatsch!)

Wo ist denn die tägliche Einbindung des BMFSFJ in 
einen Krisengipfel im Kanzleramt? Die findet einfach 
nicht statt. Nur einmal in der Woche miteinander tele-
fonieren reicht halt einfach nicht. Deswegen sage ich 
Ihnen: Werden Sie jetzt endlich Ihrer Aufgabe gerecht!

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ich habe gestern mit der Kollegin Lindholz und unse-
rem Fraktionsvorsitzenden ein sehr beeindruckendes Ge-
spräch mit ukrainischen Frauen aus unterschiedlichen 
NGOs, mit ehemaligen Abgeordneten gehabt, die um 
nichts sehnlicher bitten als darum – wenn sie schon den 
Frieden in Europa verteidigen –, dass wir wenigstens hier 
unsere Hausaufgaben machen. Wir haben es zugesagt. 
Bitte machen Sie das auch.

(Beifall bei der CDU/CSU – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Immerhin will die CSU 
keine Obergrenzen mehr!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte: Ulrike Bahr, 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ulrike Bahr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen und 

Kolleginnen! Seit inzwischen sechs Wochen folgen wir 
mit wachsendem Entsetzen dem Horror des russischen 
Angriffs auf die Ukraine. Inzwischen befindet sich ein 
Viertel der ukrainischen Bevölkerung auf der Flucht. 
Etwa 300 000 Menschen, zum allergrößten Teil Frauen 
und Kinder, haben in Deutschland Aufnahme gefunden. 
Die Hilfsbereitschaft in der Zivilgesellschaft, aber auch 
in den Kommunen und bei den Wohlfahrtsverbänden ist 

beeindruckend; denn dieser Krieg ist nicht nur geogra-
fisch nah, er ist auch emotional sehr nah an uns dran.

2018 hat eine Stipendiatin des Internationalen Par-
laments-Stipendiums aus Kiew drei Monate in meinem 
Bundestagsbüro gearbeitet. Zum Abschluss im Som-
mer 2018 hat ihre ganze Familie mich im Bundestag 
besucht. Kateryna hat anschließend in Deutschland Ar-
beit gefunden. Jetzt hat sie ihre Großmutter, Mutter und 
die kleine Schwester zu sich nach Berlin geholt.

Vor zwei Tagen berichtete sie entsetzt über die Massa-
ker in Butscha. Die Familie hatte eine Datsche kurz hinter 
Butscha und fragt sich jetzt, ob die ehemaligen Nachbarn 
noch leben und ob sie ihren Garten je wiedersehen kön-
nen. In dieser emotionalen Ausnahmesituation möchten 
Katerynas Angehörige nicht verteilt werden, sondern 
brauchen ihre Tochter, Enkelin und Schwester als Stabili-
tätsanker und Orientierungshilfe und möchten darum in 
Berlin bleiben. Das ist wohl für jeden überaus nachvoll-
ziehbar.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Clara Bünger [DIE 
LINKE])

Solche niedrigschwelligen Zugänge, die unproblema-
tische Einreise und der visumsfreie Aufenthalt für 90 Tage 
treten gelegentlich in Konflikt mit der unverzüglichen 
Registrierung. Unsere Innenministerin Nancy Faeser ar-
beitet seit Wochen an der Verbesserung der Registrie-
rung. Die Bundespolizei geht regelhaft durch die Züge, 
kontrolliert die ukrainischen Pässe und macht auf die 
Registrierung und die damit verbundenen Vorteile auf-
merksam. Die Ausländerbehörden vor Ort werden vom 
Bundesinnenministerium im Einsatz von PIK-Stationen 
unterstützt, die einen Abgleich mit europäischen Daten-
banken ermöglichen. Nur über die Registrierung gibt es 
einen Zugang zu Leistungen, zum längerfristigen Aufent-
haltsrecht und zu einer Arbeitserlaubnis.

An Ankunftshotspots wie dem Berliner Hauptbahnhof 
weisen die Helferinnen und Helfer sowohl auf die Regis-
trierung als auch auf die Gefahren privater Angebote hin; 
denn Schutz kann nur funktionieren, wenn wir wissen, 
wer gekommen ist und Schutz braucht. Die meisten Ge-
flüchteten lassen sich auch zeitnah registrieren. Nach 
meiner Wahrnehmung läuft sehr vieles inzwischen sehr 
gut und koordiniert. Denn wir können auf Erfahrungen 
und Strukturen aufbauen, die es seit 2015 gibt und die 
Bund und Länder gemeinsam fortentwickelt und verbes-
sert haben. Die Bund-Länder-Zusammenarbeit sowohl 
im Innenressort als auch im Bereich „Frauen und Fami-
lie“ ist eng abgestimmt. Richtig so!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die schnelle humanitäre Hilfe und der Schutz für ge-
flüchtete Menschen aus der Ukraine ist kein gutes Feld 
für parteipolitische Profilierung. Hier müssen wir auf 
allen Ebenen – Bund, Länder, Kommunen – zusammen 
helfen und tun das auch.
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Eine befreundete Jugendamtsleiterin aus Bayerisch- 
Schwaben hat mir berichtet, dass all die Integrationsmaß-
nahmen, die der Antrag der Union auflistet, in ihrer Kom-
mune bereits umgesetzt werden: Parallel zu Sprachkursen 
gibt es Spielgruppen für Kinder unter sechs Jahren. 
Schwangere und Wöchnerinnen in den Unterkünften 
werden von Familienhebammen betreut. Die Bundes-
agentur für Arbeit bietet regelmäßig Sprechstunden und 
Beratung in den Unterkünften an. Die 2016 gemeinsam 
mit UNICEF entwickelten Schutzkonzepte für Gemein-
schaftsunterkünfte werden selbstverständlich angewen-
det. Auf die zentralen Bundesprogramme zur Integrati-
onsförderung wird meine Kollegin Gülistan Yüksel noch 
eingehen.

Auch das BMFSFJ hat viele seiner zentralen Informa-
tionen zu Beratungsdiensten mit Blick auf die ukrai-
nischen Frauen und Jugendlichen erweitert, so zum Bei-
spiel die Hilfetelefone „Gewalt gegen Frauen“ und 
„Schwangere in Not“. Ein Angebot in russischer Sprache 
gibt es bereits, und Dolmetscherangebote auf Ukrainisch 
sind in Vorbereitung.

Der bundesweite Koordinierungskreis gegen Men-
schenhandel, KOK e. V., ist Partner bei der Schulung 
von Bundespolizei, Bundesamt für Migration und Flücht-
linge und von Hilfsorganisationen. Ministerin Spiegel hat 
gestern aus einem Briefing mit dem KOK von Anfang 
dieser Woche berichtet, dass Hinweisen auf Missbrauch, 
Ausbeutung und Zwangsprostitution sehr sorgfältig 
nachgegangen wird.

(Zuruf von der CDU/CSU: Na super!)

Besonders froh bin ich, dass es seit Ende letzter Woche 
eine bundesweite Koordinierung zur Versorgung, Unter-
bringung und Verteilung von Kindern und Jugendlichen 
gibt, die aus evakuierten ukrainischen Kinderheimen mit 
ihren Gruppen und ihren Betreuerinnen kommen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

In Kooperation mit dem Bundesverband SOS-Kinderdorf 
und dem Bundesverwaltungsamt können Kommunen 
Platzkapazitäten melden. Die Verteilung wird dann vom 
Bundesverwaltungsamt gesteuert.

Natürlich bleiben noch viele Fragen offen. Vormund-
schaft und Sorgerecht für die betroffenen Minderjährigen 
nach ukrainischem Recht sind oft nicht geklärt. Qualitäts-
standards nach deutschem Jugendhilferecht können über-
gangsweise nicht garantiert werden. Hier brauchen wir 
schnell geprüfte Informationen, um pragmatische Über-
gangslösungen zu finden und so den deutschen Einrich-
tungsträgern rechtssicheres Handeln zu ermöglichen und 
sie in ihrem Engagement nicht in Konflikt mit der Heim-
aufsicht zu bringen.

Für die Finanzierung von Hilfen, zum Beispiel auch 
für Menschen mit Behinderungen, die ebenfalls in nen-
nenswerter Zahl kommen und dringend Unterstützung 
brauchen, hoffe ich sehr auf eine schnelle Einigung bei 
der Ministerpräsidentenkonferenz heute Nachmittag.

Es ist sehr gut, dass es für solche umfassende Hilfe 
einen sehr breiten Konsens über die Fraktionen hinweg 
gibt. Ein ganz besonderer Dank gebührt aber der Zivil-
gesellschaft. In meinem Wahlkreis Augsburg gibt es eine 
recht große ukrainische Community und einen sehr ak-
tiven ukrainischen Verein, der sich mit viel Herzblut und 
Engagement für die Landleute einsetzt und dabei sehr 
viel Unterstützung und Hilfe in der gesamten Stadtgesell-
schaft findet.

Das erlebe ich auch anderswo genauso. Die Deutsche 
Stiftung für Engagement und Ehrenamt vernetzt dieses 
großartige zivilgesellschaftliche Engagement für die 
Ukraine im Bündnis Alliance for Ukraine.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich komme zum Ende. – Es bleibt zu hoffen, dass uns 
allen bei diesem Marathon nicht die Puste ausgeht. Die 
Menschen aus und in der Ukraine brauchen unsere Soli-
darität noch lange.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort Dr. Gottfried Curio, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Die vielen Pseudoflüchtlinge von 2015 – Männer ohne 
ihre Familien, ohne Pässe, ohne Dank, ohne Rückkehr-
willen –, sie waren das, was sie waren.

(Zurufe von der SPD)

Jetzt lernt Deutschland wahre Flüchtlinge kennen: Frauen 
und Kinder, mit Pässen, dankbar, rückkehrwillig.

So unterscheidet sich diese Flucht von der Migrations-
welle 2015 in allem fundamental, nur in einem nicht: 
Wieder weigern sich die politisch Zuständigen, die 
Lage zu kontrollieren und zu erfassen. Die allseitige Un-
terstützung der ukrainischen Flüchtlinge ist ja fraglos. 
Effektive Hilfe funktioniert aber nur, wenn die Helfer 
die Kontrolle haben über das, was sie tun.

(Beifall bei der AfD)

Deutsche Sicherheitsbehörden warnen, Schleuser wür-
den die erleichterten Einreisebedingungen aktiv bewer-
ben, gefälschte ukrainische Pässe in Umlauf bringen. 
Deutschland stehe damit auch für terroristische Gruppie-
rungen offen. Die Innenministerin aber nimmt trotz die-
ser Warnungen Sicherheitsrisiken für Deutschland sehen-
den Auges in Kauf. Das kann nicht sein, meine Damen 
und Herren!

(Beifall bei der AfD)
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Was es jetzt braucht, ist lückenlose Registrierung, Prü-
fung der Personaldokumente, Erfassung der Identität, 
Verhinderung von Trittbrettfahrern, die sich als Ukrainer 
ausgeben oder im Strom der Flüchtlinge mit einreisen, 
um hier Asyl zu beantragen.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was es braucht, ist eine Datenbank ge-
gen Rechtextremismus!)

Die Ukraine ist kein Land afrikanischer Austauschstu-
denten. Nur eine vollständige Registrierung macht eine 
gute Organisation der Versorgung und eine belastungs-
gerechte Verteilung möglich.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD)

Aber die Innenministerin verweigert die Registrierung 
ausdrücklich. So werden im Schatten einer echten Flücht-
lingskrise Unberechtigte hierhergelockt –

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da kommt wieder Rassismus hoch!)

ideal, um die Statistiken über illegale Migranten zu be-
reinigen, indem man sie im breiten Strom einer echten 
humanitären Zuwanderung, die unregistriert läuft, unter-
tauchen lässt.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das ist so 
widerlich, was Sie da von sich geben!)

Meine Damen und Herren, 2015 war kein Kontroll-
verlust – es war eine bewusste Kontrollverweigerung. 
Und jetzt droht sie sich zu wiederholen. Haben Sie 
denn nichts gelernt?

(Beifall bei der AfD)

Übrigens, so wie die illegale Migration in den Ukrai-
neflüchtlingen versteckt werden soll, so soll jetzt das 
gesamte Missmanagement dieser Regierung als Kriegs-
folge vertuscht werden. So sollen die schon im Februar, 
vor Kriegsbeginn, explodierten Energiepreise und die In-
flation auf „kriegsverursacht“ umgedeutet werden. Dabei 
stecken da vor allem drin: uferloses Drucken von EZB- 
Geld für EU-Schuldenstaaten, CO2-Besteuerung. Was 
tatsächlich hinzukam, waren die hausgemachten Sanktio-
nen, die uns selbst erheblich schaden. Das ist diese Re-
gierung: Sich gesinnungsethisch in die Brust werfen! 
Aber Schaden vom deutschen Volk abwenden? Fehlan-
zeige, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Julian Pahlke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie reden Putin nach 
dem Mund! Schämen Sie sich!)

Was ist noch notwendig? Nichtukrainer, die jetzt mit 
ankommen, müssen, wie es die Massenzustromrichtlinie 
vorsieht, in ihr Heimatland zurück. Das alte Hunderttau-
sender-Heer – die es sich nach wie vor auf Steuerzahler-
kosten in Deutschland wohlergehen lassen –, die 300 000 
vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer sind endlich 
zurückzuführen!

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist wirklich ekelhaft!)

Das setzt erhebliche Ressourcen frei: bei Unterbringung, 
im Bildungswesen, bei der Staatsfinanzierung.

Und bitte: Rückführen, rückführen, rückführen; natio-
nale Kraftanstrengung – nie umgesetzt. Reine Propagan-
daparolen werden diesmal nicht reichen. Spätestens jetzt 
muss doch Schluss sein mit noch zusätzlichen globalisti-
schen Umsiedlungs- und Resettlement-Programmen, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD)

Wichtig: Die Flüchtlinge selbst wollen nach Ende der 
Kämpfe zurück. Die Ukraine braucht nicht den Zynismus 
von Arbeitsminister Heil, der den hiesigen Fachkräfte-
mangel durch Ukrainer decken will. Sie werden sehr 
bald in ihrer Heimat gebraucht! Die Ukraine wünscht 
deshalb Unterricht nach ukrainischen Lehrplänen, aber 
keine schulische Integration nach Deutschland. Der Un-
terricht in der Ukraine sei intensiver, mit höheren Anfor-
derungen in kürzerer Zeit. Außerdem könne, heißt es 
vonseiten der Ukraine, in Integrationsklassen die eigene 
nationale Identität Schaden nehmen.

Liebe Altparteien-Politiker, wertvolle Hinweise: Man 
legt dort Wert auf Unterricht mit Niveau statt Absenkung 
zur Verschleierung

(Zuruf von der SPD: Hetzer!)

der Probleme durch sprachfremde Schüler. Und für alle, 
die jetzt gelb-blaue Fahnen schwenken, aber bestimmt 
nie die deutschen Farben: Man legt dort Wert auf natio-
nale Identität und ihre Wahrung.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD – Julian Pahlke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Eine nationale Schan-
de! – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Rassist! – Alexander Graf Lambsdorff 
[FDP]: Ekelerregend! Wirklich ekelerregend! – 
Zuruf von der SPD: Geschichtsunterricht, das 
wäre mal was für Sie!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist Bundesminis-

terin Anne Spiegel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Anne Spiegel, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! Liebe Zuhörende! Es 
ist nun fünf Wochen her, dass dieser schreckliche An-
griffskrieg von Putin in der Ukraine gestartet ist.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Sechs!)

– Sechs Wochen, pardon.
Es sind schreckliche Bilder, die uns tagtäglich errei-

chen und die uns alle fassungslos machen. Aber sie ma-
chen uns nicht tatenlos. Wir handeln als Bundesregie-
rung, und das von Anfang an. Wir stehen zusammen, 
und wir arbeiten daran, dass wir die zu uns fliehenden 
Frauen und Kinder aus der Ukraine vom ersten Tag an gut 
aufnehmen können. Unzählige Helferinnen und Helfer 
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haben sich auch ehrenamtlich engagiert und tun das nach 
wie vor. Viele Menschen haben auch private Unterkünfte 
angeboten.

Für diese wirklich großartige Hilfsbereitschaft der vie-
len Ehrenamtlichen in der Bundesrepublik, die das An-
kommen der Menschen, die Schreckliches und Trauma-
tisches erlebt haben, erleichtern, möchte ich mich an 
dieser Stelle ganz, ganz herzlich bedanken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ich hatte gestern im zuständigen Ausschuss schon aus-
führlich berichtet, was wir auch in der Bundesregierung 
machen, um die ukrainischen Frauen und Kinder gut auf-
nehmen zu können. Ich möchte hier auf einige Punkte 
eingehen, die sehr wichtig sind.

Zum einen gibt es die bundesweite Koordinierung für 
die Aufnahme von Kindern aus ukrainischen Waisenhei-
men mit ihren Betreuerinnen und Betreuern. Denn es ist 
sehr wichtig, dass wir diese Kinder, die in ihrem jungen 
Leben schon so viel durchgemacht haben, die Dramati-
sches im Krieg und auf der Flucht erlebt haben, als 
Gruppe mit ihren Betreuerinnen und Betreuern zusam-
men unterbringen können. Deswegen gibt es zwei Säu-
len: Es gibt die „SOS Meldestelle“, die auch dank des 
großartigen Engagements der SOS-Kinderdörfer ins 
Leben gerufen wurde. Hier können Kapazitäten an Un-
terkünften in Waisenheimen gemeldet werden. Dann er-
folgt – das ist die zweite Säule – über das Bundesver-
waltungsamt die Verteilung auf die Länder nach dem 
Königsteiner Schlüssel. Ich möchte ausdrücklich beto-
nen: Es gibt ein gemeinsames unaufgeregtes und ent-
schlossenes Handeln von Bund, Ländern und Kommunen 
an dieser Stelle, und das ist auch richtig. Der gemeinsame 
Maßstab unseres Handelns sind der Kinderschutz und das 
Kindeswohl.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Des Weiteren gibt es den Schutz der Frauen vor Men-
schenhandel und Zwangsprostitution. Ich bin sehr froh, 
zu wissen, dass die Strukturen, die in den Jahren 2015 ff. 
beim Bundeskriminalamt, bei der Bundespolizei, bei den 
LKAs, aber auch beim KOK, dem Bundesweiten Koor-
dinierungskreis gegen Frauenhandel, aufgebaut wurden, 
zum Schutz der Frauen ineinandergreifen, dass man vor 
Ort präsent ist und dafür sorgt, dass Frauen sicher sind. 
Ich möchte betonen, dass Überfälle zum Glück nur Ein-
zelfälle sind. Aber es ist gut, dass man hier genau hin-
schaut und sensibilisiert ist. Selbstverständlich sind die 
Hilfetelefone, die Beratungsstellen, alles, was wir hier an 
Infrastruktur haben – Hilfetelefone für von Gewalt be-
troffene Frauen oder Frauen in schwierigen Situationen, 
„Schwangere in Not“ und andere –, auch für die ukrai-
nischen Frauen da. Deshalb ist es wichtig, dass wir diese 
Angebote jetzt über Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
auch sprachlich zugänglich machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ich komme zu einem weiteren Punkt, der ganz beson-
ders wichtig ist und bei dem wir in der Bundesrepublik 
eine Verantwortung, ja eine Verpflichtung haben –, zur 

Evakuierung von Holocaustüberlebenden aus der Ukrai-
ne. Dank des großen Engagements der Jewish Claims 
Conference ist es unter anderem gelungen, dass gestern 
47 Holocaustüberlebende in die Bundesrepublik gebracht 
werden konnten. Das sind sehr schwierige Evakuierun-
gen; denn die Menschen sind hochbetagt; sie sind teils 
schwerstpflegebedürftig. Aber es ist wichtig, dass wir 
hier zu der Verantwortung und Verpflichtung stehen, 
diese Menschen gemeinsam gut aufzunehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie der Abg. Clara 
Bünger [DIE LINKE])

Selbstverständlich stärken wir die vielen Ehrenamtli-
chen, die jetzt aktiv sind. Nicht nur an den Bahnhöfen und 
den Ankunftspunkten, nein, auch bei den ersten Schritten 
der Integration sind sie da und stehen den ukrainischen 
Frauen und Kindern zur Seite. Da möchte ich exempla-
risch die Deutsche Stiftung für Engagement und Ehren-
amt nennen, die vom ersten Tag an sofort aktiv war und 
alles darangesetzt hat, hier die entsprechenden Strukturen 
bereitzustellen. Ebenso Organisationen wie „Menschen 
stärken Menschen“, wo über Patenschaften die ersten 
Schritte der Integration Hand in Hand gemeinsam gegan-
gen werden –, und das neben vielen weiteren tollen Ak-
tivitäten, damit die ukrainischen Menschen hier gut an-
kommen.

Dazu gehört auch der schnelle Zugang zu Integrations-
kursen, zu Sprachkursen. Selbstverständlich tun wir was. 
Selbstverständlich werden wir das weiter ausbauen, da-
mit der Spracherwerb, aber auch der Zugang zum Ar-
beitsmarkt jetzt schnell vorangehen. Exemplarisch 
möchte ich hier „Mama lernt Deutsch“ nennen, einen 
Sprachkurs des Familienministeriums, bei dem neben 
dem Deutschlernen der Mütter auch dafür gesorgt ist, 
dass es eine Betreuung für die Kinder gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie der Abg. Clara 
Bünger [DIE LINKE])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich werde in 
den nächsten Tagen gemeinsam mit Vertretern deutscher 
Kinderschutzorganisationen nach Polen reisen. Das ist 
eine mir sehr wichtige Reise. Ich treffe dort unter ande-
rem die polnische Familienministerin. Es ist wichtig, dass 
wir hier in der Europäischen Union zusammenstehen und 
uns gemeinsam dieser Herausforderung annehmen. Da-
mit die Menschen, die Schreckliches durchgemacht ha-
ben – und es sind überwiegend Frauen und Kinder auf der 
Flucht –, hier gut aufgenommen werden. Damit sie eine 
psychosoziale Versorgung bekommen – das ist in den 
Strukturen des Ankommens enthalten. Damit vor allen 
Dingen die Kinder, die Schreckliches durchgemacht ha-
ben und zum Teil traumatisiert sind, wieder Kinder sein 
können. Das sollte unser aller Anstrengung wert sein.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie der Abg. Clara 
Bünger [DIE LINKE])
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist Frau Clara 

Bünger, Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Clara Bünger (DIE LINKE):
Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Frau Ministerin 

Spiegel! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Union 
gefällt sich ganz offensichtlich darin, die Aufnahme von 
Geflüchteten aus der Ukraine unter dem Label „Sicher-
heit und Ordnung“ zu thematisieren.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!)
Wenn Sie jetzt noch einen Masterplan fordern, dann lässt 
das aus meiner Sicht nichts Gutes erahnen; denn unter 
dieser anmaßenden Überschrift hatte Ex-Innenminister 
Seehofer zahlreiche Verschärfungen im Umgang mit 
Schutzsuchenden propagiert.

Als Juristin sage ich Ihnen, Frau Bär: Rechtlich gibt es 
momentan keine Möglichkeit, eine systematische Regis-
trierung der Geflüchteten aus der Ukraine zu erzwingen, 
solange sie keine staatlichen Leistungen und keinen Auf-
enthaltstitel beantragen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!)

Bis zum 23. Mai können sie sich legal in Deutschland 
aufhalten, und dass die Übergangsverordnung jetzt ver-
längert werden soll, ist gut so.

(Beifall bei der LINKEN)
Sehr viele Geflüchtete können derzeit privat bei Be-

kannten und Verwandten unterkommen. Das ist doch po-
sitiv und sollte im Übrigen auch anderen Geflüchteten-
gruppen ermöglicht werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Bünger, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Clara Bünger (DIE LINKE):
Nein, danke.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Aber hier ist eine 
Juristin!)

Wenn es Ihnen wirklich ein Anliegen wäre, geflüchtete 
Frauen und Kinder vor patriarchaler Gewalt zu schützen, 
dann müssten wir hier vor allem über die Situation in den 
Lagern und Massenunterkünften sprechen; denn dort sind 
Frauen sexuellen Übergriffen meist schutzlos ausgelie-
fert. Das sagte übrigens auch ein Vertreter des BKA im 
Innenausschuss. Und die Täter sind nicht nur Ehemänner, 
männliche Verwandte oder Mitbewohner, sondern Si-
cherheitsdienstmitarbeiter, Sozialarbeiter, Hausmeister, 
also Personen, die dort im staatlichen Auftrag tätig sind. 
Was lernen wir daraus? Staatliche Kontrolle ist nicht 
gleichbedeutend mit Schutz für Frauen. Der beste Schutz 
für Frauen und Kinder wäre es, sie nicht in Massenunter-
künfte und AnkER-Zentren zu stecken, wie es die Union 
seit Jahren zur Abschreckung propagiert, sondern auf 
dezentrale Unterbringung zu setzen.

Als Sie in der letzten Legislaturperiode eine Verschär-
fung nach der nächsten im Flüchtlingsrecht durch den 
Bundestag gejagt haben – ich erinnere mich –, hat Sie 
die Sicherheit von Frauen herzlich wenig interessiert.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Sandra Bubendorfer-Licht [FDP])

Vor diesem Hintergrund wirkt Ihr Antrag heuchlerisch 
und aus meiner Sicht auch peinlich.

Die Union fordert einen Hilfsgipfel. Wir denken auch, 
dass es einen Flüchtlingsgipfel braucht, um von Anfang 
an eine gute Abstimmung von Bund, Ländern und Kom-
munen mit zivilgesellschaftlichen Akteuren und Fachver-
bänden zu gewährleisten; denn Fachverbände wissen am 
besten über praktische Probleme Bescheid, und ihre 
Kompetenz muss bei der Entwicklung kurz-, aber auch 
mittel- und langfristiger Maßnahmen genutzt werden.

Ich war diese Woche mit meiner Kollegin Petra Pau im 
Ankunftszentrum in Tegel. Das Ankunftszentrum ist das 
erste Zentrum deutschlandweit, in dem Hilfsorganisatio-
nen zusammen unter einem Dach arbeiten. Das ist schon 
mal gut, weil Dinge so besser koordiniert werden können; 
denn es kommen mittlerweile sehr viele Menschen be-
sonders vulnerabler Gruppen an, darunter auch Men-
schen mit Kriegsverletzungen. Eine Mutter ist dort mit 
ihrem kriegsverletzten Sohn, der sehr schnell in ein Kran-
kenhaus gebracht werden musste, angekommen. Dank 
der guten Zusammenarbeit konnte die Versorgung des 
Kindes professionell und schnell koordiniert werden. 
Das ist gut und sollte Vorbildfunktion haben.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Dennoch gibt es sehr viele Baustellen. Immer noch 
müssen Schutzlücken geschlossen werden. Es muss si-
chergestellt werden, dass alle, die aus der Ukraine geflo-
hen sind, geschützt werden. Das heißt, auch Drittstaatler/- 
innen und insbesondere Studierende brauchen diese 
Rechtssicherheit.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Ulrike 
Bahr [SPD])

Wir müssen aber auch diejenigen schützen, die sich 
dem Kriegsdienst in Russland verweigern, und diejeni-
gen, die in Russland gegen den Krieg protestieren. Ich 
bekomme immer mehr Anfragen von Menschen aus 
Russland, die fliehen wollen. Wir dürfen diese mutigen 
Menschen nicht alleine lassen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und schließlich: Lassen Sie uns das diskriminierende 
Asylbewerberleistungsgesetz endlich aufheben!

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen alle Schutzsuchenden gleich behandeln, und 
zwar menschenwürdig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort der Kol-

legin Silke Launert.

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Schade, dass Sie die Zwischenfrage 

nicht zugelassen haben. Sie hätte zu Ihrem Satz, dass es 
rechtlich keine Möglichkeit gebe, diese Registrierung 
durchzuführen, gepasst. Dann hätte die Antwort auf die 
Nachfrage das ergänzt.

Sie haben recht: Wir von der Union hätten gerne eine 
Registrierung, möglichst grenznah, eine Feststellung, wer 
alles im Land ist,

(Ulrike Bahr [SPD]: Warum?)
vielleicht sogar vor Ort, aber spätestens danach. Meine 
Frage im Innenausschuss, ob das denn rechtlich zu er-
möglichen ist, ob wir eine gesetzliche Grundlage schaf-
fen können, wofür wir als Gesetzgeber auch zuständig 
sind, entweder national oder europarechtlich,

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie jetzt Grenzkontrollen ha-
ben? Was ist Ihnen denn die Europäische 
Union noch wert? Das ist ja sensationell!)

wurde von der Innenstaatssekretärin ganz klar bejaht, und 
so ist es auch. Man kann diese rechtliche Grundlage 
schaffen. Daher tut es mir leid, dass Sie hier so tun, als 
sei das rechtlich nicht möglich. Wir sind dazu da, eine 
Grundlage zu schaffen, wenn es zweckmäßig ist, und 
gerade angesichts der hohen Zahlen ist es zweckmäßig.

(Zuruf von der SPD: Eine politische Geister-
fahrt!)

Wir wollen auch helfen; aber es muss strukturiert sein. 
Wir müssen wissen, wie viele Kinder da sind,

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie jetzt Schlagbäume an Euro-
pas Grenzen? – Gegenruf des Abg. Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU]: Hören Sie doch mal 
auf, hier rumzuschreien! Das ist ein flegelhaf-
tes Verhalten! Unmöglich!)

wenn sie in die Schulen kommen; wir müssen uns vor-
bereiten. Deshalb ist es echt schade, dass Sie hier falsche 
Auskünfte geben bzw., nennen wir es mal so, Halbwahr-
heiten verbreiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Bünger, Sie haben die Möglichkeit, zu antworten.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Sie haben ja selber erkannt, dass Sie da falschliegen. 

Sie haben gesagt, Sie wollten gern eine rechtliche Mög-
lichkeit dafür schaffen, dass die Menschen registriert 
werden. Ich habe die rechtliche Lage beschrieben, wie 
sie ist, dass es derzeit keinen Zwang zur Registrierung 
gibt. Ich denke, das sollte auch so bleiben.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 

Stephan Thomae [FDP] – Julia Klöckner 
[CDU/CSU]: Das gibt es doch überhaupt 
nicht!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte: Gyde Jensen, 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gyde Jensen (FDP):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich freue mich, liebe Union, dass Sie in 
Ihrem Antrag familienpolitisch genau die Programme 
aufzählen, die auch wir als Koalitionsfraktionen für eine 
gute Unterstützung für die ukrainischen Frauen, Kinder 
und Jugendlichen identifiziert haben und die im Übrigen 
im Familienministerium seit Wochen mit ganz großem 
Engagement entsprechend angepasst wurden und werden 
und sich mit eigenen Webauftritten und mit Übersetzun-
gen zielgerichtet an Ukrainer/-innen wenden.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wer lesen kann, ist klar im Vor-
teil!)

Stichworte sind hier „Frühe Hilfen“, „Sprach-Kitas“ oder 
auch die Programme „Stark im Beruf“ und „Menschen 
stärken Menschen“. Dass es bei diesen einzelnen Pro-
grammen natürlich auch darum geht, sie haushalterisch 
zu stärken, haben wir auf dem Schirm. Da freuen wir uns 
auf die Zusammenarbeit im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Erik von 
Malottki [SPD] – Dorothee Bär [CDU/CSU]: 
Ja, wir auch!)

Ich weiß natürlich, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der Union, dass Sie an Ihrem gefühlten Alleinver-
tretungsanspruch als Fürsprecher der Anliegen der Kom-
munen in Deutschland festhalten. Diese Zeiten sind aber 
schon lange vorbei. Und wenn Sie ganz ehrlich sind, 
stimmt es, wenn Sie vermeintlich für die Kommunen in 
die Bresche springen wollen, nicht ganz mit dem überein, 
was wir über die Abstimmungen zwischen Bund, Län-
dern und vor allen Dingen den Kommunen hören. Diese 
Abstimmungen laufen nämlich sehr konstruktiv. Auf ih-
ren Wunsch wurde zum Beispiel die zentrale Koordinie-
rungsstelle für die Versorgung von Heim- und Waisen-
kindern auf Bundesebene eingerichtet.

Wer allerdings in dieser Debatte nicht konstruktiv ist, 
ist die CSU, und zwar schon seit Wochen. Wenn unbe-
gleitete Minderjährige bzw. Minderjährige mit Betreuern 
einreisen – wir haben das auch in der Debatte zum Einzel-
plan 17 in der vergangenen Sitzungswoche gehört –, dann 
sollten diese Kinder entsprechend betreut werden und 
möglichst schnell Zugang zu Leistungen nach SGB VIII 
erhalten
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(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

und nicht unter das Asylbewerberleistungsgesetz fallen. 
Letzteres ist natürlich im Sinne einer restriktiveren Haus-
haltsführung; aber dann stellen Sie sich bitte nicht hier 
hin und sagen, bei Ihnen stehe das Wohl des Kindes im 
Mittelpunkt,

(Erik von Malottki [SPD]: Genau!)

und dann stellen Sie bitte nicht solche Anträge. Was Sie 
dann bitte machen, ist Folgendes: Rufen Sie Ihren MP in 
Bayern an und sagen Sie ihm, er solle sich bitte nicht 
länger querstellen, auch im Rahmen der MPK nicht, 
und daran arbeiten, dass keine PMs herausgegeben wer-
den, in denen eine Einigung, der er vorher zugestimmt 
hat, im Nachhinein ganz anders lautet!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Gülistan Yüksel 
[SPD]: Das war früher auch nicht anders!)

Jetzt gehe ich noch auf Ihren Antrag ein. Sie schreiben 
in Ihrem Antrag:

Den Schutz für sie müssen wir jetzt in den Vorder-
grund stellen und ihre Integration ermöglichen. Ein 
gut organisierter Staat ist die Grundlage dafür, dass 
Hilfe, Sicherheit und Integration für ukrainische 
Frauen, Kinder und Jugendliche gelingt.

Ich muss Ihnen sagen: Das macht mich ein bisschen 
traurig, und zwar aus dem Grund, dass es so floskelhaft 
klingt,

(Erik von Malottki [SPD]: Genau!)

weil Sie mit dem Schlagwort „Integration“ der damit ver-
bundenen Herausforderung gar nicht gerecht werden, und 
zwar einerseits zu ermöglichen, dass diejenigen, die hier 
ankommen, sofort einen Platz in unserer Gesellschaft 
erhalten und sich zumindest für eine Zeit hier ein Leben 
aufbauen können, und andererseits gleichzeitig den 
starken Wunsch zu respektieren, ihre ukrainische Heimat 
außerhalb des ukrainischen Territoriums hier weiter zu 
bewahren, bis sie nach Hause zurückkehren. Unsere Bun-
desbildungsministerin kümmert sich zum Beispiel im 
Bildungsbereich genau darum, nämlich dass das Mit-
einander verzahnt ist.

Dann wären wir noch – ganz kurz, Frau Präsidentin – 
beim Stichwort „Masterplan“. Ich verstehe Ihren 
Wunsch; ich war auch in der letzten Legislatur dabei. 
Das Innenministerium hat sich ungern an Absprachen 
mit anderen Häusern beteiligt. Aber auch diese Zeiten 
sind vorbei.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gott sei Dank!)

Deswegen brauchen wir flexible, schnelle Lösungen auf 
allen Ebenen, aber nicht einen staatlich-zentral verord-
neten Masterplan. Wir freuen uns dennoch auf die Bera-
tung im Ausschuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ge-
nau, dieses Zuständigkeitswirrwarr ist natür-
lich viel besser! Das ist total falsch! Das ist 
leider echt traurig! – Gegenruf der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist so was von blank bei euch, so was von 
blank! So chamäleonartig kann man gar nicht 
sein!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte: Alexander Throm, 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Seit sechs Wochen herrscht Krieg auf euro-
päischem Boden, und die Bilder werden von Tag zu Tag 
schrecklicher, unerträglicher und brutaler. Das hat zur 
Folge, dass ein Viertel des ukrainischen Volkes sich auf 
der Flucht befindet; 4 Millionen Menschen haben ihr 
Land verlassen. Es ist unsere Pflicht, diesen europäischen 
Binnenflüchtlingen in Europa und in Deutschland Obhut 
und Schutz zu gewähren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir fühlen mit den Menschen; sie sind uns nicht nur 
geografisch, sondern auch emotional nahe. Deswegen 
gibt es in Deutschland eine große Hilfsbereitschaft. Da-
rum möchte ich an dieser Stelle allen danken, die Men-
schen bei sich zu Hause aufnehmen, den Ehrenamtlichen, 
aber auch den Hauptamtlichen in unseren Behörden, die 
mit dieser Aufgabe betraut sind. Ein herzliches Danke-
schön!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jetzt wäre es Aufgabe der Bundesregierung, diese 
Hilfsbereitschaft aufzunehmen, zu fördern, zu unterstüt-
zen, damit es weitergeht, und Hilfe bestmöglich zu orga-
nisieren. Doch diese Bundesregierung hinkt seit sechs 
Wochen der Entwicklung hinterher.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben keine durchgehende Personenfeststellung. Wir 
haben kein gleichmäßiges System der Registrierung, 
keine gut organisierte Verteilung der Menschen innerhalb 
von Deutschland. Vor allem, Frau Ministerin Spiegel, 
haben wir keinen ausreichenden Schutz von Frauen und 
Kindern, wenn sie bei uns in Deutschland ankommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Bundesregierung weiß bis heute nicht, wie viele 

Menschen sich hier aufhalten und wer und wo sie sind – 
ganz anders als in Polen, das viel stärker durch die Flücht-
lingszahlen belastet ist. Gleichzeitig erklärt Frau Minis-
terin Faeser, die heute wieder mal mit Abwesenheit 
glänzt, in ihren vielen Interviews Folgendes: Die Polizei 
kontrolliert sehr intensiv in Bussen und Zügen. Beson-
ders die Drittstaatler ohne ukrainischen Pass werden kon-
trolliert und registriert. – Dazu zwei Anmerkungen: Ers-
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tens. Sie erkennt mit diesen Aussagen an, dass eine Kon-
trolle notwendig ist; sonst würde sie das nicht immer 
wieder behaupten.

(Clara Bünger [DIE LINKE]: Das nennt man: 
Racial Profiling!)

Zweitens stimmt diese Behauptung von Frau Faeser, zu-
letzt in der „Leipziger Volkszeitung“ vom vergangenen 
Samstag, mit der Wahrheit und der Realität nicht überein. 
Es wird in Deutschland keine vollständige Personenfest-
stellung durchgeführt, insbesondere nicht bei Drittstaat-
lern, meine Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Gottfried Curio [AfD])

Deswegen wird die Innenministerin ihrer Aufgabe nicht 
gerecht, zu wissen, wer in Deutschland ist und wie viele 
es sind; das ist ihre Verantwortung. Sie schadet damit 
nicht nur den Sicherheitsinteressen unseres Landes, son-
dern auch den vielen Menschen, den Frauen und Kindern, 
die deshalb keinen Schutz erfahren können.

Die beiden Ministerinnen haben nichts gemacht, weder 
Frau Faeser noch Frau Spiegel. Wir haben im Innenaus-
schuss darauf hingewiesen. Einzige Antwort: Wir werden 
die Bundespolizei sensibilisieren. – Bis heute gibt es 
keine Schutzzonen, kein Schutzkonzept. Frau Ministerin 
Spiegel, Sie haben gerade gesagt, Sie handelten unauf-
geregt. Meinetwegen können Sie auch aufgeregt han-
deln – Hauptsache, Sie handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Ministerin Faeser ist auch auf europäischer Ebene 
gescheitert. Ja, die Massenzustrom-Richtlinie wurde ak-
tiviert; das haben wir von Anfang an begrüßt. Das ist ein 
gutes Mittel, um den Menschen aus der Ukraine hier 
schnell und unbürokratisch eine Aufnahme zu gewähren. 
Aber es wurde entgegen den Vorschriften der Richtlinie 
selbst beim Beschluss nicht festgestellt, wie die Aufnah-
mekapazitäten in den einzelnen europäischen Ländern 
sind.

Jetzt ist die Frau Ministerin Faeser mit der Forderung 
nach einer verbindlichen Quote letzte Woche nach Brüs-
sel gereist. Sie ist gescheitert. Sie ist ohne Ergebnis nach 
Deutschland, nach Berlin zurückgekommen.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Quote ist doch wegen Seehofer ge-
scheitert!)

Es gibt keine Solidarität in diesem Bereich auf europäi-
scher Ebene.

(Erik von Malottki [SPD]: Aber in Deutsch-
land gibt es Solidarität!)

Die Ministerin ist gescheitert,

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mit Scheitern kennen Sie sich ja aus!)

und sie möge hier eine Lernkurve hinlegen für zukünftige 
Verhandlungen auch in anderen Bereichen der Migration, 
damit sie so nicht nochmals scheitert, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Lernkurven – 
na ja!)

Das sehen offensichtlich auch die Koalitionspartner 
der Frau Ministerin so, insbesondere die Grünen. Ihr Vor-
sitzender hat einen Krisenstab im Bundeskanzleramt ge-
fordert, ebenso die Vizepräsidentin Frau Göring-Eckardt. 
Und bei der FDP nicht viel anders: Der Herr Migrations-
minister Stamp aus Nordrhein-Westfalen fordert ebenso 
einen solchen Krisenstab im Kanzleramt. Auch außerhalb 
der Politik gibt es Beispiele: Der Flüchtlingsbeauftragte 
der EKD fordert ebenfalls einen Krisenstab – nicht mehr 
im Innenministerium, sondern als Chefsache im Bundes-
kanzleramt. Ich hoffe, der Bundeskanzler hört diese Rufe 
aus seiner Koalition und beispielsweise aus der evangeli-
schen Kirche.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dass Sie 
sich noch für die Kirche interessieren! Aber 
Menschen im Mittelmeer ersaufen lassen! 
Schämen Sie sich doch! – Canan Bayram 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was sagt 
denn die katholische Kirche dazu?)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Gülistan Yüksel, 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Gülistan Yüksel (SPD):
Kollege Throm, zu Ihnen am Anfang: Ich glaube, Ih-

nen müsste bekannt sein, dass die Ministerin heute ent-
schuldigt ist. Deswegen finde ich es einfach unwürdig, 
dass Sie das immer wieder, in jeder Debatte versuchen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Nina Warken [CDU/CSU]: Warum 
sollte ihm das bekannt sein? – Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Es ist nicht bekannt!)

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Nach-
richten und Bilder aus der Ukraine zerreißen einem das 
Herz. Noch vor ein paar Wochen gingen die Ukraine-
rinnen und Ukrainer ihrem normalen Alltag nach, so 
wie wir hier. Kinder gingen zur Schule und verabredeten 
sich zum Spielen. Menschen gingen morgens zur Arbeit, 
unternahmen abends etwas mit ihrer Familie und mach-
ten Pläne fürs Wochenende. Doch plötzlich ist alles vor-
bei. Putins Angriffskrieg hat die Menschen in der Ukraine 
aus ihrem Leben gerissen. Putins Bomben legen Wohn-
häuser und Krankenhäuser in Schutt und Asche. Men-
schen müssen ansehen, wie ihre Lieben sterben. Dieses 
unermessliche Leid ist nicht in Worte zu fassen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Menschen, die zu 
uns fliehen, bieten wir zuallererst Schutz. Das ist unsere 
humanitäre Pflicht. Diesen Schutz geben wir ihnen ge-
meinsam mit unseren europäischen Partnern, als Bund 
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gemeinsam mit Ländern und Kommunen, gemeinsam mit 
vielen ehrenamtlichen und hauptamtlichen Helferinnen 
und Helfern. Und auch wenn es heute schon mehrmals 
gesagt wurde – man kann es nicht oft genug sagen –: 
Danke an alle engagierten Helferinnen und Helfer!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Solche humanitären Katastrophen können wir nur ge-
meinsam bewältigen. Deshalb ist es wichtig, dass wir 
zusammenarbeiten und solidarisch zusammenstehen. 
Die rasche Aktivierung der Massenzustrom-Richtlinie 
zeigt, dass die Idee eines solidarischen Europas mehr 
denn je mit Leben gefüllt ist. Die Richtlinie ermöglicht 
den Schutzsuchenden europaweit eine schnelle und un-
bürokratische Aufnahme sowie schnellen Zugang zu 
verschiedenen Bereichen des Lebens: zu Bildung, zum 
Arbeitsmarkt, aber auch zu Sozialleistungen und zur me-
dizinischen Grundversorgung. Hierunter fällt auch eine 
psychische Behandlung, die besonders wichtig ist; denn 
Krieg und Bomben traumatisieren. Das Abschiednehmen 
von Söhnen, Vätern, Brüdern, Ehemännern, nicht wis-
send, ob man sie wiedersieht, traumatisiert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt viele Ukrai-
nerinnen und Ukrainer, die erst mal bei Verwandten oder 
Freunden unterkommen. Ich finde es richtig, den flüch-
tenden und teilweise traumatisierten Menschen diese 
Möglichkeit zu geben; denn nach geltendem Recht kön-
nen sie sich 90 Tage visumsfrei in Europa aufhalten. 
Bleiben sie länger bei uns oder brauchen sie staatliche 
Unterstützung, werden sie ohnehin registriert. Ich ver-
stehe also diese Debatte, die Sie hier führen, überhaupt 
nicht.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Weil Sie es nicht 
verstehen, ja! – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja, 
das ist das Schwierige!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, in Ihre 
Richtung sage ich: Nachdem ich miterlebt habe, wie Sie 
in den letzten zwei Legislaturperioden in der Integrati-
onspolitik agiert haben, was alles blockiert wurde und 
nicht ging – Stichwort „Integrationskurse für alle von 
Anfang an“ –, freue ich mich zwar, dass die Rolle in 
der Opposition wohl jetzt etwas zur Einsicht beigetragen 
hat, wundere mich aber umso mehr über den Antrag, den 
Sie hier vorgelegt haben. Wenn die Union von einem 
„Masterplan“ spricht, denke ich zuerst an Horst Seehofer.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dessen „Masterplan“ war nun wirklich alles andere als 
gute Migrations- und Integrationspolitik.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. Clara 
Bünger [DIE LINKE])

Da ging es vor allem um Verschärfungen im Asylrecht. 
Es ging nicht um das Wichtigste: den Schutz der geflüch-
teten Menschen.

Ich bin froh, dass wir mit Nancy Faeser nun eine Innen-
ministerin haben, die die Herausforderungen tatkräftig 
angeht.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Das muss sie aber 
erst noch zeigen!)

So gibt es ein neu eingerichtetes zentrales Hilfeportal 
Germany4Ukraine, das gebündelt auf Ukrainisch und 
Russisch über Aufenthalt, Hilfsangebote, Unterkünfte 
und ärztliche Versorgung informiert.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Was ist daran 
neu?)

Sobald die Geflüchteten im Netz der Telekom ankom-
men, werden sie mit einer SMS auf das Hilfeportal hin-
gewiesen. In den Ankunftsbahnhöfen und Unterkünften 
sind die Helfenden für mögliche Gefahren sensibilisiert. 
Flyer und Anzeigetafeln warnen zusätzlich und klären 
über dubiose Hilfsangebote auf. Die Bundespolizei ist 
verstärkt präsent und unterstützt den sicheren Ablauf 
vor Ort.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wichtig ist aber 
auch, dass die Menschen schnell Struktur und Alltag be-
kommen durch Zugang zum Bildungssystem und zum 
Arbeitsmarkt, aber auch durch Angebote, die ein gutes 
Ankommen ermöglichen. Deshalb stehen den Geflüchte-
ten vielfältige Angebote zur Verfügung. So hilft zum Bei-
spiel die individuelle Migrationsberatung bei Fragen di-
rekt nach der Ankunft. Es gibt Erstorientierungskurse 
zum Einleben in Deutschland, Integrations- und Sprach-
kurse sowie Kurse speziell für Frauen, kostenlose Online-
angebote zum Deutschlernen, aber auch zusätzliche Be-
rufssprachkurse, um den Zugang zum Arbeitsmarkt zu 
erleichtern.

Angesichts der vielen Frauen und Kinder, die zu uns 
kommen, ist auch eine Kinderbetreuung sehr wichtig. 
Lassen Sie mich auch dazu zwei Beispiele nennen: Das 
gerade gestartete Bundesprogramm „Integrationskurs mit 
Kind“ unterstützt die Kursteilnehmerinnen bei der Be-
treuung nichtschulpflichtiger Kinder. Das Bundespro-
gramm „Stark im Beruf“ hilft Frauen mit Kindern bei 
der Orientierung in Deutschland und bei der Integration 
in unseren Arbeitsmarkt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen: Wir haben 
bereits viele gute – neue und alte – Unterstützungs- und 
Hilfsangebote für Geflüchtete geschaffen. Unter Leitung 
des Bundesinnenministeriums stimmen Bund und Länder 
sich außerdem wöchentlich in der extra geschaffenen 
Bund-Länder-Koordinierungsstelle „Ukraine“ ab. Heute 
findet auch die Ministerpräsidentenkonferenz statt, bei 
der es unter anderem um die Klärung der offenen Finan-
zierungsfragen geht.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Nach sechs 
Wochen!)

Ich wünsche mir, dass diese nicht ewig diskutiert werden, 
sondern dass wir alle gemeinsam an einem Strang ziehen.

Während die Union an vermeintlichen Masterplänen 
tüftelt, arbeiten wir weiter konsequent an pragmatischen 
und guten Lösungen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Nina Warken [CDU/CSU]: Da sind wir ja 
mal gespannt! – Josef Oster [CDU/CSU]: Tüf-
teln ist zu wenig!)
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Denn die fliehenden Menschen brauchen vor allem ei-
nes – auch das müsste Ihnen eigentlich bekannt sein –: 
Sie brauchen schnell und unbürokratisch Schutz und Hil-
fe.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja, genau: 
schnell!)

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die CDU/CSU gewandt: Ich 
würde einfach mal auf der Internetseite des 
Ministeriums nachlesen! Man kann ja tatsäch-
lich nachlesen, was da passiert! Wer lesen 
kann, ist klar im Vorteil!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte: Nicole Höchst, 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Nicole Höchst (AfD):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin Spiegel! Werte Kol-

legen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
freue mich über diesen Antrag; denn er zeigt, dass Sie 
von der Union die erste Stufe der bitteren Erkenntnis 
erklommen haben, die da lautet: Ihre Zuwanderungspoli-
tik auf dem Flüchtlingsticket hat zu Kontrollverlust in 
verschiedenen Bereichen geführt. Sie stellen vollkom-
men zutreffend fest: Sicherheit und Schutz „geht nur, 
wenn wir wissen, wer zu uns gekommen und bei wem 
sie oder er untergekommen ist“. Damit sind Sie schon 
mal einen Schritt weiter als die jetzige Bundesregierung, 
die Ihren Merkel-„Huch, nun sind sie halt da“-Kurs seit 
2015 fortsetzt.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vielen Dank, Union, für Ihr gutes Beispiel von partieller 
Amnesie, das uns heute als Antrag vorliegt! Ich freue 
mich, dass Sie nun die Sicherheit für Frauen, Kinder 
und Jugendliche für sich entdeckt haben – zwar spät, 
aber immerhin. Aber warum die Einschränkung auf 
ukrainische Flüchtlinge?

Kontroll- und Niveauverlust wurde Deutschland jüngst 
auch für die Bildung mit Blick von außen bescheinigt. 
Dies nahmen Bildungspolitiker der AfD aus Bund und 
Ländern am vergangenen Montag auch in den Blick bei 
ihrer Resolution zur Beschulung von ukrainischen 
Flüchtlingskindern. Diese sollen in Deutschland best-
möglich auf die Rückkehr in ihr Heimatland vorbereitet 
und Forderungen aus der Ukraine hierbei beachtet wer-
den.

Wir erkennen das Recht ukrainischer Schüler auf schu-
lische Bildung an. Selbstverständlich muss für sie schu-
lische Bildung in Deutschland gesichert werden, auch zu 
einem Zeitpunkt, in dem die Schulen durch Lehrermangel 
und durch die Coronamaßnahmenpolitik der langjährigen 
Bildungsnotstandsleugner in Bund und Ländern ohnehin 
am Rande der Belastungsgrenze stehen.

Ein Konzept zur Beschulung von ukrainischen Flücht-
lingskindern muss die Bedürfnisse der Schüler und die 
bildungspolitischen Forderungen aus der Ukraine zur 
Grundlage nehmen, die die ukrainische Generalkonsulin 
Iryna Tybinka während der Kultusministerkonferenz im 
März geäußert hat. Die Ukraine ist eine stolze Nation, die 
um ihre Unabhängigkeit kämpft und ihre Eigenständig-
keit bewahren möchte. Anders als im Jahr 2015 handelt 
es sich im Jahr 2022 überwiegend um Kriegsflüchtlinge, 
die nicht in Deutschland bleiben, sondern in ihre Heimat 
zurückkehren werden.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie machen Unterschiede zwischen 
Menschen! Sie nimmt keiner ernst!)

Leider hat „No border, no nation“-Deutschland aus 
2015 und Corona nichts gelernt und hat es somit generell 
schwer, Schutz- und Bildungsversprechen zu halten, so-
lange die Weichen nicht, wie zum Beispiel nach dem 
Vorbild Polens, ganz grundsätzlich neu gestellt werden – 
Doppelpunkt –: Grenzzaun, Grenzsicherung, schnelle 
Verfahren, rigorose Abschiebung nicht Bleibeberechtig-
ter. – Die Aufnahme ukrainischer Flüchtlinge in Deutsch-
land zeigt uns Dinge, die Sie alle, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die letzten Jahre nicht sehen wollten. 
Stellen Sie sich endlich den Realitäten!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Gruselig! Menschen-
verachtend! – Clara Bünger [DIE LINKE]: 
Stellen Sie sich mal der Realität!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort Julian Pahlke, Bündnis 90/Die 

Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten! Vielleicht erst einmal ein paar 
Worte an den ganz weit rechten Rand: Ich bin sehr froh, 
dass sich der Verfassungsschutz um Sie kümmert. Sie 
sind ein Sicherheitsrisiko für dieses Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Das waren die Links-
extremisten! Freunde der Partei von Bomben-
legern! – Weitere Zurufe von der AfD: Oh!)

Wir leben in wahrlich ungewöhnlichen Zeiten. Die 
Union schwingt sich zum Retter geflüchteter Menschen 
auf. Ich bin fast ein bisschen erschrocken; ich hätte Ihnen 
das nach 16 Jahren Asylrechtsverschärfungen und Ober-
grenzen gar nicht zugetraut. Schaut man aber auch nur ein 
bisschen genauer hin, dann wir klar: Für die Union gibt es 
offenbar zwei Arten von geflüchteten Menschen: einmal 
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ukrainische Frauen und Kinder, die jetzt vor dem russi-
schen Angriffskrieg in der Ukraine fliehen, und dann alle 
anderen.

Stimmt, unter den Geflüchteten aus der Ukraine sind 
viele Frauen und Kinder, für die die Bundesregierung und 
unsere Ministerin Anne Spiegel, wie sie eben auch schon 
berichtet hat, eine ganze Reihe an Maßnahmen beschlos-
sen haben. Aber es fliehen eben nicht ausschließlich 
Frauen und Kinder, auch wenn die Union das gerne so 
hätte.

Plötzlich wollen Sie SIM-Karten an Geflüchtete ver-
teilen. Das ist ja eine nette Idee. Aber warum nur an 
Frauen, und warum nur an ukrainische Staatsangehörige? 
In guter alter Unionsmanier lassen Sie etliche Menschen 
außen vor. Sie ignorieren Menschen, die keinen ukrai-
nischen Pass haben, die männlich oder queer sind, alte 
Menschen, Menschen mit Behinderungen, Menschen, die 
in der Ukraine gearbeitet oder studiert haben. Flucht hat 
viele Gesichter. Flucht ist nicht nur weiß und weiblich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Nicole Gohlke [DIE 
LINKE])

Ich hatte gehofft, dass die grauen Herren bei der CDU 
und CSU ihr neu entdecktes Mitgefühl auch für etwas 
Sinnvolles nutzen. Aber auch jetzt reden Sie nur von 
Kontrollen und Registrierung; dabei sind die juristisch 
überhaupt noch nicht mal möglich. Ihre Agenda in den 
letzten Jahren war doch eine ganz andere: Abschiebezen-
tren, Arbeitsverbote, Hau-ab-Gesetz und Ihre absurde 
Obergrenze. Ich würde ja gerne glauben, dass Sie jetzt 
ein ehrliches Interesse am Schutz von Menschen auf der 
Flucht entwickelt haben. Ihre Politik überall dort, wo Sie 
an der Macht sind, spricht aber eine andere Sprache.

Für die wenigsten Probleme sind Ihre pauschalen For-
derungen nach sogenannten Grenzkontrollen eine Lö-
sung. Die Identität Geflüchteter wird bereits bei jedem 
Grenzübertritt in Polen, Ungarn oder Rumänien fest-
gestellt.

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!)
Danach ist die Bundespolizei an den Grenzen der Bun-
desrepublik präsent, kontrolliert in den Zügen die Pässe; 
das habe ich selbst gesehen, als ich von Warschau nach 
Berlin gefahren bin.

(Martin Reichardt [AfD]: Das haben Sie selbst 
gesehen? Ist ja schön, was Sie gesehen haben!)

Wir brauchen keine zusätzliche Registrierung und auf-
wendige Grenzkontrollen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Nicole Gohlke [DIE 
LINKE])

die die Flucht weiter verzögern und nur Ihre Seehofer- 
Nostalgie bedienen.

Wir leben in ungewöhnlichen Zeiten. Es sind Zeiten, in 
denen wir zeigen können, zu was wir in der Lage sind. So 
wie die Zehntausenden Freiwilligen: Sie helfen an den 
Bahnhöfen, bei Behördengängen, verschaffen Wohnun-

gen und helfen überall dort, wo es nötig ist – nicht erst 
seit dem 24. Februar, sondern seit 2015. Reden Sie von 
der Union jetzt bitte nicht davon, christlich zu handeln, 
wenn Sie gleichzeitig Menschen im Mittelmeer ertrinken 
lassen.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Nicole Gohlke [DIE 
LINKE])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte: Stephan Thomae, 

FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Kollegin Doro Bär, lieber 
Alexander Throm, bei Ihren Debattenbeiträgen habe ich 
mich an das Schauspiel „Der zerbrochne Krug“ von 
Heinrich von Kleist erinnert. Darin geht es um den Dorf-
richter Adam, der über eine Tat zu Gericht sitzen muss, 
von der er genau weiß, dass er selber sie begangen hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Nicole Gohlke [DIE 
LINKE] – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Früher 
warst du ein Hoffnungsträger, Stephan!)

Das kam mir in den Sinn, als Sie aufgezählt haben, wel-
che Fehler und Versäumnisse sich diese Regierung zu-
schulden kommen ließ.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Gehandelt werden 
muss jetzt!)

Es sind eigentlich die Fehler und Versäumnisse Ihrer 
Regierung aus der letzten Flüchtlingskrise in den Jah-
ren 2015 folgende.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE)

Einen nationalen Flüchtlingsgipfel – daran entsinne ich 
mich sehr gut – hielt die Union in den Jahren 2015 fol-
gende für völlig unnötig. Oder ein anderes Thema: Eine 
gleichmäßige europäische Verteilung der Flüchtenden ist 
auch der Union in der letzten Flüchtlingskrise nicht ge-
lungen. Von daher sind es die gleichen Versäumnisse und 
Fehler, die damals schon geschehen sind, die Sie uns jetzt 
vorhalten.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Es war aber ein 
Versäumnis der Ministerin!)

Gab es ferner bedarfsorientierte Unterstützung, psycho-
soziale Betreuung in den Jahren 2015 folgende? Nein, all 
das gab es nicht. Das sind Ihre Versäumnisse und Fehler 
gewesen, die Sie uns jetzt vorwerfen und die Frau Spiegel 
wahrscheinlich besser meistert, als es Ihnen damals ge-
lungen ist.
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(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dann gibt es eine ganze Reihe von Punkten, die ma-
chen wir doch eigentlich.

(Zuruf von der CDU/CSU: Eigentlich?)
Sie fordern, die Beförderungsabläufe zu verbessern. Bun-
desminister Volker Wissing hat im Verkehrsministerium 
einen Koordinationsstab eingerichtet, der genau das tut 
und leistet, was Sie fordern. Jetzt kann man sagen: Es 
läuft nicht alles perfekt, noch nicht alles rund. – Ja, weil 
die Dinge sich auch laufend ändern. Aber es ist im Gang, 
und es läuft, wie ich finde, eigentlich schon sehr gut.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Zu den Schulangeboten für Kinder. Wovon spricht Bil-
dungsministerin Stark-Watzinger denn jeden Tag? Ich 
finde, dass die Kommunen die Beschulung schulpflichti-
ger Kinder in den Schulen eigentlich sehr gut meistern.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Gehört hat man 
nichts!)

Aber das heißt nicht, dass ich alles falsch finde, was in 
Ihrem Antrag steht. Thema Registrierung: Ja, natürlich 
wäre es gut, ein genaues Bild davon zu haben: „Wie viele 
Menschen sind da, und wer ist da?“, um bedarfsgerechte 
Angebote für die Frauen und Kinder zu unterbreiten. Nur: 
Es ist – das haben wir gerade in der Kontroverse gehört – 
rechtlich und auch faktisch nicht ganz so einfach. Wenn 
ein ukrainischer Staatsangehöriger mit biometrischem 
Pass in den Schengenraum einreist, im Privat-Pkw von 
Freunden, Bekannten, Verwandten über Polen, Slowakei, 
Ungarn, Österreich oder Tschechien nach Deutschland 
kommt und hier innerhalb von 90 Tagen keine Leistungen 
beantragt, vielleicht auch weiterreist oder ausreist, dann 
ist es rechtlich und faktisch gar nicht so einfach zu er-
kennen: Da ist jemand da.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kollege Thomae, erlauben Sie noch eine Zwi-

schenfrage des Kollegen Throm?

Stephan Thomae (FDP):
Von Herrn Throm; das habe ich gesehen. Sehr gerne, 

Herr Kollege Throm.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Ich danke Ihnen, Herr Kollege Thomae. – Ich danke 

Ihnen zunächst einmal auch dafür, dass Sie eingangs Ihrer 
Rede bestätigt haben, dass in dieser Bundesregierung ent-
sprechende Fehler und Versäumnisse passieren, auch 
wenn Sie sie auf die Jahre 2015/2016 bezogen haben. 
Aber schade ist, dass diese Versäumnisse in Ihrer Bun-
desregierung in 2022 zumindest wiederholt werden nach 
Ihrer eigenen Aussage.

Zweitens. Sie haben darauf hingewiesen, dass Ukrai-
ner mit biometrischen Pässen zu Recht hier nach 
Deutschland kommen dürfen und Freizügigkeit genießen. 
Ich frage Sie, wie Sie denn feststellen, dass die ukrai-

nischen Staatsbürger tatsächlich biometrische Pässe be-
sitzen. Müssen Sie dazu nicht eine Personenfeststellung 
durchführen? Weitere Frage: Sie waren, glaube ich, ges-
tern im Innenausschuss dabei, als der Präsident der Bun-
despolizei bestätigt hat, dass genau diese Personenfest-
stellung auch in Zügen und Bussen nicht vollständig 
stattfindet. Können Sie das bestätigen?

Stephan Thomae (FDP):
Herr Kollege Throm, zunächst einmal habe ich nicht 

von „unseren“ Fehlern gesprochen, sondern ich habe ge-
sagt, dass „Sie“ uns Fehler vorhalten, die aber Ihre eige-
nen Fehler gewesen sind. Das macht einen Unterschied.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Zweiten findet die Grenzkontrolle an den Schen-
gen- und EU-Außengrenzen statt; Polen, Ungarn, Slowa-
kei sind Schengenstaaten, Rumänien ist kein Schengen-
staat, aber ein EU-Staat. An diesen Außengrenzen findet 
die Zutrittskontrolle statt. Wenn sich aber jemand erlaub-
termaßen in den Schengenraum begeben hat, auch dank 
der Notfallrichtlinie und der Beschlüsse der EU-Kom-
mission, dann kann er natürlich auch innerhalb der Euro-
päischen Union in andere Unionsländer weiterreisen. Das 
geschieht natürlich. Das erfahren Sie auch nicht auto-
matisch.

Aber es wäre schon wichtig – das habe ich gesagt –, ein 
genaueres Bild zu erhalten: Wer ist denn nun eigentlich 
bei uns? Darüber muss man sich unterhalten. Darum 
sagte ich auch: Ihr Antrag enthält durchaus Vorschläge, 
die ich nicht total falsch finde. Es wäre in der Tat wichtig, 
zu wissen, wer bei uns ist, um die Menschen, die hier 
ankommen, auch bedarfsgerecht zu versorgen, vielleicht 
auch längerfristig zu versorgen. Deshalb ist das eine 
wichtige Frage. Das ist aber etwas anderes als eine Regis-
trierungspflicht; denn da frage ich mich, wie Sie das fak-
tisch durchsetzen wollen. Das ist der Unterschied zu dem, 
was Sie gesagt haben.

Ich sagte eben: Ich halte nicht alles in Ihrem Antrag für 
völlig verkehrt. Gesundheitscheck und Verwaltungslot-
sen sind Ideen, über die man sich durchaus unterhalten 
kann. Daher bin ich aus den Gründen, die ich soeben 
genannt habe, der Meinung, dass es schade wäre, Ihren 
Antrag in Sofortabstimmung abzulehnen. Lassen Sie uns 
doch diesen Antrag von Ihnen in aller Ruhe, konzentriert 
im Ausschuss beraten. Daher wäre ich für eine Überwei-
sung in den Innenausschuss.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner: Josef Oster, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Josef Oster (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolle-

ginnen und Kollegen! Menschen in Not, Kriegsflücht-
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lingen zu helfen, ist eine gemeinsame Überzeugung, die 
unser Land und unsere Gesellschaft verbindet und aus-
zeichnet. Das ist auch etwas, was uns hier fraktionsüber-
greifend verbindet, wenn man von der AfD absieht.

(Zuruf von der AfD: Das ist eine Frechheit!)
Wenn ich das als Annahme voraussetze, dann verwun-
dern einige Wortbeiträge aus der Regierungskoalition 
doch sehr. Denn dass im Moment bei der Aufnahme der 
Kriegsflüchtlinge alles gut läuft, die Dinge in Ordnung 
sind, kann doch nicht im Ernst Ihre Einschätzung der 
Lage sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Frau Ministerin Spiegel, hier schöne Reden zu halten, 

reicht in einer solchen Situation nicht. Jetzt ist Tatkraft 
gefragt; nicht reden, sondern handeln. Das geschieht sei-
tens der Bundesregierung viel zu wenig. Dass Sie nach 
sechs Wochen zu der Erkenntnis kommen, sich einmal 
die Situation in Polen anzuschauen, begrüße ich aus-
drücklich, auch wenn es lange sechs Wochen gedauert 
hat. Die Polen machen vieles besser; das werden Sie 
dann schnell erkennen, Frau Ministerin.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber ich will Ihnen eines zugutehalten: Sie sind heute 
zumindest hier; das spricht für Sie. Ich wundere mich, 
dass die Innenministerin – das darf ich sagen – bei einer 
so zentralen Debatte heute hier nicht anwesend ist, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Ulrike Bahr [SPD]: Das hatten wir doch 
schon! Sie ist auf der Ministerpräsidentenkon-
ferenz! – Gülistan Yüksel [SPD]: Ist doch ent-
schuldigt!)

Ich will aber auch aufgreifen, was Herr Thomae gesagt 
hat. Also, es gehört schon viel Kreativität dazu, die Fol-
gen des Ukrainekrieges und das, was wir im Zusammen-
hang mit der Aufnahme von Kriegsflüchtigen jetzt erle-
ben, der alten Regierung in die Schuhe zu schieben. Der 
Krieg begann nun definitiv nach dem Regierungswech-
sel. Daher kann ich nicht verstehen, dass Sie diese Kla-
motte heute hier ausgepackt haben. Da war Ihre Kollegin 
Yüksel von der SPD ehrlicher. Sie hat hier einige Förder-
programme, die funktionieren, aufgezählt, hat aber nicht 
erwähnt, dass die ganzen Förderprogramme von der alten 
Regierung aufgelegt wurden, meine sehr geehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gülistan Yüksel 
[SPD]: Habe ich auch nicht bestritten!)

Ich glaube, es besteht großer Handlungsbedarf. Ich 
möchte zwei, drei Punkte noch einmal aufgreifen. Das 
zentrale Instrument ist – das wurde hier von mehreren 
auch erwähnt – eine lückenlose Registrierung. Ohne 
eine konsequente Registrierung können wir keine Sicher-
heit gewährleisten, ohne eine lückenlose Registrierung 
kann es keine optimale Unterstützung der Flüchtlinge 
geben, und ohne eine lückenlose Registrierung kann es 
auch keine Integration der Menschen geben. Das ist 
Grundvoraussetzung für alles, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der nächste Punkt ist eine gerechte Verteilung. Es ist 
zweifellos keine einfache Aufgabe, ein gerechtes System 
innerhalb Deutschlands und ein gerechtes System inner-
halb Europas zu organisieren. Diese Aufgabe ist schwie-
rig; das räume ich ein. Mir fehlt aber seitens der Bun-
desregierung ein ernsthaftes Bemühen, überhaupt eine 
Lösung finden zu wollen. Das geschieht zu wenig, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es gäbe eine Menge zu sagen. Ich will zum Schluss 
festhalten: Die Bundesregierung macht es sich in dieser 
vielleicht größten Krise seit dem Zweiten Weltkrieg für 
meine Begriffe viel zu einfach. Wir haben eine wirklich 
wunderbare Situation, was die Akzeptanz und die Hilfs-
bereitschaft in unserer Gesellschaft betrifft. Aber wir 
dürfen nicht verkennen, dass diese Akzeptanz und Hilfs-
bereitschaft nicht unbegrenzt ist. Die Menschen in unse-
rem Land haben die berechtigte Erwartung, dass die Bun-
desregierung die Flüchtlingsbewegung im Griff hat. Und 
diese Erwartung erfüllt die Bundesregierung bis zur 
Stunde nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb empfehle ich nochmals: Schauen Sie sich unse-
ren Antrag noch einmal genau an. Er ist eine verdammt 
gute Handlungsgrundlage.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Warum wol-
len Sie das hier abstimmen? Warum geben Sie 
ihn nicht in die Beratung? Lassen Sie uns doch 
darüber reden! Was soll denn das? Das ist doch 
nicht ernst gemeint!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich möchte gerne zur Kenntnis geben, dass die Bun-

desinnenministerin Nancy Faeser für die heutige Sitzung 
offiziell entschuldigt ist. Heute finden die Sportminister-
konferenz und die Ministerpräsidentenkonferenz statt, 
und daran nimmt sie teil.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Wo ist das Kanz-
leramt?)

– Das Kanzleramt hat sich gerade bei mir entschuldigt, 
kommt gleich wieder, muss in den Haushaltsausschuss, 
wird gleich ersetzt werden.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Alle? – Daniel 
Baldy [SPD]: Wollt ihr noch den Landwirt-
schaftsminister?)

Die Staatsministerin wird gleich kommen. Der Wechsel 
war gerade angekündigt. Das so weit zur Information.

Jetzt gebe ich das Wort an den nächsten Redner in der 
Debatte, Erik von Malottki, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Abg. Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Er hat gesagt, ob wir den Land-
wirtschaftsminister wollen! Wir wollen aber 
die Staatsministerin!)
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– Ich bitte jetzt um Ruhe. Dem Redner wurde schon das 
Wort erteilt. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, 
wenn Sie hier eine Debatte führen wollen, entweder mit 
Kurzinterventionen oder Zwischenfragen zu agieren.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Und die Familien-
ministerin geht auch! Ich will es nur feststel-
len! – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kindergarten!)

Ich bitte jetzt, dem Redner die Möglichkeit zu geben, 
seine Rede zu halten. – Herr Malottki, Sie haben das 
Wort.

Erik von Malottki (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Es macht wü-
tend, dass wir über den Schutz der geflüchteten Men-
schen aus der Ukraine überhaupt diskutieren müssen. Es 
macht wütend, dass Millionen Kinder und Frauen fliehen, 
weil das russische Regime einen brutalen Angriffskrieg 
führt. Deswegen muss noch einmal klar gesagt werden: 
Der beste Schutz für ukrainische Kinder und Frauen ist 
das sofortige Ende dieses sinnlosen und grausamen Krie-
ges und der schnelle Wiederaufbau der Ukraine.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Nina Warken [CDU/ 
CSU]: Peinlich!)

Solange dieser Krieg nicht beendet ist, müssen wir alles 
dafür tun, die ukrainischen Familien und Kinder bei uns 
behütet aufzunehmen. Wir müssen ihnen Schutz bieten, 
wir müssen ihnen die Möglichkeit geben, hier in 
Deutschland anzukommen und eine neue Perspektive zu 
finden.

Ich habe mich deshalb gefreut, dass die Kolleginnen 
Breher und Prien am 1. April einen Masterplan zur 
Integration ukrainischer Kinder und Jugendlicher vor-
gelegt haben. Dieser Masterplan ist gut, oder besser ge-
sagt: gut zusammengetragen, weil sie viele Forderungen 
und Vorhaben aus unserem Koalitionsvertrag, aus unse-
ren Reden zum Haushalt des Familienministeriums und 
aus dem Familienausschuss in ihrem Masterplan zusam-
mengefasst haben. Ich nenne hier nur exemplarisch die 
verstärkten Bemühungen für die Ausbildung von Fach-
kräften und die Aufstockung von bestehenden Kitapro-
grammen. Ich habe mich auch gefreut, weil damit eine 
gemeinsame Position aller demokratischen Fraktionen in 
der Sache möglich gewesen wäre.

Umso enttäuschter war ich, als ich am Dienstagabend 
Ihren Antrag erhalten habe.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Oijoijoi!)
Es ist nichts mehr von konkreten Maßnahmen zur Inte-
gration der ukrainischen Kinder in unsere Kitas und 
Schulen zu lesen.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Kommt noch!)
Dabei ist genau das dringend notwendig.

Kollegin Bär, was ist denn in Ihrer Fraktion passiert, 
dass am Ende der gut zusammengeschriebene Masterplan 
zu so einer Enttäuschung geworden ist? Warum erwähnen 
Sie den notwendigen Ausbau des Bundesprogramms 

„Sprach-Kitas“ nicht mehr? Wohin ist Ihre Unterstützung 
für die Fortführung des Gute-KiTa-Gesetzes verschwun-
den?

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Warum wollen Sie auf einmal keine bundesfinanzierte 
Fachkräfteoffensive
mehr für die Kitas, obwohl genau jetzt jede zusätzliche 
Erzieherin, jeder zusätzliche Erzieher dringend benötigt 
wird?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, genau! – Dorothee Bär [CDU/ 
CSU]: Das ist so peinlich! Ihr seid so peinlich!)

Sie fordern stattdessen völlig unkonkret unter Num-
mer 9 – Zitat –, „die Länder und Kommunen bei der 
Integration der ukrainischen Kinder und Jugendlichen 
in das Bildungs- und Betreuungssystem … pragmatisch 
und schnell zu unterstützen“. Das ist eine Floskel und seit 
der Ministerpräsidentenkonferenz vor drei Wochen zwi-
schen Bund und Ländern bereits vereinbart.

Das alles ist schon enttäuschend genug, aber an anderer 
Stelle handeln Sie konkret gegen gute und schnelle Hilfe 
für geflüchtete Kinder.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Ihre Landesregierungen aus Bayern und Schleswig-Hol-
stein – zur Erinnerung: Frau Prien hat den Masterplan 
geschrieben – wollen auf der Integrationsminister/-innen-
konferenz nicht für die dringend benötigte bundesweite 
Ausweitung des Programms „Griffbereit“ stimmen. Da-
bei ist „Griffbereit“ genau das richtige Mittel; denn es 
ermöglicht den ersten Schritt, um ukrainische Kinder 
und Eltern hier vor Ort in die frühkindliche Bildung ein-
zubinden. Das hat mich enttäuscht.

Was mich aber wirklich wütend macht, ist ein bitterer 
Halbsatz in Ihrem Antrag. Dort heißt es für alle Maß-
nahmen, die Sie jetzt vorschlagen – Zitat –:

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung auf, im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel endlich einen Masterplan … zu er-
stellen …

(Nina Warken [CDU/CSU]: Ja!)
Alle Ihre Ideen für die schnelle und notwendige Hilfe 
stellen Sie also unter einen Finanzierungsvorbehalt.

(Axel Müller [CDU/CSU]: Ja, logisch!)
Für Sie muss die Integration der ukrainischen Familien 
und Kinder ein haushaltspolitisches Nullsummenspiel 
sein.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ihr habt gar keine 
Arbeitstitel! Gar keine! Das ist eine Farce, Ihre 
Rede!)

Da stellt sich mir die Frage, wie ernst Sie Ihre Vorschläge 
tatsächlich meinen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich bin froh, dass wir als Ampelkoalition einen ande-
ren Weg gehen

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nämlich gar kei-
nen! Gar keinen!)

und mit Hochdruck an einem Ergänzungshaushalt arbei-
ten.

Dorothee Bär [CDU/CSU]: „Hochdruck“!)
Wir werden so schnell und unkompliziert Hilfe ermögli-
chen,

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Um Gottes wil-
len!)

ohne versteckten Finanzierungsvorbehalt.
(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], auf Abg. Dorothee Bär [CDU/CSU] 
zeigend: Müsste sie eigentlich wissen!)

Das sorgt für dringend benötigtes zusätzliches Geld für 
die Arbeit in Kitas und Schulen, und wir werden diese 
Mittel brauchen.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Das hat die Mi-
nisterin im Ausschuss anders gesagt!)

Denn Erzieher/-innen und Lehrer/-innen sagen mir: 
Wir wollen die Kinder fördern, aber wir müssen behut-
sam vorgehen und wir müssen die richtigen Rahmenbe-
dingungen schaffen. – Sie sagen mir: Wir brauchen nied-
rigschwellige Angebote für die Kinder, von denen viele 
traumatisiert sind. – Sie sagen mir: Wir brauchen zusätz-
liches Personal. – Sie sagen mir: Wir brauchen zusätzli-
che Unterstützung für Ehrenamtliche, die Familien mit 
außerschulischen Aktivitäten helfen. – Sie sagen mir: 
Wir brauchen zusätzliche Mittel für die psychologische 
Betreuung der Kinder und Frauen, die auf ihrer Flucht 
teilweise Schreckliches erlebt haben.

Das alles wäre mit einem Finanzierungsvorbehalt, wie 
Sie ihn hier vorschlagen, nicht möglich. Ihr Antrag be-
wirkt deswegen genau das Gegenteil dessen, was er ver-
spricht. Jeder, der wirklich helfen will, muss Ihren Antrag 
ablehnen.

Danke. 
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte: Nadine Schön, 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Nadine Schön (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Ich will nicht auch noch meine Zukunft ver-
lieren.“ Dieser Satz einer jungen ukrainischen Studentin 
hat mich ganz besonders berührt. Wir hören so viel über 
die Flüchtlinge, die zu uns kommen, führen Gespräche, 
treffen sie vor Ort. Darunter sind so viele Frauen, junge 

Mädchen und Kinder, die Hoffnungen haben, dass sie 
hier gut aufgenommen werden, dass sie ihre Zukunft 
hier fortsetzen können, dass sie gut integriert werden, 
dass sie die Chance auf Bildung haben und dass sie das, 
was sie sich an Bildung in der Ukraine aufgebaut haben, 
jetzt nicht auch noch verlieren wie so vieles, was sie 
zurücklassen mussten. Deshalb ist es unsere gemeinsame 
Verantwortung, ihnen diese Zukunft zu ermöglichen.

Das, was ich heute teilweise an Vorwürfen – gerade 
von den letzten Rednern – gehört habe, macht mich wirk-
lich sprachlos. Ich frage mich: Was tut die Bundesregie-
rung dafür, dass diese jungen Menschen eine Zukunft 
haben?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was ich bisher wahrnehme, sind eine nach wie vor un-
klare Datenlage, wie viele Kinder und Jugendliche über-
haupt hier sind, und auch eine teilweise Konzept- und 
sogar Sprachlosigkeit der Bundesregierung.

Wir haben eine Bundesfamilienministerin – sie hat den 
Saal gerade schon verlassen –, die mehr mit ihrer Ver-
gangenheit beschäftigt ist

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja!)
als mit den aktuellen Themen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Alle Punkte, die heute erwähnt worden sind, sind Pro-
gramme und Initiativen der letzten Regierungen, die jetzt 
fortgeführt werden, was richtig ist. Aber alles, was jetzt 
genannt wurde, sind die Aktivitäten von Ehrenamtlichen, 
von der Deutschen Stiftung für Engagement und Ehren-
amt und von Hilfsorganisationen. Wir bedanken uns zu 
Recht bei ihnen,

(Beifall bei der CDU/CSU)
aber das reicht nicht. Wir brauchen auch eigenes Enga-
gement dieser Bundesfamilienministerin.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wissen ganz genau, dass gar nichts 
von dem stimmt, was Sie sagen! Das ist ein-
fach sehr unterkomplex, was Sie da sagen!)

Das Gleiche gilt für die Bundesministerin für Bildung 
und Forschung. Wir haben – Stand letzte Woche – 41 000 
ukrainische Kinder und Jugendliche in den deutschen 
Schulen und viele auch in den Kindergärten, und es kön-
nen auch noch Hunderttausende werden. Vor Ort fragt 
man sich: Wie bewältigen wir das? Die Schulen sind 
seit zwei Jahren wegen Corona im Ausnahmezustand. 
Die Kindergärten sind gut gefüllt. Das ist eine Riesen-
kraftanstrengung.

Dann schaue ich in mein Bundesland, wo die SPD- 
Bildungsministerin sagt: Die integrieren wir alle in den 
Regelunterricht; die stecken wir einfach in die Klassen 
dazu.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Super!)
Ob das eine Lösung ist für die Kinder, die hier jetzt 
traumatisiert ankommen, und für die Kinder, die schon 
in den Schulen sind, dahinter würde ich einmal ein großes 
Fragezeichen setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wenn sich dann unsere Bundesbildungsministerin zum 
großen Ziel gemacht hat, Bildungsgerechtigkeit in die-
sem Land zu fördern, dann kann sie genau an dieser Stelle 
zum ersten Mal damit anfangen: Bildungsgerechtigkeit 
für die Kinder, die zu uns kommen, und Bildungsgerech-
tigkeit für die, die schon da sind. Da erwarte ich konkrete 
Hilfe und konkrete Unterstützung und nicht einfach ein 
Abarbeiten des bisherigen Koalitionsvertrags.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wieso wollen 
Sie dann diesen Antrag abstimmen? Wir kön-
nen ihn beraten! Sie stellen sich der Debatte 
gar nicht!)

Das gilt im Übrigen auch für den Bundesgesundheits-
minister. Es gibt auch eine Menge Gesundheitsfragen, die 
zu klären sind. Jetzt werden die Impfzentren geschlossen, 
und das, obwohl wir alle wissen: In unserem Land gibt es 
die Masernimpfpflicht für die Kinder in den Kindergärten 
und Schulen. Es sind Untersuchungen zu machen. Trotz-
dem schließen wir die Impfzentren, die auch in dieser 
Situation, die in den nächsten Wochen noch schlimmer 
werden wird, so eine wertvolle Unterstützung sein könn-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich habe mich gefragt: Frau Bünger von der Linken, 

warum beschimpfen Sie eigentlich hier die Union?
(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wegen Ihrer Flüchtlingspolitik, die Sie 
seit 16 Jahren machen! Sie müssen mal zuhö-
ren!)

Es ist mir sehr schnell klar geworden: weil die Situation 
in Ländern wie Berlin, wo Sie mitregieren, besonders 
prekär ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Da stehen die Ehrenamtler am Bahnhof und sagen: Diese 
Regierung lässt uns allein. Wir können als Ehrenamtler 
nicht alles schultern. Wir brauchen mehr Unterstützung, 
gerade von dieser Regierung hier in Berlin.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch verlogen! Das ist doch 
Quatsch! Ihr Minister hat doch gefordert, un-
sere Ehrenamtler auf den Schiffen festzuset-
zen! – Gegenruf der Abg. Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Der schreit immer die Frauen 
an!)

Deshalb sagen wir: Es braucht einen Masterplan für die 
Integration der Kinder und Jugendlichen. Wir unterstüt-
zen gerne auch mit konkreten Maßnahmen. Wir sind be-
reit, mitzumachen. Es muss eine gemeinsame Kraft-
anstrengung sein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Nadine Schön (CDU/CSU):
Aber ich erwarte da auch mehr Engagement dieser 

Bundesregierung.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort Clara 

Bünger.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Schön, Sie hatten gerade die Si-

tuation in Berlin angesprochen. Berlin hat in den letzten 
Wochen jeden Tag 10 000 Menschen aufgenommen. Das 
ist eine ganz andere Anstrengung, die hier aufgebracht 
werden muss, als in anderen Bundesländern, in anderen 
Städten. – Das ist das eine.

Das andere ist: Wir haben mittlerweile ein Ankunfts-
zentrum in Tegel, und das ist nicht der Hauptbahnhof. Ich 
glaube, Sie selber waren bisher noch nicht vor Ort. Sie 
müssten sich diese Einrichtung einmal anschauen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich habe es vorhin schon gesagt: Das ist die erste Ein-
richtung in Berlin, in der unter einem Dach alle Hilfs-
organisationen zusammenarbeiten. Die Koordination 
funktioniert sehr gut. Ich denke, Sie sollten sich dort 
einmal hinbegeben und sich das anschauen. Dieses An-
kunftszentrum sollte auch für andere Länder ein Vorbild 
sein. – So weit vielleicht mein Hinweis an Sie an dieser 
Stelle.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Schön, Sie haben die Möglichkeit, zu antworten.

Nadine Schön (CDU/CSU):
Frau Kollegin, ich habe einen Riesenrespekt vor dem, 

was in Berlin geleistet wird. Das ist eine Riesenkraft-
anstrengung, die vor allem von Ehrenamtlern geleistet 
wird, auch von der Berliner Landesregierung, auch von 
Organisationen, die hier unterstützen und helfen. Das ist 
eine riesige, gemeinsame Kraftanstrengung. Aber auch in 
Berlin sagen viele: Wir brauchen mehr Unterstützung von 
dieser Bundesregierung – in allen Bereichen. Deshalb 
erwarte ich von dieser Bundesregierung, dass sie nicht 
nur das aufzählt, was von der Vorgängerregierung auf 
den Weg gebracht worden ist, sondern dass sich die Mi-
nisterinnen und Minister an einen Tisch setzen und ge-
meinsam mit Ländern und Kommunen konkret helfen.

Das gilt gerade für den Bildungsbereich, aber eben 
auch für alle anderen Themen. Dieser Antrag ist vor 
allem für die innenpolitischen Themen unser erster Vor-
schlag. Aber Sie können sich auch im Familien- und 
Bildungsbereich gerne an unseren Vorschlägen orientie-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der letzte Redner in dieser Debatte: Muhanad Al- 

Halak, FDP-Fraktion.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Muhanad Al-Halak (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die Kriegsbilder aus der Ukraine ma-
chen uns alle fassungslos. Auch bei mir kommen Bilder 
aus meiner eigenen Kindheit wieder hoch, die ich gerne 
vergessen hätte. Ich weiß, was es bedeutet, von einem 
Tag auf den anderen alles hinter sich zu lassen, was es 
bedeutet, vor Gewalt ins Unbekannte zu fliehen. Ich weiß 
aber auch, was es bedeutet, anzukommen und aufgenom-
men zu werden. Und zwar bedeutet es Zugang zu Bil-
dung, Zugang zu Arbeit und Teilhabe an der Gesellschaft. 
Denn Schutz und Sicherheit bedeuten auch, das Gefühl 
der Ohnmacht zu bekämpfen, Teil der Gesellschaft zu 
sein und nicht nur eine Verwaltungsnummer. Schutz 
und Sicherheit bedeuten, die Chance zu erhalten, das 
eigene Leben wieder in die Hand zu nehmen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eines möchte ich an dieser Stelle unmissverständlich 
betonen: Die Notlage von geflüchteten Menschen aus-
zunutzen, ist ekelerregend, erbärmlich und zutiefst zu 
verachten, meine Damen und Herren der Union.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Clara Bünger [DIE 
LINKE])

Aber dass Sie mit Ihrem Antrag den Eindruck erwecken, 
dass die Bundesregierung untätig zuschaut, während 
massenweise Frauen, Kinder und Jugendliche von Men-
schenhändlern abgegriffen werden, ist schlicht unwahr 
und unverschämt. Frauen und Mütter, die vor der Ver-
nichtung zu uns fliehen, sind nicht einfach Opfer. Sie 
sind Löwinnen! Sie hatten vor einem Monat noch ein 
selbstbestimmtes Leben, einen Alltag. Jetzt verteidigen 
sie ihr eigenes Leben und das ihrer Kinder. Und die 
Bundesregierung und unser Staat stehen dabei an ihrer 
Seite.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Oster 

aus der CDU/CSU-Fraktion?

Muhanad Al-Halak (FDP):
Nein, die Möglichkeit, sich zu äußern, haben Sie ja in 

Ihrem Antrag gehabt.
(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der Schutz von Leib und Leben steht dabei natürlich 
an erster Stelle. Doch direkt danach muss das Ermögli-
chen von Chancen für ein selbstbestimmtes Leben stehen. 

Aber eines bleibt klar: Das Menschenbild, das Sie in 
Ihrem Antrag zeichnen, greift zu kurz. Das ist nicht 
mein Bild von Geflüchteten. Das wird auch bei einem 
Punkt deutlich, der mir persönlich sehr wichtig ist: den 
ehrenamtlichen Helfern. Sie betonen die Hilfsbereitschaft 
der Deutschen in dieser Situation. Dem können wir alle in 
diesem Saal sicherlich nur zustimmen. Aber ich sage 
Ihnen auch: Schauen Sie mal ein paar 100 Meter weiter 
Richtung Hauptbahnhof. Schauen Sie, wie viele dieser 
Ehrenamtlichen selbst erst vor wenigen Jahren zu uns 
geflüchtet sind. Es sind oftmals diese Menschen, die jetzt 
etwas zurückgeben. Es sind Menschen, die über alle 
Sprach- und Kulturunterschiede hinweg einfach nur hel-
fen wollen und Menschlichkeit zeigen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Clara 
Bünger [DIE LINKE])

Jeder Mensch in Not, dem geholfen wird, ist ein Ge-
winn für uns alle. Wenn Sie dies konstruktiv begleiten 
wollen, verehrte Kolleginnen und Kollegen der Union, 
dann muss dabei mehr rumkommen als im vorliegenden 
Antrag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Wir hatten doch 
eine Kurzintervention angemeldet!)

– Bei mir hat sich jetzt kein PGF gemeldet. Sie hatten nun 
schon zwei oder drei Kurzinterventionen, wie ich gerade 
gehört habe.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Nein!)
– Nein, Sie nicht? – Ich sage einmal grundsätzlich: Wir 
lassen hier sehr viel zu. Das ist aber keine Selbstverständ-
lichkeit; das ist klar. Nun habe ich vorher nicht gesagt, 
dass wir schon lange hängen. Deswegen lasse ich diese 
Kurzintervention zu. Aber es geht nicht, dass Sie sagen: 
„Wir hatten doch die Hand gehoben“, und dann geht das 
durch.

Bitte schön.

Josef Oster (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, dann darf ich mich zunächst einmal 

sehr herzlich dafür bedanken, dass Sie meine Kurzinter-
vention zulassen. – Aber es ist mir ein wirkliches Bedürf-
nis, diese Worte des Kollegen so nicht stehen zu lassen. 
Ich glaube, wir alle sind hier geneigt, einen politischen 
Wettbewerb zu führen und um die besten Wege und Lö-
sungen zu ringen. Das ist Aufgabe dieses Parlamentes.

(Zuruf von der SPD: Dafür sperrt ihr euch aber 
ganz gut!)

Aber unserem Antrag zu unterstellen, wir wollten das 
Schicksal der Flüchtlinge, die zu uns kommen, ausnut-
zen, um daraus parteipolitisches Kapital zu schlagen, das 
ist wirklich unter aller Würde dieses Hauses.
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(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir sind alle beeindruckt – das nehme ich für das 

gesamte Haus hier an – von der Not der Menschen, die 
traumatisiert zu uns kommen, und wir ringen darum, hier 
diesen Menschen zu helfen. Und es ist der FDP wirklich 
unwürdig, einer anderen demokratischen Fraktion eine 
solche Motivation zu unterstellen; das weise ich entschie-
den zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Kollege, Sie können antworten, Sie müssen nicht. 

Bitte schön. – Bleiben Sie bitte stehen, Herr Kollege 
Oster? – Danke.

Muhanad Al-Halak (FDP):
Durch Ihren Antrag ist bei mir dieser Eindruck erweckt 

worden. Deswegen habe ich das Thema angesprochen. 
Aber natürlich besteht auch in Zukunft das Angebot, 
dass wir tatsächlich konstruktiv zusammenarbeiten: Bun-
desregierung mit der Union; sehr gerne.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Nina Warken [CDU/CSU]: Sie sind 
aber nicht die Bundesregierung!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Wir kommen nun zum Antrag der Fraktion der CDU/ 

CSU auf Drucksache 20/1335. Die Fraktion der CDU/ 
CSU wünscht Abstimmung in der Sache. Die Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP wünschen Über-
weisung, und zwar federführend an den Ausschuss für 
Inneres und Heimat und zur Mitberatung an den Auswär-
tigen Ausschuss, den Rechtsausschuss, den Haushalts-
ausschuss, an den Ausschuss für Arbeit und Soziales, 
den Ausschuss für Familien, Senioren, Frauen und Ju-
gend, den Verkehrsausschuss, den Ausschuss für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung, den 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union und den Ausschuss für Wohnen, Stadtentwick-
lung, Bauwesen und Kommunen.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Wer stimmt für 
die beantragte Überweisung? – Das sind Die Linke, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP. Wer stimmt da-
gegen? – CDU/CSU. Wer enthält sich? – Die AfD. Damit 
ist die Überweisung so beschlossen. Damit stimmen wir 
heute über den Antrag auf Drucksache 20/1335 nicht in 
der Sache ab.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

Dritter Gleichstellungsbericht der Bundes-
regierung

Drucksache 19/30750
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Digitales

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.

Ich bitte Sie, die Plätze schnell zu wechseln, damit wir 
zügig weitermachen können.

Die Aussprache eröffnet die Parlamentarische Staats-
sekretärin Ekin Deligöz für die Bundesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Mario Brandenburg [Südpfalz] [FDP])

Ekin Deligöz, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vor uns liegt der Dritte Gleichstellungsbericht mit dem 
Schwerpunkt Digitalisierung. In diesem Bericht kann 
man mehrere Kernpunkte herauslesen.

Ein Punkt ist: Wir müssen unsere Einstellung, unseren 
Blick auf die Dinge verändern. Dazu gehört, dass Frauen 
in der Digitalisierung mehr mitgestalten müssen und dass 
Digitalisierung eine Chance für Gleichstellung ist, dass 
wir dazu aber mehr Frauen den Weg in die IT-Berufe 
ebnen und wir diese zusätzliche Chance nutzen müssen, 
um Gleichstellung in diesem Land voranzubringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Mit der Digitalisierung, über die wir hier reden, gehen 
wir in die vierte industrielle Revolution. Diese entwickelt 
sich aber weit schneller als die bisherigen Revolutionen, 
und sie ist nicht nur viel rasanter, sondern sie hat auch 
einen anderen Charakter. Gerade deshalb ist es ja eine 
Chance, dass wir das nicht einfach nur an uns vorbei-
ziehen lassen wie einen rasenden ICE, sondern dass wir – 
der Bedarf dafür ist da – Maßstäbe setzen, dass wir Stan-
dards setzen, dass wir Bedingungen für die Digitalisie-
rung setzen. Genau das sagen uns auch die Sachverstän-
digen im Dritten Gleichstellungsbericht. Sie sagen: Nutzt 
diese Chance! – Die Expertinnen und Experten um Frau 
Professorin Yollu-Tok haben im letzten Jahr ihr Gutach-
ten für den Gleichstellungsbericht vorgelegt – 200 Seiten, 
101 Handlungsempfehlungen. Ich freue mich sehr, dass 
dieser Bericht heute den Bundestag und später auch Sie 
im Ausschuss erreichen wird.

Eines begleitet uns bei dem Ganzen eigentlich andau-
ernd: Es sind zu wenige Frauen in den IT-Berufen; es sind 
zu wenige Frauen in den technischen Berufen; es sind zu 
wenige Frauen in den Studiengängen und Ausbildungs-
gängen zu diesen Berufen. Das müssen wir dringend 
ändern. Genau das gehen wir an, indem wir auch einen 
solchen Bericht vorlegen und Licht darauf werfen, auf-
klären und die Daten darstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir im Ministerium haben auch schon einige Projekte, 
die wir fortführen, die wir voranbringen, die wir neu auf 
den Weg bringen. Dazu gehört nach wie vor der Girls’ 
Day. Sie alle als Abgeordnete sind mitaufgerufen, da mit-
zumachen; denn auch unser Beruf als Politikerin und 
Politiker ist leider kein typischer Frauenberuf. Auch er 
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gehört da dazu. Dazu gehört auch die Initiative YouCode-
Girls. Da geht es nicht nur darum, möglichst niedrig-
schwellig Coding den Mädchen beizubringen, sondern 
auch darum, sie zu ermuntern, einfach mitzumachen 
und das nicht den Jungs zu überlassen.

Wir unterstützen Frauen in den KI-Berufen, in der KI- 
Branche darin, eigene Lösungen zu finden. Gerade die 
künstliche Intelligenz hat einen anderen Blickwinkel, 
den weiblichen Blickwinkel mehr als notwendig. Denn 
Algorithmen sind nicht geschlechtsneutral,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Algorithmen können diskriminierend sein, Algorithmen 
können Frauen ausschließen. Diese Ungleichheiten 
multiplizieren sich, wenn wir das alles sich selbst über-
lassen; sie verstärken das Ganze. Deshalb wollen wir, 
dass Frauen in der KI nicht zusätzlich diskriminiert wer-
den, wenn es darum geht, einen Job zu bekommen oder 
einen Kredit für ein Start-up in diesem Land.

Das können wir übrigens nicht national lösen, das müs-
sen wir international angehen. Deshalb begrüßen wir in 
meinem Haus sehr, dass die EU-Kommission mit der KI- 
Verordnung einen Vorschlag macht, um die Qualität und 
die Sicherheit der Nutzung von Algorithmen, zum Bei-
spiel bei der Personalauswahl, voranzubringen. Das Frau-
enministerium arbeitet hier sehr stark an der internatio-
nalen Vernetzung. Wir machen das auch nicht alleine, 
sondern wir machen das gemeinsam mit dem Wirt-
schaftsministerium – und das ist gut so. Denn das ist nicht 
nur ein Thema für das Frauenministerium, sondern hat 
auch einen wirtschaftlichen Aspekt in diesem Land.

Frauen sollten ganz selbstverständlich in der IT-Bran-
che, in diesen Berufen arbeiten können, sie sollten ihre 
Expertisen, ihren Blickwinkel, ihre Lebenserfahrung mit-
einbringen. Damit verhindern wir Diskriminierung, da-
mit senken wir Diskriminierungspotenzial nicht nur in 
der IT-Branche, sondern in der gesamten Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dafür brauchen wir übrigens auch den Zugang von 
Frauen zu Führungspositionen auf allen Ebenen, und 
wir brauchen Kapital in der Digitalwirtschaft, damit wir 
das Ganze in diesem Bereich voranbringen können.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

In der bundesweiten Gründerinnenagentur arbeiten wir 
genau daran, all diese Punkte umzusetzen. Die Digitali-
sierung ist im vollen Gang. Ich habe vorhin von einem 
ICE in voller Fahrt gesprochen, und jetzt ist es an der 
Zeit, die Weichen richtig zu stellen.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

– Die Zwischenrufe des Kollegen sollen mich, glaube ich, 
aus dem Konzept bringen. Aber es gehört auch dazu, dass 
man genau das nicht zulässt, sondern dranbleibt, dran-
bleibt an der Gleichstellung, dranbleibt, die Themen vo-

ranzubringen, dranbleibt, auch dann diese Diskussionen 
zu führen, wenn sie einem Teil des Hauses überhaupt 
nicht gefallen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen drei 
Dinge: Wir brauchen Mut, wir brauchen Willen, und 
wir brauchen auch Geld, um das voranzubringen. Über 
das Letzte werden wir im Haushaltsverfahren reden. Mit 
den ersten beiden Dingen müssen wir schon heute und 
hier starten. Und übrigens, gerade als Politikerin sage ich: 
Das müssen wir in diesem Raum auch immer wieder ver-
teidigen. Dieses Beispiel ist das beste Beispiel, um das 
noch einmal zu unterstreichen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächste Rednerin erhält das Wort für die CDU/ 

CSU-Fraktion die Kollegin Nadine Schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nadine Schön (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 84 Prozent der Beschäftigten in der IT-Branche 
in Deutschland sind Männer. 84 Prozent! Gerade einmal 
zwei von zehn Start-ups werden von Frauen gegründet. 
Selbst wenn der Zugang gelingt, verlassen mehr als 
50 Prozent der Frauen die Digitalbranche wieder, im 
Topmanagement findet man auch in diesem Bereich nur 
sehr wenige Frauen. Nur 13 Prozent der Informatikpro-
fessuren an deutschen Universitäten sind mit Frauen be-
setzt.

(Martin Reichardt [AfD]: Da brauchen wir 
wohl dringend eine Quote!)

Das sind erschreckende Zahlen, die im Gleichstellungs-
bericht der Bundesregierung gut aufgearbeitet sind.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da wären Quoten ja ganz gut!)

Diese Zahlen machen deutlich: Geschlechtergerechtig-
keit, Chancengerechtigkeit ist in der Digitalbranche ein 
Problem, und zwar ein gewaltiges. Und das hat Kon-
sequenzen.

Das hat wirtschaftliche Konsequenzen. Wir alle wis-
sen: Diversität ist ein wichtiger Faktor für den Unterneh-
menserfolg; das haben zahlreiche Studien bewiesen. Und 
egal in welches Unternehmen ich komme, Thema Num-
mer eins ist der Fachkräftemangel. Vor allem im innova-
tiven Mittelstand und bei Start-ups sagt man mir, dass 
man gerade im digitalen Bereich viel zu wenige Fach-
kräfte findet. Da frage ich mich schon, wie wir uns den 
Luxus erlauben können, auf die Hälfte der Bevölkerung 
nahezu zu verzichten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Das ist aber auch gesellschaftlich ein Problem. Durch 
die Digitalisierung ändert sich unser ganzes Leben. Da 
kann es uns doch nicht egal sein, dass die Frauen daran so 
wenig beteiligt sind. Auch das arbeitet der Gleichstel-
lungsbericht gut auf, vor allem, was es heißt, wenn KI- 
Systeme aus Daten lernen, die einen Bias haben, was 
dazu führt, dass Ungerechtigkeiten aus der Vergangenheit 
auch auf die Zukunft übertragen werden. Der Gleichstel-
lungsbericht bringt da sehr plastische, sehr gute Beispie-
le. Deshalb bedanke ich mich ganz herzlich bei Professor 
Dr. Yollu-Tok und ihrer Kommission für die wichtige 
Arbeit, dass sie dieses Thema so umfassend aufgearbeitet 
haben.

Ich will einige Anmerkungen machen, die mir wichtig 
sind. Ich finde es schade, dass der Bericht so wenig da-
rauf eingeht, welche Chancen Digitalisierung für Eman-
zipation, für Gleichberechtigung, für Partizipation hat. 
Digitalisierung kann auch ein Treiber dafür sein, wenn 
man es richtig macht, wenn man die Weichen richtig 
stellt. Das kommt in meinen Augen in diesem Bericht 
ein bisschen zu kurz.

Mehr Geschlechtergerechtigkeit in der digitalen Welt 
ist nicht nur eine politische Aufgabe, es ist eine gemein-
same Aufgabe von Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Wissen-
schaft und Politik. Aus diesem Grund haben wir vor 
anderthalb Jahren die Initiative „#SheTransformsIT“ ge-
gründet mit Kolleginnen von allen demokratischen Frak-
tionen, mit Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft. Dieser Initiative können sich alle anschließen, 
haben sich auch schon viele tolle Menschen angeschlos-
sen, Männer wie Frauen, die sagen: Den Zustand, den wir 
jetzt haben, können wir nicht so belassen, wir müssen 
gemeinsam daran arbeiten, dass es besser wird. – Auf 
diese gemeinsamen Initiativen müssen wir auch in Zu-
kunft setzen. Ich ermuntere alle, sich dem anzuschließen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aus diesem Grund haben wir auch die Bundesstiftung 
Gleichstellung ins Leben gerufen, die ganz explizit den 
gesetzlichen Auftrag hat, die digitalen Entwicklungen in 
den Blick zu nehmen und dafür zu sorgen, dass sich die 
derzeitige Situation verbessert. Deshalb sage ich: Es hilft 
nicht, wenn wir mit dem Finger aufeinander zeigen, wir 
müssen das Thema gemeinsam angehen.

Das gemeinsam anzugehen, heißt aber, nicht nur wei-
tere Regulierungen, Gesetze und Vorschriften zu schaf-
fen, sondern auch als Gesetzgeber kritisch zu hinterfra-
gen, ob wir nicht auch Gesetze haben, die in der digitalen 
Welt an Bedeutung verloren haben oder sogar kontrapro-
duktiv sind. Ich nenne beispielsweise das Mutterschutz-
gesetz. Das Mutterschutzgesetz sieht beispielsweise vor, 
dass werdende oder stillende Mütter nach 20 Uhr nicht 
mehr arbeiten dürfen oder nur bis 22 Uhr mit Genehmi-
gung der Behörde. Das passt überhaupt nicht zur Lebens-
realität einer Frau in der digitalen Branche, die, wenn sie 
schwanger ist, vielleicht eher morgens oder mittags ihre 
Auszeit braucht, die aber abends sehr gut am PC arbeiten 
kann. Flexibilität ist in diesem Fall förderlich, und wir 
behindern sie durch unsere Regulierung, die gut gemeint 
war, aber aus einer Zeit kam, in der wir eher die Fabrik-
arbeiterinnen im Blick hatten, und die zu manchen Sa-
chen einfach nicht mehr passt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen den Blick weiten. Wir müssen in allen 
Ländern auf digitale Bildung setzen, damit wir die Mäd-
chen wie die Jungs gleichermaßen schon früh für die 
tollen Möglichkeiten der Digitalisierung begeistern und 
sie dann automatisch Lust haben, in diesem Bereich tätig 
zu sein. Wir setzen dabei auf tolle Projekte – die Initiative 
YouCodeGirls ist genannt worden –, auf viele MINT-Ini-
tiativen aus dem Bildungs- und Forschungsministerium 
und auf die vielen Organisationen, die sich genau um 
diese Themen verdient machen, gerade auch Start-ups 
und Initiativen wie die Hacker School beispielsweise.

Wir müssen dafür sorgen, dass Frauen Finanzierung 
bekommen, wenn sie den Mut haben, zu gründen. Das 
ist bisher nicht der Fall; auch das zeigt der Bericht.

Vor allem müssen wir Vorbilder schaffen. Janina Kugel 
hat einmal gesagt: „Wenn wir erfolgreichen Frauen mehr 
Sichtbarkeit verleihen, sehen Mädchen, dass ihnen alle 
Berufe offenstehen.“ Das gilt ganz besonders für den 
Digitalbereich. Deshalb haben alle eine Verantwortung, 
auch auf den Podien, in den Kongressen, im Bundestag, 
in der Politik und in der Wirtschaft für Sichtbarkeit zu 
sorgen, und dabei können alle mithelfen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Josephine 

Ortleb für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Josephine Ortleb (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Vor zwei 
Jahren hat in Deutschland der erste Supermarkt eröffnet, 
bei dem es keine Kassierer/-innen mehr gibt. Gezahlt 
wird einfach per App. Geöffnet ist der Laden rund um 
die Uhr. Für viele Menschen ist das praktisch: Sie können 
spontan einkaufen und brauchen nur eine App auf dem 
Handy. Für Supermärkte ist das günstig: Sie sparen sich 
das Personal. Doch für uns als Gesellschaft bedeutet die-
ser technologische Wandel soziale Veränderungen und 
Umbrüche, vor allen Dingen für die Frauen und für die 
Gleichberechtigung in Deutschland.

Für uns hier im Hohen Hause bedeutet das: Wir müs-
sen ganz genau hinschauen. Bleiben wir bei dem Beispiel 
mit dem kontaktlosen Supermarkt. Der Job an der Kasse 
wird eben oft von Frauen gemacht. Aber was passiert mit 
diesen Frauen, wenn ihre Arbeitskraft durch Geräte oder 
Computer ersetzt wird? Oder was passiert mit der älteren 
Kundin, für die das Plaudern an der Kasse häufig der 
einzige menschliche Kontakt am Tag ist? Denn wer 
glaubt, der digitale Wandel sei geschlechterneutral, der 
liegt falsch. Der Dritte Gleichstellungsbericht zeigt uns 
genau das auf.
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Dank der guten Arbeit der unabhängigen Sachverstän-
digenkommission sehen wir die vielen Dimensionen der 
Ungerechtigkeit und auch, was sich dringend ändern 
muss. Die wichtigste Erkenntnis ist aus meiner Sicht 
folgende: Einerseits spiegelt die digitale Welt die Macht-
verhältnisse unserer Gesellschaft wider, andererseits 
schafft sie auch neue Realitäten. Die digitale Welt und 
die reale Welt beeinflussen sich gegenseitig. Das heißt 
für uns als SPD-Bundestagsfraktion: Wir müssen weiter 
daran arbeiten, Strukturen aufzubrechen, die für Unge-
rechtigkeiten in unserer Gesellschaft sorgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nur so schaffen wir gleichberechtigte Teilhabe in der 
Technologieentwicklung, bei der Verteilung von Arbeits-
plätzen oder bei der Nutzung von sozialen Medien.

Wir müssen auch erkennen, wenn die Digitalisierung 
Ungerechtigkeiten verfestigt oder sogar verschärft. Denn 
Diskriminierungen werden häufig in Algorithmen fest-
geschrieben und sozusagen in Computersprache über-
setzt. Wenn in Deutschland die meisten Entwickler und 
vor allen Dingen auch Designer von Produkten männlich 
sind, dann gestalten sie die digitalen Produkte oft anhand 
ihrer eigenen männlichen Lebenswelt. Deshalb sollten 
wir Unternehmen verpflichten, ihre Algorithmen auf de-
ren Geschlechtergerechtigkeit zu prüfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wie das gelingen kann, zeigt ein Start-up aus meinem 
Wahlkreis, QuantPi, das mit seiner Arbeit das Ziel hat, 
die Entscheidungen, die von Algorithmen getroffen wer-
den, für alle nachvollziehbar zu machen. Das ist ein erster 
Schritt, und mit dieser beeindruckenden Arbeit gelingt es, 
die Gesellschaft gerechter zu machen.

Wenn wir es jetzt noch schaffen, den Anteil von Frauen 
in solchen Start-ups zu erhöhen und mehr Frauen den 
Zugang zu Risikokapital zu ermöglichen, dann kommen 
wir der Gleichberechtigung wieder ein Stück näher. Des-
halb ist es gut, dass wir uns vorgenommen haben, Grün-
derinnen im Digitalsektor durch Stipendien zu stärken. 
Auch bei der Verteilung von öffentlichen Geldern, die 
in die Digitalbranche fließen, müssen wir Gleichstellung 
immer mitdenken.

Natürlich müssen wir daran arbeiten, dass Mädchen 
und junge Frauen sich Informatikberufe zutrauen. Ich 
denke, wir sind uns einig, wie wichtig es ist, dass Pro-
gramme wie der MINT-Aktionsplan und die Bundesini-
tiative Klischeefrei weitergeführt werden.

Wir dürfen aber auch die vielen Frauen in den prekären 
Arbeitsverhältnissen nicht aus dem Blick verlieren. Sie 
verdienen wenig, leisten aber so viel unsichtbare Arbeit. 
Dazu gehören die alleinerziehende Mutter, die ihre Putz-
kraft auf einer Internetplattform anbietet, oder die junge 
Studentin, die online Nachhilfestunden gibt. Denn viele 
Dienstleistungen – Kinderbetreuung, Haushaltshilfe, 
Sprachunterricht – verschieben sich immer stärker in 
den digitalen Raum. Jobangebote werden von Nutzern 
online gestellt und selbstständig organisiert. Das macht 
zwar viele Frauen flexibel, aber es bestehen auch wirklich 
Gefahren, zum Beispiel die Gefahr, dass die rechtliche 

und soziale Absicherung nicht mehr greift. Die Frauen 
hangeln sich von Auftrag zu Auftrag und können es 
sich einfach nicht leisten, krank zu werden, kranke Kin-
der zu betreuen oder in den Urlaub zu fahren. Wir müssen 
dafür sorgen, dass auch auf digitalen Plattformen gute 
und faire Arbeitsbedingungen herrschen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch die Onlinebewertungen, die auf Internetplattfor-
men geschrieben werden, und Kommentare, die in den 
sozialen Medien gepostet werden, sind ein Problem. Hier 
erleben Frauen Hass, Hetze und Sexismus.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Das erlebe ich auch!)
Manche ziehen sich komplett aus dem Internet zurück. 
Dagegen müssen wir mit guten Beratungsstrukturen und 
informierten Behörden ankämpfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was der Bericht der 
Sachverständigenkommission klarmacht: Gleicher Zu-
gang für Frauen, gleiche Nutzungsmöglichkeiten für 
Frauen und gleiche Gestaltungsmöglichkeiten für Frauen 
müssen immer und überall gelten, und zwar gleicherma-
ßen für den Arbeitsmarkt, das Lernen, die Ausbildung, 
die Finanzwirtschaft, aber eben auch für digitale Platt-
formen – einfach immer und überall. Denn Gleichstel-
lungspolitik ist auch Gerechtigkeitspolitik. Das gilt für 
die analoge wie auch für die digitale Welt, und dafür 
müssen wir kämpfen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank, Josephine Ortleb. – Als nächster Redner 

erhält das Wort Thomas Ehrhorn für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Thomas Ehrhorn (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ge-

schätztes Publikum! Der Gleichstellungsbericht der Bun-
desregierung umfasst 276 Seiten – 276 Seiten Geschwur-
bel, möchte man sagen, 276 Seiten, auf denen man das 
immer gleiche Märchen erzählt von der diskriminierten 
Frau,

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Man muss es halt 
kapieren!)

die in der heutigen Gesellschaft nicht aus eigener Kraft in 
der Lage ist, in Chefetagen vorzudringen, die nicht aus 
eigener Kraft in der Lage ist, mit Digitalisierung fertig-
zuwerden, und die selbstverständlich auch bei gleicher 
Arbeit nicht den gleichen Lohn erhält. Die Frage, die 
sich auftut, ist die nach der Intention dahinter. Die Frage 
lautet: Cui bono? Wem nützt das? – Darauf werde ich 
noch kommen.
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Selbstverständlich gibt es Unterschiede zwischen 
Männern und Frauen, und diese Unterschiede sind be-
weisbar. Sie zeigen sich zum Beispiel an den völlig ver-
schiedenen Präferenzen, die Männer und Frauen zum 
Beispiel bei der Berufswahl haben,

(Zuruf von der SPD: Bitte?)
oder an unterschiedlichen Präferenzen bei den angestreb-
ten Studiengängen. Und ja, es scheint auch heute noch so 
zu sein, dass es bei Frauen eine andere Bereitschaft gibt, 
zum Beispiel nach der Geburt des zweiten oder dritten 
Kindes nur noch in Teilzeit zu arbeiten. Das sind aber 
eben die Ergebnisse freier, eigener Entscheidungen. 
Diese Entscheidungen haben dann natürlich auch Aus-
wirkungen auf die eigene Karriere und die Bezahlung, 
die zu erwarten ist. Genauso sieht es auch die kanadische 
Entwicklungspsychologin Susan Pinker, die in ihren Stu-
dien nachweist, dass gerade in besonders freien, gerade in 
wohlhabenden Gesellschaften die Unterschiede zwischen 
Männern und Frauen, die unterschiedlich gesetzten Prio-
ritäten besonders stark hervortreten.

(Beifall bei der AfD)
Sie allerdings scheinen all das, was im Leben passiert, 

nur mit den von Ihnen selbst herbeifantasierten Benach-
teiligungen erklären zu wollen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind so faktenfrei! Aber das werden 
wir bei Ihnen nicht ändern können!)

Der letzte Schrei dabei ist scheinbar das sogenannte Gen-
der-Care-Gap, welches Sie gerade erfunden haben. Da 
möchte ich Sie doch mal fragen – definieren Sie das 
doch mal –: Was ist eigentlich „häusliche Care-Arbeit“? 
Der Reifen- und Ölwechsel am Familienauto, ist das 
nicht vielleicht auch Care-Arbeit?

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Hä?)
Wie sieht es denn aus, wenn am Rasenmäher das Messer 
stumpf ist und ausgebaut und gewechselt werden muss? 
Ist das nicht vielleicht auch Care-Arbeit? Und wer macht 
das denn? Wie sieht es denn aus, wenn nach einem 
Sturmschaden mit der Kettensäge in der Hand auf dem 
eigenen Grundstück der Sturmschaden beseitigt wird?

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Peinlich!)
Ist das nicht vielleicht auch Care-Arbeit?

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nein!)
Und wer macht das? Und erzählen Sie mir bitte nicht, 
dass diese Art von Arbeit durch Frauen erledigt wird.

Aber es spielt auch gar keine Rolle, wer es am Ende 
macht, weil Familien, weil Paare sehr wohl in der Lage 
sind, untereinander festzulegen, wer was besser kann, 
wer etwas lieber macht, und dementsprechend die Care- 
Arbeit im eigenen Haushalt am besten aufzuteilen, und 
zwar ohne Ihre einmischende Belehrung.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben da eine 
Wahrnehmungsstörung!)

Nein, meine Damen und Herren, was Sie hier eigent-
lich vorhaben, ist etwas ganz anderes: Sie versuchen, 
immer größeren Teilen der Bevölkerung einzureden, 

dass sie auf irgendeine Weise benachteiligt und diskrimi-
niert werden. Sie versuchen, den Chor der Blöden immer 
größer werden zu lassen,

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das machen Sie schon!)

der das Lied von der eigenen Benachteiligung immer 
lauter singt.

(Beifall bei der AfD)
Das ist genau der Grund, warum Sie in diesem Hause seit 
vielen Jahren einen Minderheitenhype betreiben, der für 
die Mehrheitsgesellschaft eigentlich unerträglich ist.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben doch nur Angst! – Gegenruf 
des Abg. Martin Reichardt [AfD]: Wir verste-
hen Sie nicht, wenn Sie in Ihre Maske nu-
scheln!)

Nein, Sie versuchen, Ihr Narrenschiff zu füllen mit den 
Menschen, die Sie auf diese Weise manipulieren. Wenn 
Sie das dann erreicht haben, soll dieses Narrenschiff ge-
nau dorthin fahren, wo Rot-Grün es immer hinsteuern 
wollte, nämlich direkt in den Sozialismus, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Bedauerlich ist nur, dass viele erst dann merken werden, 
was Sie hier getan haben, wenn der Job und die Erspar-
nisse weg sind, die Steuerlast bei 70 Prozent liegt, die 
Wohnung kalt ist und die Regale im Supermarkt leerge-
räumt sind.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege?

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Schluss jetzt!)

Thomas Ehrhorn (AfD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Dorothee Bär [CDU/ 
CSU]: Maske!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Können Sie bitte in der AfD-Fraktion noch mal über-

prüfen, dass die Masken auch wirklich über Mund und 
Nase sind! Das wäre sehr nett.

(Martin Reichardt [AfD]: Überprüfen? Die ist 
noch in Ordnung!)

Als Nächstes erhält das Wort Nicole Bauer für die 
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nicole Bauer (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Kennen Sie Tijen Onaran, Anabel Ternès oder 
Constanze Buchheim? Sie sind maßgebliche Mitgestalte-
rinnen der digitalen Szene in Deutschland. Constanze 
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Buchheim, die Unternehmerin der ersten Stunde deut-
scher Digitalwirtschaft, gründete 2009 i-potentials, eine 
vielfach ausgezeichnete Personalberatung für digitale 
Spitzenpositionen. Die Professorin und Zukunftsfor-
schende Anabel Ternès ist einer der führenden Köpfe 
für nachhaltige und digitale Bildung. Tijen Onaran ver-
netzt in der Initiative „Global Digital Women“ digitale 
Gestalterinnen miteinander und macht diese sichtbar. 
Sie zeigt uns starke Role Models und ist selbst eines 
davon. Denn nur wer sichtbar ist, findet auch statt. Und 
genau deshalb brauchen wir viel mehr weibliche Vorbil-
der in der digitalen Szene.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Dorothee Bär [CDU/CSU])

Denn dort wird die Zukunft unseres Landes gestaltet, und 
da sollten Frauen mitwirken, mitentscheiden und mitent-
wickeln.

Mit nur 16 Prozent Frauenanteil ist die Digitalbranche 
weit davon entfernt. Deshalb bin ich froh, dass wir hier 
und heute mit dem Dritten Gleichstellungsbericht der 
Bundesregierung auf dieses Thema aufmerksam machen. 
Denn es ist Zeit, etwas zu verändern, weiblicher und 
vielfältiger zu werden. Diversity schafft einfach mehr 
Perspektiven, Kreativität und bessere Lösungsansätze. 
Nutzen wir also die Chance für den digitalen Wandel, 
entwickeln wir die besten Lösungen für Zukunftstech-
nologien, und bleiben wir international wettbewerbs-
fähig. Frauen sind der Business Case, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also, was können wir tun?
Erstens: auf frühe MINT-Bildung und einen Kultur-

wandel setzen. Wir wissen, dass geschlechtsspezifische 
Stereotypen bereits im Alter von sechs Jahren verinner-
licht werden. Deshalb gilt es, früh anzusetzen und MINT- 
Programme in der frühkindlichen Bildung zu verankern. 
Ich weiß es selbst, wie prägend es ist, als Mädchen den 
technischen Zugang ermöglicht zu bekommen. So fand 
ich auch persönlich meinen Weg in einen MINT-Beruf, 
als Ingenieurin, und entdeckte meine Leidenschaft für 
Innovationen – leider mit viel zu wenigen Frauen um 
mich herum, vor allem, wenn es im Karriereweg weiter 
nach oben ging. Deshalb brauchen wir einen Kulturwan-
del für mehr Frauen auf Topmanagementebene. Und die 
Zauberformel lautet dabei nicht „Fix the Women“, son-
dern „Fix the Company“.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens brauchen wir viel mehr Frauen bei Techgrün-
dungen; denn noch gründen Frauen wesentlich weniger. 
Auch erkennen Investoren noch nicht das Potenzial der 
Frauen – wegen unbewusster Vorurteile und veralteter 
Rollenbilder. Unser Ziel muss es sein, die berufliche 
Selbstständigkeit von Frauen zu fördern, ihre Selbstver-
wirklichung in der digitalen Branche voranzutreiben und 
einen fairen Zugang zu Gründungs- und Wagniskapital zu 
schaffen. Und wir brauchen viel mehr Business Angels. 

All das haben wir in unserem Koalitionsvertrag. Und wir 
wären wirklich gut beraten, wenn wir dies in die Tat 
umsetzten.

Drittens brauchen wir viel mehr individuelle Freiheit 
und eine moderne Arbeitswelt; denn nicht nur die Coro-
napandemie hat gezeigt, wie wichtig es ist, mehr berufli-
che Flexibilität zu haben, um Erwerbsarbeit und Care- 
Arbeit unter einen Hut zu bringen. Zeitlich und örtlich 
unabhängiges mobiles Arbeiten hilft dabei. Selbstver-
ständlich wird deshalb nicht automatisch die unbezahlte 
Sorgearbeit besser zwischen den Geschlechtern auf-
geteilt. Doch es schafft eine neue Möglichkeit, auch in-
nerhalb der Partnerschaft den Gender-Care-Share neu zu 
verhandeln. Machen wir uns das klar, und verabschieden 
wir uns ganz klar von überholter Präsenzkultur in den 
Unternehmen, veralteten Rollenbildern und Vorurteilen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eine Sache liegt mir als Liberale ganz besonders am 
Herzen, wenn wir heute über Digitalisierung sprechen, 
nämlich die geschlechtsbezogene digitale Gewalt ent-
schlossen zu bekämpfen. Jeden Tag werden Mädchen 
und Frauen Opfer digitaler Straftaten. Laut „Welt-Mäd-
chenbericht 2020“ von Plan International sind 58 Prozent 
der Mädchen, in Deutschland sogar 70 Prozent der Mäd-
chen Bedrohungen, sexistischen Kommentaren und Be-
leidigungen und Diskriminierungen im Netz ausgesetzt. 
Das schüchtert ein – und viele schweigen danach. Das 
dürfen wir nicht zulassen, meine Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Genau deshalb ist es für uns als Freie Demokraten klar 
und eine besondere Herzensangelegenheit, die Istanbul- 
Konvention auch mit Blick auf den Schutz von Mädchen 
und Frauen im digitalen Bereich umzusetzen. Überlassen 
wir diesen Bereich nicht den Hetzern und Hatern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Ja, die Digitalisierung bietet Chancen und Herausfor-
derungen zugleich. Die digitale Transformation eröffnet 
neue Spielräume in der Arbeitswelt im Allgemeinen, 
beim persönlichen Aufstieg, bei der Work-Life-Balance, 
bei der fairen Chancenverwirklichung der Geschlechter. 
Und eins ist klar: Wir fürchten diesen Fortschritt nicht, 
sondern wir wollen ihn ganz klar gemeinsam gestalten – 
Männer und Frauen gemeinsam.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt für die Fraktion Die Linke die Kollegin Heidi 

Reichinnek.
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(Beifall bei der LINKEN)

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Mitarbeiterin der Jugendhilfe habe ich mit 
zahlreichen Mädchen und jungen Frauen gesprochen, vor 
allem auch über ihre Erfahrungen in den sozialen Medien. 
Das hat mich oft entsetzt. Ich erinnere mich zum Beispiel 
noch sehr gut an ein Mädchen, das eindeutig unterge-
wichtig war und sich trotzdem zu dick fand, weil ihr 
der Algorithmus immer neue verzerrte Bilder vorgesetzt 
hat. Dazu muss man wissen: 95 Prozent der 10- bis 
18-Jährigen nutzen soziale Medien; die Nutzungsdauer 
hat sich seit Beginn der Coronapandemie sogar verdop-
pelt. Dabei sehen junge Menschen im Schnitt 5 000 Bilder 
pro Woche. Bewusst oder unterbewusst vergleichen sich 
vor allem Mädchen und junge Frauen mit Bildern, die oft 
retuschiert oder nachbearbeitet sind und damit ein extrem 
schlechtes Körpergefühl vermitteln – ganz zu schweigen 
von den Beleidigungen, denen Frauen und Mädchen on-
line ausgesetzt sind.

Laut dem vorliegenden Gleichstellungsbericht – wir 
haben es gerade gehört – werden 70 Prozent der befragten 
Mädchen in Deutschland online belästigt. Auch hier er-
innere ich mich leider an viel zu viele Gespräche über die 
Folgen dieser Belästigungen: Rückzug aus den sozialen 
Medien, Hilflosigkeit, Angststörungen.

Obwohl der Dritte Gleichstellungsbericht mittlerweile 
über ein Jahr alt ist und sehr gute Lösungen präsentiert, 
sehe ich leider bisher recht wenig Fortschritte. Wo bleibt 
zum Beispiel eine umfassende Förderung von Vorbildern 
und positiven Beispielen? Im Gegensatz zur letzten und 
leider auch zur aktuellen Regierung sind hier viele junge 
Menschen bereits aktiv geworden; es gibt beeindru-
ckende Accounts, die Selbstakzeptanz stärken, Aus-
tausch ermöglichen, Unterstützung anbieten. All diesen 
Menschen möchte ich an dieser Stelle einmal herzlichen 
Dank dafür sagen, dass sie sich das Internet zurücker-
obern.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Sönke Rix [SPD])

Aber auch die Medienschaffenden sind hier in der 
Pflicht. Auch der Ausbau der Medienbildung ist zentral. 
Das heißt, wichtig ist vor allem eine bessere strukturelle 
Förderung der Jugendarbeit, damit die Kolleginnen und 
Kollegen dort besser auf die Herausforderungen der so-
zialen Medien reagieren können und damit das Personal 
mit den Kindern und Jugendlichen arbeiten kann, statt 
einen Antrag nach dem nächsten zu verfassen.

Und – das hat die Kollegin gerade sehr gut deutlich 
gemacht – es braucht klares Handeln gegen digitale Ge-
walt: etwa Überwachungs-Apps zur Verhinderung der 
Veröffentlichung von intimen Aufnahmen oder von On-
linestalking. Wir brauchen endlich flächendeckende Be-
ratungsangebote und eine Stärkung von Fachkompetenz, 
vor allem bei Polizei und Justiz, am besten über ver-
pflichtende Weiterbildungen. Frauenhäuser und Bera-
tungsstellen brauchen IT-Unterstützung, zum Beispiel 
durch gut erreichbare IT-Kompetenzzentren, die bei Fra-
gen digitaler Gewalt technisch unterstützen.

Die To-do-Liste ist lang. Die letzte Regierung hat das 
leider verschlafen. Von der neuen Koalition, die sich 
„Fortschrittskoalition“ nennt, erwarte ich hier einiges. 
Ich gebe Ihnen einen Vertrauensvorschuss – verspielen 
Sie ihn nicht!

(Beifall bei der LINKEN)

Die Digitalisierung hat seit Corona auch unsere Ar-
beitswelt komplett umgekrempelt. Die Arbeit im Home-
office führt zu Dauererreichbarkeit, Arbeitszeiten dehnen 
sich aus und Ruhephasen werden ausgehebelt. Gerade 
Frauen übernehmen im Homeoffice noch mehr Sorgear-
beit als sowieso schon.

Ich erinnere kurz: Frauen haben bereits vor Corona 
53 Prozent mehr Zeit für Haus- und Sorgearbeit erbracht 
als Männer; bei Paaren mit Kindern waren es sogar 
83 Prozent mehr. Die Schließung von Kitas und Schulen 
hat zudem den Betreuungs- und Organisationsbedarf – 
Stichwort „Homeschooling“ – drastisch erhöht. Und 
wer hat das größtenteils aufgefangen? Es wird Sie alle 
sehr überraschen: Es waren die Frauen. Viele Frauen 
haben deswegen ihre Arbeitszeit reduziert. Und ja, auch 
Männer haben das teilweise gemacht. Doch nach zwei 
Coronajahren arbeiten die Männer jetzt wieder wie vor-
her, während jede fünfte Frau immer noch ihre Tätigkeit 
reduzieren muss, um unplanbaren Betreuungssituationen 
gerecht zu werden.

Was haben wir nun davon? Vor allem Mütter haben 
während der Pandemie das Vertrauen in die Politik ver-
loren. Es wurde in den letzten zwei Jahren viel zu wenig 
getan, um Familien, speziell Mütter und Alleinerziehen-
de, zu entlasten. Stattdessen erleben wir einen Rückfall in 
alte Muster: Mann verdient Geld, Frau kümmert sich.

Wissen Sie, was das besonders Perfide ist? Immer 
mehr – noch nicht genug – Männer wollen auch Gleich-
stellung im Privaten, sie wollen die Sorgearbeit fairer 
aufteilen, stoßen aber – wie Frauen seit Jahrzehnten üb-
rigens auch – in der Realität an ihre Grenzen. Deswegen 
muss zum Beispiel endlich das Ehegattensplitting abge-
schafft werden, statt mit einer solch fehlgeleiteten Politik 
weiter die traditionelle Rollenverteilung zu zementieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn wir uns mit Gleichstellung beschäftigen, dann 
müssen wir an den Kern der Problematik: Betreuungs-
angebote ausweiten, soziale und pflegerische Berufe, in 
denen Frauen klassisch überrepräsentiert sind, endlich 
mit besserer Bezahlung aufwerten, Minijobs nicht aus-
weiten, wie Sie es planen, sondern sie in voll sozialver-
sicherungspflichtige Jobs überführen.

(Beifall bei der LINKEN)

Natürlich können wir stattdessen über einen Bericht 
diskutieren, der über ein Jahr alt ist. Das hilft nur leider 
niemandem da draußen, der auf unsere Arbeit angewie-
sen ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der SPD: 
Sie müssen etwas lauter reden! Man versteht 
Sie kaum! – Gegenruf der Abg. Heidi 
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Reichinnek [DIE LINKE]: Sie müssen einfach 
schneller denken; dann verstehen Sie mich 
auch!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin für Bündnis 90/Die Grünen ist 

Denise Loop. Es ist ihre erste Rede im Deutschen Bun-
destag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN und des 
Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Denise Loop (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Parteien! Liebe Zuhörer/- 
innen! Wussten Sie, dass biometrische Identifikations-
systeme weiße Menschen besser erkennen als Schwarze, 
dass promovierten Frauen der Zugang zur Umkleide im 
Fitnessstudio verwehrt wurde, weil das automatische Zu-
gangssystem den Doktortitel ausschließlich Männern zu-
ordnete, und dass Stellenausschreibungen für Lkw-Fah-
rer auf einer sozialen Plattform vorrangig Männern 
angezeigt werden, während Anzeigen für Erzieher vor-
rangig Frauen gezeigt werden? Diese Beispiele aus dem 
Dritten Gleichstellungsbericht zeigen: Algorithmen füh-
ren bestehende Geschlechterstereotype fort, und sie kön-
nen sie sogar verstärken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Auch deshalb ist es ein großes Problem, dass nur 

16 Prozent der Frauen in der Digitalbranche tätig, sie 
kaum in deren Führungspositionen vertreten und sie 
auch bei der Gründung von Start-ups deutlich unterre-
präsentiert sind. In anderen Worten: Frauen sind an der 
digitalen Transformation in diesem Land nicht angemes-
sen beteiligt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das hat Einfluss auf die Entwicklung von neuen digitalen 
Technologien; denn sie sind nie neutral, sie sind immer in 
gesellschaftlichen Machtverhältnissen und Kontexten 
eingebettet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Digitalisierung hat 
Auswirkungen, und zwar ganz reale Auswirkungen im 
Alltag und auf die Teilhabechancen von Frauen und Mäd-
chen. Das sieht man zum Beispiel an der Situation von 
Frauen im Homeoffice während der Pandemie. Auf der 
einen Seite kann das Arbeiten von zu Hause Chancen 
bieten, Erwerbs- und Sorgearbeit besser zu vereinbaren. 
Auf der anderen Seite zeigt sich aber, dass es gerade die 
Frauen sind, die unbezahlte Sorgearbeit im Homeoffice 
sehr viel stärker ausweiten als Männer. Das bedeutet: 
Auch hier muss bei der Erarbeitung von gesetzlichen 
Rahmenbedingungen die Perspektive von Frauen sehr 
viel stärker berücksichtigt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Eine weitere Realität ist: Frauen sind von digitaler Ge-
walt im Netz betroffen, insbesondere dann, wenn sie sich 
antirassistisch und queerfeministisch engagieren. Laut 

einer Studie – wir haben es heute schon mehrfach gehört – 
von Plan International Deutschland haben 70 Prozent der 
jungen Frauen in Deutschland im Internet bereits Bedro-
hungen oder Gewalt erlebt. Leider bestätigen auch ak-
tuelle Zahlen, dass sie sich deshalb aus dem öffentlichen 
Diskurs zurückziehen. Das ist ein Problem für die Demo-
kratie. Das müssen wir ändern. Frauen haben ein Recht 
auf eine gleichberechtigte und sichere Teilnahme am öf-
fentlichen Diskurs. Digitale Gewalt müssen wir immer 
und überall bekämpfen; denn jede Form von Diskrimi-
nierung der Frauen begünstigt geschlechtsspezifische 
Gewalt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Aus dem Dritten Gleichstellungsbericht lässt sich ein 
klarer Auftrag für die Ampelkoalition ableiten. Deswe-
gen bin ich unserer Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ekin Deligöz sehr dankbar für ihre deutlichen Worte 
und ihre Bitte, diese wichtigen Themen auch im Haushalt 
zu verankern; denn wir brauchen dieses Geld, um die 
Handlungsempfehlungen des Berichts in der ressortüber-
greifenden Gleichstellungsstrategie zu berücksichtigen, 
um die Digitalisierungsstrategie um eine geschlechter-
sensible Perspektive zu erweitern und um MINT-Pro-
gramme zu fördern, damit Geschlechterstereotype und 
Zugangsbarrieren für Frauen und Mädchen in der IT-
Branche abgebaut werden. Alle diese Maßnahmen sind 
notwendig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Denn wir wollen doch alle in einer Gesellschaft leben, 
in der nicht nur die technischen Aspekte, sondern auch 
die Menschen in ihrer gesamten Vielfalt berücksichtigt 
werden. Wir wollen in einer Gesellschaft leben, in der 
sich alle unabhängig vom Geschlecht sicher, diskrimi-
nierungsfrei und gleichberechtigt an den digitalen Trans-
formationsprozessen beteiligen, damit alle Menschen 
gleichermaßen von den vielen Chancen der Digitalisie-
rung profitieren.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin erhält das Wort 

die Kollegin Dr. Katja Leikert für die CDU/CSU-Frakti-
on.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eigentlich müsste der Name Karin Dorrepaal 
jedem ein Begriff sein; sie hat im Jahr 2004 geschafft, 
was noch keiner Frau in Deutschland vorher gelungen 
war: Sie war die erste Frau im Vorstand eines DAX- 
Konzerns. Von da an hat es lange 15 Jahre gedauert, bis 
der nächste Meilenstein erreicht war und mit Jennifer 
Morgan 2019 zum ersten Mal eine Frau das CEO-Büro 
in einem DAX-Konzern bezog.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                                                                                                                                                                                 2405 

Heidi Reichinnek 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Jetzt herrschen heute nicht mehr die Verhältnisse von 
2004. Aber ein Frauenanteil in den Vorstandsbüros der 
200 größten Unternehmen von gerade einmal 15 Prozent 
zeigt, dass die Chancengleichheit für Frauen in vielen 
Unternehmen immer noch Utopie ist. Sehr geehrter Kol-
lege Ehrhorn, ob Sie es glauben oder nicht, es ist gar 
keine angeborene Eigenschaft von Frauen, nach dem 
zweiten oder dritten Kind freiwillig zu Hause zu bleiben 
oder nur halbtags zu arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Es ist die Aufgabe von uns allen hier, diese Zustände 
endlich zu ändern; denn auch außerhalb der Vorstands-
etagen sieht es mit Frauen in der IT-Branche mager aus. 
2021 lag der Frauenanteil in dieser Branche in Deutsch-
land bei 18 Prozent. In Informatikstudiengängen liegt der 
Frauenanteil bei knapp einem Viertel. Auf offene Positio-
nen im Bereich „Programmierung und IT“ bewerben sich 
je nach Position nur 10 bis 20 Prozent Frauen. Im Start- 
up-Umfeld ist es kaum besser: In den Gründungsteams 
von vorwiegend digitalen Geschäftsmodellen und Platt-
formen sind nicht einmal 16 Prozent Frauen vertreten. 
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, darf so nicht blei-
ben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Viele dieser Entwicklungen stützt auch der Dritte 

Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, den wir 
heute hier beraten. Auf 276 Seiten legt die Sachverstän-
digenkommission dar, wo der Handlungsbedarf für die 
Gleichstellung von Frauen in der Digitalbranche, in einer 
digitalisierten Gesellschaft besteht. Dass es im Jahr 2022 
noch einen 276-seitigen Bericht zu dem Thema braucht, 
veranschaulicht genau die großen Herausforderungen, 
vor denen Frauen heute stehen, wenn sie im digitalen 
Kosmos Fuß fassen wollen.

Um diese Herausforderungen zu bewältigen – das soll-
ten wir hier alle gemeinsam tun –, müssen wir ein zwei-
schichtiges Problem angehen: Erstens müssen wir uns der 
Tatsache stellen, dass Frauen immer noch zu selten in 
digitalen Jobs und Studiengängen vertreten sind. Zwei-
tens müssen wir das Problem angehen, dass Frauen noch 
immer zu selten in Führungspositionen zu finden sind.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Arbeitgeber 
können es sich schlichtweg nicht leisten, auf weibliche 
Fachkräfte zu verzichten. Was es hier braucht, ist ein 
Dreiklang: Früh Aufmerksamkeit schaffen, Vorbilder 
aufzeigen und – ja, liebe Männer! – Karrieren von Frauen 
nicht im Weg stehen.

(Beifall der Abg. Dorothee Bär [CDU/CSU] 
und Nicole Bauer [FDP])

Es muss bei Mädchen bereits im jungen Alter Auf-
merksamkeit für die MINT-Berufe erzeugt werden. Ziel-
gerichtete Kampagnen – die Initiative „YouCodeGirls“ 
ist da eine von vielen –, verpflichtende Angebote in Kitas 
und Grundschulen und geschultes Personal sind von gro-
ßer Bedeutung. Ganz zentral sind natürlich auch Vorbil-
der – das wissen wir Frauen am allerbesten –: weniger 
Klischees, mehr Role Models. Wir brauchen weibliche 
Führungskräfte in IT-Berufen, die die Diversität in Un-

ternehmen erhöhen und einen Multiplikatoreffekt haben. 
Unbewusste Vorurteile, dass DAX-Vorstände grauhaa-
rige Anzugträger zu sein haben, müssen endlich der Ver-
gangenheit angehören.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Was es hierfür eben auch braucht – auch das muss im 
Jahr 2022 immer noch angesprochen werden –, sind 
Männer in Führungspositionen, die diesem gesamtgesell-
schaftlichen Prozess offen gegenüberstehen; denn sie 
sind es meistens, die Einstellungen vornehmen und über 
Beförderungen entscheiden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich könnte 
jetzt noch weiter ausführen, wie wichtig genügend Kita-
plätze und Betreuungsangebote sind. Ganz unabhängig 
von der Branche, digital oder analog, möchte ich die 
Bundesregierung gerne dazu auffordern, sich weiter für 
den Ausbau dieser Plätze einzusetzen.

Sehr verehrte Damen und Herren, ich hoffe inständig, 
dass es zukünftig keines fast 300-seitigen Berichts mehr 
bedarf, um Frauen gleichzustellen, und dass solche Be-
richte bald der Vergangenheit angehören. Bitte lassen Sie 
uns endlich PS auf die Straße bringen!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin erhält Dr. Carolin 

Wagner für die SPD-Fraktion das Wort.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! „Guten Morgen! Oh, und falls wir uns heute 
nicht mehr sehen, guten Tag, guten Abend und gute 
Nacht!“ Die meisten von Ihnen dürften jetzt das grin-
sende Gesicht von Jim Carrey vor Augen haben, der im 
Film „Die Truman Show“ der Star seiner eigenen Serie 
ist, ohne davon zu wissen. Wie sollte er auch? Immerhin, 
so die Story des Films, ist der 29-jährige Truman bereits 
als Baby in das Filmsetting quasi eingepflanzt worden. 
Dieses wurde ihm als Wirklichkeit verkauft, als eine si-
mulierte Realität, die zu bröckeln beginnt, als eines ver-
meintlich normalen Tages plötzlich ein Scheinwerfer 
vom Himmel fällt und ihm vor die Füße knallt.

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, wir haben den 
Film auch gesehen!)

Truman beginnt daraufhin, zu zweifeln. Er schaut genau 
hin und erkennt mehr und mehr, dass das, was er als 
Wirklichkeit begriffen hatte, purer Schein ist, und er be-
ginnt, erbittert dagegen anzukämpfen.

Ziemlich ähnlich gelagert ist die Frage um die Gleich-
stellung; denn strukturelle Diskriminierung gegenüber 
Frauen in unserer Gesellschaft ist ein Fakt. Punkt!

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Wenn Sie das sagen, 
dann muss es ja stimmen!)
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– Zu Ihnen komme ich gleich noch.

(Beifall bei der SPD)

Denn, werte Kolleginnen und Kollegen, vom Geschlecht 
hängen natürlich zahlreiche biologische Faktoren ab; 
aber vom Geschlecht hängen eben weder Wissen noch 
Können, Talent, Know-how, Neigung oder Interesse ab.

Ich sage aber auch ganz klar: Dies ist die Ausgangs-
basis für Gleichstellungsarbeit, und wer diese Ausgangs-
basis nicht teilt – das habe ich heute aus einigen Wort-
meldungen herausgehört –, der erkennt natürlich auch 
nicht den Sinn und den Nutzen der Maßnahmen, die 
strukturelle Diskriminierung beseitigen. Wer das alles 
nicht sehen will, der blickt nur auf eine Kulisse, wie sie 
die Berge, der Himmel und das Meer in der „Truman 
Show“ sind.

(Beifall bei der SPD – Martin Reichardt [AfD]: 
Vielleicht blicken Sie dahin!)

Das ist in der Konsequenz sehr, sehr tragisch, werte Kol-
leginnen und Kollegen; denn diese fallen ja nicht weg, 
nur weil man das Problem nicht erkennt und nicht wahr-
haben will.

Was ist die Konsequenz dieser strukturellen Diskrimi-
nierung? Was ist die Konsequenz dieser wirkmächtigen 
Rollenklischees, die ständig repliziert werden? Die Kon-
sequenz ist, dass wir viele Talente in diesem Land unge-
nutzt liegen lassen. Ganz deutlich zeigt sich dies mit 
einem Blick auf die IT- und Technikbranche. 16 Prozent, 
das ist der Frauenanteil in der IT-Branche in der Bundes-
republik Deutschland, 18,5 Prozent sind es in der gesam-
ten EU, und das, obgleich diese Branche eine Zukunfts-
branche ist und unsere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
und Anschlussfähigkeit ganz erheblich davon abhängen, 
Digitalisierung und Informatik voranzutreiben.

(Zuruf des Abg. Thomas Ehrhorn [AfD])

Nun ist klar: Es können ja in einem Beruf nur so viele 
Frauen eingesetzt werden, wie sich in die entsprechende 
Ausbildung begeben. Also, lassen Sie uns auf die Inge-
nieurs- und Informatikstudiengänge schauen. Der Anteil 
an Absolventinnen in der Abschlusskohorte liegt hier in 
den Ingenieurfächern bei gerade einmal 25 Prozent, im 
Bereich Informatik bei 21 Prozent. Natürlich muss man 
auch hier auf die vorherige Stufe der Bildungsbiografie 
gucken. Auch als Schulfach wird die Informatik von 
Mädchen weniger häufig auf erhöhtem Anforderungs-
niveau gewählt als von Jungen.

(Martin Reichardt [AfD]: Warum haben Sie 
denn Germanistik studiert und nicht Physik?)

Nun kann man sich aufgrund dieser Datenlage, auf-
grund dieser Fakten auch einfach ganz bequem zurück-
lehnen, so wie es der Herr Ehrhorn eben tut, und sagen: Ja 
mei, das dürfen doch die Frauen selber wählen. Es wird 
ihnen doch nicht vorgeschrieben, dass sie Informatik stu-
dieren. – Ja, das stimmt vielleicht. Aber es stimmt eben 
auch, dass Frauen auf dem Weg zu einem solchen Stu-
dium und somit auf dem Weg zu einer Karriere in der IT- 
oder Technikbranche mit ungemein mehr Hindernissen 
und Stolpersteinen konfrontiert sind als ihre männlichen 
Weggefährten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thomas Ehrhorn [AfD]: Welche sind 
das denn? – Martin Reichardt [AfD]: Über 
wie viele Stolpersteine sind Sie gestolpert? 
Sie sind doch ins Germanistikstudium rein-
gestolpert!)

– Ja, Herr Ehrhorn, den Wirkungszusammenhang, den 
kann ich Ihnen auch noch erklären.

(Katja Mast [SPD]: Das versteht er nicht! Der 
will es nicht verstehen!)

Mädchen erfahren ganz früh, dass es schon irgendwie 
seltsam ist, wenn sie sich für Technik interessieren, 
wenn sie gern in der Werkstatt oder am Computerpro-
gramm tüfteln. Es braucht eine hohe innere Antriebskraft 
und innere Stärke, sich dieser spürbaren Konfrontation zu 
entziehen und am Interesse für Technik dranzubleiben.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie als Germanistin 
haben doch gar keines!)

Diese Erfahrung machen viele Mädchen und junge 
Frauen, die sich für eine solche Laufbahn entscheiden. 
Deshalb ist es unglaublich wichtig, mit dem Abbau der-
artiger Rollenklischees und Stereotype schon früh im 
Bildungsprozess anzufangen. Deswegen sind Projekte 
wie der Girls’ Day, der Boys’ Day, der Nationale Pakt 
für Frauen in MINT-Berufen und andere Maßnahmen so 
wichtige Bausteine auf dem Weg dorthin.

Bei all diesen Maßnahmen geht es darum, Kinder all-
gemein und Mädchen und junge Frauen im Speziellen 
frühestmöglich abzuholen, sie zu ermutigen und zu unter-
stützen. Solche Förderprogramme und -maßnahmen – 
das heben die Bundesregierung und der Sachverständi-
genrat im Gleichstellungsgutachten richtigerweise her-
vor – können gar nicht früh genug ansetzen.

Diese Programme wirken auch; das weiß ich aus eige-
ner Erfahrung. Vor dem Antritt meines Mandats im 
Herbst 2021 durfte ich an einer technischen Hochschule 
in der Oberpfalz ein solches Förderprogramm für junge 
Frauen in MINT-Berufen umsetzen. Ziel dieses Pro-
gramms war die Stärkung des MINT-Interesses von 
Schülerinnen in der Abschlussphase und beim Übergang 
zu einem Studium, also genau dann, wenn die Gefahr 
besteht, dass es zum Bruch kommt mit dem eigentlichen 
Interesse.

Das Bestärken dieser Schülerinnen in ihrem MINT- 
Interesse ging aber auch stark einher mit dem Bewusst-
machen geschlechtsspezifischer Wirkmechanismen. Vie-
len der Mädchen, die bei diesem Projekt mitgemacht 
hatten, knallte ebenso wie Truman Burbank irgendwann 
plötzlich ein Scheinwerfer vor die Füße. Sie wurden sich 
bewusst, wie ihre Umwelt auf sie als technikbegeisterte 
Mädchen reagierte und was das wiederum mit ihnen 
selbst machte. Dieses Erkennen bestärkte viele von ih-
nen, ihren Weg in ein technisches Studium oder eine tech-
nische Ausbildung auch wirklich umzusetzen.

Dass also Projekte wie dieses zu Verbesserungen füh-
ren, sieht man auch insgesamt an leichten Aufwüchsen 
beim Anteil der Frauen in MINT-Studiengängen. Es sind 
keine großen Sprünge, die sich hier zeigen; aber der An-
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teil wächst. Er wächst langsam, aber er wächst; denn 
immerhin geht es darum, lange institutionalisierte Muster 
und Denkweisen in unserer Gesellschaft aufzubrechen, 
und das ist eben auch keine leichte Aufgabe, sondern 
ein langer Weg, liebe Kolleginnen und Kollegen. Und 
auch hierbei können wir uns ein Beispiel an einer Frau 
aus der Naturwissenschaft nehmen: Schon die zweifache 
Nobelpreisträgerin für Chemie und Physik Marie Curie 
sagte:

Ich habe gelernt, dass der Weg des Fortschritts we-
der kurz noch unbeschwerlich ist.

Und Gleiches gilt für den Weg der Gleichstellung der 
Geschlechter.

Deshalb lassen wir uns aber nicht aufhalten. Gehen wir 
weiter! Brechen wir weiterhin Rollenklischees auf und 
entfesseln damit viele Talente in diesem Land!

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich möchte den Abgeordneten Farle 

von der AfD-Fraktion bitten, doch bitte auch seine Maske 
immer aufzubehalten.

Als nächste Rednerin erhält das Wort für die AfD- 
Fraktion Mariana Harder-Kühnel.

(Beifall bei der AfD)

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Dieser Bericht ist ein Paradebeispiel dafür, 
wie Steuergelder verschwendet werden.

(Beifall bei der AfD)

276 Seiten voller Ideologie, 276 Seiten voller hohler 
Phrasen über die geschlechtergerechte Gestaltung der Di-
gitalisierung. Über 100 sogenannte Experten setzen sich 
mit Pseudoproblemen auseinander. 388-mal ist von 
„Gender“ die Rede und 827-mal von „Gleichstellung“. 
827-mal! Das ist geradezu obsessiv.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])

Sie wollen mit aller Macht so auch in der Digitalisie-
rung die Gleichstellung der Geschlechter durchsetzen. 
Wir brauchen aber keine Gleichstellung im Sinne von 
Ergebnisgleichheit. Wir brauchen vielmehr Gleichbe-
rechtigung im Sinne von Chancengleichheit.

(Beifall bei der AfD)

Chancengleichheit muss selbstverständlich gegeben sein. 
Das bedeutet aber nicht, dass man in allen Bereichen und 
mit aller Macht einen 50-prozentigen Anteil von Frauen 
erzwingen muss, sondern einfach, dass es auch jeder Frau 
möglich sein muss, jeden Beruf zu ergreifen, den sie 
möchte.

(Beifall bei der AfD)

Wenn sich trotz Chancengleichheit nur 16 Prozent der 
Frauen für eine Karriere in der Digitalbranche entschei-
den, dann ist das eben so.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Eben!)
Akzeptieren Sie einfach die Unterschiedlichkeit der Ge-
schlechter! Lassen Sie Frauen Frauen und Männer Män-
ner sein!

(Beifall bei der AfD)
Mehr als jedes ideologisch versiffte Gleichstellungs-

programm würde Frauen Wertschätzung helfen. Wert-
schätzung für das, was sie sind, und für das, was sie 
leisten,

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

zum Beispiel, indem man endlich die Anerkennung ihrer 
Erziehungsleistung in der Rente schafft.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was Sie den Frauen sagen, ist eine ein-
zige Erniedrigung!)

Wissen Sie was? Im angeblich ach so konservativen, 
ach so erzkatholischen Polen propagiert kein übergriffi-
ger Staat, welche Rollen Mann und Frau in Familie, Beruf 
oder eben in der digitalen Welt zu spielen haben. Das 
Ergebnis: In Polen liegt der Anteil von Frauen in Füh-
rungspositionen bei 44 Prozent, im bunt-diversen 
Deutschland bei nur 28 Prozent. Also nehmen Sie doch 
bitte mal frauenpolitischen Nachhilfeunterricht bei unse-
ren östlichen Nachbarn, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Lachen der Abg. Denise 
Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
widersprechen sich selber! Merken Sie gar 
nicht, ne?)

Diskriminierung findet in Deutschland zwar statt, aber 
an ganz anderer Stelle als in der Digitalbranche. Diskri-
minierend ist es, Frauen als Dummchen darzustellen, die 
es ohne staatliche Quotenregelung zu nichts bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Diskriminierend ist es, die Lebensleistung von Frauen 
nur anhand ihres Berufslebens zu messen, während ihr 
Einsatz für Kinder und Familie unberücksichtigt bleibt.

Wer sich den Gleichstellungsbericht kritisch durch-
liest, der erkennt schnell, dass die dort angeführte angeb-
liche Diskriminierung nichts weiter ist als ein Vorwand – 
ein Vorwand für die von der Ampel bereits auf allen 
Ebenen praktizierte Transformation. Die Transformation, 
mit der man die Gesellschaft umformen will, um das 
eigene ideologisch verblendete Weltbild zu etablieren.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Kollegin.

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Dass dies unter anderem durch staatlich erzwungene 

frühkindliche Bildung erreicht werden soll, zeigt die Ge-
fährlichkeit dieser Regierung auf; denn Kinder sind keine 
ideologischen Projekte, sondern unsere Zukunft.
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Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächste Rednerin erhält das Wort für die FDP- 

Fraktion die Kollegin Katja Adler.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Josephine Ortleb [SPD])

Katja Adler (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit nunmehr 14 Jahren erinnert der Equal Pay 
Day an den langen Weg zur Entgeltgleichheit zwischen 
Frauen und Männern. Der Equal Pay Day zeigt jedes Jahr, 
dass die Gleichstellungsdebatte nicht mehr nur über die 
rechtliche Gleichstellung geführt werden darf, sondern 
über tatsächliche gleiche Verwirklichungschancen ge-
führt werden muss.

Der nun Dritte Gleichstellungsbericht der Bundes-
regierung beschreibt die aktuelle Situation von Frauen 
insbesondere im Digitalbereich und gibt uns allen Hand-
lungsempfehlungen und Hausaufgaben auf. Heute sind 
wir zwar gesellschaftlich angesprochen und sensibilisiert, 
weil sich zum Beispiel unternehmerischer Erfolg nach-
weislich in diversen Teams besser einstellt als in homo-
genen Teams. Dennoch werden gerade einmal 15,7 Pro-
zent der Start-ups in Deutschland von Frauen gegründet. 
Nur 10 Prozent der Frauenteams erhalten Kapital von 
Business Angels, und nur 8 Prozent erhalten Risikokapi-
tal. Selbst bei staatlichen Fördermitteln erhalten nur 
21 Prozent der Frauenteams eine Förderung. Und das, 
obwohl Unternehmen, die von Frauen gegründet werden, 
oftmals viel nachhaltigeren Erfolg nachweisen können.

Und haben Frauen den Schritt in die Digitalbranche 
gewagt, bleiben sie oft nur kurz dort. Die hohe Fluktua-
tion wirft auch im Bericht ein Schlaglicht auf die Arbeits- 
und Unternehmenskultur. Verbreitete stereotype Vorstel-
lungen von Frauen in einem männlich geprägten Arbeits-
umfeld und manche Elemente der in diesen Unternehmen 
verbreiteten Arbeitsmethoden werden als zentrale 
Gründe dieser geringen Verweildauer von Frauen in der 
Digitalbranche gesehen. Schaffen wir also den Rahmen 
für einen Wandel der Arbeits- und Unternehmenskultur, 
um mehr Frauen langfristige Perspektiven zu bieten!

(Beifall bei der FDP)

Verschaffen wir mehr Frauen Zugang zu Finanzierungen 
und zu Förderungen! Verhelfen wir mehr Frauen zu mehr 
Sichtbarkeit! Zeigen wir, dass wir tolle Frauen in der 
Digitalbranche haben! Nur dies ist unser Weg zu dauer-
haftem Erfolg und zur Konkurrenzfähigkeit auch im 
europäischen Vergleich.

Ein Wandel der Arbeits- und Unternehmenskultur ist 
auch bedingt durch einen Wandel unserer gesellschaftli-
chen Kultur insgesamt. Denn solange Mütter, die neben 
ihrer Familie auch ihre Karriere verfolgen, als Rabenmüt-
ter dargestellt werden, haben wir noch einen langen Weg 
vor uns hin zu einem wirklichen Kulturwandel in unserer 
gesamten Gesellschaft. Für diesen Kulturwandel braucht 

es mutigere Ansätze. Dafür braucht es alle Menschen 
unserer Gesellschaft. Es braucht Frauen, die sich für 
eine Karriere im Digitalbereich entscheiden, und es 
braucht Männer, die diesen Wandel aus voller, aus tiefer 
Überzeugung mittragen und vor allem vorantreiben und 
unterstützen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Kollegin.

Katja Adler (FDP):
Also, liebe Frauen und liebe Männer: Seien wir mutig 

und gehen wir gemeinsam voran.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Ulle Schauws für Bündnis 90/ 

Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Diesen Dritten Gleichstellungsbericht de-
battieren wir hier, weil es sich die Bundesregierung zur 
Aufgabe gemacht hat, die Erkenntnisse aus der Ge-
schlechterforschung ernst zu nehmen und seine Hand-
lungsempfehlungen in die konkrete politische Arbeit ein-
fließen zu lassen. Und viele Empfehlungen stehen schon 
im Koalitionsvertrag und auch im Regierungsprogramm 
wie beispielsweise zu Gewalt gegen Frauen, die auch im 
digitalen Raum ausgeübt wird. Hier muss deutlich stärker 
gendersensibler Schutz gewährleistet werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Nicole Bauer [FDP])

Die Regierung setzt auf Synergien und siedelt den 
kommenden Gleichstellungsbericht in der neuen Bundes-
stiftung Gleichstellung an. Das ist gut. Das wird jetzt 
gemacht. Aber, Kolleginnen und Kollegen, was nicht 
vorhersehbar war, das waren die Pandemie und ihre Aus-
wirkungen. Unter Corona hat dieser Dritte Gleichstel-
lungsbericht „Digitalisierung geschlechtergerecht gestal-
ten“ eine besondere Aktualität bekommen. Wir haben als 
Gesellschaft in der Pandemie einen Digitalisierungs-
sprung gemacht. Aber was nicht gelungen ist, ist, ge-
schlechtergerecht durch die Coronakrise zu kommen. 
Frauen haben in den letzten zwei Jahren zu oft und zu 
lange bis zur Erschöpfung das Unmögliche versucht: 
Homeoffice, Homeschooling, Haushalt – alles gleichzei-
tig. Nicht wenige, die systemrelevant sind oder nicht im 
Homeoffice arbeiten können und die gleichzeitig keine 
Kinderbetreuung zur Verfügung hatten, kündigten ihren 
Job.
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Da müssen wir ehrlich sein, Kolleginnen und Kolle-
gen: Die besten Rahmenbedingungen helfen Frauen nicht 
weiter, wenn sie nicht entlastet werden, wenn es keine 
Umverteilung von Care-Arbeit gibt,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

und vor allem, wenn nahezu erwartet wird, dass die 
Frauen es schon irgendwie machen, dass sie zurückste-
cken. Nein! Wenn die digitale Zukunft der Arbeit gestal-
tet wird, ist es zentral, Erwerbs- und Sorgearbeit zusam-
menzudenken, wirksame Regelungen zu schaffen und 
Kinder und Job partnerschaftlicher aufzuteilen.

Die Vorhaben der Ministerin Spiegel sind hier gut und 
wichtig. Sie wurden gestern im Ausschuss vorgestellt. 
Das gehen wir jetzt an, und ich freue mich auf die Um-
setzung dieser Maßnahmen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächste Rednerin erhält für die CDU/CSU-Frak-

tion die Kollegin Dorothee Bär das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Dritte Gleichstellungsbericht verbindet 
zwei Querschnittsthemen: auf der einen Seite Digitalisie-
rungspolitik, auf der anderen Seite Gleichstellungspoli-
tik. Wenn man auf die Handlungsempfehlungen des Be-
richts schaut, sieht man sofort, dass nicht nur sämtliche 
Bundesministerien betroffen sind, sondern auch alle po-
litischen Ebenen angesprochen sind. Wenn man sich vor 
Augen führt, dass jedes Thema für sich genommen schon 
eine wahnsinnige Mammutaufgabe ist, sind es natürlich 
beide zusammen erst recht; und beide Themen sind ab-
solute Herzensthemen von mir. Ich weiß, dass wir in 
beiden Bereichen schneller vorankommen müssen, weil 
wir das ganz besonders unseren Töchtern schuldig sind.

Ich habe deswegen nicht ganz verstanden, Herr 
Ehrhorn und Frau Harder-Kühnel, wie Sie hier solche 
Reden halten können. Im Kürschner habe ich gelesen, 
dass Sie auch Kinder haben; ich weiß jetzt nicht, ob 
Töchter dabei sind. Es ist aber schon etwas befremdlich. 
Ich frage mich, ob Sie sich nach einer solchen Rede 
morgen überhaupt wieder in Ihre eigene Familie zurück-
trauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Thomas Lutze [DIE LINKE] – Thomas 
Ehrhorn [AfD]: So ein Quatsch!)

Ganz ehrlich, Sie können froh sein, dass das, was Sie hier 
die ganze Zeit so reden, Unterhaltungen untereinander 
sind. Wir sind dank der FDP so nah an Ihnen dran, dass 
wir auch die Privatunterhaltungen mitbekommen; da tut 
einem wirklich alles weh. Da stehen einem alle Haare zu 
Berge.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der LINKEN)

Das ist unterirdisch, was Sie hier alles von sich geben, 
nicht nur hier am Rednerpult. Das ist ganz, ganz schlimm.

Für mich steht im Mittelpunkt die Frage – und dafür ist 
dieser Bericht auch da –: Wie kann auch Digitalisierung 
geschlechtergerecht ausgestaltet werden? Denn unter den 
Bedingungen des digitalen Wandels zeigen sich Un-
gleichheiten noch einmal ganz neu; das haben sehr viele 
Vorrednerinnen heute schon von sich gegeben. Und sie 
zeigen sich auch alle anders. Wir haben schon den Gender 
Pay Gap besprochen, und wir haben den Gender Care 
Gap besprochen,

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Beides Unsinn!)
wozu von Ihnen auch nur unflätige Dinge reingerufen 
wurden: „Motorölwechsel“ – liebe Leute, das glauben 
Sie doch nicht selber, was Sie hier von sich geben, Herr 
Ehrhorn! Aber ich möchte mich gar nicht lange mit Ihnen 
beschäftigen,

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Tun Sie aber schon 
die ganze Zeit!)

weil das vergebliche Liebesmüh ist.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich möchte einen weiteren Begriff einführen, nämlich 
den Gender Data Gap. Das bedeutet, dass anteils-
mäßig – –

(Zuruf von der AfD)
– Ich weiß, dass Fremdwörter für Sie Glückssache sind, 
aber Sie können ja mal zuhören.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD)

Anteilsmäßig werden mehr Daten über Männer gesam-
melt als über Frauen. Es ist auch so, dass Daten nicht nach 
Geschlechtern unterschieden werden. Das führt eben 
nicht, wie man vielleicht auf den ersten Blick glauben 
könnte, zu einer Gleichbehandlung, sondern zum Gegen-
teil. Denn geschlechterspezifische Verschiedenheiten, die 
Sie auf der einen Seite immer rausholen, werden mit zum 
Teil fatalen Konsequenzen ignoriert.

Das berühmteste Beispiel ist sicherlich – das ist jetzt 
nicht originär digital, aber alle kennen es –, dass die 
Crashtest-Dummys immer überwiegend männlich waren.

(Zurufe von der AfD)
– Oh mein Gott, Sie sind ja noch blöder, als ich dachte! 
Jetzt mal ganz ehrlich!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es ist doch völlig klar, dass, wenn es nur männliche 
Crashtest-Dummys gibt, bei Unfällen Frauen leichter 
verletzt werden und sterben. Da fragen Sie mal das Ver-
kehrsministerium, wenn Sie nicht glauben, was ich Ihnen 
hier erzähle. Das BMDV hat eine Datenlage dazu. Frauen 
haben eine andere Statur; da ist das doch logisch. Sie 
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stehen hier und sagen, Männer und Frauen seien unter-
schiedlich, und dann glauben Sie es an der Stelle nicht. 
Das passt doch alles nicht zusammen. Meine Güte!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Gleiche gilt doch, wenn es ein Diskriminierungs-
potenzial beim Einsatz von automatisierten Prozessen in 
der Plattformökonomie gibt. Es ist nämlich nicht so, dass 
Plattformarbeit immer auch eine bessere Vereinbarkeit 
von Erwerbs- und Sorgearbeit bedeutet. Bei Jobportalen – 
das ist auch schon angedeutet worden – erleben wir zu-
nehmend automatisierte Prozesse, die auch auf der Aus-
wertung von vielen Daten beruhen. Das heißt, künstliche 
Intelligenz arbeitet hier, um Sonderfälle zu minimieren. 
Wenn dann in solchen Datensätzen nur wenige Frauen 
vorkommen, werden diese vom Algorithmus als irrele-
vante Abweichungen ignoriert; und deswegen ist das 
ein ganz, ganz wichtiges Thema, weil Frauen natürlich 
keine irrelevante Abweichung sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und des Abg. 
Thomas Lutze [DIE LINKE] – Zuruf von der 
AfD)

So sieht es also der Algorithmus, wenn wir nicht gegen-
steuern. Deswegen brauchen wir, um diese Ungerechtig-
keiten zu beheben, Veränderungen auf mehreren Ebenen, 
beispielsweise bei der Gleichbehandlung der Bewerber-
profile.

Es ist schon viel drüber gesprochen worden, wo wir 
ansetzen müssen: in den Kindergärten, in den Schulen. 
Aber wir können das Ganze nicht nur den Kindergärten 
und den Schulen überlassen. Wir brauchen auch an den 
Nachmittagen Angebote. Ich möchte an dieser Stelle mal 
einen großen Werbeblock machen. Es geht um ein wirk-
lich ganz tolles Instrument, das wir in der letzten Legis-
laturperiode – leider nur singulär – in Deutschland haben 
einführen können. Ich gebe ganz offen zu: Ich hatte mir 
das in der Hoffnung, dass wir regieren, anders vorgestellt, 
nämlich dass wir es flächendeckend in Deutschland aus-
rollen. Ich möchte aber den Fraktionen der Ampel die 
Bitte mitgeben, sich das mal anzuschauen und vielleicht 
umzusetzen.

Wir haben nämlich auf Bestreben der Bundeskanzlerin 
ein sogenanntes digitales Lernzentrum mit Namen 
TUMO hier in Berlin eingeführt. TUMO ist ein Zentrum 
außerhalb der Schule, auf freiwilliger Basis, für Kinder 
von 12 bis 18 Jahren. Es ist dauerhaft, es ist kostenlos, es 
ist regelmäßig. Gerade für Mädchen ist es ganz großartig; 
denn es geht dort nicht nur um Digitales, sondern es nennt 
sich „Center for Creative Technologies“. Auch Sprache 
macht ja wahnsinnig viel. Wenn es um Kreativität geht, 
fühlen sich Mädchen eher angesprochen. Es ist leider 
immer noch so, dass es heißt: Die Jungs machen mal 
Mathe, und die Mädchen sollen lieber Sprachen lernen. 
Darauf sagen wir: Ja, Programmiersprachen beispiels-
weise.

Ich kann alle Kolleginnen und Kollegen nur ermun-
tern, sich das hier in Berlin einmal anzuschauen. Mein 
Wunsch wäre es, dass wir so etwas analog den Mehr-

generationenhäusern in jedem Landkreis in Deutschland, 
in jeder kreisfreien Stadt einrichten. Ein solches Zentrum 
vor Ort könnte jeder auch in seinem Wahlkreis gut brau-
chen, nicht nur in Berlin, wo es hervorragend funktio-
niert. Da würde ich Sie bitten, uns an dieser Stelle zu 
unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Bundesregierung, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, Sie haben uns als Union an Ihrer Seite, wenn wir die 
Handlungsempfehlungen der Sachverständigenkommis-
sion ernst nehmen, wenn wir sie in konkreten Schritten 
umsetzen. Holen wir also die weiblichen Crashtest-Dum-
mys weg vom Beifahrersitz, holen wir sie hinter das 
Steuer, bauen wir diese Ungleichheiten ab!

Liebe Mädchen, die ihr heute zugeschaut habt, liebe 
Frauen, ihr werdet an diesen Debatten sehen: Ihr solltet 
nie die AfD wählen; das ist nicht zu eurem Besten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Thomas Lutze 
[DIE LINKE] – Zuruf von der AfD: Das war 
jetzt gemein!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Bitte noch einmal die Masken korrigieren; es sind ja 

Mund- und Nasenschutzmasken.
Als letzte Rednerin in dieser Debatte erhält das Wort 

Ariane Fäscher für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ariane Fäscher (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Interessierte an den Bildschirmen! In der 
Pandemie waren die Menschen durchschnittlich über 
zehn Stunden täglich online. Aktuell sind es immer 
noch mehr als sieben Stunden. Der Dritte Gleichstel-
lungsbericht der Bundesregierung fokussiert daher mit 
gutem Grund auf die digitale Welt, und wie in der realen 
Welt sind auch in der digitalen Welt Mädchen und Frauen 
im Netz wesentlich häufiger Gewalt ausgesetzt. Hier 
knüpfe ich an die Debatte zum Internationalen Frauentag 
an und möchte noch einmal verstärken: Menschenrechte, 
Frauenrechte – es ist eins.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die vorgestern vorgestellte Kriminalitätsstatistik zeigt, 
dass Opfer von Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung zu 92 Prozent Frauen und zu 50 Prozent 
unter 21 Jahre alt sind. Die Fälle von sexuellem Miss-
brauch von Kindern haben um 6,3 Prozent zugenommen, 
die Verbreitung pornografischer Schriften um 88 Prozent. 
Die virtuelle Welt wird dabei als Tatort immer relevanter.

Es gibt eine Vielzahl an Formen von Gewalt an Frauen 
und Mädchen im Netz: Cybermobbing, Hatespeech, 
Bloßstellen und Anschwärzen, sogenanntes Doxing, Cy-
berstalking, Nötigung oder Erpressung, Verbreiten von 
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Gerüchten und Schmähungen, Identitätsmissbrauch und 
auch die offene Androhung von Gewalt, begünstigt durch 
die Anonymität des Netzes und in räumlicher Distanz 
zum Opfer. Das bedeutet: Das Netz ermächtigt somit 
auch Feiglinge, zum Täter zu werden.

Unser Gehirn ist ein Wunderwerk. Es merkt sich über 
sogenannte Spiegelneuronen Erfahrungen und Gefühle, 
damit wir in einer künftigen Situation Muster erkennen, 
gewappnet sind, schnell reagieren können. Das soll unser 
Überleben sichern. Doch das heranreifende Gehirn eines 
unter 18-Jährigen unterscheidet nicht zwischen wirklich 
erlebten Szenen und virtuell erlebten Erfahrungen und 
Emotionen. Ein Spiel, ein Film, eine Diffamierung im 
Netz wird genauso stark erlebt und genauso als Wirklich-
keit abgespeichert. Das Internet prägt auf diese Weise 
direkt Selbst- und Rollenbilder.

Welchen Einfluss hat das Internet auf unsere Vorstel-
lungswelten? Unendlich viele Fotos, Selfies werden ver-
schickt, vermeintlich verschönt durch Filter. Das eigene 
Spiegelbild kann dann mit diesem virtuellen Ich nicht 
mehr mithalten, und das führt in der Realität zu Gefühlen 
von Minderwertigkeit, meist bei Frauen. Dazu kommen 
neue Vorbilder, Influencer/-innen, gecastet, um durch 
Schönheit Einfluss zu nehmen. Schönheit, Erfolg und 
Ware werden somit eine Einheit. Es entsteht ein auf Be-
nutzen und Verbrauchen, ein auf Konsumieren ausgeleg-
tes Menschen- und insbesondere Frauenbild.

35 Prozent des Datenverkehrs im Internet sind Zugriffe 
auf Pornos. Neun von zehn Konsumenten sind Männer. 
Der Erstkonsum ist gewöhnlich im Alter von elf bis zwölf 
Jahren. 71 Prozent der 14- bis 17-Jährigen gucken mehr-
fach wöchentlich Pornodarstellungen. Wir erinnern uns 
an die Spiegelneuronen: Anhand dieser Bilder prägen 
sich die Vorstellungen der jungen Männer von Frauen 
und von Sex. Es prägt sich ein Selbstbild von einem 
Mann, der das Recht hat, alles, was er will, von der 
Frau zu bekommen, es sich nötigenfalls auch zu nehmen. 
Diese Bilder von Frauen als Objekt führen zu Enthem-
mung und zu höherer Gewaltbereitschaft gegenüber 
Frauen. Der Anteil polizeilich gemeldeter Vergewalti-
gungen und schwerer sexueller Nötigung ist seit 2010 
von 9,4 auf 11,9 Fälle pro 100 000 Einwohner gestiegen.

(Zurufe von der AfD)

Wo kommt das her? Was ist zu tun? Das Bundesfrauen-
ministerium hat 2019 die bundesweite Initiative „Stärker 
als Gewalt“ gestartet. Auf der Onlineplattform „Aktiv 
gegen digitale Gewalt“ gibt es gesammelte Informationen 
über Formen digitaler Gewalt, was dagegen getan werden 
kann und wo es Hilfe für Betroffene und Fachkräfte gibt.

Es gilt das Wissen zu stärken, empfiehlt der Gleich-
stellungsbericht. Bei Straftaten soll erfasst werden, ob 
digitale Medien eine Rolle spielen. Fachberatungsstellen 
sollen ihre Kompetenzen im Bereich „geschlechterbezo-
gene digitale Gewalt“ auf- und ausbauen. Ein Schutz-
schirm könnte Opfern unter anderem bei der Sicherung 
von Beweismitteln, dem Löschen von Hasskommentaren 
oder dem Schützen ihrer Accounts helfen.

Zentral bleibt als Forderung die Reform internationa-
len gesetzlichen Kinder- und Jugendmedienschutzes; 
denn bis jetzt ist es ein einziger Klick „Ich bin 18“, um 

auf der Pornoseite zu landen. Die Kinder und Jugend-
lichen sollen einerseits vor ungeeignetem Inhalt, aber 
insbesondere vor Interaktionsrisiken wie Mobbing, se-
xualisierter Anmache, Hassrede, aber auch vor Kontakt-
aufnahme durch Täter geschützt werden.

Die Kombination aus Sensibilisierung, digitalem Ju-
gendschutz und einem funktionierenden Hilfesystem ha-
ben wir im Koalitionsvertrag als wichtige Eckpfeiler des 
Gewaltschutzes verankert. Das Thema gehört auch an 
den runden Tisch „Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“; 
und diesen werden wir im Mai fortsetzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Greifen wir darüber hinaus an der Wurzel an. Es sind 
die gelebten Rollenbilder und Vorbilder, die Männer- und 
Frauen-, Mütter- und Väterbild geben. Aber lassen Sie 
uns auch pädagogisch und in Kampagnen Menschen- 
und Rollenbilder prägen, in denen jeder Mensch gleich 
viel wert ist und darüber hinaus alles, was er oder sie 
möchte, sein kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und lassen Sie uns noch was völlig Verrücktes tun, näm-
lich unser Grundgesetz ernst nehmen, indem wir die 
Würde des Menschen, die Würde der Frau wieder als 
unantastbar anerkennen. Frauenrechte sind Menschen-
rechte, in der realen und in der virtuellen Welt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 19/30750 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Görke, Klaus Ernst, Susanne Hennig- 
Wellsow, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Steuernachzahlung für Kurzarbeiterinnen 
und Kurzarbeiter verhindern

Drucksache 20/1101
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.
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Bitte wechseln Sie zügig die Plätze, damit wir auch 
gleich weitermachen können. Gespräche bitte nach drau-
ßen verlagern!

Die Debatte eröffnet Christian Görke für die Fraktion 
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christian Görke (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wie Sie wissen, haben wir Tausende Beschäftigte gehabt, 
die sich in der Krise in Kurzarbeit befunden haben. Ich 
finde, wenn diese Beschäftigten, die oft schmerzhafte 
Einschnitte hinnehmen mussten, jetzt fette Steuernach-
zahlungen aufgedrückt bekommen, geht das nicht. Das 
muss auch hier diskutiert werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Kurzarbeit, liebe Kolleginnen und Kollegen, heißt 

nicht nur weniger Geld. Kurzarbeit heißt natürlich auch, 
Angst davor zu haben, den Job zu verlieren, Angst, seine 
Miete nicht bezahlen zu können, Angst, mit der Familie 
nicht über die Runden zu kommen. Das Letzte, was man 
in dieser bescheidenen Situation dann noch gebrauchen 
kann, ist Post vom Finanzamt mit der besagten Nach-
zahlung.

Warum diese Nachzahlung? Nun, das Kurzarbeitergeld 
ist zwar steuerfrei; aber im Einkommensteuersatz gibt es 
eine Tücke, den sogenannten Progressionsvorbehalt, ein 
schreckliches Wort. Was heißt das? Um den richtigen 
Steuersatz auf das zu versteuernde Einkommen zu ermit-
teln, wird das Kurzarbeitergeld zu dem sonstigen Ein-
kommen dazugerechnet.

Hier mal ein gutes Beispiel aus der Lebenswirklichkeit 
aus meinem Wahlkreis in der Lausitz: Eine alleinstehende 
Köchin hat letztes Jahr 40 000 Euro verdient, musste aber 
einige Monate in Kurzarbeit und hat währenddessen 
5 000 Euro Kurzarbeitergeld bekommen. Wären diese 
40 000 Euro ihr einziges Einkommen, läge ihr durch-
schnittlicher Steuersatz bei 21,1 Prozent. Die 5 000 Euro 
Kurzarbeitergeld werden aber bei der Berechnung des 
Steuersatzes obendrauf geschlagen. Das Problem ist, 
dass die Köchin also zu wenig Einkommensteuer gezahlt 
hat und deshalb 652 Euro nachzahlen muss, 652 Euro, die 
ganz schön wehtun können.

Obendrein, liebe Kolleginnen und Kollegen, müssen 
100 000 Kurzarbeiter aufgrund dieser Sachlage eine Ein-
kommensteuererklärung abgeben. Das haben viele auch 
nicht auf dem Schirm. Der erste Brief vom Finanzamt ist 
die Mahnung, der zweite Brief ist dann die schmerzhafte 
Nachzahlung – zwei Briefe, die man sich, glaube ich, 
verkneifen kann.

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, ich habe die 

Regierung gefragt, über welche Summe wir hier reden. 
Aus dem Progressionsvorbehalt ergibt sich allein für 
2020 und 2021 eine zusätzliche Steuerbelastung von 
3,5 Milliarden Euro. Auf der anderen Seite sind diese 
3,5 Milliarden Euro natürlich Einnahmen, die von denje-
nigen gezahlt werden, die es unbedingt brauchen. Um 
diese Ungerechtigkeit zu stoppen und nebenbei auch die 

Lohnsteuerhilfevereine und Steuerberater zu entlasten, 
wollen wir das Kurzarbeitergeld von diesem Progressi-
onsvorbehalt temporär ausnehmen.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Das wäre mir 
neu, dass Sie die Steuerberater entlasten wol-
len!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, sehr 
geehrter Herr Herbrand, ich darf Sie daran erinnern – 
aber Sie wissen es ja selbst –: Das haben Sie im Jahr 2020 
als FDP-Fraktion hier in diesem Bundestag beantragt; wir 
haben damals zugestimmt. Heute stellen Sie den Finanz-
minister, und ich finde, jetzt könnten Sie einfach mal 
Nägel mit Köpfen machen, Sie als FDP mit Bünd-
nis 90/Die Grünen und den Sozialdemokraten, die ja 
auch im Wahlkampf so oft bei Entlastungen vor allem 
über die gesprochen haben, die es nötig haben: die mit 
einem schmalen Geldbeutel.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wäre jetzt das Mindeste, die Kurzarbeiter von die-
sen Nachzahlungen auszunehmen und zu schützen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt für die SPD-Fraktion die Kollegin Dagmar 

Andres.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dagmar Andres (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demo-
kratischen Fraktionen!

(Jan Wenzel Schmidt [AfD]: Da meinen Sie 
sich wohl nicht mit! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: Jawohl!)

Liebe Linke, grundsätzlich finde ich Anträge, die darauf 
abzielen, die Steuerlast bei kleinen und mittleren Ein-
kommen zu senken, ja sehr charmant, und damit läuft 
man bei mir eigentlich offene Türen ein. Was wir aber 
in der SPD-Fraktion so gar nicht mögen, ist Ungerechtig-
keit,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

und diese Ungerechtigkeit würden wir weiter ausbauen, 
wenn wir diesem Antrag folgen würden.

Wie der Kollege eben schon richtig erklärt hat: Es gibt 
einen Grundfreibetrag; der liegt bei knapp 10 000 Euro. 
Bis zu dem wird gar keine Einkommensteuer bezahlt. Mit 
steigendem Einkommen steigt dann auch der persönliche 
Steuersatz, und zwar von einem Eingangssteuersatz in 
Höhe von 14 Prozent bis zu einem Spitzensteuersatz 
von maximal 45 Prozent für die besonders Reichen; das 
gilt ab rund 255 000 Euro zu versteuerndem Einkommen 
pro Person. Wer mehr verdient, muss also auch mehr 
Steuern zahlen, und das ist vollkommen richtig so.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Anstatt des Arbeitslohns oder auch zusätzlich zum Ar-
beitslohn kann man aber auch sogenannte Lohnersatzleis-
tungen beziehen. Das sind zum Beispiel Elterngeld, Mut-
terschaftsgeld, Krankengeld oder eben auch das im 
Antrag erwähnte Kurzarbeitergeld. Diese Lohnersatzleis-
tungen sind steuerfrei, stehen aber unter dem völlig kor-
rekten Progressionsvorbehalt. Das heißt: Für diese Lohn-
ersatzleistungen zahlt man zwar keine Einkommensteuer; 
aber diese steuerfreien Bezüge fließen in die Berechnung 
des persönlichen Einkommensteuersatzes mit ein. Also 
zahlt man für den Arbeitslohn einen höheren Steuersatz, 
als man ohne Kurzarbeitergeld gezahlt hätte.

Ich hatte ursprünglich auch ein Beispiel; das versuche 
ich jetzt schnell an Ihr Beispiel anzupassen mit einer 
Köchin A und einer Köchin B. Die Köchin A hat 
40 000 Euro an Einkünften bei einer Vollzeittätigkeit im 
Kalenderjahr erzielt und darauf ihre Einkommensteuer 
gezahlt. Die Köchin B hat neun Monate im Jahr Vollzeit 
gearbeitet und war drei Monate in Kurzarbeit mit 
40 000 Euro Einkommen und 5 000 Euro Kurzarbeiter-
geld: Warum soll sie jetzt die gleiche Steuerlast tragen 
wie die Köchin, die nur 40 000 Euro an Einkünften hat? 
Es müsste doch eigentlich gelten: Köchin A – 40 000 Euro 
und weniger Steuern; Köchin B – 45 000 Euro und mehr 
Steuern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Was soll denn dagegensprechen, dass eine höhere Leis-
tungsfähigkeit eben auch höhere Steuern verursacht? 
Laut Bundesverfassungsgericht: nichts. In der Begrün-
dung einer übrigens unanfechtbaren Entscheidung führt 
das Bundesverfassungsgericht nämlich aus – und mit Er-
laubnis der Präsidentin möchte ich zitieren –:

Der Progressionsvorbehalt berücksichtigt das Leis-
tungsvermögen des Steuerpflichtigen in der verfas-
sungsrechtlich gebotenen Weise. Es liegt auf der 
Hand, daß Steuerpflichtige, die im Kalenderjahr ne-
ben eigenen Einkünften Lohnersatzleistungen bezo-
gen haben, wirtschaftlich leistungsfähiger sind als 
Steuerpflichtige, die gleich hohe Einkünfte ohne 
Lohnersatzleistungen erzielt haben. Die Einbezie-
hung der Lohnersatzleistungen zur Berechnung des 
Steuersatzes begegnet daher keinen verfassungs-
rechtlichen Bedenken.

Warum Die Linke den Progressionsvorbehalt nur aus 
dem Kurzarbeitergeld nehmen will, nicht aber aus den 
anderen Lohnersatzleistungen, wird im Antrag nicht er-
läutert. Dieser Antrag ist nicht neu und auch nicht besser 
als all Ihre diesbezüglichen Anträge zuvor. Wir empfin-
den das immer noch als ungerecht und werden ihn auch 
wieder ablehnen. In der Fortschrittskoalition der Ampel 
setzen wir nämlich darauf, mit vielen gerechten und vor 
allen Dingen geeigneten Maßnahmen insbesondere 
kleine und mittlere Einkommen zu entlasten. Das werden 

meine Kolleginnen und Kollegen in dieser Debatte si-
cherlich noch ausführlich darlegen. Dafür lasse ich denen 
jetzt auch 35 Sekunden mehr Zeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Wir schauen mal, ob sie die 35 Sekunden bekommen. – 

Dann erhält jetzt für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege 
Olav Gutting das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Olav Gutting (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Die letzten zwei Jahre waren für viele 
Menschen in diesem Land eine herausfordernde Zeit. 
Wir haben in der Regierung und im Parlament viel dafür 
getan, um die Belastungen für die Menschen möglichst 
niedrig zu halten, um die Belastungen abzumildern. Eine 
Maßnahme davon war, dass wir das Kurzarbeitergeld so 
genutzt haben, dass Beschäftigte bei ihren Unternehmen 
beschäftigt bleiben konnten. Diese Maßnahme wurde von 
uns immer wieder verbessert, sie wurde verlängert. Wir 
haben zudem ermöglicht, dass Arbeitgeber auch steuer-
freie Zuschüsse auf das Kurzarbeitergeld zahlen konnten.

Die aktuelle Ampelkoalition hat diese sinnvollen Maß-
nahmen fortgeführt. Es bleibt dabei, dass die Zugangs-
voraussetzungen zum Kurzarbeitergeld bis zum 30. Juni 
dieses Jahres herabgesetzt bleiben. Und die maximale 
Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld wird befristet von 
24 Monaten auf 28 Monate verlängert.

Das Kurzarbeitergeld – wir haben es vorhin schon ge-
hört – beträgt in der Regel 60 bzw. 67 Prozent der Netto-
entgeltdifferenz. Das ist in vielen Lohngruppen tatsäch-
lich ein sehr niedriger Auszahlungsbetrag. Er erhöht sich 
zwar ab dem vierten Monat auf 70 bzw. 77 und ab dem 
siebten Monat auf 80 bzw. 87 Prozent der Nettoentgelt-
differenz; aber das ist natürlich nicht vergleichbar mit 
dem normalen Bruttolohn. Zusätzlich kann der Arbeit-
geber diesen Betrag noch mit einer steuerfreien Zahlung 
erhöhen. Das wird auch oft von den Arbeitgebern ge-
macht. Man muss diese Zahlen, denke ich, nennen; 
denn es geht ja hier am Ende um den Vergleich zwischen 
den Nettobeträgen von normalem Arbeitnehmer und 
Kurzarbeiter. Es geht also darum: Was hat man am 
Ende in der Tasche?

Hier ist der Antrag der Linken, bei dem es faktisch um 
die Abschaffung des Progressionsvorbehalts für Kurz-
arbeitergeld geht,

(Christian Görke [DIE LINKE]: Aussetzen!)

einfach falsch gedacht. Die Linke will mit ihrem Antrag 
einen anerkannten steuerlichen Grundsatz aushebeln, 
nämlich die Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit.

(Christian Görke [DIE LINKE]: Müsst ihr ge-
rade sagen!)
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Nur der Progressionsvorbehalt stellt die Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit sicher. Wer mehr verdient, 
wer leistungsfähiger ist, der muss natürlich höhere Steu-
ern bezahlen als der, der weniger hat. Das ist richtig, und 
das ist korrekt.

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit Ihrer Forderung nach der Verhinderung von mög-
lichen Steuernachzahlungen – das ist ja nicht überall der 
Fall – setzen Sie von den Linken nun dieses Prinzip außer 
Kraft. Tatsache ist: Die Lohnersatzleistungen und damit 
auch das Kurzarbeitergeld sind steuerfrei. Sie sind das, 
und sie bleiben es auch. Diese Lohnersatzleistung wird ja 
lediglich zur Berechnung des individuellen Steuersatzes 
miteinbezogen. Wer Kurzarbeitergeld erhält, der zahlt für 
diesen Zeitraum in jedem Fall weniger Steuern als beim 
Bezug des normalen Bruttoarbeitslohns, völlig egal, ob 
als Köchin oder in anderen Berufen. Es ist so: Wer Kurz-
arbeitergeld bezieht, zahlt für diesen Zeitraum weniger 
Steuern.

Würden jedoch Lohnersatzleistungen bei der Berech-
nung des individuellen Steuersatzes bezogen auf das ge-
samte Jahreseinkommen – und darum geht es ja – nicht 
berücksichtigt, dann wäre das gegenüber den übrigen 
Steuerpflichtigen schlicht ungerecht. Es würde nicht nur 
den vollständigen Steuerausfall für diese Ersatzleistun-
gen bedeuten, sondern auch die Anwendung eines nied-
rigen, eben dann nicht mehr angemessenen Steuersatzes 
für die übrigen Einkünfte. Und das kann man tatsächlich 
nicht befürworten. Wenn Sie von den Linken die mögli-
che Steuerbelastung für Kurzarbeiter nur isoliert betrach-
ten, dann verabschieden Sie sich von diesem Prinzip der 
leistungsgerechten Besteuerung.

Wenn es Ihnen in diesem Antrag um eine generelle, 
grundsätzliche Steuersenkung ginge, dann wären wir of-
fen für Gespräche, dann könnten wir gerne gemeinsam 
nach Lösungen suchen. Aber Sie wollen hier ja nur die 
steuerliche Behandlung des Kurzarbeitergeldes aussetzen 
und nicht den Progressionsvorbehalt auch bei den ande-
ren Lohnersatzleistungen wie zum Beispiel Insolvenz-
geld oder Arbeitslosengeld abschaffen.

Da zeigt sich eben dieser kurzfristige Effekt, und da 
zeigt sich eben auch der Unterschied zwischen Oppositi-
onsparteien. Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie noch mal 
erwähnt haben, dass die FDP, als sie noch in der Opposi-
tion war, so einen ähnlichen Antrag gestellt hat. Aber das 
ist halt der Unterschied: Wir sind auch in der Opposition 
vernünftig, wir sind auch in der Opposition verantwor-
tungsbewusst,

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und wir wechseln hier nicht das Hemd von Populismus zu 
Regierung. Das ist der Unterschied: Wir sind auch in der 
Opposition eine verantwortungsbewusste Fraktion.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unfassbar!)

Zusätzliche Belastungen für die Menschen, die schon 
unter den wirtschaftlichen Folgen der Pandemie gelitten 
haben, sollen verhindert werden. D’accord, selbstver-

ständlich – da gibt es überhaupt kein Vertun –, das wollen 
wir auch. Aber wir in der Union stehen eben auch für den 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, konkre-
tisiert durch das Leistungsfähigkeitsprinzip, und das wer-
den wir hier nicht ausblenden. Aktive Arbeitnehmer dür-
fen im Ergebnis nicht schlechtergestellt werden als 
Empfänger von Ersatzleistungen; aber genau das würde 
mit Ihrem Vorschlag in vielen Fällen geschehen.

Fazit. Wir halten fest: Unter dem Gesichtspunkt einer 
gerechten Besteuerung ist im Einkommensteuerrecht der 
Progressionsvorbehalt beim Kurzarbeitergeld folgerich-
tig, und er ist deswegen beizubehalten. Ergo lehnen wir 
Ihren Antrag hier heute ab.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Görke 
[DIE LINKE]: Das war jetzt überraschend!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächster Redner erhält das Wort Sascha Müller für 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sascha Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Gäbe es das Kurzar-
beitergeld nicht, man müsste es erfinden. Zahlreiche 
Beschäftigungsverhältnisse konnten während der Coro-
napandemie erhalten bleiben, eben weil es das Kurzarbei-
tergeld gibt. Auch ich war zu Anfang der Coronapande-
mie in Kurzarbeit, wenn auch nicht, wie in anderen 
Branchen, zu 100 Prozent, sondern nur mit reduzierter 
Arbeitszeit. Für mich als Sportjournalist gab es nun mal 
weniger zu tun, als alle Sportveranstaltungen abgesagt 
wurden, die Bundesliga komplett aussetzen musste, die 
Werbeeinnahmen ausblieben.

In der Redaktion haben wir in dieser Zeit genau darauf 
geachtet, nicht länger zu arbeiten, als es die strengen 
Regeln der Kurzarbeit erlaubten, was bei einer journalis-
tischen Tätigkeit gar nicht so einfach ist: Artikel müssen 
recherchiert, mit Informanten muss gesprochen werden, 
Interviews müssen redigiert und autorisiert werden. Man-
ches geführte Interview konnte, wie ich aus anderen Res-
sorts weiß, daher gar nicht erscheinen. Insgesamt waren 
wir aber froh, unseren Beruf weiter ausüben zu können; 
denn die demokratische Öffentlichkeit braucht guten 
Journalismus, und auch Journalismus ist systemrelevant.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Karamba Diaby [SPD])

Woran wir sicherlich seinerzeit überhaupt nicht ge-
dacht hatten, war der Progressionsvorbehalt. Progressi-
onsvorbehalt beim Kurzarbeitergeld bedeutet – es ist be-
reits gesagt worden –, dass das Kurzarbeitergeld zwar 
steuerfrei ist, der gezahlte Betrag aber zur Ermittlung 
des Steuersatzes auf das eigentliche Erwerbseinkommen 
herangezogen wird. Oft ergeben sich dadurch Steu-
ernachzahlungen – ja –, aber das ist nicht zwingend. Es 
könnte auch der gegenteilige Effekt eintreten.
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Zugegeben: Emotional kann ich das Anliegen des vor-
liegenden Antrags aus der Fraktion der Linken durchaus 
nachvollziehen. Natürlich ist es ärgerlich, wenn du zuerst 
staatliche Hilfe bekommst und dann zeitverzögert über 
die Einkommensteuer wieder was zurückzahlen sollst, 
obwohl das Kurzarbeitergeld doch eigentlich steuerfrei 
ist. Hier könnte der Eindruck einer gefühlten Ungerech-
tigkeit entstehen. Was aber passieren würde, wenn wir 
dem vorliegenden Antrag folgen würden, wäre: Wir wür-
den aus einer vielleicht gefühlten Ungerechtigkeit eine 
tatsächliche Ungerechtigkeit machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Markus Herbrand [FDP])

Unter Ziffer 2 des vorliegenden Antrags streichen Sie 
die Notwendigkeit, nach der Kurzarbeit eine Einkom-
mensteuererklärung abzugeben. Nun, für viele Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler bliebe diese Notwendigkeit 
dennoch erhalten, zum Beispiel, wenn sie einen Antrag 
auf Lohnsteuerermäßigung gestellt haben oder bei Ver-
heirateten, wenn sie die Steuerklassen III und V gewählt 
haben, die es für den im Antrag genannten Zeitraum ja 
noch gibt. Wie Sie ja wissen, wollen wir als Ampel da 
ran.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das Ganze wird auch nicht besser, wenn Sie den Pro-

gressionsvorbehalt unter Ziffer 1 des Antrags ganz 
streichen. Damit hebeln Sie – auch das ist schon gesagt 
worden – den Grundsatz der Besteuerung nach Leis-
tungsfähigkeit aus, und Sie verschärfen den Unterschied – 
damit sorgen Sie vielleicht auch für eine weitere gefühlte 
Ungerechtigkeit – zwischen jenen, die als Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer Hilfen in Form von Kurzarbei-
tergeld erhalten haben, und etwa Soloselbstständigen, die 
ihre Überbrückungs- oder Neustarthilfen – das sind an-
dere Instrumente, klar; aber dennoch nenne ich sie – nicht 
nur mit Progressionsvorbehalt, sondern sogar insgesamt 
versteuern müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Markus Herbrand [FDP])

Nebenbei: Eine bessere Absicherung, eine Art von Kurz-
arbeitergeld für Soloselbstständige, wäre mal eine Über-
legung wert. Aber das nur am Rande.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Nein, das rückwirkende Streichen des Progressions-

vorbehalts für die Jahre 2020 bis 2022, wie im Antrag 
gefordert, kommt für uns in der Tat nicht infrage. Die 
damit einhergehenden Steuerentlastungen wären zudem – 
und darauf kommt es gerade heute, zu dieser Zeit, be-
sonders an – noch nicht einmal zielgerichtet. Für mich – 
ich glaube, für meine damaligen Kolleginnen und Kolle-
gen ebenso – war der sich ergebende höhere Steuersatz 
kein wirkliches Problem. Wenn sich Steuernachzahlun-
gen ergeben haben, dann haben wir diese Steuern gerne 
gezahlt, damit der Staat sich um die Hilfen für die wirk-
lich betroffenen Branchen und beispielsweise auch um 
Kunst- und Kulturschaffende kümmern konnte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Natürlich – Sie hätten ja Vorschläge machen können; 
das haben Sie aber leider nicht gemacht – könnte man 
darüber nachdenken, wie diese eingangs erwähnte ge-
fühlte Ungerechtigkeit in der Zukunft abzumildern wäre. 
Das ist vielleicht auch eine Frage der Kommunikation. 
Da sind mehrere Möglichkeiten denkbar. Sie hätten bei-
spielsweise einen Freibetrag, ab dem der Progressions-
vorbehalt erst gilt, beantragen können. Das haben Sie 
leider nicht gemacht. Man hätte natürlich darüber nach-
denken können: Was könnte man in der Zukunft ändern, 
um einerseits die Besteuerung nach Leistungsfähigkeit zu 
erhalten und andererseits die böse Überraschung einer 
Steuernachzahlung für die Betroffenen zu vermeiden – 
das wird schwer gehen – oder aber vielleicht zumindest 
zu minimieren?

Das haben Sie mit dem vorliegenden Antrag aber nicht 
getan, und deshalb können wir uns auch nicht mit ihm 
anfreunden. Aber wir freuen uns auf die weitere Diskus-
sion im Ausschuss.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächste Rednerin erhält für die AfD-Fraktion 

Gerrit Huy das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Linken sprechen in ihrem Antrag ein 
Problem an, das sich in vielen Fällen staatlicher Subven-
tionspolitik wiederfindet: Sie ist nicht ehrlich. Genauer 
gesagt: Ihre Zahlen sind nicht ehrlich. So fließt in vielen 
Fällen gar nicht die angekündigte Subventionssumme an 
die Empfänger, sondern eine reduzierte Summe.

Im Fall des Coronakurzarbeitergeldes heißt das in der 
Regel, dass am Ende weniger als die angekündigten 60 
oder 67 Prozent des vorherigen Einkommens im Porte-
monnaie des Kurzarbeiters landen. Warum? Es ist schon 
vielfach gesagt worden: Die Zahlung unterliegt dem so-
genannten Progressionsvorbehalt. Sie fließt zwar formal 
steuerfrei vom Staat zum Empfänger, erhöht aber die 
Steuern auf sein übriges Einkommen, sodass ihm am 
Ende netto weniger verbleibt als angekündigt.

Und nicht genug, dass weniger Geld bei ihm landet,

(Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])

er muss dafür auch noch eine Steuererklärung abgeben, 
was besonders ärgerlich ist, wenn er das zuvor nicht ge-
braucht hat. Schon beim Bezug von nur 410 Euro Kurz-
arbeitergeld wird sie fällig, die Steuererklärung, was 
nicht nur beim Empfänger des Geldes, sondern auch in 
den Finanzbehörden einen erheblichen Mehraufwand 
auslöst. Die Regierung kann diesen Mehraufwand zwar 
nicht genau beziffern; aber einige Millionen zusätzliche 
Steuererklärungen dürften es schon sein.
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Das erinnert fatal an andere hochbürokratische Regie-
rungsvorhaben wie zum Beispiel die Grundrente, die 
etwa 1,3 Millionen Rentnern zugutekommen soll. Es ist 
sehr erfreulich und es ist auch höchste Zeit, dass diese 
1,3 Millionen Rentner, die jahrzehntelang Rentenbeiträge 
eingezahlt haben, einen Aufschlag auf ihre viel zu nied-
rigen Renten erhalten.

(Beifall bei der AfD)

Dass dafür aber 1 000 neue Mitarbeiter in der Renten-
anstalt eingestellt werden mussten, zeigt, dass auch die 
Grundrente wie so vieles andere ein bürokratischer 
Murks ist. Ein neuer Mitarbeiter für 1 300 Grundrenten – 
der Steuerzahler muss ihr Gehalt, die Nebenkosten, die 
Bürokosten und die Verwaltungskosten zahlen. Geht’s 
nicht auch mal einfacher?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Muss jede neue Regierungsidee immer gleich in ein Ar-
beitsbeschaffungsprogramm ausarten? Einfache Lösun-
gen, die man verstehen und nachvollziehen kann, mag 
die Regierung offenbar nicht. Man muss ja schon Steu-
erexperte sein, um beim Thema Kurzarbeitergeld noch 
durchzublicken.

(Michael Schrodi [SPD]: Sie sind keine Steu-
erexpertin! Das merkt man!)

Aber egal, ob man es versteht oder nicht: Zahlen muss 
man immer, und die Größenordnung hat es in sich. Von 
den 12,6 Milliarden Euro ausgezahltem Kurzarbeitergeld 
in 2020 flossen rund 2,1 Milliarden Euro wieder an den 
Fiskus zurück. Das sind knapp 17 Prozent, die die Kurz-
arbeiter im Schnitt weniger im Portemonnaie hatten als 
angekündigt. Das gleiche Spiel im Jahr 2021: 8,1 Milliar-
den Euro wurden als Kurzarbeitergeld ausgezahlt. 
1,4 Milliarden Euro flossen als Steuern wieder an den 
Fiskus zurück; wieder gut 17 Prozent. Das ist doch nicht 
fair. Die meisten Kurzarbeiter hatten große Mühe, mit 
dem coronabedingten Einkommensverlust zurecht-
zukommen. Und dann sollen sie am Ende noch Steuern 
nachzahlen? Und das auch noch bei der aktuellen Mehr-
belastung durch die hohe Inflation? Geht’s noch?

Wir finden, die Regierung sollte sich ehrlich machen 
und dem Bürger grundsätzlich sagen, was Sache ist. Es 
wäre technisch übrigens überhaupt nicht schwierig, den 
Kurzarbeitern die Steuererklärung abzunehmen. Das 
würde helfen. Man würde den Progressionsvorbehalt ab-
schaffen. Die Kurzarbeiter hätten mehr Geld, und die 
Behörden hätten weniger Arbeit. Das wäre doch eine 
Lösung.

Ähnliches gilt übrigens auch für die Rentenempfänger, 
die zunehmend in die Besteuerung ihrer Renten hinein-
rutschen. Viele von ihnen haben in ihrem ganzen Berufs-
leben keine Steuererklärung ausfertigen müssen, aber im 
Alter verlangt man es plötzlich von ihnen. Am besten 
noch elektronisch. Oder sollen sie sich dafür einen Steu-
erberater nehmen? Auch hier gilt, dass es technisch sehr 
wohl möglich wäre, dass die Finanzbehörden den Rent-
nern, die außer ihrer Rente nichts anders zu versteuern 
haben, diese Aufgabe einfach abnehmen; denn ihnen lie-
gen alle nötigen Daten vor.

(Beifall bei der AfD)

Es wäre schön, wenn man den Behörden die Möglichkeit 
dazu einräumen würde.

Aber zurück zur faktischen Besteuerung des Kurz-
arbeitergelds. Liebe Linke, wir von der AfD können aus 
den dargelegten Gründen sehr gut verstehen, dass Sie 
diesen Antrag gestellt haben. Was wir nicht verstehen 
können, ist, dass Sie einen fast gleichlautenden Antrag 
von uns, den wir schon im Jahr 2020

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Hört! Hört!)

und dann noch einmal im Jahr 2021 gestellt haben, rund-
weg abgelehnt haben. Das war wohl auch nicht ganz ehr-
lich.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Dann können 
Sie ja heute zustimmen!)

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält der Kollege Markus Herbrand für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Markus Herbrand (FDP):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Es ist ja schon angedeutet worden: 
Dieser Antrag ist mir nicht ganz unbekannt, um es mal 
vorsichtig auszudrücken. Eigentlich müsste man Lizenz-
gebühren dafür verlangen; denn er ist eins zu eins abge-
schrieben worden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Quellensteuer!)

Man könnte ansatzweise auch eine Urheberrechtsklage 
daraus machen. Aber es ist halt schlecht gemacht, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Denn gute Ideen sind nur dann gut, wenn sie auch zum 
richtigen Zeitpunkt kommen, und gute Ideen verlieren 
ihre Wirkung, wenn sie zum falschen Zeitpunkt kommen. 
Sie kehren ihre Wirkung teilweise geradezu um. Das 
werde ich Ihnen gleich erläutern.

Aber auch ich komme nicht umhin, kurz darauf zu-
rückzukommen, was der Progressionsvorbehalt eigent-
lich ist. Wir haben in Deutschland Einkünfte, die steuer-
frei sind, und andere, die steuerpflichtig sind. In der Mitte 
liegen die Einkünfte, die dem Progressionsvorbehalt un-
terliegen. Es ist ja schon erläutert worden, dass alle Ein-
künfte berücksichtigt werden, um den Steuersatz zu er-
mitteln. Da es in den meisten Fällen diesbezüglich zu 
Nachzahlungen kommt – nicht in allen, aber in den meis-
ten Fällen –, hat der Gesetzgeber vorgesorgt und sieht 
eine Erklärungspflicht für diese Fälle vor.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will Ih-
ren Antrag nicht nur aus formalen Gründen ablehnen. 
Vielmehr gibt es dafür, Herr Kollege Görke, handfeste 
inhaltliche Gründe.
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Im Ursprung hatte dieser Antrag im Jahr 2020 eine sehr 
nachvollziehbare und gute Agenda. Der Gesetzgeber 
kann frei darüber entscheiden, ob er Einkünfte steuerfrei 
stellt, ob er Einkünfte steuerpflichtig stellt oder ob er 
Einkünfte dem Progressionsvorbehalt unterwirft. Damals 
hat die Große Koalition unseren Antrag abgelehnt und 
gesagt: Wir wollen daran nichts ändern, Stichwort: „Be-
steuerung nach der Leistungsfähigkeit“.

Wir hätten uns damals dafür entscheiden können, die-
sen coronabedingten Progressionsvorbehalt und auch die 
Erklärungspflicht auszusetzen. Das wäre seinerzeit eine 
große Unterstützung für die Menschen gewesen, es wäre 
auch eine Unterstützung für die Verwaltung gewesen. 
Nun aber, in 2022, ist es eigentlich zu spät – nein, es ist 
nicht eigentlich zu spät, es ist zu spät –, diesen Fehler der 
damaligen Großen Koalition zu beheben.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ihr seid doch 
in der Regierung!)

Es würde geradezu zu neuen Ungerechtigkeiten führen; 
denn Sie wollen gleiche Sachverhalte in der Zukunft 
anders behandeln als in der Vergangenheit.

Und Sie werden nicht, wie Sie in Ihrem Antrag schrei-
ben, für Bürokratieentlastung sorgen. Vielmehr werden 
Sie sogar für deutlich mehr Bürokratie sorgen. Denn: 
Wie wollen Sie das in der Praxis handhaben? Das müss-
ten Sie mir mal erläutern. Die Erklärungen für 2020 sind 
ja schon längst abgegeben – jedenfalls in den meisten 
Fällen –, auch die 2021er-Fälle. Die müssten dann ja 
rückwirkend korrigiert werden. Wollen Sie das nur auf 
Antrag machen? Soll das die Verwaltung von Amts we-
gen machen? Ist das rechtlich überhaupt noch möglich? 
Es interessiert Sie vermutlich gar nicht, ob das rechtlich 
möglich ist.

(Beifall bei der FDP)

In der Tat, dieses Prozedere ist einfach zu kompliziert. 
Es führt aus meiner Sicht zu einer erheblichen Mehrarbeit 
für die Verwaltung, wenn die 2020er- und 2021er-Fälle 
jetzt wieder aufgerollt werden müssen. Deshalb, denke 
ich, ist dieser Antrag überhaupt nicht durchdacht, jeden-
falls mit Blick auf die Vergangenheit.

Ehrlich gesagt, überlege ich immer noch, ob es eher für 
mich spricht, dass Sie diesen Antrag abgeschrieben ha-
ben, oder ob es eher gegen Sie spricht, dass Sie ihn so 
unreflektiert übernommen haben, auch unter Berücksich-
tigung der Vergangenheit.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Olav Gutting [CDU/CSU]: Gute Hal-
tungsnote!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Als nächster Redner erhält das Wort für 

die SPD-Fraktion Parsa Marvi, und es ist seine erste Rede 
im Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 

der LINKEN sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Parsa Marvi (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
Dem Antrag der Fraktion Die Linke können wir nicht 
zustimmen, weil er – wie schon verschiedene Rednerin-
nen und Redner hier ausgeführt haben – von seiner Sys-
tematik her unstimmig ist und als Einzelforderung un-
ausgegoren ist.

Damit ist Ihr Antrag das glatte Gegenteil von der über-
aus zielgerichteten und wirksamen Wirtschafts-, Arbeits- 
und Sozialpolitik, die wir seit zwei Jahren zur Eindäm-
mung der Auswirkungen der Coronakrise einsetzen, die 
nicht zuletzt von der SPD in Regierungsverantwortung 
vorangetrieben wurde und die sich jetzt ganz konkret in 
der Arbeit dieser Ampelkoalition niederschlägt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich versuche, jedem Antrag – fast jedem Antrag –, den 
ich ablehne, etwas Positives abzugewinnen. Und ich 
werde auch bei Ihnen fündig. Ganz zu Beginn Ihres An-
trags finden sich durchaus anerkennende Worte für un-
sere Politik zur Bewältigung der Coronakrise. Sie haben 
recht, dass das Modell der Kurzarbeit, das wir schon in 
der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 mit dem da-
maligen Arbeitsminister Olaf Scholz erfolgreich erprobt 
haben – und jetzt wieder mit Hubertus Heil –, unsere 
Gesellschaft vor starken Job- und Wohlstandsverlusten 
bewahrt hat. Dadurch wurden in der Spitze bis zu 2 Mil-
lionen Jobs gerettet; Herr Müller hat ganz lebensnah aus-
geführt, welche Branchen davon betroffen waren.

Das Instrument der Kurzarbeit, das alleine in meiner 
Region über die Agentur für Arbeit Karlsruhe-Rastatt 
mehr als 9 000 Unternehmen in der Spitze genutzt haben, 
und die steuerfreie Lohnersatzleistung Kurzarbeitergeld 
waren und sind ein ganz zentraler Baustein und Marken-
zeichen unserer Krisenpolitik, die international Anerken-
nung und Nachahmer gefunden hat und unsere Volkswirt-
schaft bis heute stabilisiert.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Millionen von Beschäftigten haben bisher vom Kurz-
arbeitergeld profitiert, das wir in den letzten zwei Jahren – 
Herr Gutting hat das, glaube ich, ausgeführt – immer 
wieder optimiert haben, mit einem Auszahlungsvolumen 
von über 42 Milliarden Euro. Die aktuelle Krisenlage, die 
sich verschärfenden Lieferkettenprobleme und die enor-
men wirtschaftlichen Folgen des russischen Angriffs-
kriegs in der Ukraine zeigen, dass das Kurzarbeitergeld 
eine ganz wichtige Leistung ist, die dringend gebraucht 
wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Aber damit bei dieser langen Debatte zu Ihrem Antrag 
nicht der Eindruck verfängt, dass wir uns im Zuge von 
Maßnahmen zur Stabilisierung und Entlastung nur einzig 
und allein auf das Kurzarbeitergeld konzentrieren müss-
ten, helfe ich Ihnen gerne auf die Sprünge, wie umfassend 
das Antikrisenmanagement dieser letzten zwei Jahre war 
und wie umfassend es vor allen Dingen noch werden 
wird. Wir bringen Millionen von Beschäftigten und Un-
ternehmen mit vielen durchdachten Maßnahmen durch 
diese Krise. So haben Zehntausende antragstellende Un-
ternehmen profitiert. 181 Milliarden Euro, die im Übri-
gen in der Regel voll zu versteuern sind, hat der Staat 
während der Pandemie an Unternehmen ausgezahlt, als 
Sofort-, Überbrückungs- oder Neustarthilfen, über KfW- 
Kredite oder den Wirtschaftsstabilisierungsfonds für 
große Unternehmen.

Neben der Kurzarbeit haben genau diese Maßnahmen 
zum Erhalt von Arbeitsplätzen und zur Vermeidung von 
Insolvenzen beigetragen. Im Jahr 2021 gab es knapp 
14 000 Insolvenzen; das waren 12 Prozent weniger als 
im Vorjahr und 25 Prozent unter Vorkrisenniveau. Hinzu 
kommen konjunkturstützende Maßnahmen, die wir ganz 
konkret noch in dieser Woche in erster Lesung beim 
Corona-Steuerhilfegesetz und beim Steuerentlastungs-
gesetz im Bundestag beraten werden.

Auch die Bürgerinnen und Bürger entlasten wir in 
diesem Jahr mit einer Vielzahl von konkreten Maßnah-
men in den Bereichen Mobilität, Energie und Steuernach-
lässen mit einem Volumen von mehr als 30 Milliarden 
Euro. Genau das kommt Familien und Beschäftigten, 
die Ihnen als Linke-Fraktion so wichtig sind, enorm zu-
gute.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das alles zeigt: Die 
Ampelkoalition handelt umfassend und entschlossen, um 
unser Land gut durch die aktuellen Krisen zu führen. 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Unternehmen 
können sich sicher sein, dass diese Koalition zu zielge-
nauen Maßnahmen greift, die entlasten, Jobs und Wohl-
stand sichern. Sie können sich auf die Ampelkoalition 
verlassen. Wir haben eine abgestimmte Strategie. Das 
ist weitaus wichtiger als das ganz kleine Karo, das Die 
Linke hier mit ihrem Antrag zu spielen versucht. Wir 
werden diesen Antrag guten Gewissens ablehnen und 
mit unserer Arbeit einfach weitermachen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat der Kollege Dr. Michael Meister für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Kurzarbeit und das Kurzarbeitergeld sind ein etab-
liertes Instrument, das wir in Deutschland haben, um 
Beschäftigung bei Schwankungen in der Nachfrage zu 
stabilisieren. Es ist auch ein dauerhaftes Instrument. Al-
lerdings haben wir in der Finanzkrise und auch in der 
Coronapandemie die Zugangsregeln vereinfacht, und 
wir haben die Bezugszeiten deutlich erweitert, um damit 
sozusagen dem Schock, der den Arbeitsmarkt getroffen 
hat, entgegenzuwirken und zu einer Stabilisierung der 
Beschäftigung beizutragen. Ich glaube, das war eine rich-
tige Entscheidung.

Jetzt muss man zur Kenntnis nehmen, dass das Kurz-
arbeitergeld keine Wohltat des Staates ist, sondern durch 
Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern finanziert 
wird. Anfang dieses Monats sind fast alle Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Corona ausgelaufen. Deshalb sollten 
wir an der Stelle darüber nachdenken, ob wir aus Fair-
nessgründen gegenüber denjenigen, die das Ganze bezah-
len, nämlich die Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die Bei-
träge entrichten, uns dringend mit der Frage nach dem 
Auslaufen der Sonderregelungen auseinandersetzen 
müssten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich glaube, das ist dringend geboten aus Fairness gegen-
über denjenigen, die das Ganze bezahlen.

Der Antrag, der hier von der Fraktion Die Linke ge-
stellt wird, bezieht sich auf den Progressionsvorbehalt 
nach § 32b Einkommensteuergesetz, und er bezieht sich 
ausschließlich auf die Jahre 2020 bis 2022. Ich habe ein-
gangs gesagt: Das Kurzarbeitergeld gibt es dauerhaft, nur 
die Sonderregelungen zu Zugang und Dauer sind befris-
tet. – Deshalb müssten Sie eigentlich, wenn Sie so einen 
Antrag stellen – das wäre denklogisch –, den Antrag 
unbefristet stellen. Das tun Sie ausdrücklich nicht. Des-
halb ist das, wie man sieht, ziemlicher Unsinn.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Zum Zweiten: Sie stellen hier steuerpolitische Grund-
sätze infrage. Das kann man tun. Man kann über die 
Frage, ob etwas steuerpflichtig ist oder nicht, diskutieren. 
Worüber man nach meiner Meinung nicht diskutieren 
sollte, ist das Prinzip der Leistungsfähigkeit. Das Prinzip 
der Leistungsfähigkeit ist ein geltender Grundsatz. Sie 
stellen dieses Prinzip jetzt mit Ihrem Antrag infrage. 
Das könnte man, wie gesagt, durchaus in die Diskussion 
bringen. Dann müssten Sie aber bitte schön nicht nur das 
geltende Prinzip infrage stellen, sondern Sie müssten ei-
nen neuen Satz von Prinzipien auf den Tisch legen;

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: So ist es!)
über den wir diskutieren, damit wir eine neue Grundlage 
für die Steuerpolitik in diesem Land haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das tun Sie aber nicht, sondern Sie greifen ein Prinzip 
heraus, stellen es infrage, heben es auf und setzen nichts 
Neues an diese Stelle. Das nenne ich „Willkür“, und ich 
möchte in diesem Land keine willkürliche Steuerpolitik.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich fand das eben sehr charmant, Herr Herbrand, wie 
Sie für die FDP argumentiert haben. Es gibt Zeiten, da 
kann man Prinzipien außer Kraft setzen und stattdessen 
mit Willkür arbeiten. Und es gibt andere Zeiten, in denen 
man nicht mit Willkür arbeitet. Ich sage: Wenn man Prin-
zipien hat, dann gelten die dauerhaft, und dann muss man 
dauerhaft für diese Prinzipien eintreten, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian Brehm 
[CDU/CSU]: Nicht bei der FDP!)

Sie sollten sich in der FDP für die nächste Phase der 
Opposition gut überlegen, ob Sie, wenn Sie wieder An-
träge formulieren, dann nicht ein paar Prinzipien auf-
rechterhalten.

Meine Damen und Herren, das Kurzarbeitergeld selbst 
ist nicht steuerpflichtig, und es werden auf das Kurzarbei-
tergeld auch keine Steuern gezahlt; es ist eine steuerfreie 
Leistung als Einkommensersatzleistung. Worauf Steuern 
gezahlt werden muss, ist das sonstige Einkommen jen-
seits des Kurzarbeitergeldes. Es ist aber, glaube ich, un-
streitig, dass durch den Bezug des Kurzarbeitergeldes die 
Leistungsfähigkeit gesteigert wird. Und wenn die Leis-
tungsfähigkeit steigt, dann ist es angemessen – die Kol-
legen haben das ausgeführt –, dass ein höherer Steuersatz 
auf dieses Einkommen fällig wird. Dann wird diese 
Steuer aus dem sonstigen Einkommen gezahlt. Deshalb 
bleibt das Kurzarbeitergeld vollkommen steuerfrei, 
meine Damen und Herren.

Ich bin schon überrascht, dass dieser Antrag jetzt ge-
rade von den Linken kommt. Sie tragen uns hier in vielen 
Debatten vor: Je höher das Einkommen von jemandem 
und je höher seine Leistungsfähigkeit ist, umso höher 
müsste besteuert werden. Und Sie mahnen uns per-
manent, die Steuern in Deutschland für Menschen mit 
höheren Einkommen seien zu niedrig. Jetzt argumentie-
ren Sie bei diesem Antrag denklogisch genau umgekehrt. 
Sie sagen: Es gibt Gründe, dass jemand eine höhere Leis-
tungsfähigkeit hat, aber den wollen wir nicht besteuern. – 
Das hat auch nichts mit Ihrer Logik zu tun, die Sie von 
morgens bis abends vortragen: Wer mehr hat, soll bitte 
mehr zahlen.

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, ich habe vorhin gesagt: Das 
Kurzarbeitergeld wird von den Beitragszahlern finan-
ziert. An dieser Stelle will ich deutlich sagen: Das ist 
eine Solidarleistung der Menschen, die jeden Tag arbei-
ten, an diejenigen, die aktuell ein Problem haben. Dann 
muss ich aber bitte schön verlangen, dass diejenigen, die 
Solidarität empfangen, nämlich das Kurzarbeitergeld, 
auch selbst einen Solidarbeitrag leisten, indem sie ver-
nünftig ihre Steuern entrichten. Dieser Meinung bin ich, 
und deshalb werden wir diesem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das Bundesverfassungsgericht – das ist richtigerweise 
vorhin gesagt worden – hat sich 1995 mit der Frage 
befasst und in zweierlei Hinsicht sehr deutlich gesagt, 
dass der Progressionsvorbehalt verfassungsgemäß ist, 

zum einen bezogen auf Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz, 
den allgemeinen Gleichheitssatz – das Bundesverfas-
sungsgericht hat ausdrücklich festgestellt: er wird nicht 
verletzt –, und zum Zweiten bezogen auf das Sozialstaats-
prinzip; es hat festgestellt, dass die Einbeziehung der 
Lohnersatzleistungen in den Anwendungsbereich des 
Progressionsvorbehalts keinen Verfassungsbruch dar-
stellt.

Deshalb, glaube ich, ist es gut, wenn wir Ihren Antrag 
diskutieren. Es ist aber genauso gut und wichtig, dass wir 
ihn dann ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dagmar Andres [SPD] und Maximilian 
Mordhorst [FDP])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für Bündnis 90/Die Grünen ergreift das Wort der Kol-

lege Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es gibt ja in Deutschland durchaus einige Ge-
rechtigkeitsprobleme. Das sieht man, wenn man sich die 
Zahlen zu Armut und Ungleichheit anguckt. Es gibt auch 
im Steuersystem, im Sozialversicherungssystem und bei 
der Grundsicherung Gerechtigkeitsprobleme.

Jetzt bringt Die Linke, die kleinste Fraktion im Bun-
destag, hier einen Antrag ein und lässt uns 68 Minuten 
über den Progressionsvorbehalt beraten. Ich verstehe das, 
ehrlich gesagt, nicht.

(Zuruf des Abg. Christian Görke [DIE 
LINKE])

Ich gebe zu: Ich habe selbst schon mal mit dem Pro-
gressionsvorbehalt zu tun gehabt – ich habe kein Kurz-
arbeitergeld bezogen, sondern Arbeitslosengeld – und 
war dann auch erst mal etwas irritiert darüber, dass ich 
arbeitslos geworden bin und am Ende noch zusätzlich 
Steuern zahlen musste. Das ist ein Gefühl von Ungerech-
tigkeit, das viele Menschen haben. Mein Kollege Sascha 
Müller ist schon am eigenen Beispiel darauf eingegan-
gen.

Aber von fast allen Rednerinnen und Rednern – es gibt 
ein paar Ausnahmen – ist gesagt worden, dass der Pro-
gressionsvorbehalt gerecht ist. Ich habe überlegt, wie ich 
das, nachdem das schon so viele Leute angesprochen 
haben, noch einmal erklären kann, und mir ist eingefal-
len: Da gibt es in steuerpolitischen Debatten ein bewähr-
tes Instrument.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt!)

Lothar Binding, liebe Claudia,

(Heiterkeit der Staatsministerin Claudia Roth)
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ist nicht mehr im Bundestag, aber er hat seinen Zollstock 
weitergegeben.

(Der Redner hält einen roten Zollstock hoch – 
Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir stellen uns jetzt mal drei Personen vor. Die erste 
Person hat ein Erwerbseinkommen, das ungefähr so hoch 
ist wie dieser Teil des Zollstocks. Eine zweite Person hat 
ein Erwerbseinkommen, das ebenso hoch ist – wir haben 
ein ähnliches Beispiel schon von Frau Andres gehört –, 
und bei dieser Person kommt zu dem Erwerbseinkommen 
noch Kurzarbeitergeld hinzu. Nun gibt es eine dritte Per-
son, die ein Erwerbseinkommen hat, das insgesamt so 
hoch ist wie das Erwerbseinkommen und das Kurzarbei-
tergeld der zweiten Person zusammen. Wir haben also 
Person A, Person B und Person C.

Wir sind uns ja eigentlich einig: Wer ein höheres Ein-
kommen hat, soll auch höhere Steuern zahlen. Das sehen 
auch Sie von den Linken so, oder täusche ich mich da? – 
Ich sehe Nicken auch bei den Linken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist gerecht im Steuersystem: Wer ein höheres Ein-
kommen hat, soll höhere Steuern zahlen.

Klar ist: Wenn man die Personen A und C miteinander 
vergleicht, muss Person C mehr Steuern zahlen als Per-
son A; da sind wir uns einig. Aber was ist mit Person B? 
Sie hat Arbeitseinkommen und bezieht zusätzlich Kurz-
arbeitergeld. Das Kurzarbeitergeld wird nicht besteuert, 
sondern nur das Arbeitseinkommen, das dem der Per-
son A entspricht. Wenn es nach den Linken geht, würde 
Person B die gleichen Steuern zahlen wie Person A, ob-
wohl Person B ein höheres Einkommen hat. Das wäre 
ungerecht; das ist auch schon gesagt worden. Es wäre 
aber auch nicht gerecht, wenn Person B genauso viel 
Steuern zahlen würde wie Person C; denn Person B be-
zieht zusätzlich Kurzarbeitergeld, das nicht versteuert 
wird.

Was ist die Lösung, die wir im Steuerrecht haben? Das 
ist der Progressionsvorbehalt, der besagt: Das Arbeitsein-
kommen wird besteuert, aber nicht mit dem Steuersatz 
der Person A, sondern mit dem der Person C, sodass 
wir im Endeffekt bei der Steuer ein Ergebnis haben: Per-
son A zahlt die wenigsten Steuern, Person B die zweit-
wenigsten und Person C die meisten Steuern. Das ist 
gerecht, und das ist gut so. Deswegen ist der Antrag der 
Linken nicht sinnvoll und nicht gerecht. Dabei bleiben 
wir Grünen auch, ob als Opposition oder als Regierungs-
partei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Aber es gibt beim Kurzarbeitergeld durchaus auch Ge-
rechtigkeitsprobleme, und die Ampelkoalition will sie 
auch angehen. Es geht um die Frage: Schützt das Kurz-
arbeitergeld in ausreichendem Maß vor Armut? Die De-
batte haben wir in der letzten Legislaturperiode intensiv 
geführt. Die Grünen haben da immer das Instrument ei-
nes Mindestkurzarbeitergelds ins Gespräch gebracht. Das 
wäre eine wichtige Gerechtigkeitsfrage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Gerechtigkeitsfrage ist: Schützt es vor Armut? Wir 
haben als Ampel vereinbart, dass wir die Kurzarbeiter-
sonderregeln in Bezug auf diesen Schutz bei geringen 
Einkommen evaluieren wollen. Wir wollen es nicht jetzt 
im laufenden Prozess machen, sondern nach der Corona-
pandemie. Dann werden wir uns dieser Frage noch mal 
stellen. Denn das ist eine wirklich wichtige Gerechtig-
keitsfrage, der Progressionsvorbehalt ist es nicht.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Damit der ehemalige Kollege Lothar 

Binding noch ein zweites Mal im Protokoll auftaucht, 
sage ich jetzt: Vielen Dank für diese Lothar-Binding-Ge-
dächtnisaktion mit dem Zollstock. Ich habe mich gefragt, 
ob das erlaubt ist. Aber bei ihm war es auch immer 
erlaubt. Insofern würde ich sagen, in dem Fall ja. Es ist 
ein Anschauungsmaterial.

Als Nächstes gebe ich das Wort dem Kollegen Jan 
Wenzel Schmidt für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
Herr Schmidt hält heute seine erste Rede. Deswegen: 
Herzlich willkommen! Wir freuen uns darauf.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Jan Wenzel Schmidt (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Damen 

und Herren! Meine erste Rede im Deutschen Bundestag 
widme ich allen arbeitenden Bürgern in Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Ich rede von den Menschen, die jeden Tag morgens auf-
stehen und zur Arbeit gehen, die ihre Familien ernähren 
und am Ende des Monats, wenn sie Glück haben, mit Ach 
und Krach noch eine Null auf ihrem Kontoauszug lesen.

Millionen dieser Menschen ist wegen Lockdown und 
Coronazwangsmaßnahmen die Existenzgrundlage strei-
tig gemacht worden. Das weiß jeder, der normale Men-
schen persönlich kennt und nicht nur durch die abgedun-
kelten Scheiben seines Dienstwagens sieht. Wer gestern 
noch vollzeitbeschäftigt war, konnte dank Coronakrise 
schon morgen in Kurzarbeit sein. Während dieses Hohe 
Haus vor einigen Stunden eine alberne Debatte zur Impf-
pflicht geführt hat, sind Stand jetzt immer noch über eine 
halbe Million Menschen in Kurzarbeit. Das, meine Da-
men und Herren, sind die unsozialen Prioritäten dieser 
Regierung.

(Beifall bei der AfD)
Noch unsozialer ist nur die Steuerpolitik, die unsere in 

Kurzarbeit gefangenen Bürger zur Kasse bittet. In 
Deutschland gibt es den sogenannten Progressionsvor-
behalt. Der sorgt dafür, dass zur Berechnung der Steuer-
last das eigentlich steuerfreie Kurzarbeitergeld heran-
gezogen wird. Das heißt im Klartext: Sie haben brutto 
insgesamt weniger Geld, weil das Kurzarbeitergeld den 
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Verdienstausfall nur zum Teil ausgleicht, aber gleichzei-
tig erhöht das Kurzarbeitergeld ihre Steuerlast. Aus-
gerechnet diejenigen, die arbeiten wollen, aber nicht ar-
beiten dürfen, werden jetzt nachträglich von Herrn 
Lindner per Steuerbescheid abkassiert. Das muss wohl 
diese liberale Steuerpolitik sein, die uns die FDP immer 
versprochen hat.

(Beifall bei der AfD)

Und jetzt kommt ausgerechnet die Linkspartei aus ih-
rer Unter-5-Prozent-Ecke gekrochen und möchte die 
Kurzarbeiter steuerlich entlasten. Werte Kollegen der 
Linken, ich bin froh, dass die Genossen auch mal zwi-
schen Antifa-Demo, Gendergedöns und Deutschlandhass

(Zurufe von der SPD: Oah!)

etwas Zeit finden, um soziale Politik für das eigene Volk 
zu simulieren.

(Carina Konrad [FDP]: Alter Schwede!)

Aber da war selbst Erich Honecker glaubwürdiger, als Sie 
es sind.

(Beifall bei der AfD)

Denn diesen Vorschlag zur Entlastung der Kurzarbeiter 
hat die AfD schon vor zwei Jahren gemacht. Lesen Sie es 
in der Drucksache nach! Was Sie mit zwei Jahren Ver-
spätung beantragt haben, wurde von uns vor langer Zeit 
in einem viel größeren Paket für die gesamte arbeitende 
Bevölkerung gefordert. Aber so ist es immer im Sozialis-
mus: Gerechtigkeit wird spätestens dann egal, wenn man 
das falsche Parteibuch hat.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: 
Genau!)

Unseren Antrag zur Entlastung der Kurzarbeiter haben 
Sie damals abgelehnt, und jetzt legen Sie hier dieses 
billige Plagiat vor.

Wir nehmen das als Ansporn – als Ansporn, um weiter 
für eine Entlastung aller arbeitenden Deutschen zu kämp-
fen, als Ansporn, dass man sozial sein kann, ohne dabei 
rot zu werden.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: 
Lieber rot als braun!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Maximilian Mordhorst hat das Wort für die FDP-Frak-

tion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Maximilian Mordhorst (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Schmidt, ich weiß 

nicht, ob Sie in der Debatte gerade anwesend waren. Es 
wurde, falls man es per Audio nicht versteht, noch mal 
mithilfe eines Zollstocks anschaulich erklärt, dass das 
Problem der Gerechtigkeitslücke, das Sie hier gerade 
herbeifabuliert haben, schlicht und ergreifend nicht vor-
handen ist, sondern dass es so, wie es ist, gut funktioniert.

Ich wundere mich über die eine oder andere Rede in 
der Debatte und auch darüber, dass hier insinuiert wird, 
die Ampelkoalition wäre nicht in der Lage, insbesondere 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem 
Land etwas zu tun.

Ich werde auf das Referat zum Progressionsvorbehalt 
jetzt verzichten – ich finde, der wurde von Kollegen 
schon sehr anschaulich erklärt –, sondern darlegen, in-
wiefern wir die Menschen gerade entlasten. Wir werden 
morgen noch über das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz 
sprechen, und wir werden sehr konkrete Maßnahmen 
auf den Weg bringen, die die Menschen in der Mitte der 
Gesellschaft entlasten und ihnen helfen: steuerfreie Son-
derzahlungen vom Arbeitgeber bis zu 3 000 Euro, die 
Verlängerung der Homeoffice-Pauschale und der degres-
siven Abschreibung, die Ausweitung des Verlustrück-
trags, eine Verlängerung der Steuerberaterfristen – auch 
ein Vorschlag, den Sie gemacht haben und den wir ver-
bessert haben –, Verlängerung der Investitionsfristen und 
zwei Entlastungspakete, nämlich die Abschaffung der 
EEG-Umlage, Direktzahlungen an Menschen, die es be-
sonders benötigen, und vieles andere. Sie brauchen uns 
nichts von liberaler, aber auch von sozialer Steuerpolitik 
zu erzählen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen bin ich der Linken dankbar, dass sie dieses 
Thema aufgemacht hat. Es wurde jetzt, finde ich, sehr 
anschaulich erklärt, warum es weder systematisch noch 
zeitlich gerade passt und es nicht sinnvoll ist, Ideen aus 
einer anderen Zeit, die man von anderen übernimmt, ein 
paar Jahre später noch mal Wort für Wort in den Bundes-
tag einzubringen. Das, was Sie gemacht haben, war aber 
auch ein Zeichen – an sich war es ja ein sinnvoller Im-
puls, der damals kam, der jetzt aber nicht mehr passt –, 
das den Eindruck erwecken soll: Die Linke hat auch bei 
Entlastungen ordentlich was auf der Pfanne und gute 
Ideen und möchte im Einkommensteuergesetz konkret 
etwas ändern.

Ich habe deswegen, weil das immer so eine Fassade ist, 
die Sie aufbauen – der Vorwurf ist dann, man möchte 
nicht mal den eigenen Antrag beschließen; das gibt es 
auch von der anderen Seite –, mal geguckt, was Sie wirk-
lich steuerlich für die Menschen in Deutschland wollen. 
Die Frage ist dann, für wen man sich, wenn man die Wahl 
hätte, entscheiden würde.

Sie wollen eine Vermögensteuer von jährlich 5 Prozent 
einführen. Sie wollen die Erbschaftsteuer erhöhen. Sie 
wollen weitere ökologische Steuern auf den Weg bringen.

(Beifall des Abg. Christian Görke [DIE 
LINKE])

Sie wollen die Kapitalertragsteuer anheben. Und bei den 
Vorschlägen und Ideen, die Sie den Menschen vorlegen, 
was Rente und Sozialversicherung angeht, werden auch 
noch die Sozialversicherungsbeiträge steigen. Wenn wir 
das machen würden, was Sie vorschlagen, abgesehen da-
von, dass es bürokratisch ist und systematisch und zeit-
lich nicht passt, dann hätten wir ein Mittelstands- und 
Mittelschichtsvernichtungsprogramm in Deutschland. 
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Ich glaube, das wäre nicht sinnvoll. Ich bin deswegen 
sehr froh, dass wir seriös sind, dass wir ein bisschen 
hinter die Fassade blicken und diese kleinen Tricks nicht 
mitmachen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nadine Heselhaus hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Nadine Heselhaus (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Coronakrise zeigt, wie wichtig ein hand-
lungsfähiger und aktiver Sozialstaat ist. Für viele ging es 
ganz schnell um das wirtschaftliche Überleben. Wir 
brauchten einen schnellen Kraftakt, der eine deutlich tie-
fere Rezession abwenden konnte. Und das ist uns erfolg-
reich gelungen. Der Internationale Währungsfonds bestä-
tigte Deutschland, wirtschaftlich deutlich besser durch 
das Krisenjahr 2020 gekommen zu sein als alle anderen 
großen europäischen Volkswirtschaften.

Dabei ist das Kurzarbeitergeld eine echte Erfolgs-
geschichte. Mit einer Kombination aus Kurzarbeitergeld, 
steuerlichen Entlastungen und befristeten Steuersenkun-
gen sowie einem erleichterten Zugang zu Leistungen der 
Grundsicherung konnten wir viele Existenzen sichern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Markus Herbrand [FDP])

Es ist ein großer Erfolg dieser Politik, dass wir die Ein-
kommen so stark stabilisieren konnten.

Zu Beginn der Krise wurden Zuschüsse zum Kurz-
arbeitergeld steuerfrei gestellt. Damit haben wir Betriebe 
dazu animiert, das Kurzarbeitergeld ihrer Mitarbeitenden 
zu erhöhen und das Absinken der Gehälter abzumildern. 
Diese Regelung wollen wir um sechs Monate bis Ende 
Juni verlängern. Wir haben die Mehrwertsteuer befristet 
gesenkt, um einen Impuls für den Konsum zu setzen und 
die Menschen mit geringem Einkommen beim alltägli-
chen Bedarf zu entlasten.

Das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz brachte schnell 
wirkende konjunkturelle Stützmaßnahmen. Dabei war es 
das Ziel, die Kaufkraft der Bürgerinnen und Bürger und 
insbesondere der Familien mit Kindern zu stärken; denn 
Familien mit Kindern und insbesondere Alleinerziehende 
sind in Zeiten der Coronapandemie durch besondere Ein-
schränkungen belastet. Mit einem Kinderbonus von ins-
gesamt 450 Euro, der nicht auf Sozialleistungen ange-
rechnet wird, haben wir vor allem Familien mit kleinen 
und mittleren Einkommen direkt gestärkt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Um die außergewöhnliche Belastung von Alleinerzie-
henden während der Pandemie zu berücksichtigen, wurde 
der jährliche Entlastungsbetrag um über 2 000 Euro er-
höht. In Anerkennung der Situation von Alleinerziehen-
den insgesamt gilt dieser Betrag seit diesem Jahr un-
befristet. Wir haben das Steuerrecht genutzt, um den 
Belastungen der Pandemie gezielte Entlastungen für die 
Menschen in Deutschland entgegenzusetzen.

Mit der Einführung der Homeoffice-Pauschale können 
bis zu 600 Euro pro Jahr

(Kay Gottschalk [AfD]: Das wird mit den Wer-
bungskosten verrechnet! Das wissen Sie 
schon!)

als Werbungskosten geltend gemacht werden. Damit ha-
ben wir steuerlich nachvollzogen, was für viele Men-
schen zu ihrem neuen Alltag geworden war.

Wir haben einen Schutzschirm für Ausbildungen auf-
gespannt, weil wir wollen, dass alle jungen Menschen 
eine Ausbildung beginnen und auch erfolgreich abschlie-
ßen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb haben wir die Ausbildungsprämie auf 4 000 Euro 
verdoppelt, wenn das Ausbildungsangebot gleich bleibt, 
und auf 6 000 Euro erhöht, wenn sich die Zahl der Aus-
bildungsplätze erhöht bzw. wenn Auszubildende aus in-
solventen Betrieben übernommen werden.

Auch durch Fristverlängerungen für die Abgabe der 
Steuererklärungen werden Steuerpflichtige und ihre Be-
raterinnen und Berater entlastet. Wir haben die Fristen für 
Steuererklärungen verlängert und verlängern sie erneut. 
Damit leistet die Steuerpolitik der Ampel einen wichtigen 
Beitrag zur Bewältigung der Folgen der Coronapandemie 
und unterstützt eine schnelle Erholung nach der Krise.

Meine Damen und Herren, die meisten meiner Vorred-
nerinnen und Vorredner haben bereits ausgeführt, warum 
es inhaltlich nicht angebracht und vor allem nicht gerecht 
wäre, das Kurzarbeitergeld aus dem Progressionsvor-
behalt auszunehmen. Wenn wir dem Antrag der Linken 
folgen würden, dann würden wir den Grundsatz der Steu-
ergerechtigkeit über Bord werfen.

(Abg. Kay Gottschalk [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, möchten Sie eine Zwischenfrage zulas-

sen, aus der AfD?

Nadine Heselhaus (SPD):
Nein, möchte ich nicht. – Für den sozialen Zusammen-

halt in Deutschland brauchen wir ein durchdachtes Ge-
samtkonzept. Morgen debattieren wir das Vierte Corona- 
Steuerhilfegesetz. Darin enthalten ist die Verlängerung 
der steuerfreien Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld bis 
Ende Juni. Das ist eine Maßnahme, die tatsächlich sozial 
gerecht ist und den Menschen in Kurzarbeit mehr Ein-
kommen ermöglicht.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sebastian Brehm ist jetzt der nächste Redner für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute dürfen wir einen Antrag der Linken dis-
kutieren, der übrigens wortgleich mit dem Antrag der 
FDP aus dem Jahr 2020 ist. Es wurde lediglich der Ver-
anlagungszeitraum von 2020, auf den sich der FDP-An-
trag bezieht, auf die Veranlagungszeiträume 2020, 2021 
und 2022 ausgeweitet.

Doch leider wird durch mehrmaliges Vortragen und 
Stellen eines solchen Antrags der Antrag nicht besser, 
oder um den Kollegen Herbrand von heute zu zitieren: 
Er ist halt einfach „schlecht gemacht“.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, um was geht es in 

Ihrem Antrag? Es ist ja heute schon viel diskutiert wor-
den, aber vielleicht hilft es, wenn man das Ganze noch 
mal vorträgt, um aus dieser, ich sage mal, steuerlich lehr-
reichen Veranstaltung etwas mitzunehmen.

Es geht um Steuernachzahlungen für Bezieher von 
Kurzarbeitergeld. Kurzarbeitergeld ist grundsätzlich als 
Lohnersatzleistung steuerfrei. Das betrifft zum Beispiel 
auch das Insolvenzgeld, das Mutterschaftsgeld, Arbeits-
losengeld und alle anderen Lohnersatzleistungen, die in 
§ 32b Einkommensteuergesetz genannt werden.

Nun haben wir in Deutschland das Prinzip der Besteue-
rung nach der Leistungsfähigkeit. Das bedeutet: Wer 
mehr Geld bekommt, zahlt auch mehr Steuern. Wir haben 
einen progressiven Steuertarif. Der Steuertarif steigt ab 
dem Grundfreibetrag progressiv an, sodass die prozen-
tuale Besteuerung ebenfalls ansteigt. Nun ist die Frage, 
ob diese Lohnersatzleistungen, also auch das Kurzarbei-
tergeld, weiterhin in diese progressive Berechnung ein-
bezogen werden sollen oder nicht.

Der zweite Punkt des Antrages ist die Steuererklä-
rungspflicht nach § 46 Einkommensteuergesetz. Wer 
über 410 Euro Lohnersatzleistung jährlich bezogen hat, 
ist verpflichtet, eine entsprechende Steuererklärung ab-
zugeben. Das betrifft auch die Bezieher von Kurzarbei-
tergeld.

Jetzt komme ich auf den springenden Punkt. Ihre pau-
schale Aussage, die Sie auch heute vorgetragen haben, 
Kollege Görke, es käme zu Steuernachzahlungen und 
deshalb sei der Progressionsvorbehalt abzuschaffen, 
stimmt so definitiv nicht. Es kommt eben darauf an: 
Wenn zum Beispiel ein Arbeitnehmer über zwei oder 
drei Monate zu 100 Prozent in Kurzarbeit war und in 
den anderen Monaten voll gearbeitet hat, dann ist in 
den Monaten, in denen er voll gearbeitet hat, überdurch-
schnittlich Lohnsteuer abgezogen worden, in diesem Fall 
erhält er Steuern zurück.

(Zuruf von der SPD: Genau!)
Es gibt aber auch andere Möglichkeiten. Wenn man we-
niger Kurzarbeit hatte, also zum Beispiel 30 Prozent, 
dann wird es durch den Progressionsvorbehalt zu einer 
Steuernachzahlung kommen. Also, es kommt auf den 
Einzelfall an. Wenn jemand das gesamte Jahr zu 100 Pro-
zent in Kurzarbeit war, wird er keine Steuern zahlen. 
Deswegen will ich sagen: Ihre Aussage ist definitiv 
falsch.

(Beifall des Abg. Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU])

Sie fordern doch immer eine gerechte Besteuerung. 
Jetzt stellen Sie sich einmal vor: Ein Ehegatte ist in Kurz-
arbeit, der andere Ehegatte hat Vermietungseinkünfte und 
ist nicht in Kurzarbeit. Wie wollen Sie es rechtfertigen, 
dass der Ehegatte, der voll arbeitet und zum Beispiel Ver-
mietungseinkünfte hat, geringer besteuert wird, weil man 
die Einkünfte aus der Kurzarbeit aus dem Progressions-
vorbehalt herausnimmt? Also das ist – der Kollege 
Dr. Meister hat es schon gesagt – mit Ihrer Ansicht von 
einer gerechten Besteuerung überhaupt nicht vereinbar.

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Schauen Sie sich einmal § 32b EStG wirklich in Gänze 
an. Sie haben bloß den ersten Buchstaben gelesen, § 32b 
EStG hat aber mehrere Buchstaben, die Buchstaben 
a bis k. Da sind zum Beispiel das Mutterschaftsgeld 
und das Elterngeld drin. Und diese Lohnersatzlistungen 
lassen Sie vollkommen außer Betracht. Also ich weiß 
nicht, wie Sie es rechtfertigen wollen, das Kurzarbeiter-
geld vom Progressionsvorbehalt auszunehmen. Denn 
wenn Sie so etwas machen sollten, was sagen Sie dann 
den Kranken, was sagen Sie der jungen Familie, in der die 
Mutter Mutterschaftsgeld bezieht? Sollen die mehr zah-
len als derjenige, der in Kurzarbeit ist? Also ich glaube, 
Ihr Antrag ist völlig falsch und undurchdacht und letzt-
lich auch populistisch.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, hinzu kommt die 

unterschiedliche Berücksichtigung der Sozialversiche-
rungsbeiträge. Das lassen Sie auch komplett weg. Es 
könnte sogar sein, dass, wenn Sie das Kurzarbeitergeld 
steuerfrei stellen würden, derjenige, der in Kurzarbeit ist 
und steuerfreie Bezüge hat, also ohne Progressions-
vorbehalt, mehr netto hat als derjenige, der arbeitet – 
aufgrund der sozialversicherungsrechtlichen Fragestel-
lungen. Was wollen Sie zum Beispiel einer Kranken-
schwester sagen, die in der Pandemie unendlich viel 
geleistet hat, die Nachtschichten gemacht hat, die Dop-
pelschichten gefahren hat? Wollen Sie ihr sagen: „Du bist 
weniger wert, du musst mehr Steuern zahlen“? Das wür-
den Sie mit Ihrem Antrag so machen.

Deswegen hat das Bundesverfassungsgericht das 
Ganze schon im Jahr 1995 als verfassungswidrig erklärt. 
Eine partielle Abschaffung des Progressionsvorbehalts 
ist insofern nicht möglich. Ich kann Ihnen aber sagen: 
Auch wir haben in der letzten Legislaturperiode darüber 
nachgedacht, diese Lohnersatzleistungen steuerfrei zu 
stellen. Das ist aber leider an den Kolleginnen und Kol-
legen der SPD gescheitert. Wenn, dann muss man hier ein 
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komplett neues System aufstellen. Da sind wir auf jeden 
Fall gesprächsbereit. Aber es muss dann alle Einkünfte 
betreffen.

(Abg. Markus Herbrand [FDP] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Offensichtlich würden Sie die Zwischenfrage gerne 

zulassen.

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr gerne.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Und da es noch über 20 Sekunden sind, die Sie danach 

Zeit haben, können Sie sich jetzt schon überlegen, was Ihr 
Schlussakkord ist. – Bitte schön.

Markus Herbrand (FDP):
Zunächst vielen Dank, dass Sie meine Frage zulassen. – 

Kollege Brehm, Sie sagten, dass Sie sich Gedanken da-
rüber gemacht haben, das komplett steuerfrei zu stellen, 
daher frage ich Sie: Würde die Leistung denn dann nicht 
mehr zur Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit zur 
Verfügung stehen? Was ich sagen will: Der Gesetzgeber 
hat die Möglichkeit, zu sagen: Das eine ist steuerfrei, das 
andere ist steuerpflichtig, anderes steht unter Progressi-
onsvorbehalt. – Das ist Aufgabe des Gesetzgebers. Und 
unter dem Gesichtspunkt der Leistungsfähigkeit steht es 
auch dann zur Verfügung, wenn es steuerfrei ist und nicht 
unter dem Progressionsvorbehalt steht. Sehen Sie das 
anders?

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Lieber Kollege Herbrand, erst einmal herzlichen Dank 

für die Zwischenfrage; sie verlängert meine Redezeit. – 
Ich habe ja gerade gesagt: Wenn man diese Einkünfte aus 
dem Progressionsvorbehalt herausnehmen will, dann 
bräuchte man ein komplett neues System. Wenn man 
sie nur einfach herausnehmen und steuerfrei machen wür-
de, dann, glaube ich, wäre die Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit nicht gegeben, weil dann eben die Unge-
rechtigkeiten da sind. Wenn man diese nicht will, dann 
muss man sich ein neues System überlegen, das auch die 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit widerspiegelt. 
Wie gesagt, da sind wir gesprächsbereit. Wir haben auch 
darüber nachgedacht, gerade in der Pandemie, auch im 
Zuge Ihres Antrages 2020, wie man ein solches System 
machen könnte. Hier sind wir in den Gesprächen zu den 
Jahressteuergesetzen nicht weitergekommen, aber wir 
können uns gerne über eine entsprechende Systematik 
unterhalten.

Sie sagen, dass Sie die Bezieher der kleinen und mitt-
leren Einkünfte entlasten wollen. Dazu sage ich Ihnen: 
Das wollen wir auch. Morgen haben Sie die Gelegenheit 
dazu. Morgen haben Sie die Gelegenheit, unserem weiter 
gehenden Antrag zu weiteren Entlastungen von Bezie-
hern kleiner und mittlerer Einkommen zuzustimmen. 
Ich bin gespannt, was Sie morgen um 9 Uhr machen. 
Sie werden es als Ampel wahrscheinlich ablehnen, Be-

zieher kleiner und mittlerer Einkünfte noch weiter zu 
entlasten. Aber trotzdem lade ich Sie morgen um 9 Uhr 
zu einer wunderschönen Debatte ein, in der es darum 
geht, dass wir eben genau dort die Entlastungen machen, 
wo sie notwendig sind: bei den Menschen, die in der 
Pandemie viel geleistet haben, die kleinere und mittlere 
Einkommen haben. Ich bin gespannt, wie Sie morgen 
abstimmen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Michael Schrodi ist jetzt der nächste Red-

ner in der Debatte für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Michael Schrodi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Herr Brehm, Sie werden morgen 
hören, was wir dazu sagen. Ich weiß aber schon – das 
kann ich Ihnen versprechen –, dass wir Ihnen darlegen 
werden, dass die Maßnahmen, die Sie in Ihrem Antrag 
aufgeschrieben haben, gerade nicht der Entlastung der 
Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen dienen, son-
dern denen an der oberen Einkommensgrenze. Deswegen 
werden wir ihn ablehnen. Wenn Sie sagen, dass Sie für 
Vernunft in der Opposition stehen, dann sage ich Ihnen: 
Es ist vernünftig, dass Sie in der Opposition sind. Das ist 
richtig an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich bin froh, dass Die Linke diesen Antrag gestellt hat. 
Sie hat uns damit zum einen gezeigt, welche Verachtung 
die AfD für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer übrig 
hat. Die AfD nannte das Kurzarbeitergeld bürokratische 
Subvention. Dabei haben wir mit dieser Maßnahme bis 
zu 3 Millionen Arbeitsplätze gerettet.

(Beifall bei der SPD)
Wir haben mit dem europäischen Programm SURE, das 
auf den Weg gebracht wurde, europäische Solidarität ge-
übt. Wir haben gezeigt, wie ein starker Sozialstaat dabei 
hilft, zum sozialen Zusammenhalt beizutragen. Trotzdem 
bin ich dankbar für diesen Antrag, weil die Debatte ge-
zeigt hat, wofür die AfD tatsächlich steht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zum anderen, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Linken, gibt es aber etwas, was mir nicht gefällt. Sie 
vermengen in Ihrem Antrag Arbeitslosengeld und Kurz-
arbeitergeld. Sie schreiben, es gebe bei beidem „schmerz-
hafte Einkommenseinbußen und sozialen Ausschluss 
vom Arbeitsplatz“. Das ist doch nicht richtig. Es gibt 
beim Instrument Kurzarbeitergeld gerade keinen Aus-
schluss vom Arbeitsplatz, hier gibt es die Fortsetzung 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung und genau 
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nicht eine Herausnahme aus dem Arbeitsverhältnis. Und 
die Höhe des Kurzarbeitergeldes steigt ja mit der Dauer 
des Bezugs, damit wir eben die Härten auch abfedern. Ich 
glaube, deswegen ist es ungut, wenn Sie dieses beides auf 
diese Weise vermengen, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege – –.

Michael Schrodi (SPD):
– das Kurzarbeitergeld und das Arbeitslosengeld.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Es ist gar nicht so einfach, bei Ihnen dazwischen-

zukommen. – Es gibt eine Zwischenfrage aus der AfD.

Michael Schrodi (SPD):
Nein, danke. Herr Gottschalk darf sich setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Herr Görke, es ist doch so – wenn Sie mir recht geben 

wollen –: Wer Kurzarbeitergeld erhält, zahlt am Ende 
weniger Steuern, als wenn er bei gleichem Lohn den zu 
versteuernden Arbeitslohn weiter bezogen hätte. Das 
Kurzarbeitergeld – das wurde schon gesagt – ist komplett 
steuerfrei. Natürlich erhöht es dann den individuellen 
Steuersatz, aber am Ende bleibt mehr Geld übrig. Ich 
kann Ihnen das einmal an einem Beispiel verdeutlichen: 
3 000 Euro Lohn, neun Monate in Kurzarbeit, drei Mo-
nate vorher normal gearbeitet, Jahresgehalt am Ende 
21 000 Euro, Einkommensteuer dann 680 Euro. Was pas-
siert denn eigentlich bei einer Putzkraft, die durchgehend 
im Krankenhaus gearbeitet hat, bei einer Einzelhandels-
kauffrau, die bei jeder, auch der höchsten Inzidenz im 
Supermarkt gestanden hat, die ebenfalls ein Jahresgehalt 
von 21 000 Euro haben? Die haben 1 500 Euro an Steuern 
gezahlt; das sind 800 Euro mehr als der- oder diejenige in 
Kurzarbeit. Sie wollen mit Ihrem Antrag diese Lücke 
noch vergrößern. Das ist weder gerecht, noch entspricht 
es der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit. Insofern ist 
das kein Antrag, dem man zustimmen kann.

Ich danke Ihnen trotzdem für die Gelegenheit, die un-
glaublich guten Maßnahmen, die wir in den letzten zwei 
Jahren zur Bekämpfung dieser Pandemie auf den Weg 
gebracht haben, hier noch einmal in dieser Breite darle-
gen zu können. Vielen Dank dafür. Ich freue mich dann 
auch auf die nächsten Anträge der Linken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Gottschalk hat den Wunsch nach einer 

Kurzintervention.
(Zuruf von der SPD: Och nee!)

Kay Gottschalk (AfD):
Da können Sie ruhig stöhnen. – Herr Kollege Schrodi, 

normalerweise kenne ich Sie ja tatsächlich als einen sehr 
vernünftigen Kollegen, mit dem man auch reden kann. 

Normalerweise kenne ich Sie auch so, dass Sie zuhören 
und dann auch verstehen und begreifen. Aber jetzt meiner 
Kollegin das Wort im Munde umzudrehen, gehört zu den 
Methoden, die Sie hier seit Langem anwenden. Das kann 
ich so nicht stehen lassen. Sie hat ganz klar formuliert – 
und das sagen wir auch immer im Finanzausschuss –: Wir 
sollten viele Dinge automatisieren und entsprechend 
schon in der elektronischen Datenverarbeitung vorneh-
men. Insoweit ist es ein bürokratisches Monster.

Wenn Sie in der Finanzverwaltung als Arbeitnehmer-
vertreter mal nachfragen würden, würde man Ihnen dort 
nämlich tatsächlich sagen: Moment, das sind Millionen 
von Anträgen, die wir jetzt wegen des Progressionsvor-
behalts bekommen. – Der Steuerzahler ist dazu ja eigent-
lich auch verpflichtet. Sich aber deshalb vielleicht einen 
Steuerberater nehmen zu müssen, ist schon ziemlich hef-
tig.

Nun leiden Sie aber auch noch an partieller Amnesie 
und Kurzzeitgedächtnis. Da würde ich Ihnen gerne mal 
vorlesen, was der DGB noch vor einem Jahr zum Kurz-
arbeitergeld und zum Progressionsvorbehalt geschrieben 
hat. Da schreibt nämlich Ihr DGB – ich weiß ja nicht, ob 
da der Haussegen schief hängt –:

Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Koalition
– da waren Sie noch in der GroKo; da wollte sogar die 
CDU eigentlich eine Entlastung vornehmen –

Millionen Beschäftigte, die Kurzarbeitergeld erhal-
ten, an dieser Stelle im Regen stehen lässt. Wer mit 
dem Kurzarbeitergeld erhebliche Einkommensein-
bußen hinzunehmen hat, soll nicht auch noch mit 
Steuernachzahlungen zu kämpfen haben.

So äußerte sich Stefan Körzell, DGB-Vorstand.
Haben Sie zur Kenntnis genommen, dass die Men-

schen, die in Kurzarbeit sind, dann vielleicht auch bei 
den Renten bestraft werden, weil nämlich die Beiträge 
zur Rentenversicherung, die dann gemeinsam geleistet 
werden, entsprechend auf das zu niedrige Kurzarbeiter-
geld angerechnet werden? Auch da werden sie benach-
teiligt. Sie aber fragen meine Kollegin, wo wir hier ei-
gentlich stehen. Wir haben ganz klar gesagt, dass das 
passieren soll, was Ihr DGB sagt. Dafür, dass Die Linke 
schlecht kopiert, können wir an der Stelle nichts. Aber 
dann bleiben Sie bei den Fakten und drehen hier nicht die 
Tatsachen so um, wie es Ihnen an dieser Stelle beliebt, 
lieber Kollege.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
So!

Kay Gottschalk (AfD):
Angesichts der technischen Möglichkeiten ist das 

Kurzarbeitergeld in dieser Form ist ein bürokratisches 
Monster. Das hat aber nichts damit zu tun, dass das even-
tuell tatsächlich steuerfrei zu stellen ist, auch wenn ich in 
vielen Ausführungen bei Herrn Meister bin.

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt sind wir über die Grenze zwischen Kurzinterven-

tion und Rede gekommen, und ich frage Herrn Schrodi, 
ob er reagieren möchte. – Das will er.

Michael Schrodi (SPD):
Es sieht danach aus, ja. – Sehr geehrter Herr 

Gottschalk, ich kann ja nichts für das, was Ihre Kollegin 
hier vorne am Pult sagte. Sie sprach davon, dass es ein 
Bürokratiemonster sei, dass es eine der zahlreichen Sub-
ventionen sei, die unwirksam seien, die also nicht richtig 
seien an der Stelle. Das habe ich kritisiert. Ich habe Ihnen 
vorgehalten, dass Sie dieses Instrument, das uns so gut 
durch die Krise gebracht hat, verächtlich gemacht haben. 
Dass ich Ihnen das vorgehalten habe, müssen Sie aus-
halten. – Ad 1.

Ad 2: Sie suggerieren hier – leider ähnlich wie Die 
Linke –, dass bei denjenigen, die Kurzarbeitergeld be-
kommen, am Ende des Jahres durch Steuern ungerechter-
weise noch mal massiv etwas weggeschlagen wird. Wir 
haben Ihnen wiederholt erklärt, was der Progressionsvor-
behalt ist, wie er wirkt und dass bei Menschen mit glei-
chem Einkommen – die einen beziehen Kurzarbeitergeld, 
die anderen haben dauerhaft gearbeitet – am Ende derje-
nige mit Kurzarbeitergeld weniger Steuern zahlt als der-
jenige, der durchgehend gearbeitet und Steuern gezahlt 
hat.

Ad 3: Sie wollen sich ja jedes Mal – und scheitern 
daran – als diejenigen darstellen, die die Menschen mit 
kleinen Einkommen vertreten wollen. Es gibt dazu eine 
Studie des ZEW vor der Bundestagswahl, in der die Steu-
erprogramme der einzelnen Parteien verglichen wurden 
und deutlich gemacht wurde, was für den Einzelnen so 
übrig bleibt. Für die Bezieher kleiner und mittlerer Ein-
kommen war bei Ihnen nichts dabei. Wo Sie mit Ihrem 
Steuerprogramm entlastet hätten, wäre bei den höchsten 
Einkommen gewesen. So viel dazu. Sie haben ein großes 
Herz für Besserverdiener, aber nicht für die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Damit schließe ich die Aussprache zu 

diesem Punkt.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/1101 an die Ausschüsse vorgeschlagen, 
die Sie in der Tagesordnung finden. – Damit sind Sie 
offensichtlich einverstanden. Dann werden wir so ver-
fahren.

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten 24 a 
bis c sowie zu Zusatzpunkt 3 b:

24 a) Erste Beratung des vom Bundesrat ein-
gebrachten Entwurfs eines ... Gesetzes zur 
Änderung des Rennwett- und Lotteriege-
setzes

Drucksache 20/470

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Digitales

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Übergang des Bewacherregisters vom 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle auf das Statistische Bundesamt

Drucksache 20/993
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der EU-Verordnungen 
über grenzüberschreitende Zustellungen 
und grenzüberschreitende Beweisaufnah-
men in Zivil- oder Handelssachen, zur Än-
derung der Zivilrechtshilfe, des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts sowie 
sonstiger Vorschriften

Drucksache 20/1110
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss

ZP 3 b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörn 
König, Klaus Stöber, Andreas Bleck, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Öffnung des Vereinssports für Kinder und 
Jugendliche bis 18 Jahre im Freien ohne 
Beschränkung während Corona

Drucksache 20/1345
Überweisungsvorschlag:  
Sportausschuss (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit

Es handelt sich hier um Überweisungen im verein-
fachten Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. – Ich sehe, Sie sind damit einverstanden. 
Dann wird so verfahren.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 25 a bis 
25 l sowie Zusatzpunkt 3 c. Hier geht es um Beschluss-
fassungen zu Vorlagen, zu denen keine Aussprache vor-
gesehen ist.

Tagesordnungspunkt 25 a:

Beratung der ersten Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses

zu Einsprüchen anlässlich der Wahl zum 
20. Deutschen Bundestag am 26. September 
2021

Drucksache 20/1100
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-

lung auf Drucksache 20/1100, die in den Anlagen 1 bis 
238 ersichtlichen Beschlussempfehlungen zu Wahlein-
sprüchen anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluss-
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empfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen bei Enthal-
tung der AfD-Fraktion. Alle anderen haben zugestimmt.

Tagesordnungspunkt 25 b:
Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, CDU/ 
CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, AfD 
und DIE LINKE
Erneute Überweisung von Vorlagen aus frühe-
ren Wahlperioden
Drucksache 20/1207

Wer stimmt für diesen Antrag? – Stimmt jemand da-
gegen? – Enthält sich jemand? – Dann ist dieser Antrag 
einstimmig angenommen.

Wir kommen zu den Beschlussempfehlungen des Peti-
tionsausschusses.

Tagesordnungspunkt 25 c:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 63 zu Petitionen
Drucksache 20/1134

Es handelt sich um 68 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist die 
Sammelübersicht 63 einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 25 d:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 64 zu Petitionen
Drucksache 20/1135

Hier handelt es sich um 94 Petitionen. Wer stimmt 
dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Diese 
Sammelübersicht ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 25 e:
e) Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-

tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 65 zu Petitionen
Drucksache 20/1136

Das sind 114 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist auch diese 
Sammelübersicht einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 25 f:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 66 zu Petitionen
Drucksache 20/1137

Das sind 34 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Die Fraktion Die 
Linke stimmt dagegen, alle anderen dafür. Damit ist die 
Sammelübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 25 g:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 67 zu Petitionen
Drucksache 20/1138

Es geht um sieben Petitionen. – Wer stimmt dafür? – 
Wer stimmt dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Die 
Sammelübersicht ist angenommen bei Gegenstimmen 
der AfD. Alle anderen haben zugestimmt.

Tagesordnungspunkt 25 h:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 68 zu Petitionen
Drucksache 20/1139

Es geht um eine Petition. Wer stimmt dafür? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Die Sammelüber-
sicht ist angenommen. Dagegen haben gestimmt die 
AfD und Die Linke. Alle anderen waren dafür.

Tagesordnungspunkt 25 i:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 69 zu Petitionen
Drucksache 20/1140

Hier geht es um eine Petition. Bevor wir zur Abstim-
mung über diese Sammelübersicht kommen, erteile ich 
der Kollegin Martina Stamm-Fibich das Wort zur ergän-
zenden Berichterstattung. – Bitte schön.

(Beifall bei der SPD)

Martina Stamm-Fibich (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! In der vergangenen Sitzungswoche hat 
der Petitionsausschuss einstimmig beschlossen, eine Pe-
tition an das Bundesministerium des Innern und für Hei-
mat zur Erwägung zu überweisen, soweit es um die Ver-
einfachung des eigenen Zugangs von Angehörigen zur 
Beihilfe im Rahmen des § 51 Absatz 7 der Bundesbei-
hilfeverordnung geht.

Ich möchte kurz erklären, worum es bei dieser kom-
plizierten Petition geht. Der Stein des Anstoßes: Eine 
junge Frau wurde in der Praxis des Petenten zur Psycho-
therapie vorstellig. Als sie aber davon erfuhr, dass ihr 
Vater durch die geltende Rechtslage aller Wahrschein-
lichkeit nach ohne jede Einwilligung der jungen Frau 
von der Therapie erfahren würde, verzichtete sie kom-
plett auf diese Therapie. Aufgrund schwieriger Familien-
verhältnisse war dieser Bruch der Privatsphäre für sie 
nicht hinnehmbar.

Wie kommt es zu einer solch unsäglichen Konstellati-
on? Das ist im Kern recht einfach: Die junge Frau ist die 
Tochter eines Beamten. Sie ist deshalb, wie die meisten 
Angehörigen, über die Beihilfe und die private Kranken-
versicherung abgesichert. Wer so mitversichert ist, ist 
zwar mitversorgt, hat aber eigentlich keinen eigenen Bei-
hilfeanspruch. Das betrifft nicht nur Minderjährige; denn 
auch volljährige Kinder sind oft über ihre Eltern mitver-
sichert. Personen, die in einer solchen Situation eine The-
rapie in Anspruch nehmen, müssen in Kauf nehmen, dass 
die Beihilfeberechtigten im Rahmen der Rechnungsstel-
lung informiert werden. § 51 Absatz 7 Bundesbeihilfe-
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verordnung bietet zwar die Möglichkeit eines eigenen 
Antragsrechts von Angehörigen, das setzt aber eine An-
hörung des Beihilfeberechtigten voraus.

Nun können wir uns hier alle gut ausmalen, dass man 
bei ohnehin problematischen Familienverhältnissen 
diesen Weg nicht unbedingt wählen möchte. Die Anwen-
dung dieses Paragrafen verhindert zwar, dass Informa-
tionen über die konkrete Therapie an den Beihilfeberech-
tigten weitergegeben werden; gleichzeitig wird aber 
natürlich deutlich, dass etwas verborgen werden soll. 
Dazu sagen wir: Das ist nicht zeitgemäß, es ist gefährlich, 
und gerecht ist es ohnehin nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

In unserem Land räumen wir der informationellen 
Selbstbestimmung aus gutem Grund einen hohen Stellen-
wert ein. Da ziehen auch die diversen Begründungen 
nicht, die wir in der letzten Wahlperiode gehört haben. 
Eine Ungleichbehandlung bleibt eine Ungleichbehand-
lung, egal wie man es dreht und wendet, und das können 
und wollen wir an dieser Stelle nicht akzeptieren.

Letztlich demonstriert dieser Fall sehr deutlich die be-
sondere Rolle des Petitionsausschusses.

(Beifall der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Er wird mit Problemen konfrontiert, die ansonsten unter 
den Tisch fallen würden, weil nicht viele Menschen be-
troffen sind oder schlicht die große Aufmerksamkeit 
fehlt.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch einen Dank aus-
sprechen: einmal dem Petenten, der uns auf dieses Pro-
blem hingewiesen hat, und zum anderen den Mitgliedern 
des Ausschusses, den ich seit einigen Monaten leiten 
darf. Wir sehen im Plenum und in den Fachausschüssen 
oft, wie verhärtet die Fronten zwischen den Fraktionen 
teilweise sind. Darauf, dass wir uns im Petitionsaus-
schuss immer noch über alle Fraktionsgrenzen hinweg 
einigen können, bin ich sehr stolz.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN und des Abg. Dirk Brandes 
[AfD])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank. In den Dank schließen wir Sie als 

Vorsitzende natürlich ein und bedanken uns bei den Mit-
gliedern des Petitionsausschusses, die eine sehr wichtige, 
oft nicht ganz so sehr gesehene Arbeit machen. Deswe-
gen einen ganz besonderen Dank, ich glaube, im Namen 
des gesamten Hauses.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU, der AfD und der 
LINKEN)

Ich komme zur Abstimmung über die Sammelüber-
sicht 69, Tagesordnungspunkt 25 i. Wer stimmt dafür? – 
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Das war ein-
stimmig.

Tagesordnungspunkt 25 j:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 70 zu Petitionen

Drucksache 20/1141
15 Petitionen stehen hier zur Abstimmung. Wer stimmt 

dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Auch 
das war einstimmig.

Tagesordnungspunkt 25 k:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 71 zu Petitionen

Drucksache 20/1142
Hier geht es um 22 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 

Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Die AfD hat 
dagegengestimmt, alle anderen dafür. Damit ist die Sam-
melübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 25 l:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 72 zu Petitionen

Drucksache 20/1143
Hier geht es um 43 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 

Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Hier haben da-
fürgestimmt die Fraktionen der SPD, von Bündnis 90/Die 
Grünen, der FDP und der Linken. CDU/CSU und AfD 
waren dagegen. Die Sammelübersicht ist angenommen.

Ich komme zum Zusatzpunkt 3 c:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Thomas Seitz, Andreas Bleck, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Tag der Freiheit – Auch im Deutschen Bundes-
tag

Drucksache 20/1348
Wer stimmt für diesen Antrag? – Wer stimmt da-

gegen? – Gibt es Enthaltungen? – Der Antrag ist abge-
lehnt bei Zustimmung der einbringenden Fraktion. Alle 
anderen Fraktionen haben dagegengestimmt.

Ich rufe jetzt Zusatzpunkt 4 sowie Tagesordnungs-
punkt 10 a auf:

ZP 4 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin 
(3. Wahlgang)

Drucksache 20/393

10 a) Wahlvorschlag der Fraktion der AfD
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Wahl eines Mitglieds des Parlamentari-
schen Kontrollgremiums gemäß Arti-
kel 45d des Grundgesetzes

Drucksache 20/1287

Zunächst bitte ich um Ihre Aufmerksamkeit für einige 
Hinweise zum Wahlverfahren. Ich bitte schon jetzt die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, ihre Plätze an den 
Ausgabetischen und den Wahlurnen in der Abgeord-
netenlobby einzunehmen. Den für diese Wahlen erforder-
lichen grauen Ausweis können Sie, soweit noch nicht 
geschehen, den Stimmkartenfächern in der Westlobby 
entnehmen.

Der Stellvertreter der Präsidentin ist nach unserer Ge-
schäftsordnung im dritten Wahlgang gewählt, wenn er die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt, 
also die Zahl der Jastimmen größer ist als die Zahl der 
Neinstimmen. Enthaltungen bleiben mithin unberück-
sichtigt.

Bei der Wahl des Mitglieds des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums sind die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages, also mindestens 369 Jastim-
men erforderlich, die sogenannte Kanzlermehrheit.

Da die Wahl des Stellvertreters der Präsidentin geheim 
durchzuführen ist, erhalten Sie für diese Wahl zusätzlich 
einen passenden Wahlumschlag.

Sie können bei dieser Wahl auf beiden Stimmzetteln 
neben dem jeweiligen Kandidatenvorschlag das Kreuz 
bei „ja“, „nein“ oder „enthalte mich“ machen. Wenn Sie 
bei einem Namen mehr als ein Kreuz oder kein Kreuz 
machen oder andere Namen oder Zusätze oder Zeichnun-
gen eintragen, ist diese Stimme ungültig.

Der gelbe Stimmzettel ist in den gelben Wahlumschlag 
zu legen. Dies muss in der Wahlkabine erfolgen. Für den 
grünen Stimmzettel erhalten Sie keinen Wahlumschlag, 
da es sich hier um eine offene Wahl handelt. Ich weise 
explizit darauf hin, dass das Fotografieren oder Filmen 
der ausgefüllten Stimmkarte bei der geheimen Wahl ei-
nen Verstoß gegen das Wahlgeheimnis darstellt und die 
Ordnung und Würde des Hauses verletzt. Für den Fall, 
dass ich von solchen Verstößen gegen das Wahlgeheimnis 
in dieser Sitzung oder später Kenntnis erlange, behalte 
ich mir jetzt schon vor, Ordnungsmaßnahmen zu ergrei-
fen.

Nach Verlassen der Wahlkabine übergeben Sie bitte 
der Schriftführerin oder dem Schriftführer an der Wahl-
urne Ihren Wahlausweis. Erst danach werfen Sie den 
gelben Wahlumschlag und den grünen Stimmzettel in 
die entsprechenden, farblich gekennzeichneten Wahl-
urnen. Der Nachweis der Teilnahme an der Wahl kann 
nur durch Abgabe des Wahlausweises erbracht werden.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimmen 60 Minuten Zeit. 
Wir bitten Sie sehr – wir haben immer noch Pandemie –, 
nicht alle gleichzeitig zur Wahl zu gehen. 60 Minuten 
Zeit, das heißt, dass wir kurz vor 19 Uhr diese Wahl 
schließen werden.

Ich muss jetzt fragen, ob die Schriftführerinnen und 
Schriftführer alle Plätze eingenommen haben? – Das 
sieht gut aus, da ist ein Daumen nach oben, das ist der 
Fall. Deswegen eröffne ich die Wahl und sage noch ein-
mal: Schließen werden wir sie kurz vor 19 Uhr.1)

Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 11 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der durch die Europäi-
sche Union geführten Operation EUNAVFOR 
MED IRINI

Drucksache 20/1240
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Es ist verabredet, hier 39 Minuten zu debattieren.
Die einen gehen zur Wahl, die anderen setzen sich und 

wollen der Debatte lauschen, die Dritten sind unentschie-
den. Insbesondere die Dritten bitte ich, dafür zu sorgen, 
dass wir die Debatte beginnen können.

Ich eröffne die Aussprache Das Wort hat die Bundes-
ministerin der Verteidigung, Christine Lambrecht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Christine Lambrecht, Bundesministerin der Vertei-
digung:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es fällt schwer, dieser Tage an etwas anderes 
zu denken oder über etwas anderes zu sprechen als den 
brutalen Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine. Die 
Bilder von den schrecklichen Verbrechen an Zivilistinnen 
und Zivilisten in den Vororten von Kiew machen fas-
sungslos und – ich kann nachvollziehen – manchen 
auch richtig wütend. Russland überschreitet alle Grenzen, 
begeht Kriegsverbrechen, bringt furchtbares Leid über 
die Menschen.

Wenn wir an all die Gefallenen und Ermordeten den-
ken, die Verwundeten, die Traumatisierten, die Vertriebe-
nen und Geflüchteten, wenn wir an all die Menschen 
denken, die unter diesem furchtbaren Krieg leiden, dann 
ist es kaum auszuhalten, dann ist es kaum möglich, ruhig 
und besonnen zu bleiben. Aber genau das, Ruhe und 
Besonnenheit, wird jetzt von uns verlangt; denn wir brau-
chen auf diese Grausamkeiten eine wirkungsvolle Ant-
wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

1) Ergebnisse Seite 2365 D
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Das Einzige, womit wir den Menschen in der Ukraine 
wenigstens ein Stück weit helfen können, ist ein sehr 
wohl entschlossenes, dabei aber besonnenes und planvol-
les Vorgehen, und genau so halten wir es in der Bundes-
regierung.

Meine Damen und Herren, wir dürfen, auch wenn das 
angesichts dieses verbrecherischen Krieges schwerfällt, 
nicht vergessen: Es gibt viele weitere Brandherde auf 
dieser Welt. Einer dieser Brandherde steht heute auf der 
Tagesordnung, nämlich Libyen. Nach Jahren des Bürger-
kriegs herrscht dort mittlerweile ein brüchiger Waffen-
stillstand. Doch der Einheitsprozess ist ins Stocken gera-
ten. Die für Dezember geplanten Wahlen eines 
landesweiten Parlaments wurden wegen Uneinigkeiten 
abgesagt. Es droht eine erneute Spaltung des Landes. 
Ein Wiederaufflammen des Konflikts muss unbedingt 
verhindert werden im Sinne des Friedens in Libyen, der 
Menschen in Libyen, im Sinne der Stabilität in der ge-
samten Region – denn dieser Konflikt strahlt bis in den 
Sahel – und nicht zuletzt auch im Sinne der Sicherheit 
Deutschlands und Europas. Libyen darf kein sicherer 
Hafen für Terroristen und Menschenschmuggler sein!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dazu gilt es, das Waffenembargo durchzusetzen, das 
die UN gegen Libyen verhängt haben, und die illegalen 
Ölexporte zu erschweren, mit denen sich die Konflikt-
parteien finanzieren. Außerdem ist es wichtig, dem Men-
schenschmuggel entgegenzuwirken, der von dort aus 
operiert und sich festgesetzt hat.

Genau diese Ziele verfolgen wir in der EU mit der 
Operation Irini, einer Aufklärungs- und Kontrollmission 
im zentralen Mittelmeer, deren Augen jedoch auch in die 
Luft und auf das Festland gerichtet sind. Unsere Bundes-
wehr unterstützt diese Operation mit bis zu 300 Soldatin-
nen und Soldaten, mit einem Aufklärungsflugzeug und 
bis zu zwei Schiffen bzw. Booten – und das alles in einem 
Einsatzgebiet, das so groß ist wie ganz Deutschland. 
Heute ersuche ich Sie, dieses Mandat zu verlängern; 
denn unsere Bundeswehr leistet damit einen wertvollen 
Beitrag nicht nur für den Frieden und die Stabilität in der 
Region, sondern auch für die Gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik der Europäischen Union.

Wir haben dieses Mandat sorgfältig überprüft und auch 
angepasst. Die bisher vorgesehene, aber faktisch nie 
durchgeführte Ausbildung der libyschen Küstenwache 
und Marine haben wir gestrichen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Libysche Einheiten haben sich wiederholt schwere Ver-
fehlungen gegenüber Geflüchteten und Hilfsorganisatio-
nen zuschulden kommen lassen. Ihre Ausbildung ist mit 
unseren militärischen Grundsätzen und unseren Werten 
nicht vereinbar.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Der Nutzen unseres Einsatzes liegt anderswo, und das 
bildet dieses neue Mandat ab.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch kurz 
über ein Mandat sprechen, das gar nicht auf der Tages-
ordnung steht, weil wir es beendet haben, nämlich Ata-
lanta; hier hat unsere Marine großartige Arbeit geleistet 
im Mittelmeer; das haben wir dort gesehen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht im Mittel-
meer!)

– Seit 2008 ist unsere Marine am Horn von Afrika im 
Einsatz für die EU-Operation Atalanta, und zwar so er-
folgreich, dass wir das Mandat jetzt endgültig beenden 
können. Die Piraterie ist zurückgedrängt, und alle Schiffe 
des Welternährungsprogramms, die es zu schützen galt, 
haben ihren Zielhafen erreicht. Deswegen kann ich nur 
sagen: Ein herzliches Dankeschön an alle Soldatinnen 
und Soldaten für diesen wertvollen Beitrag!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Aber es zeigt auch: Wir brauchen eine starke Marine, 
so, wie wir sie da erlebt haben, erst recht angesichts der 
russischen Bedrohung. Deswegen haben wir unsere Prä-
senz in der Ostsee noch einmal erhöht und müssen dort 
auch in Zukunft Stärke zeigen.

Umso wichtiger ist es, dass wir die Marine für diese 
großen Aufgaben auch gut ausrüsten. Unter dem Begriff 
„Zeitenwende“ hat der Bundeskanzler ein Sonderver-
mögen für die Bundeswehr von 100 Milliarden Euro 
angekündigt. Es ist wichtig, dass dieses nun auch schnell 
und nachhaltig aufgesetzt wird, und ich sage Ihnen: Ein 
Teil davon wird auch in diese wertvolle Arbeit der Marine 
fließen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Annette Widmann-Mauz hat jetzt das 

Wort für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mit der Berliner Libyen-Konferenz ist es der Bundes-
regierung vor zwei Jahren gelungen, einen erfolgreichen 
diplomatischen Prozess zu etablieren, der die internatio-
nale Unterstützung für Libyen und den Friedensprozess 
im Land vorangebracht hat.

Seither übernimmt Deutschland in der EU-Mission 
Irini Verantwortung für die wichtigen Übereinkünfte die-
ser Konferenz: den Waffen- und Ölschmuggel über das 
Mittelmeer von und nach Libyen zu verhindern und Netz-
werke von Schleuserkriminalität und Menschenhandel zu 
bekämpfen. Ich danke unseren Soldatinnen und Soldaten 
in der Bundeswehr für ihren Einsatz und für ihren Beitrag 
zur Rückkehr von Frieden und Stabilität in Libyen.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, machen wir uns 
nichts vor: Die Situation in Libyen ist heute anders als 
vor einem Jahr. Die für das letzte Jahr angesetzten Wah-
len wurden abgesagt. Seit Mitte Februar konkurriert ne-
ben der Übergangsregierung eine weitere Regierung um 
die Macht im Land. Und trotz des großen internationalen 
Engagements gibt es auch weiter Verstöße gegen das 
Waffenembargo.

Die Operation Irini allein wird diese Probleme nicht 
lösen; sie selbst hat ihre Beschränkungen, zum Beispiel 
das Veto eines Flaggenstaats für entsprechende Kontrol-
len. Aber wir dürfen die Operation auch nicht kleinreden; 
denn sie schafft Rahmenbedingungen. Seit Beginn fan-
den über 6 000 Abfragen von Frachtschiffen statt, in 
22 Fällen wurden verdächtige Schiffe auch durchsucht. 
Und die Operation steht nicht allein: Deutschland enga-
giert sich auch mit erheblichen Mitteln im Bereich der 
humanitären Hilfe und der Entwicklungszusammen-
arbeit.

Eine dauerhafte politische Lösung und Frieden in Li-
byen kann es aber nicht geben, solange Waffen geliefert 
werden und die Konfliktparteien sich durch illegale Öl-
exporte finanzieren.

Die Bundeswehr hat Irini deshalb von Anfang an un-
terstützt, mit Fregatten, einem Aufklärungsflugzeug und 
Stabspersonal. Deutschland hat damit unterstrichen, dass 
es zu seiner Verpflichtung, substanzielle Unterstützung 
für Einsätze im Rahmen der GSVP der Europäischen 
Union zu leisten, steht.

Die Grünen haben im letzten Jahr ihre Zustimmung 
zum Mandat noch mit der Begründung verweigert, das 
Operationsgebiet würde Flüchtlingsrouten bewusst aus-
schließen. Mit dem Mandat, das die Bundesregierung 
heute vorlegt, sind die Grünen jedenfalls in der harten 
Regierungsrealität angekommen; denn weder am Ein-
satzgebiet noch an der Verpflichtung zur Seenotrettung 
hat sich tatsächlich etwas verändert.

Im Mandat der EU-Operation ist auch die Ausbildung 
der libyschen Küstenwache und Marine beschrieben. 
Diese Ausbildungskomponente ist unbestreitbar ein 
schwieriger Aspekt des Mandats. Die Führung der Ope-
ration selbst äußert in ihren Einsatzberichten Besorgnis 
über das Vorgehen der libyschen Küstenwache. Aus ge-
nau diesem Grund hat es bislang keine Ausbildung gege-
ben; zu unterschiedlich waren und sind die Vorstellungen 
zwischen der Europäischen Union und Libyen über die 
Ausbildungsinhalte. Die Bundesregierung – wir haben es 
gerade gehört – hat diesen Auftrag jetzt aus dem deut-
schen Mandat herausgenommen.

Damit bin ich bei einem wesentlichen Punkt: Eigent-
lich müssten wir doch gemeinsam das Interesse haben, 
dass die libysche Küstenwache nach internationalen 
Standards und unter Beachtung der Menschenrechte han-
delt und dafür auch ausgebildet wird. Welches Signal 
sendet Deutschland an seine Partner in der Europäischen 
Union, wenn wir eine Komponente des Mandats für uns 
von vornherein ausschließen? Und das in Zeiten, in denen 

wir eh international bereits als Zögerer und Zauderer 
gelten. Statt einsame Wege zu gehen, sollten wir besser 
gemeinschaftlich agieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das gilt im Übrigen auch für die Operation Atalanta 

am Horn von Afrika und die Ausbildungsmission EUTM 
Mali, bei denen die Regierung ihren Rückzug entweder 
bereits angekündigt hat oder erwägt. Bevor wir uns ir-
gendwo ausnehmen oder zurückziehen, müssen wir 
doch bedenken, welche Konsequenzen damit verbunden 
sind, und vor allen Dingen, wem wir dadurch das Feld 
überlassen: Akteuren wie Russland und China? Das wäre 
weder im deutschen noch im europäischen Interesse, und 
das verheißt ganz bestimmt auch nichts Gutes für die 
Menschenrechte.

Also: Wir haben im weiteren parlamentarischen Ver-
fahren einiges zu beraten: Was wollen wir eigentlich im 
nördlichen Afrika erreichen? Was sind dort unsere poli-
tischen Ziele? Was sind wir bereit dafür zu tun? Es ist an 
der Zeit, diesen Mandatstext und das weitere militärische 
Engagement Deutschlands im Sahel in einen größeren 
Zusammenhang zu stellen. Das sollten wir jetzt auch 
dringend tun.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Max Lucks hat das Wort für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen aus den demokratischen Fraktionen!
(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Beim Blick auf die Situation in Libyen werden wir mit 
einer Lage der Instabilität konfrontiert, eine Instabilität, 
die sich an zwei miteinander konkurrierenden Präsiden-
ten zeigt, eine Instabilität, die sich in Wahlen äußert, die 
endlich Einheit schaffen sollen, aber immer wieder ver-
schoben werden, aber vor allem eine Instabilität, die je-
derzeit wieder in einen Bürgerkrieg münden kann.

Wenn vor dem Hintergrund dieser fragilen Lage ein 
politischer Prozess zu mehr Frieden bei den Vereinten 
Nationen stattfindet und es für mehr Stabilität und Frie-
den im Land und in der Region eines Waffenembargos 
bedarf, dann ist es richtig, dann ist es unabdingbar, dann 
ist es klug, dass wir uns als Bundesrepublik Deutschland 
unserer Verantwortung stellen. Das tun wir mit diesem 
Bundeswehrmandat, weil das beste Waffenembargo nicht 
wirkt, wenn es nicht der internationalen Kontrolle unter-
liegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zuruf des Abg. 
Jan Ralf Nolte [AfD])

Wir wissen, dass die Vereinigten Arabischen Emirate, 
Ägypten, Russland, die Türkei und Jordanien trotz der 
Berliner Libyen-Konferenz dazu bereit waren, am Waf-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                2432 

Annette Widmann-Mauz 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



fenembargo der Vereinten Nationen vorbei völlig unge-
niert Waffen an die jeweiligen Kriegsparteien in Libyen 
zu liefern. Transportflüge, der Transit über Land, mit dem 
Schiff über die Weltmeere – das sind die Wege, auf denen 
Luftabwehrsysteme dennoch in die Hände von Haftars 
Truppen und 120-Millimeter-Mörsergranaten in die La-
ger der Zentralregierung gelangt sind.

Wir, meine Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und ich – 
vor allen Dingen meine Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
der Vergangenheit –, haben genau aus diesem Grund 
immer verdeutlicht, dass wir die Beteiligung unserer 
Bundeswehr an der durch die Europäische Union geführ-
ten Operation im Mittelmeer für richtig und geboten hal-
ten. Mit dieser Marinemission leistet die Bundeswehr 
einen wichtigen Beitrag zur Überwachung des Waffen-
embargos und gegen den Ölschmuggel, um so die Finanz-
ströme trockenzulegen.

Doch meine Fraktion hat in der Vergangenheit auch 
immer etwas Weiteres verdeutlicht: Wenn wir eine starke, 
eine effektive menschenrechtsgeleitete Mission Irini ha-
ben wollen, dann müssen wir die eklatanten Schwächen 
an diesem Mandat ausräumen, und das hat die Bundes-
regierung getan, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Annette 
Widmann-Mauz [CDU/CSU]: Ja, was denn? – 
Zurufe von der AfD: Was denn?)

– Ja, Frau Widmann-Mauz, Sie haben ja gerade Ihre 
Utopie von der menschenrechtsgeleiteten libyschen Küs-
tenwache geschildert.

(Annette Widmann-Mauz [CDU/CSU]: Ja, 
aber es gibt ja gar keine Ausbildung!)

Ich verweise auf die Berichte von Amnesty International: 
systematische Folter, sexualisierte Gewalt und Zwangs-
arbeit. All diese Menschenrechtsverletzungen hat Am-
nesty International in diesem Zusammenhang dokumen-
tiert.

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Das war wohl nichts!)

Realität war, dass die Mandate der letzten Jahre genau 
diese Ausbildung der libyschen Küstenwache nicht aus-
geschlossen haben.

(Annette Widmann-Mauz [CDU/CSU]: Es gab 
doch gar keine! Das hat doch die Ministerin 
gesagt!)

Das war von Anfang an falsch und ein Armutszeugnis für 
europäische Menschenrechtspolitik. Mit dem vorliegen-
den Bundeswehrmandat wird dem endlich ein Ende ge-
setzt.

(Zuruf von der AfD)

Liebe Frau Außenministerin Baerbock, liebe Frau Ver-
teidigungsministerin Lambrecht, dafür bedanke ich 
mich bei Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Frau Widmann-Mauz, ich habe es Ihnen gerade noch 
mal rausgesucht. Die Bundesregierung bekennt sich in 
diesem Mandat endlich eindeutig zur Seenotrettung; 
denn da heißt es:

(Annette Widmann-Mauz [CDU/CSU]: Sorry, 
das steht im Seerecht!)

Für alle im Rahmen von EUNAVFOR MED IRINI 
eingesetzten seegehenden Einheiten gilt die völker-
rechtliche Verpflichtung zur Hilfeleistung für in 
Seenot geratene Personen.

Punkt!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Marianne Schieder [SPD]: 
Endlich! – Annette Widmann-Mauz [CDU/ 
CSU]: Das steht im Seerecht! Internationales 
Seerecht! Schönmalerei ist das! Sie schreiben 
auf, was im Gesetz steht!)

Es gab auch Zeiten in diesem Land, als dies nicht selbst-
verständlich war, liebe Kolleginnen und Kollegen. Alle 
Irini-Mandate zuvor verschlossen vor dieser Frage die 
Augen und duckten sich vor rechten Stimmen in Europa. 
Das haben wir nun geändert.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war aber ein 
Vorwurf an die SPD! – Zuruf von der AfD: 
Werden Sie doch mal konkret!)

Wo dieses neue, überarbeitete Mandat einen Unter-
schied macht, liebe Kolleginnen und Kollegen, das sehen 
wir, wenn wir das Mandat aus dem letzten Jahr hinzuzie-
hen; denn da heißt es noch – das ist ja ganz spannend –:

Darüber hinaus kann ein Mitgliedstaat veranlassen, 
dass der Operationskommandeur die Schiffe aus ei-
nem Teilbereich für maximal acht Tage zurückzieht 
und das PSK über einen sogenannten migrations-
bezogenen „Pull Faktor“ entscheiden muss.

(Hannes Gnauck [AfD]: Sehr gut! Prima!)

Das ist vorbei. Die Mandate der letzten Jahre, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, krallten sich an dem Mythos 
„Pull-Faktor“ fest, dieses nicht. Die Zeiten haben sich 
geändert.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU], an 
die SPD gewandt: Hört her!)

Dieses Mandat vereinbart Außenpolitik für Frieden und 
Stabilität in der Region nun endlich mit einer Außen-
politik im Sinne der Menschenrechte. Deshalb ist es jetzt 
ein richtiges Mandat, und ich werbe um breite Unterstüt-
zung dafür aus diesem Haus.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Joachim Wundrak hat das Wort für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Joachim Wundrak (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Meine Damen und 

Herren! Wir debattieren heute über einen Bundeswehr-
einsatz, der in vielfacher Hinsicht umstritten ist. Irini ist 
die Nachfolgeoperation der Operation Sophia, die 2019 
im Streit – insbesondere zwischen Italien und Deutsch-
land – eingestellt werden musste.

Hintergrund der Einstellung von Sophia war der Streit 
um den Auftrag der Seenotrettung von Migranten, der 
sich im Widerstreit zum anderen Auftrag befand, nämlich 
der Eindämmung der Schleuserkriminalität. Mit Recht 
wies die Regierung Italiens damals auf den Widerspruch 
hin, dass durch diesen Einsatz die Schleusertätigkeit so-
gar befeuert wurde, indem die Anwesenheit der Sophia- 
Schiffe in das Kalkül der Schleuser einbezogen wurde.

(Beifall bei der AfD – Ulrich Lechte [FDP]: 
Das ist doch Quatsch!)

Zur gleichen Bewertung kam auch das britische Par-
lament, das den Einsatz von Sophia mehrfach als geschei-
tert bezeichnete.

Kernaufgabe der Nachfolgeoperation Irini ist nun die 
Umsetzung der Sicherheitsratsresolutionen zum Waffen-
embargo gegen Libyen. Zu den sekundären Aufgaben 
gehört die Informationsgewinnung über Menschen-
schmuggel und über illegale Exporte von Erdölprodukten 
aus Libyen.

Wie sieht denn nun die Bilanz der Auftragserfüllung 
nach zwei Jahren aus? Da ist zum einen die Unausgewo-
genheit bei der Durchsetzung des Waffenembargos. Dies 
steht im krassen Gegensatz zum Anspruch der EU, strikte 
Neutralität gegenüber den streitenden Parteien zu wah-
ren. Die gewählte Regierung Libyens kritisiert, dass sie 
einseitig durch das Waffenembargo zur See benachteiligt 
ist, während der Streitgegner Haftar über Land- und Luft-
verbindungen massiv mit Waffen versorgt sei. Unter den 
Unterstützern der Regierungsseite befinden sich promi-
nente NATO-Partner, darunter auch drei EU-Mitglieder. 
Auf der anderen Seite lieferten insbesondere Russland 
und die Ukraine erhebliche Waffensysteme an Haftar.

Daher, meine Damen und Herren, ist es nicht verwun-
derlich, dass die Durchsetzungsfähigkeit von Irini bei 
nahe null liegt. Das zeigte sich sehr deutlich bei mehreren 
Versuchen, Schiffe zu kontrollieren, die im Auftrage der 
Türkei und unter dem Verdacht des Waffentransports ins 
westliche Libyen unterwegs waren. Die Türkei wehrte 
sich vehement gegen die Durchsuchung der Schiffe und 
setzte sich in allen Fällen durch. Einzig wurde wohl ein 
Tanker mit Kerosin für Ostlibyen konfisziert, weil dieses 
angeblich statt für den zivilen Luftverkehr für militäri-
sche Zwecke bestimmt war.

Hier sind wir beim Stichwort: Das Ölgeschäft ist, wie 
jeder weiß, der wahre Hintergrund des andauernden Kon-
flikts in Libyen.

(Beifall bei der AfD)

Auch die großen europäischen Ölfirmen sind präsent und 
erzielen hohe Gewinne. Auch beide Streitparteien arbei-
ten im Ölgeschäft gedeihlich zusammen, sodass wenig 
Interesse an einer Änderung des Status quo besteht.

Man muss also zu der Bewertung kommen, dass der 
Einsatz im Rahmen von Irini die mandatierten Aufträge, 
wenn überhaupt, nur sehr unzureichend erfüllt. Es han-
delt sich also im Wesentlichen um ein Schaufensterman-
dat für die EU, um deren sicherheitspolitische Ambitio-
nen GSVP und PESCO zu befördern.

Vor dem Hintergrund der aktuellen sicherheitspoliti-
schen Lage – und da gebe ich Frau Ministerin Lambrecht 
recht – wäre es weitaus sinnvoller und angebracht, Zeit- 
und Ressourcenaufwand unserer Marine auf den Kern-
auftrag der Bundeswehr, nämlich Landes- und Bündnis-
verteidigung vor allem in der Ost- und Nordsee, zu kon-
zentrieren.

(Beifall bei der AfD)

Wir sehen dieses neue Mandat Irini daher als überflüssig 
an.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Ulrich Lechte hat das Wort für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ulrich Lechte (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir kennen alle das Bild vom halb vollen Glas. Einige 
Menschen sehen ein Glas, das halb voll ist. Das, würde 
ich sagen, ist heute die Koalition. Andere Menschen se-
hen ein Glas, das halb leer ist. So ist es auch bei der EU- 
Operation Irini. Es gibt positive und negative Aspekte, 
und entsprechend konzentrieren sich Leute entweder 
mehr auf die eine oder die andere Seite; aber an beiden 
Seiten ist etwas dran.

Die Vereinten Nationen haben ein Waffenembargo ge-
gen Libyen verhängt, um Waffenlieferungen an die Kon-
fliktparteien im libyschen Bürgerkrieg zu unterbinden. 
Die Europäische Union hat daher 2020 die gemeinsame 
Operation Irini ins Leben gerufen, um dieses Waffen-
embargo zu überwachen und umzusetzen. Trotz dieses 
internationalen Engagements gibt es weiterhin Verstöße 
gegen das Waffenembargo. Es gibt Lieferungen von Waf-
fen, Material und auch Kämpfern. Hier gibt es also noch 
einiges zu tun. In dieser Hinsicht ist das Glas also halb 
leer.

Jetzt lassen Sie uns aber auch auf das halb volle Glas 
blicken. Woher wissen wir denn so genau über die Brüche 
des Waffenembargos Bescheid? Das ist ein ganz erheb-
licher Verdienst der Irini-Operation.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Christoph Schmid [SPD])

Die vielseitigen Aufklärungsfähigkeiten der EU – von 
Schiffen über Flugzeuge und Drohnen bis hin zum Satel-
litenzentrum der Europäischen Union – tragen zu einem 
engmaschigen Lagebild zu den Verstößen gegen das Waf-
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fenembargo bei. Eine rare Fähigkeit der Bundeswehr 
kommt dabei mit unserem Seefernaufklärer P-3C Orion 
zum Einsatz.

Irini arbeitete sehr eng mit dem Expertenpanel des 
Libyen-Sanktionsausschusses der Vereinten Nationen zu-
sammen. Durch die Weitergabe der Informationen von 
der Europäischen Union an die Vereinten Nationen tragen 
wir erheblich zur Transparenz bei. Diejenigen Staaten, 
die gegen das Waffenembargo verstoßen, werden somit 
sichtbarer, und der Druck durch die internationale Ge-
meinschaft auf sie wird erhöht. Deswegen wurde auch 
die Bedeutung der Irini-Operation für die Umsetzung 
des Waffenembargos mehrfach vom Expertenpanel der 
Vereinten Nationen betont. Daher möchten wir auch hier-
mit unseren Soldatinnen und Soldaten in der Operation 
Irini für diesen wertvollen Beitrag danken. Vielen Dank 
an dieser Stelle!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

In der FDP-Fraktion haben wir die Operation Irini 
bisher immer sehr kontrovers diskutiert. Wir haben uns 
gewünscht, dass Verstöße gegen das Waffenembargo 
nicht nur sichtbar gemacht werden, sondern dass auch 
wesentlich entschiedener gegen sie vorgegangen wird. 
Wir kennen die Berichte von den abgebrochenen Schiffs-
durchsuchungen auf Bitten des Flaggenstaats. Aber letzt-
lich haben wir uns immer für eine Zustimmung zum Irini- 
Mandat entschieden; denn die Lage würde sich ohne Irini 
nicht verbessern. Die Verstöße gegen das Waffenembargo 
hören ja nicht auf, nur weil wir nicht mehr so genau 
hinsehen. Im Gegenteil: Das Aufdecken der Missstände 
ist die Voraussetzung für deren Abstellung. Wir von der 
FDP haben also das halb volle und das halb leere Glas 
gesehen und uns entschieden, dass wir das Glas jedenfalls 
nicht umstoßen und somit gänzlich leeren wollen.

Die Grünen waren sich in der Vergangenheit ebenfalls 
nicht so ganz sicher, ob das Glas nun halb voll oder halb 
leer ist, und hatten sich daher bisher mehrheitlich für eine 
Enthaltung beim Irini-Mandat entschieden. Daher freut 
es mich, dass wir in der Koalition die Grünen jetzt an 
Bord holen konnten. Vielen herzlichen Dank dafür! 
Dazu waren natürlich einige Änderungen am Mandat 
nötig. Durch diesen Diskussionsprozess ist das Mandat 
aber nur präziser und besser geworden.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Lass uns klatschen, Uli!)

– Ich lasse euch sehr gerne klatschen.
Dass wir die Unterstützung der libyschen Küsten-

wache aus dem Mandatstext gestrichen haben, ist nur 
eine Anpassung an die Realität; denn das hat Deutschland 
seit Beginn von Irini nie umgesetzt. Auch dass wir die 
Pflicht zur Seenotrettung von der Begründung in den 
Mandatstext verschoben haben, ist völlig angemessen; 
denn das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Natio-
nen und weitere Abkommen zur Seenotrettung gehören 
zweifellos zu den geachteten völkerrechtlichen Grund-
lagen auf unserem Planeten.

(Zuruf des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD])
Und schließlich haben wir eine Evaluation des Ein-

satzes hineingeschrieben, so wie wir es als Ampel für 
alle Mandate im Koalitionsvertrag vereinbart haben. 
Man sieht also: Die Ampel wirkt, und unsere Bundes-
wehrmandate werden präziser und gehaltvoller. Aus die-
sen Gründen bitte ich Sie alle herzlich um Zustimmung 
zum Irini-Mandat.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Zaklin Nastic hat jetzt das Wort für die Fraktion Die 

Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Zaklin Nastic (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Im Jahre 2020 begann die EU-Mission Irini als 
Nachfolgerin der maritimen EU-Mission Sophia. Sie 
soll den Waffenschmuggel im Rahmen des gegen Libyen 
verhängten Waffenembargos aufklären und verhindern. 
Die Mission ist aber derart schwach aufgestellt, dass 
selbst Embargobrecher nur müde lächeln können. Zum 
Beispiel muss der Flaggenstaat eines verdächtigen Schif-
fes erst einmal um Erlaubnis gebeten werden, wenn es 
durchsucht werden soll. Als die Bundeswehr im 
Jahre 2020 ein unter türkischer Flagge schipperndes 
Schiff zu durchsuchen begann, mussten die Soldaten we-
gen des Widerspruchs der Türkei unverrichteter Dinge 
wieder abziehen. Es kam zu einer diplomatischen Krise 
zwischen Ankara und Berlin. Die Türkei hat sich be-
kanntlich durchgesetzt. Geht man streng dem Mandats-
text nach, bleibt Irini nicht mehr als Symbolpolitik für das 
heimische Publikum, und das ist wirklich schade.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir wissen, dass viele der Waffen, die die Kriegspar-

teien in Libyen benutzen, nicht über den Seeweg nach 
Libyen kommen und dass Staaten wie Ägypten, die Ver-
einigten Arabischen Emirate und Ihr NATO-Bündnis-
partner Türkei – übrigens allesamt Staaten, die regel-
mäßig von Deutschland mit Waffen beliefert werden – 
diesen Konflikt über Luft mit Waffen befeuern. Stoppen 
auch Sie Ihre Unterstützung solcher Staaten, die Libyen 
weiterhin vernichten und Menschenleben zerstören!

(Beifall bei der LINKEN)
Gegen Irini spricht zusätzlich die Vorgeschichte. Li-

byen wurde durch die NATO im Jahre 2011 regelrecht 
zu einem Failed State gebombt. Der Machthaber Gaddafi 
wurde weggeputscht, ermordet. Klugerweise geschah das 
damals ohne die Zustimmung Deutschlands. Das ist üb-
rigens ein Verdienst des damaligen Außenministers Wes-
terwelle.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Dann aber wurde Libyen zu einer gigantischen Flücht-

lingsquelle und zum Aufmarschgebiet des IS und anderer 
Drittstaaten wie Frankreich, Türkei und Russland. Morde 
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und Chaos sind in Libyen an der Tagesordnung. Um die 
EU weiter abzuschotten, begann man dann, die so-
genannte libysche Küstenwache auszubilden. Diese schuf 
ein zusätzliches menschenrechtliches Desaster. Folter, 
Vergewaltigung, Versklavung, Tötung und Verschlep-
pung von Tausenden Menschen gehen auf das Konto 
dieser sogenannten Küstenwache. Eine Schande für die 
EU!

(Beifall bei der LINKEN)

EU-Ermittler haben festgestellt, dass auch in offiziellen 
Haftanstalten schwerste Menschrechtsverletzungen ge-
gen Geflüchtete begangen werden. Das ist wirklich ein 
Skandal.

Kürzlich sind erneut 90 Menschen auf tragische Weise 
vor der Küste Libyens ertrunken. Und die vier Personen, 
die gerettet werden konnten, sind nicht etwa nach Europa 
in Sicherheit gebracht worden. Nein, sie sind nach Libyen 
zurückgebracht worden, und das ist wirklich schändlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Es hilft auch wenig, dass die Ausbildung der libyschen 
Küstenwache jetzt aus dem Mandat herausgenommen 
wurde, damit es für die Grünen zustimmungsfähig wird. 
Retten Sie endlich Menschenleben!

Wir Linken lehnen dieses Mandat ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Christoph Schmid hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Christoph Schmid (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Das Mandat Irini soll dem Frieden eine Chance 
geben. – Keine Angst, ich bin völlig unmusikalisch; ich 
werde hier nicht „Give Peace a Chance“ singen. Und 
unwürdig gegrölt wurde heute in diesem Hohen Haus 
leider schon an anderer Stelle.

Geben wir dem Frieden eine Chance. Peace, also Frie-
den, oder die griechische Friedensgöttin Irini sollten aber 
nicht nur eine Chance erhalten. Frieden sollte für uns eine 
dauerhafte Verpflichtung sein. Leider sind friedliche 
Konfliktlösungen nur dann möglich, wenn die Konflikt-
parteien keinen Gewinn mehr zu erwarten haben. Darum 
ist es einerseits wichtig, dass man potenziellen Aggres-
soren nicht wehrlos gegenübersteht. Auf der anderen 
Seite ist es aber auch wichtig, dass Friedensprozesse be-
gleitet und überwacht werden. Und da leistet die Mission 
Irini einen wesentlichen Beitrag für Libyen.

Natürlich richtet sich derzeit unser aller Augenmerk 
vor allem auf die Ostflanke der NATO. Dennoch dürfen 
wir gerade auch im Sinne unserer eigenen Sicherheit die 
Südflanke nicht vernachlässigen. Darum werbe ich aus 
voller Überzeugung für die Verlängerung des Mandats.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Lage in Libyen ist nur eingeschränkt stabil; es 
kommt immer wieder zu Verstößen gegen das Waffen-
embargo der UNO. Durch Kontrollmaßnahmen sollen 
Verstöße gegen dieses Waffenembargo verhindert wer-
den. Und ich sage es ganz deutlich: Schon alleine dieser 
Auftrag und unsere Präsenz sind ein deutliches Signal 
dafür, dass es uns sehr ernst mit der Umsetzung des Em-
bargos ist. Wie bereits erwähnt, trägt der Einsatz auch zur 
Verhinderung von Menschenhandel und illegalen Expor-
ten von Erdöl bei. So wird langfristig verhindert, dass die 
Erlöse das Land weiter destabilisieren.

Wie bei allen Bundeswehrmandaten wird auch Irini 
fortlaufend evaluiert und der aktuellen Lage angepasst. 
Nicht mehr fortgesetzt wird – wir haben es gehört – die 
Ausbildung der libyschen Küstenwache, die wir eh nicht 
wahrgenommen haben, weil es an staatlicher Kontrolle 
fehlt. Lassen Sie es mich klar zum Ausdruck bringen: Wir 
tolerieren kein Fehlverhalten gegen Flüchtlinge oder 
NGOs.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Ausbildung durch deutsche Soldatinnen und Sol-
daten ist immer auch an einen Wertekodex gebunden, 
der von den Auszubildenden akzeptiert werden muss. 
Deshalb ist es richtig, dass dieser Teil der Mission heraus-
genommen worden ist.

Nun gibt es wie bei jedem Mandat von ganz rechts und 
von links die zu erwartende Kritik, dass die Mission 
entweder nicht robust genug, überflüssig oder wahlweise 
auch zu robust oder nicht zielführend wäre. 6 300 Ver-
höre, 250 Besuche an Bord und 35 an den UN-Sicher-
heitsrat übermittelte Sonderberichte zeigen aus meiner 
Sicht, dass die Mission durchaus erfolgreich ist.

Was erwarten die Menschen in Libyen von ihrer Zu-
kunft? Sie erwarten Stabilität, sie erwarten Freiheit, sie 
erwarten Demokratie, und sie erwarten eine internatio-
nale Gemeinschaft, die bereit ist, sie auf diesem Weg zu 
begleiten. Und wovor haben die Menschen in Libyen 
Angst? Sie haben Angst vor einem Wiederaufflammen 
des Konflikts, und genau diese Angst müssen wir sehr 
ernst nehmen. Der Weg zu einer stabilen und friedlichen 
Gesellschaft muss vor allem aus Libyen selbst heraus 
entstehen. Aber wir können durch unsere Präsenz dazu 
beitragen, den Menschen Ängste zu nehmen und die 
Kräfte zu unterstützen, die sich dem Frieden verschrieben 
haben – ganz im Sinne von Irini: Geben wir dem Frieden 
eine Chance.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht jetzt Serap Güler. 

Ich heiße Sie willkommen zu Ihrer ersten Rede hier im 
Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Serap Güler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bundeswehr ist seit der russischen Invasi-
on, die heute vor exakt sechs Wochen gestartet ist, zurück 
in der öffentlichen Debatte. Die Gesellschaft beschäftigt 
sich wieder mit unseren Streitkräften, mit unseren Solda-
tinnen und Soldaten, denen allen unser Dank für ihren 
Einsatz und für ihren Dienst für unser Land gilt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Der Fokus der Debatte liegt dabei im Moment nach-
vollziehbar auf der Landes- und Bündnisverteidigung. 
Und trotzdem dürfen wir unseren afrikanischen Nachbar-
kontinent nicht aus den Augen verlieren. Wir müssen als 
Europäische Union weiterhin daran arbeiten, afrikanische 
Staaten zu stabilisieren, Rechtsstaatlichkeit zu stärken 
und Menschenrechte zu schützen. Ein Beitrag dazu ist 
die deutsche Beteiligung an der EU-geführten Mission 
EUNAFVOR MED Irini. Vor allem im Sinne der euro-
päischen Zusammenarbeit begrüßen wir es, dass die Bun-
desregierung uns nun um die Verlängerung dieses Man-
dates ersucht.

Der Mandatstext betont ausdrücklich das europäische 
Engagement im Kontext einer Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik. Umso mehr fragen wir uns, 
wieso die Bundesregierung hier mit dem neuen Mandat 
einen Sonderweg geht; denn im Gegensatz zum EU-Man-
dat ist im neuen Mandatstext der Ampel – das wurde hier 
schon mehrmals erwähnt – die Ausbildung der libyschen 
Küstenwache und Marine nicht mehr enthalten. Daher die 
Frage an die Ampelkoalition: Was antworten Sie den 
restlichen Mitgliedern in der Europäischen Union, die 
sich an dieser Mission beteiligen? Sind unsere Werte 
mehr wert als die Werte der anderen Mitglieder in der 
Europäischen Union? Dass das absurd ist, wird hier 
sehr deutlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hier lässt sich ganz klar – das ist in der Rede von Herrn 
Kollegen Lucks sehr deutlich geworden – ein grüner 
Faden erkennen. Wie schon bei der Verlängerung des 
Irak-Mandats lässt sich auch hier die Reduzierung des 
Mandats weder militärisch noch mit sicherheitspoliti-
schen Argumenten begründen. Nein, die Begründung 
liegt in der politischen Ideologie, wie folgendes Zitat 
aus dem Auswärtigen Amt deutlich macht: „das wieder-
holt inakzeptable Verhalten einzelner Einheiten der liby-
schen Küstenwache gegenüber Flüchtlingen und Migran-
ten und auch gegenüber Nichtregierungsorganisationen“. 
Und es stimmt, das ist ein Problem. Zahlreiche auf der 
Libyen-Route abgefangene Migranten werden nach Li-
byen zurückgebracht oder sind dort willkürlicher Inhaf-
tierung ausgesetzt.

Noch einmal: Ja, das ist ein Problem. Aber dieses 
Problem lösen Sie doch nicht, indem Sie sich auf den 
Standpunkt stellen: Macht die vor Ort herrschenden Pro-
bleme nicht zu unseren Problemen! – Deshalb müssen Sie 
sich hier den Vorwurf gefallen lassen, dass Sie mit der 
Reduzierung des Mandats lediglich Ihr Gewissen rein-
waschen, aber nicht zur Lösung des Problems vor Ort 
beitragen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Situation wird sich im Zweifel sogar verschlech-
tern und verschärfen; denn die Lücke, die hier entsteht, 
werden andere Nationen füllen, Nationen, auf die wir 
keinen Einfluss haben, Nationen, die ganz andere Werte 
und Normen haben als wir, wo Ihnen niemand sagen 
kann, wie eine solche Ausbildung vonstattengeht. Was 
sagt die Ampel denn, wenn im schlimmsten Fall – das 
ist alles nicht ausgeschlossen – russische Wagner-Söldner 
die Ausbildung der libyschen Küstenwache übernehmen? 
Was machen Sie dann? Eine außen- und sicherheitspoli-
tische Begründung lässt sich also für uns hier nicht er-
kennen. Deshalb halten wir die Reduzierung des Mandats 
auch ganz klar für einen Fehler.

Die Ampel stellt sich mit diesem Alleingang gegen die 
Position der Europäischen Union. Dabei ist doch gerade 
in der aktuellen Situation und angesichts der Herausfor-
derungen, vor denen Europa und die EU stehen, ein ein-
heitliches Auftreten in der Sicherheits- und Außenpolitik 
wichtiger denn je. Auch das ist heute mehrmals betont 
worden. Das gilt gerade auch für unsere strategische Ge-
genküste: Instabilität in Nordafrika wirkt sich auch auf 
Europa aus, wie wir an zahlreichen Beispielen in den 
vergangenen Jahren sehen konnten.

Die Situation in Libyen ist weiterhin fragil. Der Weg 
zu einem Frieden zwischen den verfeindeten Milizen ist 
noch lang. Irini leistet hier einen wichtigen Beitrag, um 
sie wenigstens nicht mit noch mehr Waffen zu versorgen. 
Und die Waffen bleiben ja nicht in Libyen. Angesichts 
durchlässiger Grenzen instabiler Staaten finden sie ihren 
Weg in die gesamte Region und breiten damit die Insta-
bilität auch in der Sahelzone aus. Das kann nicht in un-
serem Interesse sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Fraktion wird 
diesen neuen Mandatstext in den nächsten Tagen und 
Wochen beraten.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/1240 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Damit sind Sie 
einverstanden. Dann verfahren wir so.

Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 12 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Für eine schnelle und umfassende Unterstüt-
zung der Republik Moldau

Drucksache 20/1337
Es ist vorgesehen, hierüber 39 Minuten zu debattieren.
Ich eröffne die Aussprache. Der Kollege Knut 

Abraham hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Knut Abraham (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Es gibt gerade in Zeiten eines Krieges in Europa 
nichts Politischeres als einen Blick auf die Landkarte. 
Von Moldau sind es genau 50 Kilometer bis nach Odessa. 
Putins Krieg ist nah, und in der zu Moldau gehörenden 
separatistischen Region Transnistrien stehen rund 1 500 
russische Soldaten, die sich seit 23 Jahren weigern, ab-
zuziehen. In dieser schwierigen Situation zeigt Moldau in 
einer ungemein beeindruckenden Weise europäische So-
lidarität.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Marianne Schieder [SPD])

Das kleine Land mit seinen etwa 2,5 Millionen Einwoh-
nern hat mehr als 120 000 Flüchtlinge, darunter 
50 000 Kinder, aufgenommen. Hochgerechnet auf 
Deutschland, entspräche dies einer Aufnahme von 4 Mil-
lionen Menschen innerhalb weniger Wochen. Weitere 
260 000 Ukrainer sind zudem durch Moldau in andere 
Länder Europas weitergereist. Was aber auf das Land 
zukommt, sollte Odessa verstärkt von den Russen ange-
griffen werden, ist dramatisch. Der Großraum Odessa hat 
genauso viele Bewohner wie Moldau Einwohner.

Was Moldau für die Flüchtlinge in dieser verzweifelten 
Situation leistet, ist, wie gesagt, enorm und verdient un-
seren herzlichen Dank, unsere Anerkennung und unseren 
tiefen Respekt, aber eben auch unsere volle Unterstüt-
zung und Hilfe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Marianne Schieder [SPD])

Diese europäische Solidarität, die Moldau gegenüber den 
Ukrainern zeigt, sollten auch wir gegenüber Moldau zei-
gen. Das ist der Kern unseres Antrags zur schnellen und 
umfassenden Unterstützung der Republik Moldau.

Die Herausforderungen sind so zahlreich wie schwie-
rig. Moldau hat sich für den europäischen Weg entschie-
den, und wir müssen uns aus ganzer Überzeugung ent-
scheiden, Moldau bei seinem Weg in die Europäische 
Union zu helfen. Auf diesem ist Moldau übrigens schon 
ziemlich erfolgreich unterwegs, mithilfe der Visumsfrei-
heit seit 2014 und mit dem Assoziierungsabkommen seit 
2016. Die Grundlagen sind also gelegt. Das ist übrigens 
ein Beispiel für die kluge Europapolitik unserer Bundes-
regierung unter Angela Merkel in diesem wichtigen Teil 
Europas.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Heute, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, gehen bereits zwei Drittel der Ausfuhren Mol-
daus in die Europäische Union. Übrigens: Unter den Aus-
fuhren des Landes empfehle ich persönlich ganz beson-
ders den exzellenten Wein. Das ist wirklich eine positive 
Erfahrung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das bedeutet zunächst, dass jetzt ein Modell entwickelt 

werden muss, mit dem Moldau schnell an die Europäi-
sche Union herangeführt werden kann, zunächst bei-
spielsweise schrittweise Richtung Binnenmarkt. Jeden-
falls aber muss das Ziel klar sein: Moldaus Zukunft 
liegt nicht in irgendeinem ungefähren Europa, sondern 

in der EU; denn wo der Ordnungsrahmen der EU Einzug 
gehalten hat, folgen Stabilität und Prosperität. Daher for-
dern wir in unserem Antrag auch eine Anerkennung Mol-
daus als Beitrittskandidat der EU.

Deutschland genießt aus den Jahren der unionsgeführ-
ten Bundesregierung unter Bundeskanzlerin Angela 
Merkel in Moldau großes Vertrauen. Sie war die erste 
deutsche Regierungschefin, die das Land besucht hat. 
Das Kanzleramt unter Federführung von Christoph 
Heusgen hatte eine entschlossene, aber letztlich an Russ-
land gescheiterte Initiative zur Lösung des Transnistrien- 
Problems ergriffen, die sogenannte Meseberg-Initiative. 
Auch der gestrige Besuch von Ministerpräsidentin Gav-
rilita zeigt das Vertrauen und die Erwartung an die jetzige 
Bundesregierung, Frau Ministerin. Wenn es darum geht, 
Moldau beizustehen, haben Sie die CDU/CSU natürlich 
an Ihrer Seite.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die gestrige Konferenz im Auswärtigen Amt, Frau 

Ministerin, ausgerichtet gemeinsam mit Frankreich und 
Rumänien, und auch die Solidaritätswirkung der Luft-
brücke für die ukrainischen Flüchtlinge aus Chisinau 
nach Deutschland sind natürlich völlig richtig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ohne russische Ob-
struktion ist in einer europäischen Nachkriegsordnung 
auch eine Lösung des Transnistrien-Problems erreichbar. 
Die baltischen Staaten haben bewiesen, dass die Integra-
tion einer russischsprachigen Bevölkerungsgruppe mög-
lich ist. Voraussetzung dafür ist aber, dass die russischen 
Truppen endlich aus Moldau verschwinden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein weiteres Thema liegt mir besonders am Herzen: 
die Zukunft der Volksgruppe der Gagausen. Die Gagau-
sen sind ein christliches Volk im Süden Moldaus, das 
Autonomie genießt und von den Russen instrumentali-
siert wurde. Auch hier gilt die Zukunft Europa.

Jetzt geht es aber darum, Solidarität in politisches Han-
deln zu verwandeln. Wir haben jetzt die Gelegenheit, 
sogar die Verpflichtung, dies zu tun, und dem dient unser 
Antrag, für den ich hiermit sehr herzlich um Ihre Zustim-
mung und Unterstützung bitte.

Danke sehr.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die SPD-Fraktion hat Frank Schwabe das Wort. – 

Bitte schön.
(Beifall bei der SPD)

Frank Schwabe (SPD):
Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! Ich will 

mich bei der Unionsfraktion dafür bedanken, dass Sie 
diesen Antrag vorgelegt haben, weil das nicht nur der 
Bundesregierung die Gelegenheit bietet, deutlich zu ma-
chen, was sie in Sachen Republik Moldau tut – es ist ein 
beeindruckendes Engagement, was, glaube ich, im gan-
zen Haus und auch europäisch geteilt wird –, sondern 
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eben auch die Haltung des Bundestages zeigt, dass er der 
Republik Moldau in diesen schwierigen Zeiten besondere 
Beachtung schenkt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir haben in der Republik Moldau eine ganz erstaun-
liche Entwicklung gehabt, jedenfalls bis vor ein paar 
Wochen. Jetzt droht vieles in Gefahr zu geraten. Wir 
haben die Situation, dass wir mit Moldau in der Tat das 
ärmste Land Europas haben; so muss man das sehen, 
wenn man sich den Entwicklungsindex anguckt. Sie ha-
ben so viele Probleme, dass man vor ein paar Jahren hätte 
glauben können, das funktioniere alles gar nicht, das sei 
eine Art Failed State. Wir haben dann aber gesehen, dass 
es in diesem Land unter mutiger Führung derjenigen, die 
heute Präsidentin ist, möglich war, voranzugehen und 
eine Perspektive für dieses europäische Land zu ent-
wickeln. All das gerät gerade durch eine russische Ag-
gression in Gefahr, aber eben auch dadurch, dass sich 
viele Geflüchtete auf den Weg in die Republik Moldau 
machen oder schon da sind.

Ich bin gerade erst aus der Ukraine wiedergekommen. 
Ich war im Westen der Ukraine, in Lwiw. Dort ist die 
Situation so, dass, wenn man da ist, man zunächst den 
Eindruck hat, da sei gar kein Krieg. Klar, man sieht Fah-
nen, man sieht auch Barrikaden. Aber im Grunde genom-
men geht das Leben dort seinen geregelten Weg. Die 
Menschen versuchen, sich in dieser schwierigen Situa-
tion einzurichten mit schon Hunderttausenden Geflüch-
teten aus dem Osten und dem Süden der Ukraine. Die 
Menschen versuchen, dort zu bleiben. Aber wenn sich 
der Krieg in der Tat in Richtung Odessa und in Richtung 
des Westens der Ukraine weiterentwickelt, dann reden 
wir über Millionen weitere Menschen, die sich auf die 
Flucht begeben werden und begeben müssen. Dann ist 
es erneut die Republik Moldau, die ganz im Fokus dieser 
Fluchtbewegung steht.

Es ist beschrieben worden, welche Herausforderungen 
die Republik Moldau mit dem russisch besetzten Teil, 
Transnistrien, hat. Die Republik Moldau ist eigentlich 
in derselben Situation wie andere Staaten in der Region, 
wie Belarus und die Ukraine, die sich bisher gar nicht 
zwischen Russland, der Europäischen Union oder sonst 
was entscheiden wollten, sondern eigentlich für Werte 
stehen. Sie sind auf der Suche nach Demokratie, nach 
Freiheit, nach einer vernünftigen ökonomischen und so-
zialen Entwicklung, und bisher war es völlig egal, mit 
wem man dort in Partnerschaft ist. Das ändert sich gera-
de, weil klar geworden ist und klar wird, dass bei einer 
solchen Entwicklung Russland für sehr lange Zeit nicht 
der Partner sein kann. Deswegen ist es umso wichtiger, 
dass wir die Perspektive aufzeigen, dass wir deutlich 
machen: Die Republik Moldau ist Teil der europäischen 
Wertegemeinschaft. Damit braucht es neben der Anbin-
dung an den Europarat eben auch eine Anbindung an die 
Europäische Union.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Ich habe gerade schon gesagt: Das Land oder jeden-
falls die Regierung hat eine erstaunliche Entwicklung 
durchgemacht. Viele von Ihnen haben die Ministerprä-
sidentin hier erlebt. Am Ende steht aber die Staatsprä-
sidentin Maia Sandu für diese Entwicklung, eine so mu-
tige und couragierte Frau, wie man sich das besser gar 
nicht vorstellen kann. Es ist wirklich eine politische Bil-
derbuchkarriere einer Frau, die aus der Zivilgesellschaft 
kommt und am Ende bereit war, politische Verantwor-
tung zu übernehmen, und es wahrhaftig geschafft hat, 
eine deutliche Mehrheit der Menschen in diesem Land 
hinter sich zu versammeln.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Deswegen ist es so wichtig, dass wir diese mutige Frau, 
diese mutigen Menschen in dem Land, die in so großer 
Gefahr sind, so umfassend unterstützen, wie es nur geht.

Ich will es noch mal unterstreichen: Nach meinem Ein-
druck soll das nach dem heute vorliegenden Antrag getan 
werden. Es soll am Ende das unterstützt werden, was 
unter Federführung des Bundeskanzlers und der Außen-
ministerin auf den Weg gebracht wurde. Ich will aber 
auch die Entwicklungsministerin nennen, weil wir in 
den letzten Jahren viele Projekte dort hatten und diese 
jetzt noch mal konzentrieren. Das ist eben die Unterstüt-
zungsplattform, und das war diese wirklich so überaus 
erfolgreiche Konferenz, die wir in den letzten Tagen 
hier in Berlin sehen konnten, an der Frankreich und Ru-
mänien auch ihren Anteil hatten.

Es ist schon gesagt worden: Der Anteil der Geflüchte-
ten an der Gesamtbevölkerung beträgt zurzeit 4 Prozent, 
und das kann sich noch deutlich erhöhen. Das ist für 
dieses Land eine riesige Herausforderung.

Es gibt auch Herausforderungen im Energiebereich. 
Ich war vor zehn Jahren zum ersten Mal in Chisinau 
und habe mich damals gefragt, warum dieses Land nicht 
viel mehr im Bereich der Solarenergie macht. Es ist ei-
gentlich prädestiniert dafür. Aber es mangelte eben an 
klaren Strukturen, an den Bedingungen für Investitionen 
in dem Land. Deswegen sind Justizreformen und die 
Bekämpfung der Korruption so wichtig. Auch da unter-
stützen wir entsprechend aus Deutschland. Wir helfen bei 
der wirtschaftlichen und der finanziellen Entwicklung 
des Landes. Ich will es noch mal sagen: Es sind am 
Ende round about 40 Millionen Euro aus dem Entwick-
lungsetat, und es sind noch mal 50 Millionen, die in Form 
von Krediten geleistet werden.

Die Republik Moldau ist nicht nur geografisch, son-
dern auch mit ihren klaren Entscheidungen in Richtung 
Demokratie Teil der europäischen Wertegemeinschaft. 
Deswegen ist es richtig, dass wir hier gemeinsam, die 
Bundesregierung, aber vor allen Dingen auch dieses 
Hohe Haus, die Republik Moldau in dieser schwierigen 
Zeit umfassend unterstützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich komme zurück zu den Wahlen. Die Zeit ist gleich 

um. Ist denn ein Mitglied des Hauses anwesend, das noch 
nicht abstimmen konnte, aber dennoch wollte? – Ich 
weiß, wir hätten noch drei Minuten. Ich wollte nur schon 
mal fragen und würde dann nach dem nächsten Redner 
die Wahlen schließen.

Ich gebe jetzt das Wort dem Kollegen Matthias 
Moosdorf für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Matthias Moosdorf (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Molda-

wien zeigt wie in einem Brennglas, welche Entwicklun-
gen gerade unsere Aufmerksamkeit verdienen. Der 
„Guardian“ schrieb treffend: Die Armen helfen den Ver-
zweifelten.

Zuallererst: Wir waren letzte Woche dort. Ich verneige 
mich tief vor der Initiative, der Professionalität, der po-
litischen Entschlossenheit und vor allen Dingen der 
menschlichen Wärme dieses Landes. Auch dort kamen – 
Sie haben es schon gehört – zeitweise 15 000 Flüchtlinge 
an einem Tag über 67 Grenzübergänge an, prozentual zur 
Bevölkerung mehr als in jedem anderen europäischen 
Land. Doch die Politik macht einiges anders: Alle werden 
bei Einreise registriert; ihre Erfordernisse werden abge-
fragt. Dazu entstanden in nur sieben Stunden zahlreiche 
Zeltstädte. In Echtzeit werden diese Daten an alle Behör-
den des Landes überspielt. Nach drei Stunden Fahrt in die 
Städte stehen Psychologen, Diabetologen und Chirurgen 
schon bereit. Drittstaatler – andere nennen sie Studenten – 
werden erfasst und in Zusammenarbeit mit deren Heimat-
ländern nach Hause gebracht.

(Beifall bei der AfD)
Zwei Drittel der Flüchtlinge im Land wohnen privat, 
auch Ukrainer bei Russen und umgekehrt. Schon nach 
zwei bis drei Tagen erhalten alle eine Debitkarte mit 
120 Euro pro Monat, 480 Euro also für eine vierköpfige 
Familie. Damit können die Menschen in Moldawien im 
Supermarkt einkaufen.

Unsere Bundespolizei wäre entzückt; denn was wir 
hier an Fähigkeiten bewundern, ist zugleich Ihre Un-
fähigkeit und Ihr mangelnder politischer Wille. Und es 
geht noch weiter: Wenn Deutschland sich feiern lässt, 
dass der erste unserer Flieger nach Westeuropa voll be-
setzt gewesen ist, zeigt das nur, dass diese Flüchtlinge 
zum großen Teil gar nicht zu uns wollen. Sie wollen 
dort bleiben. Die Transporter anderer Länder starten der-
weil halb leer, und das jede Woche. Bei unserem Besuch 
an der Grenze haben wir übrigens ähnlichen Verkehr be-
obachtet in beiden Richtungen, Richtung Ukraine und 
zurück.

Sie machen Moldawien das Leben schwer mit zum 
Beispiel eskalierender Sanktionsrhetorik. Das Land ist 
abhängig, ja. Es erhält saisonal bis zu zwei Drittel sub-
ventionierte Energielieferungen aus Russland. Aber 
wenn Sie hier laut „Embargo“ schreien, dann müssen 
Sie dort erklären, wer die Preisdifferenz zum Weltmarkt 
künftig bezahlen soll. Moldawien kann es nicht. Die 
Pipelines zum Ersatz gibt es nicht. Ein Energieverbund 

mit der EU – er wäre für 200 Millionen Euro zu haben – 
existiert nicht. Ihre Symbolpolitik mit der ukrainischen 
Fahne im Knopfloch destabilisiert fast gewollt Länder 
wie Moldawien, die in dieser Zeit alles richtig machen, 
obwohl sie dazu fast kein Geld haben.

(Beifall bei der AfD)

Lassen Sie uns das Afghanistan-Desaster nicht wieder-
holen, meine Damen und Herren! Was wir hier lernen 
können, ist Pragmatismus. Was wir hier unterstützen kön-
nen, sind Menschlichkeit und Deeskalation. An ihnen 
führt überhaupt kein Weg vorbei; denn diese Völker wis-
sen, dass sie auch weiterhin zusammenleben müssen. Wir 
könnten mit unserer Hilfe vor Ort und nicht in deutschen 
Flüchtlingsunterkünften so viel mehr erreichen.

Die stete Kriegsrhetorik aus dem Westen verstört eben-
falls hier wie dort, wie am Sonntag die Meldung aus der 
Ukraine, Russland ziehe Truppen in der moldawischen 
Provinz Transnistrien zusammen, um in Odessa eine 
zweite Front zu eröffnen. Odessa ist nicht weit entfernt, 
50 Kilometer. Moldawien selbst dementiert das auf allen 
Kanälen. Sie fragen sich: Wem nützt der Wunsch nach 
Störung der ohnehin komplizierten Staatlichkeit? – Es 
hängt also von uns ab, ob das Land den turbulenten 
Weg nach Europa weitergehen kann oder in den Strudel 
russischer Aggression gerissen wird.

Meine Damen und Herren, wenn wir einen europäi-
schen Flächenbrand verhindern wollen, dann knüpfen 
wir unsere Hilfe für die Ukraine ab sofort an klare An-
sagen. Europa darf kein Interesse an einer Ausweitung 
des Konfliktes haben. Unser Interesse ist Frieden.

(Beifall bei der AfD)

NATO-Einladungen während einer Krise, wie es von 
Friedrich Merz gefordert wird, sind deswegen verantwor-
tungslose politische Geisterfahrerei. Wahrscheinlich war 
die Entscheidung seiner Kaltstellung einer der wenigen 
klaren Momente der Merkel-Politik.

(Beifall bei der AfD)

Ein letzter Satz: Und doch zeigt auch eine stehende 
Uhr zweimal täglich die richtige Zeit. Dem Antrag der 
CDU/CSU auf schnelle Hilfe für Moldawien stimmen 
wir deswegen zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich komme zurück zu den Wahlen. Die Zeit für die 

Wahlen läuft in einer Minute ab. Ist ein Mitglied des 
Hauses anwesend, welches nicht gewählt hat und noch 
wählen muss? – Ist das ein Ja? – Dann bitte ich, das jetzt 
zügig zu erledigen. Nach dem nächsten Redebeitrag 
werde ich in jedem Fall die Urnen schließen.

Das Wort hat die Kollegin Merle Spellerberg für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Merle Spellerberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir müssen uns 
an dieser Stelle auch fragen, auf welcher Seite wir stehen, 
wenn wir darüber reden, ob Sanktionen gelockert werden 
sollen oder nicht. Unsere Außenministerin hat es am 
Dienstag nach der Geberkonferenz ganz richtig gesagt: 
Leider stehen wir erst am Anfang der Krise, die der 
russische Krieg gegen die Ukraine ausgelöst hat, natür-
lich besonders vor Ort, aber eben auch im Nachbarland 
Moldau. Die Menschen dort berichten, dass sie Angst 
haben, von Russland mit überrollt zu werden. Auch ge-
rade deshalb ist die neue Unterstützungsplattform für 
Moldau so wichtig.

Dabei möchte ich gerne zwei Punkte hervorheben. Ers-
tens sehen wir endlich breite Solidarität mit Menschen 
auf der Flucht. Wir unterstützen Hilfsstrukturen vor Ort 
finanziell, und wir bringen Menschen nach Deutschland. 
Ich möchte mehr von dieser Solidarität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Gestern hatten wir im Auswärtigen Ausschuss die Ehre, 
mit der Ministerpräsidentin aus Moldau, Natalia Gavrili-
ta, zu sprechen. Hier ergibt sich für uns der zweite wich-
tige Punkt für unsere Politik: Wir hören zu, was die Men-
schen vor Ort brauchen, was ihre Bedürfnisse sind, und 
handeln dann gemeinsam.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Das war die Idee 
der CDU/CSU!)

Genau das kann die Unterstützungsplattform leisten. 
Genau dafür wurden mehr als 650 Millionen Euro finan-
zielle Unterstützung angekündigt, mit der die mol-
dauische Regierung Stabilität, Freiheit und Sicherheit 
gewährleisten kann. Denn Sicherheit ist eben nicht nur 
eine militärische – das sehen wir hier ganz deutlich –, 
sondern auch eine energiepolitische Frage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Von Frau Gavrilita haben wir auch gehört, dass jede 
vierte Person in Moldau etwa 25 Prozent ihres Einkom-
mens für Energiekosten ausgibt. Vergleichen Sie das ein-
mal am Ende des Monats mit Ihren Ausgaben. Da wird 
einem die gesellschaftliche Dimension relativ schnell 
klar.

(Christian Görke [DIE LINKE]: Abwarten!)
Die Gaspreise in Moldau sind in den letzten sechs Mo-
naten um das Achtfache gestiegen. Fast 100 Prozent der 
Gasversorgung in Moldau kommen aus Russland. Russ-
land streut in der Bevölkerung Moldaus massivst Des-
informationen. Auch damit ist wieder klar, dass sicher-
heitspolitische Fragen eben nicht nur militärische sind.

Auch unabhängig davon ist die sicherheitspolitische 
Lage höchst brisant. Die in Transnistrien stationierten 
Tausenden russischen Soldatinnen und Soldaten wurden 
bereits angesprochen. Moldau und die Vereinten Natio-
nen fordern deren Abzug seit Jahren.

Was klar ist: Moldau ist nicht die Ukraine, nicht his-
torisch und nicht politisch. Aber Odessa ist nur eine Au-
tostunde von der moldauischen Grenze entfernt. Alles, 

was in der Ukraine passiert, hat auch direkte Auswirkun-
gen auf Moldau. Also müssen wir weiter zuhören und 
weiter handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich komme zurück zu den Wahlen. Die Zeit, die vor-

gesehen war, ist abgelaufen. Ich gehe davon aus, dass alle 
Mitglieder des Bundestages die Chance hatten, an den 
Wahlen teilzunehmen. Deute ich das dort hinten richtig? – 
Das ist aber jetzt der allerletzte Aufschub. Ich bitte wirk-
lich für die verbleibenden Sitzungswochen, sich da ein 
bisschen zu disziplinieren und einfach an Wahlen teil-
zunehmen; innerhalb einer Stunde kann man das gut er-
ledigen, denke ich.

Das Wort hat der Kollege Andrej Hunko für die Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Andrej Hunko (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Republik 

Moldau ist das ärmste Land Europas und gleich in zwei-
facher Hinsicht von dem völkerrechtswidrigen Krieg 
Russlands in der Ukraine betroffen: zum einen durch 
die geografische Nähe – es ist schon angesprochen wor-
den: eine Autostunde bis Odessa – und auch durch die 
innere Gespaltenheit des Landes – es gibt bei Teilen der 
Bevölkerung eine starke historische Verbindung nach 
Russland, bei anderen nach Rumänien oder Richtung 
EU – und zum anderen durch die Flüchtlinge, die über 
Moldawien aus der Ukraine geflohen sind. Über 100 000 
sind dauerhaft in Moldawien, werden dort von Familien 
aufgenommen; ungefähr 300 000 haben Moldawien pas-
siert. Also: Es ist ein Land, das sehr stark betroffen ist, 
und es ist richtig, dass hier humanitär in jeder erdenk-
lichen Weise geholfen wird.

(Beifall bei der LINKEN)
Die CDU/CSU hat einen entsprechenden Antrag ein-

gebracht. Da steht sehr viel Richtiges drin. Ich will aber 
auch ein paar Punkte ansprechen, die nicht drinstehen.

Moldawien ist gleichzeitig das Land, in dem vor eini-
gen Jahren der größte Raub des Jahrhunderts stattgefun-
den hat: 1 Milliarde Dollar wurden aus dem Staatshaus-
halt gestohlen. Junge Menschen, die dagegen protestiert 
haben, sind kriminalisiert worden, waren im Gefängnis – 
ich habe sie in Chisinau besucht – und haben schließlich 
im Herbst letzten Jahres vor dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte recht bekommen. Diese unfass-
bare Korruption, die dahintersteht, ist auch unter der 
neuen Regierung bisher nicht aufgearbeitet worden. 
Und der Begriff „Korruption“, Herr Abraham, steht nicht 
ein einziges Mal in Ihrem Antrag. Auch das muss an-
gesprochen werden.

(Beifall bei der LINKEN)
In dem Antrag steht, der Bundestag soll die Konrad- 

Adenauer-Stiftung in Moldawien unterstützen. Mit Ver-
laub: Einem solchen Antrag können wir nicht zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Wenn schon, dann alle Stiftungen. Die Konrad-Adenau-
er-Stiftung ist in der moldawischen Gesellschaft auch 
umstritten. Sie sitzt in der Regierung; das ist Thema dort.

Auch der enge Bezug in Ihrem Antrag zu Rumänien, 
das der zentrale Akteur sein soll, ist vor dem Hintergrund 
der Geschichte Moldawiens, denke ich, zumindest unsen-
sibel.

Das sind ein paar Kritikpunkte. Ich will aber sagen: 
Die Hilfe für Moldawien, die humanitäre Hilfe in dieser 
Situation, ist dringend notwendig. Das unterstützen wir, 
aber nicht jeden Punkt in Ihrem Antrag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Johannes Schraps [SPD])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich komme nun letztmalig zurück zu den Wahlen eines 

Stellvertreters der Bundestagspräsidentin sowie eines 
Mitglieds des PKGr. Ich gehe davon aus, dass jetzt alle 
Mitglieder des Hauses die Chance hatten, ihre Stimme 
abzugeben. Ich schließe die Wahlen und bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Die Ergebnisse der Wahlen werden Ihnen spä-
ter bekannt gegeben.1)

Wir kehren zurück zur Debatte. Für die FDP-Fraktion 
hat nun die Kollegin Anikó Merten das Wort.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anikó Merten (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bilanz nach mehr als einem Monat Krieg 
ist verheerend: Wladimir Putin richtet in der Ukraine 
Blutbäder an. In der Mitte Europas sind so viele Men-
schen auf der Flucht wie seit dem Zweiten Weltkrieg 
nicht mehr. Familien haben ihre Heimat verloren, Men-
schen wurden mitten aus dem Leben gerissen.

Wir dürfen uns keine Illusionen machen: Putin weiß 
ganz genau, wie er durch gezielte Agitation über die 
direkten Konfliktlinien hinaus bekannte Ängste in den 
angrenzenden Staaten Europas schürt. Steigende Ener-
giepreise, steigende Lebensmittelpreise, Wohnungsnot, 
Überlastung der Sozialsysteme, Diskussionen über die 
Verteilung der Menschen auf die Bundesländer und auf 
die gesamte Europäische Union – Putins Krieg hat viele 
Fronten. Eine davon verläuft mitten durch unsere öffent-
liche Debatte im Umgang mit den Folgen des Krieges und 
mit den sehr schwer zu ertragenden Bildern, die uns von 
den Kriegsschauplätzen erreichen. Die Bilder aus But-
scha machen sprachlos. Aber wir können nicht zulassen, 
dass uns diese Sprachlosigkeit lähmt. Wir müssen der 
Sprachlosigkeit etwas entgegensetzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es ist unsere humanitäre Pflicht, in aller Deutlichkeit 
unsere Solidarität mit den Menschen und den Ländern zu 
bekunden, die nun unseren Schutz, unsere Hilfe brau-
chen. Dies gilt für die Menschen in der Ukraine sowie 
für die Menschen in der Republik Moldau, die am Rande 
dieses Krieges zwischen Fronten zerrieben zu werden 
droht.

Moldau kämpft seit dem Ende des Kalten Krieges da-
rum, seine Souveränität gegenüber dem Einflussbereich 
Russlands zu bewahren. Es ist, wie viele postsowjetische 
Republiken, stets zwischen einer engeren Anbindung an 
den Westen und der Nähe zum großen Nachbarn im Osten 
zerrissen. Putin muss nicht erst in Moldau einmarschie-
ren, um die gesamte Region weiter zu destabilisieren.

Mit dem Beginn des Krieges in der Ukraine droht 
Moldau nun eine humanitäre Katastrophe. Nach Angaben 
des UN-Flüchtlingshilfswerks wurden rund 400 000 
Ukrainerinnen und Ukrainer in Moldau versorgt. Moldau 
ist nach eigenen Angaben an der Belastungsgrenze, was 
die Aufnahme der Geflüchteten angeht. Es fehlt an Unter-
bringungsmöglichkeiten, an Wohnraum, an Medikamen-
ten, an Nahrungsmitteln und an Infrastruktur. Die Bilanz 
nach mehr als einem Monat Krieg ist auch für die Repu-
blik Moldau verheerend. Dennoch haben trotz all dieser 
Unwägbarkeiten rund 100 000 Ukrainerinnen und Ukrai-
ner in Moldau Zuflucht gefunden. Rund die Hälfte davon, 
so schätzt das UNHCR, sind Kinder. Die Solidarität Mol-
daus mit den geflüchteten Nachbarn ist groß.

Moldau, wie die Ukraine, verdient unsere unein-
geschränkte Unterstützung.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir dürfen nicht zulassen, dass Putins Krieg diese ge-
samte Region weiter destabilisiert. Die große internatio-
nale Solidarität mit der Republik Moldau und mit der 
Ukraine sendet ein klares Signal an Wladimir Putin, 
dass wir bereit sind, die Kosten dieses unsäglichen Krie-
ges mit zu tragen. Die Menschen in der Ukraine sind nicht 
allein. Die Menschen in Moldau sind nicht allein. Wir 
können helfen. Wir können Brücken bauen, und das tun 
wir auch.

Unsere Außenministerin war bereits in Moldau und hat 
die Initiative zur Bildung einer Luftbrücke angestoßen. 
Wir können den Menschen Schutz bieten. Unsere Solida-
rität ihnen gegenüber verdeutlicht, dass wir als demokra-
tische Rechtsstaaten eine Gemeinschaft bilden, die Putins 
schrecklicher Gewalt die Perspektive auf ein Leben in 
Frieden und in Freiheit entgegensetzen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind bereit, unsere humanitären Werte gegen Russ-
land zu verteidigen. Die internationale Geberkonferenz 
zugunsten der Republik Moldau am Dienstag in Berlin 
hat gezeigt, dass wir dringend benötigte Ressourcen zur 
Verfügung stellen können. 695 Millionen Euro Hilfszah-
lungen wurden Moldau zugesagt. Deutschland gibt einen 
Kredit in Höhe von 50 Millionen Euro frei und evakuiert 
weitere Geflüchtete. Damit versetzen wir die Republik 
Moldau in die Lage, adäquate Strukturen für die Versor-1) Ergebnisse Seite 2366 C
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gung der Menschen vor Ort zu schaffen. Ich möchte 
Annalena Baerbock ausdrücklich für ihr schnelles Han-
deln danken.

Es muss unser gemeinsames Ziel sein, eine Überlas-
tung Moldaus zu vermeiden; denn nur wehrhafte Demo-
kratien mit Zugang zu Ressourcen können ihre Sou-
veränität nach außen und nach innen verteidigen. Der 
ungebrochene ukrainische Kampfgeist ist dafür derzeit 
das beste Beispiel.

Danken möchte ich zu guter Letzt auch der Minister-
präsidentin Moldaus und ihren Landsleuten für die große 
Solidarität mit den Ukrainerinnen und Ukrainern.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es beweist große Stärke und ist ein Bekenntnis zu huma-
nitären Werten, in dieser schweren Situation offene Arme 
zu haben und für jene in Not um Hilfe zu bitten.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich weise aus aktuellem Anlass noch einmal darauf 

hin, dass wir heute Mittag im Ältestenrat daran erinnert 
haben, dass das Fotografieren hier im Plenum untersagt 
ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich habe nicht ge-
knipst!)

– Nein, ich weiß. Das trifft in diesem Fall auch nicht Sie, 
Herr Brandner. – Ich weise darauf hin: Sollte mir zur 
Kenntnis gelangen, dass Aufnahmen, die gerade eben 
während des letzten Redebeitrages entstanden sind, ir-
gendwo in den Netzwerken oder anderswo veröffentlicht 
werden, leite ich nachträglich entsprechende Ordnungs-
maßnahmen ein.

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat der Kol-
lege Manfred Grund für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Manfred Grund (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – In einer repräsentati-

ven Umfrage in Moldau haben sich 60 Prozent der Mol-
dauer, die daran teilgenommen haben, bei der Frage „Wo 
seht ihr die Zukunft von Moldau?“ für einen Weg in 
Richtung europäische Integration entschieden. Das ist 
auf doppelte Weise erstaunlich. Warum?

Zum einen ist es erstaunlich, weil Moldau alle Pro-
bleme hat, die ein Transformationsland der ehemaligen 
Sowjetunion bis heute mit sich umherschleppen muss. 
Zum anderen gibt es – das ist angesprochen worden – 
verschiedene Eigenheiten und Besonderheiten, die das 
Leben in dieser Republik besonders schwer machen.

Dazu gehört zum Ersten der nach wie vor anhaltende 
Transnistrien-Konflikt. Zum Zweiten sind die Gagausen 
angesprochen worden, die im Süden Moldaus leben, die 
stark russlandaffin sind und die sich eher der Eurasischen 
Wirtschaftsunion anschließen würden. Zum Dritten sind 

viele Moldauer ins Ausland abgewandert und arbeiten 
dort. Moldau und Rumänien sind stark lateinischsprachig 
geprägt, sodass eine Verständigung in Spanien, Frank-
reich und Italien relativ gut geht. Es arbeiten mehr Mol-
dauer im Ausland, als es Beschäftigte im Land gibt. Eine 
große Zahl der Moldauer finanziert das Leben ihrer Fa-
milien aus dem Ausland heraus. Auch deswegen sind die 
60 Prozent erstaunlich.

Zu dem anderen Aspekt, den Problemen eines Trans-
formationslandes: Korruption, Amtsmissbrauch, Vettern-
wirtschaft, Diebstahl – das ist angesprochen worden –, 
Rechtmissbrauch, all das gibt es in Moldau. Trotzdem 
sagen 60 Prozent Ja zur europäischen Integration.

Das hat viel mit der neuen Regierung zu tun: mit der 
Präsidentin Maia Sandu, mit Natalia Gavrilita und ihrer 
Regierung und auch mit der Mehrheit im Parlament. Im 
Gegensatz zu fast allen Vorgängerregierungen gibt es 
keinen Skandal, keine Korruption, keinen Amtsmiss-
brauch, keine Vorwürfe, keine Schattenwirtschaft, keine 
oligarchische Verdächtigung, die mit dieser jetzigen Re-
gierung oder mit der Präsidentin in Verbindung gebracht 
werden. Das ist ein großes Glück für Moldau. Und: Es 
sind Frauen, die das machen; denn die Männer haben 
vorher meistens schon versagt.

Meine Damen und Herren, Natalia Gavrilita hat einmal 
als Erklärung, warum es diesen Umschwung gibt, gesagt: 
Die Bürger der Republik Moldau haben genug von Re-
gierungen, die lügen, von Politikern, die stehlen, von 
öffentlichen Diensten, die nicht für die Menschen arbei-
ten, von Entscheidungen, die das öffentliche Interesse 
nicht berücksichtigen.

In der kurzen Zeit, die diese Regierung und die Prä-
sidentin bisher arbeiten konnten, hat es wenigstens drei 
existenzielle Krise gegeben, die Moldau getroffen haben. 
Zum Ersten Corona, das so ein kleines, so ein einkom-
mensschwaches Land natürlich besonders trifft. Zum 
Zweiten sind schon vor der jetzigen Energiekrise die Gas-
preise von Russland um 340 Prozent erhöht worden. Das 
kann eigentlich kein Mensch in Moldau bezahlen, auch 
nicht die Regierung. Auch deswegen braucht es unsere 
Unterstützung. Zum Dritten – es ist angesprochen wor-
den – ist es die Ukrainekrise mit den ukrainischen Flücht-
lingen.

Mehr als 100 000 Ukrainer sind bisher geblieben, etwa 
400 000 Flüchtlinge sind durch das Land durchgereist. 
Die Situation ist gut organisiert; auch das ist angespro-
chen worden. Wir müssen davon ausgehen: Falls Putin 
seinen Angriff auf Odessa ausweitet und die Bevölkerung 
von Odessa losläuft – es sind 45 Kilometer bis Moldau –, 
dann wird sich diese Zahl erheblich vergrößern. Die Men-
schen aus der Ukraine wollen in Moldau bleiben – das ist 
angesprochen worden –, wegen der Sprache, wegen der 
Schulen, aber auch wegen der Nähe zur Heimat.

Die Frage ist: Was braucht Moldau? Sie brauchen 
Geld, wenn es geht, Budgethilfe: Unterstützung direkt 
ins Budget, in unterschiedlicher Größenordnung von 
vielleicht 500 Millionen Euro bis 1 Milliarde Euro, mög-
licherweise sogar über mehrere Jahre. Sie brauchen wei-
tere Unterstützung im Rechtsstaatsprozess. Da muss 
Brüssel stärker hinschauen, was mit dem Geld und den 
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Instrumenten, die Brüssel gibt, gemacht wird, damit das 
effizient eingesetzt wird und die Leute eine Veränderung 
sehen. Moldau möchte seine Exportquote für Produkte, 
die sie bisher limitiert in die Europäische Union verkau-
fen können, erhöhen: Moldauischer Wein, moldauische 
Früchte, Äpfel, gehören dazu. Die Exportquote zu er-
höhen, ist ein Punkt. Ein weiterer Punkt – auch das wurde 
angesprochen – ist die Verbindung der Stromnetze über 
Rumänien, Interkonnektoren eingekoppelt in das euro-
päische Netz, das dann hoffentlich noch genügend Strom 
hat, um auch Moldau mitzuversorgen. Das ist noch nicht 
gesichert. Ich glaube, eine EU-Beitrittsperspektive – auch 
das ist angesprochen worden – wäre als Zielvorstellung 
wichtig. Das wird sicherlich ein langer Prozess. Eine Bei-
trittsperspektive wäre auch wichtig, um die Menschen zu 
motivieren; 60 Prozent befürworten einen EU-Beitritt; 
das ist nicht schlecht.

Der Kollege Schwabe hat den Antrag der Union fast 
gelobt, zu Recht. Wir loben auch die Außenministerin 
Baerbock für ihre Arbeit; wir unterstützen das ausdrück-
lich. Wenn wir jetzt bei der Abstimmung zur Sofort-
abstimmung kommen könnten und den Antrag nicht 
erst in die Ausschüsse schieben, wäre das nicht nur für 
Moldau, sondern auch für unser Parlament eine gute Sa-
che.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Johannes Schraps [SPD])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich bitte, auf das Wiederanlegen der Maske zu achten.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Ich war so auf-
geregt!)

Für die SPD-Fraktion hat nun Johannes Schraps das 
Wort.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Johannes Schraps (SPD):
Verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Der Angriffskrieg, den Russland auch in 
diesen Stunden gegen die Ukraine führt, stellt unsere 
gesamte europäische Gemeinschaft auf eine schwere Pro-
be. Diese schwierige Situation hat eines noch einmal 
ganz deutlich gemacht: Nur wenn wir solidarisch zusam-
menstehen, wenn wir gemeinsam an einem Strang ziehen, 
dann sind wir in Europa und als Europa stark.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es reicht nicht aus, dass wir lediglich innerhalb der 
Europäischen Union gemeinsam handeln und solidarisch 
miteinander sind. Durch den russischen Angriffskrieg 
wird deutlich sichtbar, dass die europäische Staaten-
gemeinschaft – das hat der Kollege Schwabe vorhin 
schon angesprochen –, die Gemeinschaft der Staaten, 
die ein rechtsstaatlich organisiertes, demokratisches und 
mit Freiheitsrechten unterlegtes System von Politik und 

Gesellschaft als ihre fundamentale, als ihre tragende 
Grundlage begreifen, aus mehr Ländern besteht als den 
27 EU-Mitgliedstaaten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Ukraine kämpft seit mehreren Wochen auch für 
unsere Sicherheit und für unsere Freiheit. Moldau hat 
seit dem 24. Februar – es ist angesprochen worden – als 
ärmstes Land Europas die meisten Flüchtlinge pro Kopf 
aufgenommen, ein Land, das – anders als Polen, Ungarn, 
Rumänien oder auch die Slowakei und Tschechien – als 
westliches Nachbarland der Ukraine noch kein EU-Mit-
glied ist. Das müssen wir uns immer wieder vergegen-
wärtigen; denn gerade vor dem Hintergrund der Möglich-
keiten, die ein Land mit gerade einmal 2,6 Millionen 
Einwohnern hat, leistet die Regierung der Republik Mol-
dau, leistet die Gesellschaft der Republik Moldau wirk-
lich Außerordentliches bei der Aufnahme und der Unter-
stützung der Menschen, die vor Leid und Krieg aus der 
Ukraine flüchten müssen. Dafür kann man eigentlich gar 
nicht genug Anerkennung ausdrücken, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Auch deshalb halte ich es für ein außerordentlich wich-
tiges Signal, dass die Moldau im Zuge der Unterstüt-
zungs- und Geberkonferenz in dieser Woche in Berlin 
finanzielle Zusagen für internationale Hilfen in Höhe 
von knapp 700 Millionen Euro erhalten hat, darunter 
die angesprochenen 50 Millionen Euro ungebundene Fi-
nanzkredite aus der Bundesrepublik und auch die noch-
malige Aufstockung des Hilfspakets aus dem BMZ auf 
40 Millionen Euro. Diese Geberkonferenz war auch des-
halb wichtig, weil wir damit gegenüber der russischen 
Regierung deutlich machen: Wir lassen die Moldau nicht 
im Stich, verehrte Kolleginnen und Kollegen. Dieses Sig-
nal ist ganz wichtig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Diese finanzielle Unterstützung ist insbesondere in der 
aktuellen Situation eminent wichtig; das hat auch Pre-
mierministerin Natalia Gavrilita im Rahmen ihres Ber-
lin-Besuches mehrfach betont, unter anderem am Mitt-
woch im Auswärtigen Ausschuss. Diese Konferenz ist 
also eine sehr gute Initiative von Außenministerin 
Annalena Baerbock und auch von ihrem französischen 
und dem rumänischen Kollegen. Das, was die Bundes-
regierung bereits angestoßen hat, ist genau richtig. Das 
kann aus meiner Sicht aber auch nur ein Anfang sein. Es 
wird weitere und kontinuierliche Unterstützung notwen-
dig sein, um die Stabilität der Moldau auch zukünftig zu 
gewährleisten.

(Beifall bei der SPD)
Gerade vor dem Hintergrund der Diskussionen hier bei 

uns in Deutschland – wir machen uns viele Gedanken 
darüber, wie wir unsere Abhängigkeit von fossilen Ener-
gieträgern aus Russland am schnellsten beenden können, 
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die je nach Ressource zwischen 35 und 55 Prozent be-
trägt – dürfen wir unsere Nachbarn in der europäischen 
Staatengemeinschaft nicht vergessen; denn einige EU- 
Mitgliedstaaten und eben auch die Republik Moldau hän-
gen bei der Energieversorgung zu 100 Prozent von russi-
schem Gas ab. Das sind ganz andere Dimensionen. Wir 
müssen uns also auch um diese Partner kümmern, wenn 
wir es mit unseren Zielen ernst meinen, die Abhängigkeit 
von fossilen Energieträgern und damit auch von auto-
ritären Regimen zu beenden.

Die Regierung der Republik Moldau hat vor einigen 
Tagen einen EU-Beitrittsantrag gestellt; das ist genannt 
worden. Als Teil der europäischen Staatengemeinschaft 
steht das der Republik Moldau, wie ich finde, auch ganz 
selbstverständlich zu. Aber bis zu einem EU-Beitritt gibt 
es noch zahlreiche Zwischenschritte, um auch in Zukunft 
eng und vertrauensvoll zusammenzuarbeiten: im Rahmen 
der Östlichen Partnerschaft, im Zuge der Assoziierungs-
abkommen, bei den DCFTAs, bei der Visaliberalisierung. 
Überall gibt es aus meiner Sicht noch eine Menge Poten-
zial, das wir gemeinsam heben können. Auf dem weiteren 
Weg müssen wir sicherlich auch noch weitere Formen 
einer engeren Zusammenarbeit erarbeiten.

Im Vorstand des deutsch-moldauischen Forums ver-
suche ich, wie übrigens auch mein Vorredner Manfred 
Grund, mit vielen Gleichgesinnten einen Beitrag dazu 
zu leisten, die bilateralen Beziehungen zwischen 
Deutschland und der Moldau weiter zu vertiefen, und 
zwar gerade auch im zivilgesellschaftlichen Austausch. 
Frank Schwabe und auch andere Kollegen haben schon 
darauf hingewiesen: Wir haben jetzt eine proeuropäische 
Regierung in der Moldau, mit der man nach innenpoli-
tisch sehr schwierigen und unruhigen Jahren jetzt endlich 
wieder eine vertrauenswürdige Kooperation aufbauen 
kann. Ein Grund mehr aus meiner Sicht, die Moldau zu 
unterstützen, so wie es unsere Bundesregierung derzeit 
sehr fokussiert tut.

Diese umfassende Unterstützung wird in dem Antrag, 
denke ich, sehr gut beschrieben. Es hätte ihn dafür nicht 
unbedingt gebraucht; aber das gibt uns heute und auch in 
der Beratung im Ausschuss noch einmal die Möglichkeit, 
das ganz wichtige Signal zu setzen, nämlich dass demo-
kratische Regierungen bei uns immer Unterstützung fin-
den.

Vielen herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun der 

Kollege Julian Pahlke das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Demokra-

ten! Wir sind in einer anderen Welt aufgewacht, so hat es 
Annalena Baerbock am Morgen des russischen Angriffs-
krieges auf die Ukraine beschrieben. Zu dieser neuen 

Welt gehören neue Debatten: über Waffenlieferungen, 
über Energieabhängigkeiten, vieles, das wir uns vor we-
nigen Monaten nicht hätten vorstellen können. Dazu zählt 
auch die Selbstverständlichkeit, mit der insbesondere ost-
europäische Staaten Geflüchtete aus der Ukraine aufneh-
men und versorgen, auch Moldau.

Das Land mit gerade einmal 2,6 Millionen Einwohne-
rinnen und Einwohnern ist nicht an, sondern über der 
Grenze des Leistbaren dessen, was die Menschen und 
die Regierung noch aus eigener Kraft stemmen können. 
Deshalb organisiert unsere Außenministerin Geberkon-
ferenzen, reist selber in das Land und stellt Mittel bereit, 
um Moldau nicht alleine zu lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Manfred Grund [CDU/CSU] 
und Anikó Merten [FDP])

Es geht um Sicherheit für Geflüchtete und Bürger/-innen 
des Landes, um Würde, damit niemand nach der Flucht 
ohne Dach und Nahrung dasteht, und es geht um Solida-
rität, die nicht nur in der Europäischen Union, sondern 
über die Europäische Union hinaus gelten muss.

Diese Solidarität beweisen wir. Dazu gehören die 
40 Millionen Euro, die aus dem Entwicklungsministe-
rium bereitstehen und die Aufnahme und Registrierung 
in Moldau unterstützen. Die internationale Geberkon-
ferenz hat sogar über 650 Millionen Euro gemeinsam in 
den Topf geworfen. Die Bundesrepublik hilft mit einem 
Kredit aus. Die Liste ist lang. Das Auswärtige Amt hat 
die Evakuierung von Geflüchteten aus Moldau angekün-
digt, in einem ersten Schritt 2 500 Menschen. Diesem 
Beispiel sind andere Staaten gefolgt, sodass heute über 
12 000 Plätze in Flugzeugen bereitstehen. Das hilft Ge-
flüchteten, das hilft Moldau, und das ist insbesondere 
eines: solidarisch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Die moldawische Gesellschaft hat ihre Häuser für 
Menschen aus der Ukraine geöffnet, für ein Dach und 
etwas zu essen gesorgt, und das, obwohl das Land durch 
den Angriffskrieg selber über das Leistbare gefordert ist. 
Wer es wagt, sich an die Seite derer zu stellen, die Schutz 
und Hilfe brauchen, wird Gleichgesinnte finden. Diese 
Hilfsbereitschaft und Solidarität ist es doch, die wir uns 
in den letzten Jahren so sehr auch von der unionsgeführ-
ten Bundesregierung gewünscht hätten. Statt weg-
zuschauen, auch einmal hinfahren, statt Zäune zu ziehen, 
lieber aufnehmen, und statt hartherzig auf andere zu ver-
weisen, solidarisch handeln.

Sie von der Union bezeichnen die Luftbrücke in Ihrem 
Antrag als „symbolische Geste“. Was wir den letzten 
Jahren von Ihnen gesehen haben, waren höchstens ho-
möopathische Dosen der Solidarität.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Bitte?)

Seien wir ehrlich: Bisher haben sich CDU und CSU we-
nig dafür interessiert, wie Länder an den europäischen 
Außengrenzen damit umgehen, wenn viele flüchtende 
Menschen dort Schutz suchen, wie es Geflüchteten geht 
oder ob sie an einem sicheren Ort sind.
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(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Wer hat denn hier 2015 die Flüchtlinge auf-
genommen?)

Aber bewahren Sie sich den guten Willen. Wir werden 
auf Ihre Hilfsbereitschaft zurückkommen, wenn das 
nächste Rettungsschiff einen sicheren Hafen sucht

(Knut Abraham [CDU/CSU]: In Moldau!)
oder wieder ein Lager brennt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/1337 mit 
dem Titel „Für eine schnelle und umfassende Unterstüt-
zung der Republik Moldau“. Wer stimmt für den An-
trag? – Das ist die antragstellende Fraktion, CDU/CSU, 
und die AfD. Wer stimmt dagegen? – Die Koalitions-
fraktionen

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Also, das ist bitter! In der Sache habt ihr uns 
recht gegeben!)

und die Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? – Niemand. 
Der Antrag ist abgelehnt.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Mannomann!)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf:

Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes

Drucksache 20/1332
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich bitte, zügig die Plätze zu wechseln, und diejenigen, 
die weiter hier an der Debatte teilnehmen wollen, bitte 
ich, Platz zu nehmen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Par-
lamentarische Staatssekretär Sven Lehmann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sven Lehmann, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Seit fast vier Jahren ist die Leitung der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes vakant, und diesen Zustand kön-
nen und wollen wir nicht länger hinnehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Daher legen wir heute als Ampelkoalition einen Gesetz-
entwurf vor, der die Leitung der Antidiskriminierungs-
stelle nicht nur stärkt und unabhängig macht, sondern 
auch ihre Wahl weg vom Ministerium, hier in den Deut-
schen Bundestag legt – eine klare Aufwertung für dieses 
so wichtige Amt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Ich danke den Koalitionsfraktionen sehr, dass sie die-
sen Gesetzentwurf so zügig einbringen; denn die Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes spielt eine entschei-
dende Rolle bei der Bekämpfung von Diskriminierung 
und damit für unsere offene Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Tag für Tag sind in unserem Land zahlreiche Men-
schen massiven, teils immer wiederkehrenden Diskrimi-
nierungen ausgesetzt. Viele finden etwa keine Wohnung, 
weil ihr Nachname nicht Lehmann, sondern Abdi ist. 
Andere werden auf der Straße beschimpft oder sogar 
angegriffen, weil sie Kippa oder Kopftuch tragen. Wieder 
andere müssen Angst davor haben, sich am Arbeitsplatz 
als lesbisch oder schwul zu outen, übrigens nicht nur 
dann, wenn ihre Arbeitgeberin die katholische Kirche 
ist. Die Liste ließe sich beliebig fortführen. Bei all diesen 
Beispielen ist klar: Nicht die Diskriminierten müssen sich 
ändern, sondern die, die diskriminieren, müssen sich än-
dern, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Die Antidiskriminierungsstelle ist für all diese Men-
schen und für viele weitere die zentrale Anlaufstelle. 
Hier bekommen sie Informationen über ihre Rechte, ju-
ristische Beratung, Expertise. Die ADS verschafft dem 
Thema Diskriminierung auch durch gute Öffentlichkeits-
arbeit eine hohe Aufmerksamkeit, und sie untermauert 
die Debatte durch wissenschaftliche Untersuchungen. 
Wie wichtig eine grundlegende Stärkung der ADS ist, 
zeigt auch ihr aktueller Bericht. 2020 sind die Beratungs-
anfragen um 78 Prozent angestiegen und damit auf einem 
Höchststand.

Lassen Sie mich an dieser Stelle – ich denke, auch im 
Namen von Ihnen allen – allen Mitarbeitenden der ADS 
sehr für ihre tägliche wichtige Arbeit danken und ganz 
besonders Herrn Bernhard Franke, der die ADS jetzt 
schon seit einigen Jahren kommissarisch führt. Vielen 
Dank an dieser Stelle!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])
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Unser Gesetzentwurf will die Unabhängigkeit der 
ADS sicherstellen, indem die Leitung in Zukunft auf 
Vorschlag der Bundesregierung als Unabhängige Bun-
desbeauftragte oder Unabhängiger Bundesbeauftragter 
für Antidiskriminierung durch den Bundestag auf fünf 
Jahre gewählt wird. Mit der ebenfalls im Koalitionsver-
trag verankerten weitreichenden Reform des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes wollen wir dann weitere 
Schritte gehen – hin zu einem umfassenden Diskrimi-
nierungsschutz.

Ich bin der festen Überzeugung: Antidiskriminierung 
ist mehr als die Abwesenheit diskriminierender Gesetze. 
Es ist die politische Aufgabe, aktiv Vielfalt anzuerkennen 
und politisch zu fördern. Deswegen bitte ich Sie sehr 
herzlich um konstruktive und gute Beratungen zu diesem 
wichtigen Gesetzentwurf.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich komme zurück zu den Wahlen und gebe Ihnen das 

von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte 
Ergebnis bekannt.

Erstens. Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin des 
Deutschen Bundestags, dritter Wahlgang: abgegebene 
Stimmzettel 648. 

(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt aber!)
Mit Ja stimmten 95 Abgeordnete,

(Zurufe von der AfD: Oh!)
mit Nein haben 538 Abgeordnete gestimmt, 15 haben 
sich enthalten.

(Stephan Brandner [AfD]: Immerhin!)
Der Abgeordnete Dr. Michael Kaufmann hat die erfor-
derliche Mehrheit nicht erreicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Er ist zum Stellvertreter der Präsidentin nicht gewählt.

(Stephan Brandner [AfD]: Eine Schande für 
das Parlament, was hier passiert! – Gegenruf 
der Abg. Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Sie 
sind die Schande! – Weiterer Gegenruf des 
Abg. Sönke Rix [SPD]: Wahlen sind also eine 
Schande!)

Ich komme zum Ergebnis der Wahl eines – –
(Zurufe von der SPD)

– Also, im Moment habe ich als sitzungsleitende Prä-
sidentin das Wort. Ich bitte jetzt alle, mit der nötigen 
Ernsthaftigkeit auch das zweite Wahlergebnis zur Kennt-
nis zu nehmen und es den Stenografinnen und Stenogra-
fen zu ermöglichen, es hier auch festzuhalten.

Zweitens. Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des Grundgeset-
zes. Wir haben 736 Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages, abgegebene Stimmzettel 648, ungültig war keine 
Stimme. Mit Ja stimmten 98 Abgeordnete, mit Nein 
stimmten 536 Abgeordnete, 14 haben sich enthalten. 

Der Abgeordnete Joachim Wundrak hat die nach § 2 Ab-
satz 3 des Gesetzes über die parlamentarische Kontrolle 
nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes erforderli-
che Mehrheit von 369 Stimmen nicht erreicht. Damit ist 
er nicht als Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgre-
miums gewählt. – So weit zu den Ergebnissen.1)

Wir fahren in der Debatte zum Tagesordnungs-
punkt 13 – Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz – fort. 
Das Wort hat die Kollegin Mareike Wulf für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Lieber Herr Lehmann, Sie haben 
vorhin auf die Wichtigkeit von Antidiskriminierung hin-
gewiesen. Ich möchte sagen: Es gibt sicherlich viele The-
men, wo wir Gemeinsamkeiten haben. Sie haben auch 
Herrn Franke gedankt für die Arbeit der kommissari-
schen Leitung. Diesem Dank möchte ich mich an dieser 
Stelle ausdrücklich anschließen. Die Antidiskriminie-
rungsstelle hat in Coronazeiten tatsächlich sehr, sehr 
viele Fälle abgearbeitet, was mit einer kommissarischen 
Leitung sicherlich nicht so einfach war.

Aber ich glaube, wir müssen heute auch noch über ein 
anderes Thema sprechen. Ich habe mich ernsthaft gefreut 
auf die Arbeit im Familienausschuss und war sehr neu-
gierig – neugierig auf den ersten Gesetzentwurf, den wir 
von Frau Spiegel vorgelegt bekommen würden; denn sie 
hat schon sehr blumig und wortreich angekündigt, was 
ihr am Herzen liegt, was ihr wichtig ist und welche Miss-
stände sie in diesem Land bekämpfen will. Heute ist es 
endlich so weit: Wir haben den ersten Gesetzentwurf von 
Frau Spiegel vorliegen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo ist sie eigent-
lich? Nicht da!)

Was ist der Inhalt? Der Inhalt ist eine Personalie: die 
Besetzung einer gut vergüteten, wenn nicht sogar sehr 
gut vergüteten und personell sehr gut ausgestatteten Stel-
le.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, 
dass der erste Aufschlag einer Ministerin durchaus den 
Ton für eine Legislatur setzt. Dass Sie, Frau Spiegel – Sie 
sind jetzt nicht anwesend, aber, Herr Lehmann, vielleicht 
richten Sie es aus –, im Schnellverfahren als erste offi-
zielle Amtshandlung hier eine solche neue Stelle schaf-
fen, das spricht Bände über Ihr Amtsverständnis und auch 
Ihre Amtsführung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sönke Rix [SPD]: 
Das ist sehr billig, Frau Wulf! Das ist sehr 
billig!)

– Nein, das ist nicht sehr billig.

(Sönke Rix [SPD]: Doch!)

Die liebe Frau Spiegel hat es damit sehr eilig.

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Wahl 
siehe Anlage 7
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(Sönke Rix [SPD]: Die Besetzung ist ja auch 
eilig!)

Deshalb hat sie dieses Verfahren gewählt. – Frau Polat, 
Sie schütteln den Kopf.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Es 
ist ein Gesetzentwurf der Fraktionen! – 
Stephan Brandner [AfD]: Eine Formulierungs-
hilfe!)

– Es ist zwar ein Gesetzentwurf der Fraktionen. Aber am 
30. März hat Frau Spiegel bereits eine Pressemitteilung 
herausgegeben, in der sie festgestellt hat, dass das Kabi-
nett einer Formulierungshilfe zugestimmt habe,

(Stephan Brandner [AfD]: Aha! Hört! Hört!)
die Fraktionen nur noch exekutieren müssten. Da sage 
ich: Liebe Fraktion von SPD und liebe Fraktion von 
FDP, wollen Sie sich von der Ministerin auf diese Art 
und Weise wirklich den Schneid abkaufen lassen?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das, was Sie 
heute Morgen in der Garderobe abgegeben ha-
ben!)

Seien Sie ein bisschen eigenständiger, und nehmen Sie 
Ihr Recht als gewählte, freie Abgeordnete hier wahr.

(Sönke Rix [SPD]: Noch mal billig!)
Wenn Sie, liebe Frau Spiegel, schon einen Gesetzent-

wurf einreichen, der eigentlich schon in trockenen Tü-
chern ist, bevor er debattiert ist, dann habe ich einfach 
die Bitte, dass ihn auch alle Fraktionen zugeleitet bekom-
men und nicht wir als Oppositionsfraktion erst zwei Tage 
vorher informiert werden, obwohl doch schon alle ande-
ren am 30. März über den Entwurf in Kenntnis gesetzt 
worden sind. Das wäre ein Gebot des Anstands.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Wulf, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung der Kollegin Schauws?

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Wir kennen uns noch nicht, aber ja, bitte.

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Kollegin Wulf. Wir kennen uns aus 

dem Ausschuss.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Aber wir haben persönlich noch kein Gespräch ge-

führt.

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir haben persönlich noch kein Wort miteinander ge-

wechselt. Vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen.
Bevor Sie in Ihrer Rede fortfahren, möchte ich gerne 

etwas richtigstellen, damit das nicht in dem Dauerzustand 
einer Falschannahme bleibt – Sie haben es gerade ver-
sucht, darzustellen –, und eine Frage stellen. Das, was wir 
heute hier vorlegen, ist ein vorgezogener Antrag der Koa-
lition aus SPD, Grünen und FDP zur sehr zügigen Beset-

zung der ADS nach vierjähriger Nichtbesetzung. Das ist 
der Grund, warum wir als Fraktion sagen: Wir wollen 
diese Stelle jetzt sehr schnell besetzen.

Wenn Sie sich im parlamentarischen Verfahren aus-
kennen, was in der ersten Wahlperiode nicht immer so 
einfach ist, dann wissen Sie: Das geht so manchmal 
schneller, als wenn das Ministerium das macht. Deswe-
gen haben wir als Fraktion gesagt: Wir haben die Inten-
tion dazu. Auch in der Zeit als Opposition habe ich vier 
Jahre lang für meine Fraktion immer gefordert, dass wir 
als Erstes diese Besetzung vornehmen. Diese Stelle zu 
besetzen, ist, finde ich, ein sehr, sehr guter Vorstoß.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo ist denn die Fra-
ge? – Nina Warken [CDU/CSU]: Frage? – Ge-
genruf des Abg. Sönke Rix [SPD]: Man kann 
auch Bemerkungen machen!)

Dass Sie nun eine andere Geschichte erzählen und 
daraus machen wollen, dass die Ministerin hier nicht 
agiert oder etwas nicht tut, ist schlicht und ergreifend 
der falsche Ausgangspunkt. Deswegen wollte ich Sie 
fragen:

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, fragen Sie mal!)
Können Sie einfach erklären, warum Sie einen Gesetz-
entwurf der Fraktionen als einen Regierungsentwurf de-
klarieren, der er ja nicht ist?

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Sehr gerne. Vielen Dank für die Zwischenfrage. – Ich 

habe das gerade eben schon erläutert: Am 30. März gab es 
eine Pressemitteilung des Ministeriums, in der Frau 
Spiegel zitiert wird, dass sie eine Formulierungshilfe 
des Hauses im Kabinett verabschiedet hat und die Frak-
tionen diese jetzt noch einzubringen hätten. – Ich persön-
lich – ich war vorher im Landtag – finde das Verfahren, 
dass die Pressearbeit durch das Ministerium gemacht 
wird und die Fraktionen dann informiert werden, etwas 
ungewöhnlich. Deshalb stelle ich das so dar und kritisiere 
das.

Aus meiner Sicht ist das die erste Initiative von Frau 
Spiegel. Sie möchte damit auch gerne öffentlich wahr-
genommen werden. Ansonsten hätte ja die Fraktion die 
Pressearbeit an dem Dienstag danach gemacht. Dass die-
ses Verfahren nicht ganz unstrittig ist, zeigen ja auch Ihre 
Reaktionen an dieser Stelle, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Wenn es schon so schnell gehen soll, dann habe ich 
mich tatsächlich gefragt, warum Sie diesen Gesetzent-
wurf nicht direkt in den Ausschuss einbringen; denn mit 
dieser Debatte zwingen Sie uns ja geradezu dazu, jetzt 
noch mal darüber zu reden, warum diese Stelle denn nicht 
besetzt worden ist.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der Gesetzentwurf kommt vom Ple-
num!)

Diese Stelle ist ja nicht besetzt worden, weil Ihr Koaliti-
onspartner, die SPD, es zu verantworten hat, dass diese 
Stelle eben nicht besetzt worden ist.
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(Sönke Rix [SPD]: Blödsinn!)

Frau Giffey wollte damals diese Stelle besetzen.

(Stephan Brandner [AfD]: Dr. Giffey!)

– Ja, Frau Dr. Giffey. Sie wollte diese Stelle besetzen.

(Daniel Baldy [SPD], auf die AfD zeigend: 
Merkwürdige Koalition, die Sie da mit Ihrem 
neuen Sitzpartner haben!)

– Nein, wir haben an dieser Stelle keine merkwürdige 
Koalition.

(Stephan Brandner [AfD]: Weiß Gott nicht! 
Keine Koalition!)

Das war keine inhaltliche Übereinstimmung. Diesen 
Zwischenruf weise ich aufs Schärfste zurück.

(Sönke Rix [SPD]: Was hat jetzt Frau Giffey 
gemacht?)

Frau Dr. Giffey hat versucht, die Stelle zu besetzen, 
und hat es leider nicht geschafft. Sie hatte nämlich die 
Stelle einer Parteifreundin geben wollen, und daraufhin 
sind zwei Konkurrentenklagen aus dem Hause eingetrof-
fen. Diesen Konkurrentenklagen wurde stattgegeben, 
weil man gesagt hat: Die Bestenauslese ist an dieser 
Stelle nicht eingehalten worden, und es war auch kein 
neutrales Verfahren, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. Aus diesem Grund konnte diese Stelle über vier 
Jahre nicht besetzt werden. Die Grünen haben damals 
einen Antrag mit einem ähnlichen Inhalt eingereicht, 
wie wir ihn jetzt in diesem Gesetzentwurf finden. Und 
Sie, liebe Freunde von der FDP und von der SPD, haben 
damals diesen Antrag, dem Sie jetzt inhaltlich zustimmen 
wollen, tatsächlich abgelehnt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sönke Rix [SPD]: 
Nein, den haben wir abgelehnt, weil Sie ihn 
nicht wollten! Wir waren damals mit der Union 
in der Koalition!)

– Ja, aber die FDP war nicht in der Koalition.

(Sönke Rix [SPD]: Aber jetzt!)

Das müssen wir an dieser Stelle noch mal festhalten.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich freue 

mich, dass diese Rede so viele Widersprüche auslöst. 
Ich finde das gut. Ich mag parlamentarische Kultur, und 
ich mag auch Diskussionskultur.

Also, wir stellen uns die Frage, ob hier wirklich alle 
Möglichkeiten geprüft worden sind, das Thema Antidis-
kriminierung zu stärken. Aus diesem Grund werden wir 
dazu eine öffentliche Anhörung beantragen und eine Aus-
schusssitzung durchführen. Wir freuen uns sehr auf die 
weiteren Beratungen zu diesem wichtigen Thema, und 
über die lebhafte Debatte freue ich mich auch.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die CDU hat 
dem auch nie zugestimmt! Das ist so!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich halte nur fürs Protokoll fest, dass die Ministerin bei 

allen Fraktionen für diese Debatte vorher als entschuldigt 
gemeldet war.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Man weiß aber 
nicht, warum! Entschuldigt ist man ja schnell! – 
Gegenruf des Abg. Stephan Brandner [AfD]: 
Sie macht gerade Öffentlichkeitsarbeit! – 
Sönke Rix [SPD]: Aber wie schnell das geht, 
wenn die Union in der Opposition ist!)

Die Gründe werden den Parlamentarischen Geschäfts-
führern rechtzeitig vor der Fraktionssitzung am Dienstag 
bekannt gegeben, sodass man das auch entsprechend in 
den Fraktionen bekannt machen kann.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie holt ihre Ent-
lassungsurkunde, oder?)

Das Wort hat nun die Kollegin Josephine Ortleb für die 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Josephine Ortleb (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Seit einigen 
Tagen haben die Klubs wieder auf. Wir alle können wie-
der tanzen gehen. Manche machen es nicht, weil sie we-
gen Corona noch vorsichtig sind. Andere können es aber 
auch nicht, weil sie an der Tür abgewiesen werden. Ihre 
Herkunft, ihre Nationalität oder ihr Aussehen entschei-
den darüber, ob sie tanzen oder nicht.

Ähnlich ist es bei der Wohnungssuche. Wer anders 
aussieht oder einen andersklingenden Namen hat, hat es 
viel schwerer. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
belegt, dass jeder dritte Wohnungssuchende mit Migrati-
onshintergrund schon einmal rassistische Diskriminie-
rung erfahren hat. Jeder Dritte!

Das macht auf erschreckende Art und Weise deutlich: 
Diskriminierung ist kein Randphänomen. Es begleitet 
uns Tag für Tag immer und fast überall. Sie passiert oft 
da, wo Macht ungleich verteilt ist oder Menschen in Kon-
kurrenz stehen:

(Stephan Brandner [AfD]: Bei der Vizeprä-
sidentenwahl zum Beispiel!)

bei der Arbeitssuche, der Wohnungssuche, auf dem Amt 
oder eben vor dem Klub.

(Stephan Brandner [AfD]: Oder im Bundes-
tag!)

In diesen Situationen zeigt sich: Wer nicht weiß, männ-
lich, heterosexuell, jung und gesund ist, erlebt mehr Hür-
den im Leben, nach dem Motto: Wer nicht ins Raster 
passt, der fällt eben durch.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie die AfD im 
Bundestag!)

Die Diskriminierung hat aber auch ganz konkrete Kon-
sequenzen. Nehmen wir als Beispiel die 32-jährige Frau, 
die den Job nicht bekommt, weil vermutet wird, sie 
könnte sich bald für eine Familiengründung entscheiden, 
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oder die 56-jährige Frau, die den Job nicht bekommt, weil 
man ihr unterstellt, dass sie weniger leistungsfähig ist. 
Wir als SPD-Bundestagsfraktion setzen uns für Respekt, 
Solidarität und Wertschätzung ein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir kämpfen für eine gerechtere Gesellschaft, für eine 
Gesellschaft, die nicht nur formelle Gleichheit fest-
schreibt, sondern auch materielle Gleichheit schafft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dafür brauchen wir ein Umdenken in der Gesellschaft. 
Aber solange dieses Umdenken noch nicht in allen Köp-
fen angekommen ist, brauchen Menschen, die Diskrimi-
nierungen erleben, eine starke Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes; denn Antidiskriminierung ist unsere Antwort 
auf Ungleichheit. Dazu gehört auch eine starke Leitung 
der Antidiskriminierungsstelle, die politisch unabhängig, 
fachlich kompetent und öffentlich sichtbar ist. Sie muss 
sich im politischen Prozess einbringen, mit am Tisch 
sitzen und für die Belange von Betroffenen kämpfen kön-
nen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Den vorliegenden Gesetzentwurf, hinter dem wir als 
SPD-Fraktion voll stehen, bringen wir als Ampelkoali-
tion hier ein. Wir hätten auch gerne schon in der letzten 
Legislaturperiode etwas getan, aber wir konnten das 
nicht. Frau Wulf, das können Sie nicht wissen; da waren 
Sie noch nicht dabei. Wir haben aber auch in der letzten 
Legislaturperiode schon daran gearbeitet. Wir erreichen 
mit diesem Gesetz eine klare Stärkung dieser Position 
und damit eine Stärkung der Belange von vielen Betrof-
fenen.

Der oder die unabhängige Beauftragte wird dann zu-
künftig vom Parlament gewählt. Das ist auch ein wichti-
ges demokratisches Signal.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Außerdem entkoppeln wir die Amtszeit mit fünf Jahren 
von der Legislaturperiode. Damit stärken wir die fachli-
che Unabhängigkeit und vergrößern wir die Distanz zu 
Regierungsmehrheiten. Der Gesetzentwurf ist also ein 
wichtiger erster Schritt, der für das Auswahlverfahren 
um die Leitung der Antidiskriminierungsstelle Rechts-
sicherheit schafft.

Aber weitere Schritte müssen folgen. Dazu gehört für 
uns als SPD-Bundestagsfraktion, dass wir auch andere 
Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag zügig umsetzen: 
dass wir der Antidiskriminierungsstelle mehr Ressourcen 
geben, dass wir die Beratung in Zusammenarbeit mit den 
Ländern flächendeckend ausbauen, dass wir den Rechts-
schutz verbessern und dass wir Schutzlücken schließen. 
Denn für mich ist klar: Die Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes darf kein zahnloser Tiger sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich möchte mich natürlich auch dem Dank an Herrn 
Franke anschließen; das ist der kommissarische Leiter, 
der mich mit seiner Arbeit in den letzten vier Jahren total 
beeindruckt hat. Ich möchte mich aber auch explizit bei 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, die 
trotz des steigenden Bedarfs an Beratungen während 
der Pandemie einen sehr engagierten Job gemacht haben. 
Sie zeigen uns, dass die Antidiskriminierungsstelle auf 
einem sehr guten Weg ist.

Ich wünsche mir eine Gesellschaft, in der nicht Kon-
kurrenz und Machtkämpfe zählen, sondern das Miteinan-
der zählt, das Miteinander von allen, ein Miteinander, das 
immer wichtiger wird, wenn man sich die öffentlichen 
Äußerungen mancher Kolleginnen und Kollegen aus an-
deren Parteien anhört.

(Stephan Brandner [AfD]: Aha! Wie bei der 
Wahl des Bundestagsvizepräsidenten! Warum 
haben Sie da nichts gemacht?)

Wer Hass schürt, wer zum Beispiel von Spreu und Wei-
zen spricht, wenn es um Menschen geht, die auf der 
Flucht sind, der legt den Nährboden für Diskriminierung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. 
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Genauso falsch und gefährlich ist es, wenn Kinder 
nicht über Vielfalt aufgeklärt werden. Kinder sind durch-
aus in der Lage, Mehrdeutigkeiten zuzulassen, besser als 
manch Erwachsener hier im Hohen Haus.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Kinder verstehen ganz selbstverständlich: Unsere Welt ist 
nicht weiß und schwarz, sondern bunt.

Und nein, es ist nicht das Gleiche, ob man irgendwo 
nicht reinkommt, weil man keine Maske trägt und nicht 
geimpft ist, oder ob man irgendwo nicht reinkommt, weil 
man eine andere Hautfarbe oder eine andere Religion hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Oder in einer fal-
schen Partei!)

Wer solche verqueren Vergleiche zieht, hat weder Dis-
kriminierung noch unsere Geschichte richtig verstanden 
und sollte sich schämen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Wer solche Vergleiche zieht, der relativiert das Leid, wel-
ches von Diskriminierung Betroffene täglich spüren.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum gucken Sie 
denn einen immer so an?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche mir eine 
Kraft gegen Diskriminierung in Deutschland, die nicht 
still ist, sondern laut, eine Kraft, die Menschen Mut 
macht und zum Mitmachen einlädt, und nicht zuletzt 
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eine Kraft, die dem Recht des Stärkeren klare Grenzen 
setzt, damit allen das Tanzen ermöglicht wird und nie-
mand vor der Tür bleibt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Gereon Bollmann für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir be-

fassen uns heute mit einer Änderung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes. Schaut man sich den Ge-
setzentwurf aber einmal genauer an, so ist die Enttäu-
schung groß; denn – Kollegin Wulf hat es ja schon er-
wähnt – es geht nicht um Inhalte, es geht um eine 
Stellenbesetzung.

(Kaweh Mansoori [SPD]: Die Inhalte kommen 
im zweiten Schritt!)

Die Besetzung der Leitung der Antidiskriminierungs-
stelle wurde in letzter Zeit mehrfach – wir haben es auch 
schon gehört, von Herrn Lehmann – mit einer Konkur-
rentenklage angefochten. Nun trifft man aber nicht etwa 
eine rechtmäßige Auswahlentscheidung, sondern lässt 
den Posten vier Jahre lang vakant stehen, und jetzt soll 
es der Gesetzgeber möglichst schnell regeln. Der Bewer-
ber soll nicht mehr auf den Vorschlag der Bundesregie-
rung durch die Familienministerin ernannt, sondern er 
soll vom Bundestag gewählt werden.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Da können Sie mitwählen! Das ist 
doch super!)

Wie schön aber auch, dass man jetzt einen passenden 
Bewerber ins Amt hieven kann, ohne eine unliebsame 
Konkurrentenklage befürchten zu müssen!

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oje!)

Liebe Kollegen, im öffentlichen Dienst werden doch 
Tag für Tag zahlreiche Dienstposten vergeben. Nur weil 
man im Familienministerium zu einem rechtmäßigen 
Auswahlverfahren nicht in der Lage ist, muss man doch 
kein Gesetz ändern, Herr Lehmann.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat auch was mit Aufwertung und 
Wichtigkeit des Themas zu tun! Wenn Sie 
sich dessen mal bewusst werden würden!)

Es genügt einfach die strikte Einhaltung der Bestenaus-
lese. Nehmen Sie da doch mal Nachhilfe!

(Beifall bei der AfD)
Natürlich funktioniert dies nicht, wenn man unbedingt 
einem politischen Günstling zu dieser Position verhelfen 
will.

(Zuruf von der SPD: Was ist denn das für eine 
komische Rede!)

– Geben Sie sich doch mal ein bisschen mehr Mühe mit 
den Einwürfen!

Nach dem Gesetzentwurf soll der Bewerber durch den 
Bundestag gewählt werden. Aber hinter den Kulissen 
verbleibt die Entscheidung nach wie vor bei der Exekuti-
ve; denn ohne einen Vorschlag der Bundesregierung fin-
det eine Wahl doch gar nicht statt. Es ist also ein Mär-
chen. Die Leitungsstelle erhält durch einen Wahlvorgang 
gerade nicht eine Aufwertung.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch!)

Denn die Exekutive hält die entscheidenden Fäden doch 
nach wie vor in der Hand.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Natürlich ist das eine Aufwertung!)

– Ja, meinen Sie.
Die Neuregelung widerspricht außerdem einer zentra-

len Bestimmung unseres Verfassungsrechts, nämlich dem 
Gewaltenteilungsprinzip aus Artikel 20 Absatz 2 Satz 2 
des Grundgesetzes.

(Zuruf des Abg. Sönke Rix [SPD])

– Schauen Sie da doch mal rein, Herr Rix. – Nach diesem 
Prinzip hat sich der Bundestag auf gesetzgeberische Tä-
tigkeiten und die Kontrolle der Regierung zu beschrän-
ken. Die Besetzung eines Dienstpostens in der öffent-
lichen Verwaltung ist aber weder Gesetzgebung noch 
Kontrolle.

(Beifall bei der AfD – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen Jurist 
sein und haben null Ahnung!)

Auch mit der Wahl des Bundeskanzlers kann man dies 
nicht vergleichen; denn die Kanzlerwahl ist eine Aus-
nahme, und Ausnahmen sind immer restriktiv zu hand-
haben. Deshalb wählt der Bundestag auch nicht die Mi-
nister, die Staatssekretäre oder sonstige Bewerber für den 
Höheren Dienst in Bundesoberbehörden.

(Beifall bei der AfD)

Die Personalrekrutierung ist im Gegenteil die vornehmste 
Aufgabe der Exekutive.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schreien macht es auch nicht besser!)

Und wenn wir hier schon keine Minister wählen: Wes-
halb sollte es dann mit Blick auf die Gewaltenteilung 
richtig sein, einen Verwaltungsposten innerhalb eines Mi-
nisteriums durch eine Wahl zu besetzen? Mir erschließt 
sich das jedenfalls nicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Mir auch nicht! – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie müssen ja nicht mitwählen!)

Wieder einmal missachtet ein Gesetzentwurf der Koa-
lition unser Grundgesetz. Es hat schon etwas Erbärmli-
ches, wieder ansehen zu müssen, wie mit tragenden und 
unveränderlichen Säulen eines freiheitlichen, demokrati-
schen Rechtsstaates sorglos umgegangen wird, wie 
abendländische Errungenschaften ignoriert werden, die 
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so herausragende Denker wie Aristoteles, John Locke 
oder Montesquieu entwickelt haben, um ein Staatswesen 
durch die Teilung der Gewalten zu stabilisieren.

Wir lehnen die Wahl für diesen Dienstposten durch den 
Bundestag ab. Wir werden mit Spannung zuschauen, wie 
viele sonstige Freunde unser Grundgesetz in diesem Ho-
hen Hause wohl noch hat.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Katja Mast [SPD]: Alte 
weiße Männer! – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war unqualifi-
ziert! Menschenskinder! Sie haben ja gar 
nichts verstanden! – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was sind Sie für ein 
unkultivierter Mensch! Wo haben Sie Ihre Er-
ziehung genossen?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion erhält nun die Kollegin Gyde 

Jensen das Wort.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gyde Jensen (FDP):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn Menschen hier bei uns diskriminiert 
und benachteiligt werden, aus rassistischen Gründen, auf-
grund ihrer ethnischen Herkunft, ihres Geschlechts, ihrer 
sexuellen Identität, einer Behinderung, der Zugehörigkeit 
zu einer Religion oder Weltanschauung oder aufgrund 
ihres Alters, dann ist das nicht nur ein Verstoß gegen 
unser Grundgesetz und eine Missachtung der dort fest-
geschriebenen Grundrechte, sondern es sind auch Grenz-
überschreitungen unserer Gesellschaft, die wir so nicht 
akzeptieren, die wir in unserer Gesellschaft so nicht dul-
den.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, nur weil wir 
uns das so vornehmen, weil wir uns das zum Ziel setzen, 
weil wir dafür einen extrem breiten gesellschaftlichen 
Konsens haben – auch in diesem Haus –, hört ja die Dis-
kriminierung, die Benachteiligung nicht einfach auf. Des-
halb ist es unser Job, hier dafür zu sorgen, dass Betroffene 
jede Unterstützung dabei bekommen, sich dagegen zur 
Wehr zu setzen, und dass all diejenigen, die in Unterneh-
men, die in Organisationen, in Vereinen oder in Institu-
tionen die Voraussetzungen dafür schaffen möchten, dass 
gleichberechtigte Teilhabe ohne Einschränkungen mög-
lich ist, bestmöglich beraten werden und begleitet 
werden, wenn sie das denn wünschen. Das machen in 
Deutschland engagierte Verbände, das machen zivil-
gesellschaftliche Organisationen schon seit Jahrzehnten, 
und das macht auch seit über 15 Jahren die Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes auf der Grundlage des All-
gemeinen Gleichstellungsgesetzes.

15 Jahre sind nun schon eine gewisse Zeit, und wie das 
dann manchmal so ist: Im Laufe dieser Zeit hat sich ge-
zeigt, dass wir bei der gesetzlichen Grundlage für die 
Antidiskriminierungsstelle ein bisschen nachbessern 
müssen. Das Besetzungsverfahren für die Leitungsstelle – 
der Staatssekretär Lehmann hat es gesagt – hat zu Kon-
kurrentenklagen geführt, und deshalb haben wir uns im 
Koalitionsvertrag vorgenommen, diese Situation zu be-
enden und endlich eine rechtssichere Grundlage für die 
Besetzung der Leitung zu schaffen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Das setzen wir hier jetzt um, und das setzen wir auch 
mit einer entsprechenden Priorität um, weil diese Stelle 
seit 2018 aufgrund der unsicheren Rechtslage lediglich 
kommissarisch besetzt ist. Auch an dieser Stelle von der 
FDP-Bundestagsfraktion ein ganz herzliches Danke-
schön an Herrn Franke und an sein Team für die sehr 
gewissenhafte Arbeit in dieser herausfordernden Zeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Mareike Lotte Wulf [CDU/ 
CSU])

Zur gesetzlichen Regelung dieser Leitungsstelle gehört 
auch eine Klarstellung der Rechte und Pflichten, die in 
unserem institutionellen Gefüge damit einhergehen. Da-
mit nehmen wir Empfehlungen unter anderem von Gre-
mien wie der Europäischen Kommission gegen Rassis-
mus und Intoleranz, ECRI, sowie aus Verbänden und 
Wissenschaft entgegen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, an die Leitung der 
Antidiskriminierungsstelle stellen wir zu Recht ganz be-
sondere Ansprüche im Hinblick auf Rechte und Pflichten, 
die sich mit einem Arbeitsvertrag im Familienministe-
rium so nicht abbilden lassen. So wie es auch unsere 
Erwartung an andere Institutionen, an Unternehmen, an 
Verbände ist, stellen wir auch an unsere Exekutive den 
Anspruch, gleichstellungsrechtliche Aspekte im Rahmen 
von Gesetzgebungsverfahren zu berücksichtigen.

Diese Art der Expertise zur Verfügung zu stellen, ist 
und soll die Aufgabe der Leitung der Antidiskriminie-
rungsstelle mit dem gesamten Team sein. Sie erfüllt damit 
eine ähnliche Funktion wie andere Beauftragte der Bun-
desregierung, allerdings ohne bisher Beauftragte zu sein 
und damit auch entsprechende Beteiligungsrechte zu be-
sitzen. Das werden wir mit diesem Gesetzentwurf ändern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für diese Aufgaben-
erfüllung haben wir gerade als Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier einen ganz besonderen Anspruch auf Un-
abhängigkeit. Darum ist es genau richtig, dass die Lei-
tung der Antidiskriminierungsstelle vom Deutschen Bun-
destag gewählt wird und in einem Turnus von fünf Jahren 
auch wiedergewählt werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen – ich dachte eigentlich, 
dass das hier partei- und koalitionsübergreifend Konsens 
sein könnte –: Dabei spielen Präferenzen von Parteipoli-
tik, von Koalitionspolitik eben keine Rolle. Deswegen 
bilden wir das in diesem Gesetzentwurf so ab.

Mir ist wichtig, zu betonen: Indem wir die Leitung der 
Antidiskriminierungsstelle auf ein rechtlich durch und 
durch stabiles Fundament stellen, schaffen wir nicht ir-
gendeine neue Behörde und keine neue Bürokratie. Die 
Leitungsstelle ist unabhängig, nutzt aber die bestehenden 
Verwaltungsstrukturen im Familienministerium. Die An-
tidiskriminierungsstelle kann ihren Job, den wir ihr ge-
setzlich vor über 15 Jahren zugedacht haben, auf dieser 
Gesetzesgrundlage besser, effektiver und rechtssicherer 
ausüben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist unser Anliegen, und ich dachte, dass das auch 
die Koalitionsfraktionen plus die übrigen Fraktionen in 
diesem Haus eint. Deshalb möchte ich an dieser Stelle 
dafür werben, sich dem Entwurf anzuschließen. Wir 
freuen uns auch auf die beschlossene morgige Anhörung 
weiterer Verbände. Das ist erst der Anfang.

(Beifall der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Auf diesen Prozess freuen wir uns als Fraktion und wer-
ben an dieser Stelle um Zustimmung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Die Linke hat nun die Kollegin Gökay 

Akbulut das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf soll es größere Rechtssicherheit 
bei der Besetzung der Leitung der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes geben. Dieses Vorhaben begrüßen wir 
durchaus; denn es ist untragbar, dass die Leitung dieser 
Behörde seit Jahren vakant ist.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir leben in Zeiten, in denen rassistisch, antisemitisch 
und queerfeindlich motivierte Beleidigungen und Über-
griffe erschreckende Dimensionen erreicht haben. Res-
sentiments und Vorurteile in der Bevölkerung sind auf 
einem beängstigend hohen Niveau; ich spreche hier 
auch aus eigener Erfahrung. Es ist daher inakzeptabel, 
dass die Antidiskriminierungsbehörde des Bundes nur 
kommissarisch geleitet wird. Das ist ein fatales Zeichen 
für die Betroffenen und für all diejenigen, die sich in der 
Antidiskriminierungsarbeit engagieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir freuen uns, dass hier endlich eine Neuregelung 
geschaffen wird, bei der die Leitung dieser Behörde 
durch das Parlament gewählt wird. Die Wahl durch den 
Bundestag schafft größere Transparenz, wertet diese Lei-
tungsstelle auf und erspart uns in Zukunft hoffentlich 
Peinlichkeiten bei der Besetzung, wie wir sie unter der 
ehemaligen Familienministerin Franziska Giffey erleben 
mussten.

Mit diesem Gesetzentwurf soll auch etwas mehr Klar-
heit über die Rolle der Antidiskriminierungsstelle im Ge-
samtgefüge der Bundesverwaltung geschaffen werden. 
Das gelingt jedoch nur begrenzt. So soll die Stelle bei 
allen Vorhaben, die ihre Aufgabenbereiche berühren, be-
teiligt werden. Das ist zwar ein Fortschritt gegenüber 
dem Status quo; aber insgesamt bleibt der Gesetzentwurf 
weit hinter den Anforderungen des Evaluierungsberich-
tes zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz von 2016 
zurück.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Damals wurde empfohlen, die Antidiskriminierungs-

stelle in eine eigenständige oberste Bundesbehörde um-
zuwandeln, um ihre Unabhängigkeit von Regierungen 
auch langfristig zu garantieren. Diesen Schritt wollte 
die ach so fortschrittliche Ampelkoalition offenbar nicht 
gehen. Stattdessen erfolgt lediglich eine Umbenennung 
in „Die oder der Unabhängige Bundesbeauftragte für An-
tidiskriminierung“. Doch anders als der neue Titel ver-
muten lässt, ist die Antidiskriminierungsstelle weiterhin 
dem Bundesfamilienministerium untergeordnet. Ihre Lei-
tung bleibt unter der Rechtsaufsicht der Bundesregie-
rung. Von einer unabhängigen Behörde, Herr Lehmann, 
kann hier wirklich nicht die Rede sein.

Auch in anderen Fragen kann der Gesetzentwurf viele 
Erwartungen leider nicht erfüllen. Eine Erweiterung der 
Diskriminierungsmerkmale findet hier nicht statt; kein 
Wort zum Verbandsklagerecht, keine wesentlichen Er-
weiterungen der Befugnisse der oder des Bundesbeauf-
tragten für Antidiskriminierung. So versäumt die Ampel 
die Chance, mit einer grundlegenden Reform einen Bei-
trag zur Stärkung und vor allem zur Verbesserung der 
Handlungsfähigkeit der Antidiskriminierungsarbeit des 
Bundes zu schaffen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-

legin Schahina Gambir das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Stellen Sie sich folgende Situation vor: Eine 
Familie fährt mit dem Zug von Berlin nach München. 
Kurz hinter Nürnberg betritt die Bundespolizei das volle 
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Abteil und fragt gezielt und ausschließlich jene Familie – 
auf Englisch – nach ihren Ausweisdokumenten. Die Fa-
milienmitglieder, alle deutsche Staatsbürger/-innen, le-
gen ihre Personalausweise vor. Sie müssen aber nun 
auch noch ihre Taschen leeren und ihr Gepäck öffnen. 
Niemand sonst im Abteil wird kontrolliert, außer eben 
jene Familie. Sie sind die einzigen schwarzen Personen 
im Abteil.

Dies ist ein Beispiel aus der Praxis der Antidiskrimi-
nierungsstelle. Es ist nur ein Beispiel von vielen, bei 
denen Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe, aufgrund ih-
rer Religionszugehörigkeit, aufgrund ihrer Behinderung 
oder weiterer Gründe diskriminiert werden. Viele Men-
schen müssen Jahre, meist ihr ganzes Leben diese ver-
letzenden und ausgrenzenden Erfahrungen machen. Sie 
kennen die Widerstände, mit denen die Mehrheitsgesell-
schaft und auch die Institutionen auf das Benennen von 
Diskriminierung reagieren. Deshalb brauchen sie eine 
Anlaufstelle, die nicht nur Feigenblatt ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Die hohe Zahl an Beratungsanfragen und gemeldeten 
Diskriminierungsfällen zeigt, wie wichtig die grund-
legende Stärkung der Antidiskriminierungsstelle ist, wie 
entscheidend es ist, dass die Antidiskriminierungsstelle 
und ihre Leitung entsprechende Handlungskompetenzen 
haben, und wie wichtig es ist, dass die gemeldeten Fälle 
und Erfahrungen so zurückgespiegelt werden können, 
dass dadurch die Stimme von Betroffenen Gehör findet 
in Regierung und Parlament.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Davon ausgehend können wir politische Veränderungen 
einleiten, die uns weiter voranbringen – in Richtung einer 
diskriminierungsfreien Gesellschaft.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Anne Janssen für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Anne Janssen (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn ein Gehörloser seine Begleitung zur 
Vorbesprechung für eine notwendige Operation wegen 
der Besuchereinschränkungen in ein Krankenhaus nicht 
mitnehmen darf und wegen des Tragens einer Maske 
nicht von den Lippen ablesen kann, wenn diese Person 
mit offenen Fragen, Ängsten und Unsicherheiten vor die-
ser anstehenden Operation allein zurückbleibt, dann ist 
das eine Folge der Pandemie, aber dann ist das auch 
eine Form der Diskriminierung. Dies ist nur eins von 
zahlreichen Erlebnissen der Benachteiligung in den letz-
ten beiden Jahren.

Viele Betroffene mussten auf notwendige Assistenzen 
in Schule und Beruf oder auf Beförderungsdienste ver-
zichten. Häufig fielen erforderliche Therapien und För-
derungen aus, medizinische und berufliche Rehabilitation 
fand nur eingeschränkt statt. Und wichtige Dienste und 
Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen oder Äl-
tere mussten zeitweise komplett schließen. Zudem waren 
Ersatzangebote wie digitaler Unterricht oder individuelle 
Beratung für Ältere oder eben Menschen mit Behin-
derung häufig nicht verfügbar oder aufgrund der persön-
lichen Einschränkungen nicht nutzbar. Die Coronapande-
mie stellt Menschen mit Behinderungen, Ältere und 
deren Angehörige in dieser Krise vor größte Herausfor-
derungen. Gravierende Einschränkungen bei Gesundheit, 
Teilhabe und im einfachen Alltag sind noch heute das 
Ergebnis dieser Benachteiligungen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Schilderun-
gen sind messbar; denn die Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes erreichten im Jahr 2020 mit über 6 000 Ein-
gängen im Vergleich zum Vorjahr 78 Prozent mehr 
Anfragen. Von den verschiedensten Formen der Diskri-
minierung bezog sich allein ein Drittel auf die Benach-
teiligung aufgrund einer Behinderung. Weitere 6 413 Be-
schwerden, Hilfe- oder Auskunftsersuche erreichten den 
Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen. Diese Zahlen sprechen 
für sich.

Der Schutz vor Diskriminierung ist eine zentrale Auf-
gabe unserer Gesellschaft und wichtiger denn je.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Arbeit und Bedeutung der Antidiskriminierungsstelle 
sind vor diesem Hintergrund unbestritten, und ich danke 
der neuen Regierung für die Gelegenheit, dies heute ein-
mal betonen zu dürfen.

Nun aber zu Ihrem Vorhaben, künftig die Leitung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes auf Vorschlag der 
Bundesregierung als Unabhängigen Bundesbeauftragten 
für die Dauer von fünf Jahren durch den Bundestag wäh-
len zu lassen und durch den Bundespräsidenten berufen 
und benennen zu lassen. Nach der bekannten Problematik 
um die Nichtbesetzung der Leitung in den vergangenen 
vier Jahren kann ich Ihren Wunsch nach einer schnellen 
und unkomplizierten Lösung gut nachvollziehen. Der 
hier vorgeschlagene Weg findet auch durchaus Zuspruch 
unter den Experten. Ob die von Ihnen gewünschte Stär-
kung der Unabhängigkeit aber tatsächlich über ein poli-
tisches Wahlamt zu erreichen ist, wurde von den Sach-
verständigen ebenso angezweifelt.

Auch wenn das allererste Gesetz lediglich reine Ver-
fahrenspolitik um eine Personalie ist und kein bisschen 
Mehrwert für die Ratsuchenden enthält, so ist eine bal-
dige Neubesetzung der Leitung der Antidiskriminie-
rungsstelle doch wirklich wünschenswert. Da kann der 
Flüchtigkeitsfehler auf Seite 5 zu § 26i vor lauter Auf-
regung auch schon einmal übersehen werden.

Letztlich ist das neue Verfahren zur Besetzung aber 
nicht die einzige Forderung aus Ihren umfangreichen Re-
formwünschen der letzten Legislatur. Warum ergreifen 
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Sie nicht die Möglichkeit, all Ihre Ideen in die Tat um-
zusetzen? Scheitert es nun doch an der Realität der Re-
gierung oder vielleicht an den beiden Ampelpartnern, die 
damals gegen Ihren Antrag stimmten?

Das Vorhaben zur Aufstockung personeller und finan-
zieller Ressourcen aus Ihrem Koalitionsvertrag ist im 
Haushalt bisher jedenfalls noch nicht abgebildet. In Ihrer 
gestrigen Vorhabenplanung im Ausschuss fehlte der neue 
Unabhängige Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung 
bedauerlicherweise auch. Ich erwarte also mit Spannung 
das Ergebnis der Beratungen dieses Gesetzentwurfes so-
wie der Beratungen zum Einzelplan 17. Die von Ihnen 
geforderte umfassende Reform hin zu einem echten Anti-
diskriminierungsgesetz ist auf jeden Fall noch nicht zu 
erkennen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Kaweh Mansoori für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Kaweh Mansoori (SPD):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! In Städten wie Berlin, München oder bei mir in 
Frankfurt – das wissen Sie – ist es schwer, eine Wohnung 
zu bekommen. Wenn Sie so einen Namen haben wie ich, 
ist es besonders schwer. Mir geht es gar nicht darum, über 
meine persönlichen Befindlichkeiten zu sprechen. Viele 
Kolleginnen und Kollegen, die heute hier im Haus sind, 
wissen, wovon ich spreche, und vor allem wissen das 
Millionen von Menschen in unserem Land, die nicht 
den Nachnamen Müller oder Schmidt haben. Wir wollen 
ihnen das ersparen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Studien belegen, dass oft ein nicht deutsch klingender 
Nachname ausreicht, um nicht zum Jobinterview oder zur 
Wohnungsbesichtigung eingeladen zu werden. Nicht 
alles, liebe Kolleginnen und Kollegen, können wir mit 
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz verhindern; 
aber wir können zumindest alles Mögliche versuchen, um 
Menschen in unserem Land vor Diskriminierung zu 
schützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Diskriminierung hat viele Gesichter. Ob aus rassisti-
schen Gründen oder wegen der ethnischen Herkunft, we-
gen Religion, Weltanschauung, Behinderung, Geschlecht 
oder der sexuellen Identität: Diskriminierung zieht sich 
strukturell durch unsere gesamte Gesellschaft. Diskrimi-
nierung zerstört Lebensplanungen und hindert Menschen 
daran, ihr Potenzial zu entfalten. Diskriminierung pas-
siert oft geräuschlos und bleibt für andere unsichtbar. 
Doch Diskriminierung ist gefährlich für die Betroffenen, 

aber auch für unsere Demokratie; denn Diskriminierung 
ist ein Nährboden für Hass und Gewalt, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vor einigen Wochen wurde Electra Pain, eine Drag-
queen aus meiner Stadt Frankfurt, brutal überfallen. Das 
ist nur eines von vielen Beispielen, die zeigen: Vielfalt ist 
eben noch keine Selbstverständlichkeit. Ich frage Sie: 
Wollen wir solche Missstände akzeptieren? Ich möchte 
das nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. Jessica 
Tatti [DIE LINKE])

Heute liegen erste Vorschläge vor, um die Antidiskri-
minierungsstelle in ihrer Wirkung und Unabhängigkeit 
zu stärken und deren Spitze zeitnah durch den Bundestag 
zu wählen. Ich finde, das ist gut; denn wirksamer Dis-
kriminierungsschutz braucht auch starke Institutionen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP])

Daran werden wir weiter anknüpfen.
In einem nächsten Schritt muss es natürlich um den 

rechtlichen Schutz vor Diskriminierung gehen. Wir wer-
den deswegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
evaluieren, seine Schutzlücken schließen und den An-
wendungsbereich ausweiten. Worum geht es da? Da 
geht es zum Beispiel um klar formulierte Pflichten für 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, wenn es um den 
Schutz vor Diskriminierung am Arbeitsplatz geht. Dazu 
gehört auch, Menschen in die Lage zu versetzen, ihre 
Rechte wahrzunehmen und auch durchzusetzen. Das be-
ginnt bei der Aufklärung über eigene Rechte; denn Wis-
sen ist Macht. Deswegen geht es auch darum, dass wir 
Beratungsstellen brauchen, die entsprechend ausgestattet 
sind, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es geht um Erleichterung und Eröffnung des Klageweges 
für Betroffene, aber auch für Verbände, möglicherweise 
auch für die Antidiskriminierungsstelle selbst.

Und es geht um Zeit, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Zeit, die Betroffenen aufgrund kurzer Klagefristen häufig 
fehlt. Stellen Sie sich beispielsweise vor: Sie haben se-
xuelle Belästigung am Arbeitsplatz erfahren und müssen 
innerhalb von zwei Monaten rechtlich klagen. – Es 
braucht aber Zeit, eine erlittene Persönlichkeitsverlet-
zung zu verarbeiten und die notwendigen Konsequenzen 
zu ziehen. Das müssen wir auch im Antidiskriminie-
rungsrecht berücksichtigen. Klagefristen müssen prakti-
kabel sein, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Gyde Jensen [FDP])
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Deswegen ist das heute ein erster Schritt, was die Stelle 
betrifft. Aber wir werden in einem zweiten Schritt natür-
lich auch über die inhaltlichen Anforderungen des All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes sprechen; denn die 
Chancen eines jeden Menschen dürfen nicht durch Zu-
fallslos bei Geburt bestimmt werden. Egal ob Mensch mit 
oder ohne Behinderung, egal welcher Familienname, ob 
mit oder ohne Kopftuch, ob hetero oder queer: Alle Men-
schen haben die gleichen Chancen verdient, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Verwirklichung echter Chancengleichheit, das ist der 
Gradmesser für eine starke freiheitliche Demokratie, für 
eine Respektgesellschaft; daran müssen wir uns messen 
lassen. Dafür reichen keine bunten Fahnen, dafür reichen 
keine Lippenbekenntnisse – dafür brauchen wir ein 
starkes Antidiskriminierungsrecht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich danke Ihnen für 
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/1332 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 23 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

LNG-Infrastruktur in norddeutschen Häfen 
schneller aufbauen

Drucksache 20/1341
Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 

beschlossen. – Ich bitte, zügig Platz zu nehmen.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 

Dr. Christoph Ploß für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir müssen unabhängig von Putins Öl und Gas werden. 
Darüber sind wir uns mittlerweile fraktionsübergreifend 
weitestgehend einig – weitestgehend. Es gibt immer noch 
ein paar Unverbesserliche. Aber ich denke mal, zwischen 
den Parteien in der demokratischen Mitte herrscht Einig-
keit darüber.

Wenn wir das erreichen wollen, dann brauchen wir auf 
der einen Seite den Ausbau der erneuerbaren Energien, 
und dann brauchen wir LNG; LNG muss russisches Gas 
ersetzen. Jetzt wissen wir alle, dass wir, um LNG nach 
Deutschland zu bekommen, eine funktionierende LNG- 
Infrastruktur brauchen.

Jetzt könnten einige sagen: „Warum hat man die denn 
noch nicht längst gebaut?“ oder: „Die hätte doch schon 
vor Jahren gebaut werden können.“

(Michael Kruse [FDP]: Als Sie noch regiert 
haben!)

Da muss man zu Beginn der Debatte eines sagen: Es gab 
gerade in der CDU viele engagierte Politiker, die sich 
genau dafür eingesetzt haben: Enak Ferlemann – der 
auch noch sprechen wird –, Oliver Grundmann – sitzt 
direkt daneben –, auch einige andere Kollegen aus Meck-
lenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Hamburg 
und Niedersachsen, die seit Jahren genau dafür werben, 
dass wir eine LNG-Infrastruktur in Deutschland aufbau-
en. Diese Personen waren aber bis zum Ausbruch des 
Ukrainekriegs die einsamen Rufer in der Wüste und 
sind vor allem auf Widerstand der SPD gestoßen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

– Liebe Kollegen der Ampelkoalition, jetzt lachen Sie 
hier. – Aber selbst im Februar dieses Jahres hat noch 
ein Parteitag der Grünen in Schleswig-Holstein beschlos-
sen, kein LNG-Terminal zu bauen.

Jetzt wollen wir nicht Parteipolitik daraus machen, 
zurückschauen und danach fragen, wer Schuld hat. Statt-
dessen wollen wir nach vorne schauen und fragen: Wie 
können wir hier parteiübergreifend heute Abend eine Ini-
tiative beschließen, durch die mit dem Bau von LNG- 
Terminals möglichst noch in diesem Jahr, aber mindes-
tens so schnell wie möglich begonnen werden kann?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dafür machen wir folgende Vorschläge: Wir sagen, wir 

wollen auf ein aufwendiges Planfeststellungsverfahren 
verzichten; denn wir wissen ja von vielen anderen Infra-
strukturprojekten, dass es manchmal viele, viele Jahre 
dauern kann, bis ein Infrastrukturprojekt in Deutschland 
realisiert wird. Ein Schienenprojekt, das nach einem klas-
sischen Planfeststellungsverfahren geplant wird, dauert 
im Durchschnitt 20 Jahre. 20 Jahre, das ist viel zu lange. 
Genannt werden aber auch andere Zeiträume. Wir reden 
beim Bau von LNG-Terminals manchmal über das Ende 
der 2020er-Jahre; in den besten Fällen reden wir bisher 
über das Jahr 2025 oder 2026. All das ist viel zu lange, 
wenn wir unabhängig von Putins Gas werden wollen.

Deswegen sagen wir: Wir wollen Planung im Deut-
schen Bundestag machen. Wir wollen das Planrecht 
durch das Parlament schaffen, so wie wir das erfolgreich 
zum Beispiel nach der Wiedervereinigung in Deutsch-
land gemacht haben; da haben wir sehr schnell eine funk-
tionierende Infrastruktur aufgebaut. Das kann in dieser 
Krise, in der wir uns befinden, ein sehr, sehr gutes Vorbild 
sein. Deswegen: Planung durch Gesetz. Bitte unterstüt-
zen Sie diese Initiative!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir weisen aber auch auf andere Punkte hin, nämlich 

dass wir an unterschiedlichen Standorten in Norddeutsch-
land LNG-Terminals brauchen. Oliver Grundmann setzt 
sich seit vielen Jahren für den Standort Stade ein. Wir 
haben Wilhelmshaven. Wir haben trotz des Beschlusses 
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des Grünenparteitags auch Brunsbüttel im Fokus. Aber 
wir wollen mit unserem Antrag auch den Osten Deutsch-
lands nicht vergessen. Deswegen – auch ein wichtiger 
Punkt –: Ein LNG-Terminal in Mecklenburg-Vorpom-
mern wäre im Sinne unseres Landes und würde auch Ost-
deutschland in die Konzeption einbeziehen.

Ein weiterer wichtiger Punkt, zu dem wir Sie einladen 
wollen, ist, dass wir nicht nur an LNG denken, sondern 
wir wollen auch Wasserstoff und regenerative Kraftstoffe 
einbeziehen. Wenn wir jetzt die LNG-Infrastruktur von 
morgen bauen, dann sollten wir auch an Wasserstoff und 
regenerative Kraftstoffe von übermorgen denken, die wir 
auch so schnell wie möglich benötigen, damit Deutsch-
land klimaneutral wird. Deswegen: Weiterdenken als nur 
an LNG, und gerade auch alternative Energieträger ein-
beziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein weiterer Punkt ist uns noch wichtig: Die Netzent-

gelte müssen deutlich wettbewerbsfähiger werden in 
Deutschland. Sie müssen abgesenkt werden, so wie das 
zum Beispiel unser Nachbarland Polen gemacht hat. 
Auch da bitten wir um Ihre Unterstützung.

Es gab vor einigen Jahren den schönen Spruch in der 
Werbung – er ist bekannt –: „Geht nicht, gibt’s nicht!“ 
Das muss auch beim Bau von LNG-Terminals gelten. 
Deswegen bitten wir Sie, liebe Ampelkoalition, nachdem 
das heute Vormittag kein Glanzauftritt von Ihnen war, 
dass Sie zumindest bei dem wichtigen Thema LNG-Ter-
minals auf unsere Seite kommen und wir parteiübergrei-
fend noch in diesem Monat einen Beschluss fassen, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege.

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
– dass LNG-Terminals noch in diesem Jahr gebaut 

werden können.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Nina Scheer für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ein netter Versuch, Herr Ploß; aber die Initia-
tiven für den Bau von LNG-Terminals sind schon längst 
auf den Weg gebracht. Insofern kommt Ihr Antrag, auch 
wenn er vom Datum her noch mal einen Monat zurück-
versetzt wurde, schlicht zu spät.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die geopolitische Lage erfordert in der Tat, dass uns 
nichts anderes übrig bleibt, als bei den Diversifizierungs-
strategien tatsächlich noch einmal nachzulegen. Dass 

sich die Infrastruktur allein auf LNG fokussiert, das 
darf nicht stattfinden; das haben Sie in der Tat auch in 
Ihrem Antrag anklingen lassen. Es muss vielmehr natür-
lich darum gehen, dass man die Infrastruktur in Form von 
LNG-Terminals, die wir jetzt brauchen, so aufbaut, dass 
sie, wie man es nennt, „H2-ready“ sind, damit Wasser-
stoffanlandung ebenfalls ermöglicht wird. Alles andere 
wäre rückwärtsgewandt und würde uns nicht nach vorne 
bringen.

Ich möchte noch einmal kurz bei der Situation anset-
zen, in der wir uns heute wiederfinden. Es ist durch einen 
Kraftakt der Bundesregierung und der beteiligten Unter-
nehmen in der Tat jetzt schon gelungen, den Jahresmittel-
verbrauch bzw. den Import von russischem Gas von 
55 Prozent im Jahresmittel 2021 auf 40 Prozent herunter-
zuschrauben. Das ist eine enorme Leistung. Insofern sieht 
man hier auch, dass es gelingt, sich unabhängiger von den 
Importen aus Russland zu machen, was aufgrund des 
völkerrechtswidrigen Angriffs auf die Ukraine auch drin-
gend geboten ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Bau von LNG-Terminals – ich habe es schon er-
wähnt – muss aber unbedingt in Zusammenhang mit dem 
beschleunigten Umstieg auf erneuerbare Energien ge-
schehen, nämlich dahin gehend, dass wir Wasserstoff-
anlandung mit ermöglichen müssen und auch hier die 
Brücke in das Zeitalter der Erneuerbaren nicht abreißen 
lassen dürfen. Das wurde gestern auch mit dem Kabi-
nettsbeschluss zum Osterpaket auf den Weg gebracht. 
Insofern werden wir hier nicht eine Offensive für fossile 
Energien starten, wie Sie, Herr Ploß, das gerade hier 
formuliert haben, sondern wir werden natürlich eine Aus-
bauoffensive für erneuerbare Energien bekommen. Das 
darf überhaupt nicht unter den Tisch gekehrt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Möglichkeiten, die wir mit der Ampelkoalition in 
Richtung Ausbauoffensive ergreifen wollen, stehen unter 
der ganz klaren Überschrift, dass wir von einem über-
ragenden öffentlichen Interesse der erneuerbaren Ener-
gien ausgehen. Das muss sich überall, in allen einzelnen 
Schritten, wiederfinden. Das heißt, bei unseren Bemü-
hungen um Diversifizierung müssen wir auch schauen, 
in welchen Bereichen Gas etwa durch Bioenergie ersetzt 
werden kann. Auch hier ist der Vorrang erneuerbarer 
Energien wiederzufinden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Im Bereich der Wasserstofftechnologie werden dann 

übrigens auch sehr viele Arbeitsplätze zu finden sein; in 
Norddeutschland haben wir hier riesige Potenziale. Zu-
gleich müssen wir schauen, dass wir dafür sorgen, dass 
die europäischen Rahmenbedingungen für die fossilen 
Importe, auf die wir noch eine Zeit angewiesen sein wer-
den, so ausgestaltet werden, dass mögliche Emissionen 
vermieden werden. In der Vergangenheit, beim Gesetz 
zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs- 
Quote, ist es uns ja gelungen – Herr Grundmann wird 
sich erinnern, dass wir darüber verhandelt haben –, eine 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                                                                                                                                                                                 2457 

Dr. Christoph Ploß 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



entsprechende Anforderung an die damalige Bundes-
regierung zu richten. Wir haben da im Kontext einer 
Methanstrategie hinsichtlich der Methanemissionen 
ganz klar adressiert, dass die Bundesregierung sich dafür 
einsetzen soll, verbindliche strenge Standards zur klima-
schonenden Förderung und Produktion fossiler Kraft- 
und Brennstoffe festzulegen.

Ich muss etwas abkürzen, weil die Zeit abläuft. – Je-
denfalls möchte ich bei alldem noch mal hervorheben: 
Man muss immer mitdenken, dass natürlich auch die 
fossilen Energien, soweit wir noch von ihnen abhängig 
sind, Nachhaltigkeitsanforderungen unterworfen sind. 
Dieses Thema ist auch aufgegriffen worden: Im Dezem-
ber gab es von der Kommission einen Vorschlag, und wir 
sind darum bemüht, dass dieser beschleunigt umgesetzt 
wird.

Mir bleibt am Ende der Redezeit nur, noch kurz zu 
erwähnen, dass Ihr Antrag – ich habe es eingangs schon 
angerissen – quasi verfristet ist. In diesem Sinne werden 
wir ihn im Wege der Sofortabstimmung heute ablehnen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich bitte zu beachten, dass Sie bei Überschreiten der 

Redezeit auf Kosten der nachfolgenden Kolleginnen und 
Kollegen Ihrer Fraktion sprechen.

Das Wort hat der Abgeordnete Steffen Kotré für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Nah am Thema bleiben! Ich sag’s nur!)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Seit Kurzem überbietet sich die Politik mit 
Forderungen, unsere Energieversorgung umzugestalten, 
unsere Energieversorgung zu diversifizieren. Aber ich 
vermisse dabei einfach, dass die Kosten berücksichtigt 
werden: Das Ganze passiert konzeptionslos und eben 
leider ohne Kalkulation der Kosten.

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Quatsch!)

Laut dem vorliegenden Antrag wird also eine entspre-
chende LNG-Infrastruktur gefordert. Wir alle wissen 
aber, dass die hier nicht von heute auf morgen entstehen 
kann. Was stehen denn da für Kosten dahinter? Ist denn 
überhaupt mal das Transportproblem angesprochen bzw. 
überdacht worden? Es gibt kaum Transportkapazitäten, 
und das über Jahre hinaus. Man müsste also neue Schiffe 
bauen. Der Stahlpreis ist in die Höhe gegangen; auch da 
explodieren die Kosten. All diese Dinge werden das 
Ganze vermutlich so teuer machen, dass es sich öko-
nomisch gar nicht rechnet. Und selbst dieses LNG-Gas 
ist teurer als normales Rohrleitungsgas.

(Beifall bei der AfD)

Gut, wir wollen die Energieversorgung diversifizieren. 
Dazu gehört LNG-Gas, klar, aber eben nicht hektisch und 
panisch auf den Weg gebracht, und es müssen, wie schon 
gesagt, alle Kosten kalkuliert werden. Zur Diversifizie-
rung gehören aber auch Kohle und Kernenergie, meine 
Damen und Herren. Und die haben den Vorteil, dass sie 
schon da sind. Wir müssen keine Infrastruktur bauen. Wir 
müssen einfach das nutzen, was jetzt schon da ist – eine 
völlig preiswerte Lösung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Zum Thema Kernenergie haben sich ja viele Experten 
zu Wort gemeldet

(Zuruf von der SPD: Von denen Sie keiner 
sind!)

und erläutert, dass der Weiterbetrieb der Kernkraftwerke 
überhaupt kein Problem darstellt.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Falsch!)

Bei den Brennelementen gibt es keinen Engpass, und 
auch die Sicherheitsüberprüfungen stellen keinen Eng-
pass dar. Wir kommen also mit deren Energie noch über 
den Winter, und wir sparen dazu auch noch Mengen von 
Gas ein. Das könnte doch der richtige Weg sein,

(Beifall bei der AfD – Widerspruch beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wenn nicht die rot-grüne Ideologie dem einen Riegel vor-
schiebt und damit leider unsere Marktwirtschaft und un-
seren Wohlstand gefährdet.

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von Preisgestaltung keine Ahnung!)

Und was soll denn der Unfug mit dem Wasserstoff? 
Das ist doch ökonomisch und ökologisch völlig sinnlos. 
Wir stecken doch viermal mehr Energie hinein, als wir 
herausbekommen. Wasserstoff ist das kleinste Molekül,

(Zuruf von der SPD: Ist ein Atom!)

es ist schwer zu speichern. Der Aufwand ist enorm. Selbst 
der Wirtschaftsminister Habeck hat davon gesprochen, 
dass wir beim Wasserstoff in der Testphase sind. Aber, 
liebe Freunde, wir können doch nicht testen. Wir können 
doch unsere Energieversorgung jetzt nicht auf die Test-
strecke schicken. Nein, wir haben keine Zeit mehr für 
Experimente in der Energieversorgung.

(Beifall bei der AfD)

Gestern kam der Osterhase, brachte das Osterpaket und 
legte uns faule Eier ins Nest der Energiepolitik.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die totalitäre Klimaideologie nimmt Formen an. Wenn 
nun Windindustrie- und Photovoltaikanlagen zur nationa-
len Sicherheit gerechnet werden und nicht etwa die Ver-
sorgungssicherheit selbst, dann muss die links-grüne 
ideologiegetriebene Politik nichts mehr begründen. 
Dann kann sie einfach so entscheiden und alle Argumen-
te, die richtig sind, vom Tisch wischen. Dann gibt es 
keine überbordenden Kosten mehr, dann interessieren 
nicht mehr die Wohlstandsverluste, die höhere Armut 
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und auch die sinkende Versorgungssicherheit. Diese Ar-
gumente können dann einfach so vom Tisch gewischt 
werden.

(Timon Gremmels [SPD]: Das nennt man De-
mokratie!)

Das passiert ja auch schon: Windindustrieanlagen können 
jetzt in Schutzgebiete gestellt werden, PV-Anlagen auf 
Agrarflächen und sogar in Moore. Das ist ein Angriff 
auf unsere Natur. Das ist die Aufkündigung des Natur-
schutzes, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Sie sprechen von Naturschutz und wol-
len die Kohlekraft verlängern! Mein Gott!)

Im Gespräch ist auch schon der Zwang, dass Haus-
besitzer sich PV-Anlagen aufs Dach implementieren 
müssen. Das ist ein Angriff auf das Privateigentum. Das 
ist allerdings mit uns nicht zu machen.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Mit Ihnen ist gar 
nichts zu machen! – Michael Kruse [FDP]: Mit 
Ihnen ist kein Staat zu machen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Achten Sie bitte auf die Zeit!

Steffen Kotré (AfD):
Wir schützen unsere Grundrechte, meine Damen und 

Herren. Das geht mit uns so nicht.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Dr. Ingrid Nestle.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dem vorliegenden Antrag der CDU/CSU-Fraktion wer-
den wir heute Abend nicht zustimmen, wir werden ihn 
ablehnen. Sie fordern nämlich jede Menge Dinge, die wir 
längst tun, die längst passieren. Nennen wir nur den zen-
tralen Bestandteil im Titel Ihres Antrags, die LNG-Infra-
struktur voranzutreiben. Tatsächlich treibt Minister 
Habeck die Infrastruktur mit einer Handlungsbereit-
schaft, mit einer Entscheidungsfähigkeit voran, die wir, 
ehrlich gesagt, bei der CDU-Hausleitung in der letzten 
Legislaturperiode schmerzhaft vermisst haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Stimmt 
doch gar nicht!)

Sie verlieren an manchen Stellen auch etwas den Blick 
für die Realität. Herr Ploß, ich hatte den Eindruck, dass es 
Ihnen selber in Ihrer Rede auch ein bisschen aufgefallen 
ist. Im Antrag schreiben Sie nämlich, dass Sie wollen, 
dass „systemrelevante LNG-Terminals und FSRU-Anla-

gen“ – beides im Plural, also mindestens vier – „bis Ende 
des Jahres 2022 in Betrieb genommen werden“. Ich glau-
be, Sie haben in Ihrer Rede selbst gesagt, so schnell wie 
möglich, am besten noch in diesem Jahr, solle zumindest 
ein Terminal in Betrieb genommen werden. Ich glaube 
das, was Sie in Ihrem Antrag fordern, hat ein bisschen 
den Blick für die Realität verloren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Besonders spannend ist, dass Sie das fordern, die Sie in 
der letzten Legislaturperiode, ich glaube, fünf Planungs-
beschleunigungsgesetze vorgelegt haben. Und trotzdem 
brauchen Infrastrukturprojekte wie Schienen und Straßen 
oft noch über ein Jahrzehnt.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Vier waren es! 
Vier! – Zuruf des Abg. Thomas Bareiß [CDU/ 
CSU)

– Nur vier. Oh, das ist ja erfreulich.
Aber nicht nur diese Probleme gibt es, sondern der 

Antrag ist auch, finde ich, enttäuschend rückwärts-
gewandt, weil wir in den letzten Wochen meiner Wahr-
nehmung nach in der Debatte schon weiter waren. Sie 
schreiben selbst am Anfang noch ganz zu Recht, ganz 
richtig:

Um die Energiesicherheit Deutschlands unabhängig 
von Russlands Öl und Gas zu gewährleisten, müssen 
nun alle zur Verfügung stehenden Optionen ergeb-
nisoffen geprüft … werden.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Sind Sie jetzt 
dafür oder dagegen?)

Richtig! Warum ist dann in Ihrem Antrag nichts zu lesen 
von Effizienz, nichts zu lesen von Energiesparen? Und zu 
erneuerbaren Energien fällt Ihnen nichts ein außer rege-
nerative Kraftstoffe und Verzicht auf Kompensations-
maßnahmen. Das ist doch nicht ergebnisoffen, wird 
doch dem Maßstab „alle Maßnahmen prüfen“ nicht ge-
recht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Nehmen wir doch mal einen Bereich, der Ihnen an-
scheinend immer wieder schwerfällt. Ja, es würde wirk-
lich helfen, wenn wir die 10-H-Regel bei der Windener-
gie endlich abschaffen würden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Timon Gremmels [SPD]: Ja, genau! – 
Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Thema!)

Denn die hat faktisch – man kann das an den Zahlen 
ablesen – den Ausbau der Windenergie in Bayern zum 
Erliegen gebracht. Im Jahre 2013 wurden noch 400 Ge-
nehmigungsanträge gestellt. 2014 kam 10 H. 2015 war 
die Zahl der Genehmigungsanträge um 90 Prozent zu-
rückgegangen.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Schleswig-Hol-
stein: Was war da? Da war gar nichts!)
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Im Jahr 2021 waren noch null übrig. Dass wir diese Re-
gelung abschaffen müssen, müsste vielleicht auch im 
Zentrum des Interesses stehen. Warum kann die CDU/ 
CSU an dieser Stelle nicht mitgehen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Timon Gremmels [SPD]: Wegen Herrn 
Söder!)

Verehrte Damen und Herren, ich muss leider zum 
Schluss kommen. – Es reicht nicht, einfach nur zu sagen: 
Wir müssen von woanders importieren. – Ja, das ist auch 
wichtig. Aber auch im Jemen gibt es Krieg. Auch an 
anderen Stellen passieren schreckliche Dinge. Ja, wir 
wollen hin zu erneuerbaren Energien. Das ist die Zukunft.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ralph Lenkert für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Bürgerinnen und Bürger! Der Bundestag muss 
eine unerträgliche Entscheidung treffen. In der Ukraine 
tobt ein grausamer Krieg. Dieser russische Angriffskrieg 
muss beendet werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ein logischer Gedanke ist es, kein russisches Erdgas 
mehr zu kaufen, damit kein Geld mehr in Putins Kriegs-
maschinerie fließt. Ich sage es noch mal klar: Putins 
Krieg ist ein Verbrechen und in keinster Weise zu unter-
stützen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Heute stecken wir in der Zwickmühle, weil wir in 
Europa, in Deutschland für billiges Erdgas die Risiken 
ausgeblendet haben. Was viele nicht wissen: Wir brau-
chen Erdgas nicht nur zum Heizen, nicht nur für Glas- 
und Stahlindustrie, sondern auch für Lebensmittel und 
zur Herstellung von Pflanzendünger. Düngemittel sind 
knapp, weil man aus Profitgründen die Produktion auch 
nach Russland und Weißrussland verlagerte.

Ohne Düngerproduktion aus Erdgas in Deutschland 
reichen die Düngerbestände nur noch für dieses Jahr. 
Die Ukraine und Russland fallen als Weizenexporteure 
aus. In großen Teilen Afrikas gibt es wegen Trockenheit 
keine Ernten. Fehlt Dünger in Deutschland, werden 
Deutschland und Europa zum Weizenimporteur, statt zu 
exportieren. Wir dürfen nicht zum Importeur werden, 
weil wir sonst den armen Ländern das Essen wegkaufen 
und ein Massenhungertod droht.

Es besteht die Frage: Wie kann man die drohende 
Hungerkatastrophe abwenden, wenn es ein Gasembargo 
gibt? Ich habe keine Antwort. Als mittelfristige Lösung 
zum Aufbrechen des Dilemmas sind LNG-Hafenanlagen 
notwendig. Am besten wäre es, wenn diese in staatlicher 
Hand sind und sobald wie möglich auf Wasserstoff oder 
Ammoniak umgerüstet werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Langfristig müssen wir regionale und europäische 
Wirtschaftskreisläufe wiederherstellen und die fatalen 
Abhängigkeiten von fossilen Energieimporten beenden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Michael Kruse für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Michael Kruse (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Zunächst: Herr Lenkert, vielen Dank, 
dass Sie dieses sehr wichtige Thema angesprochen ha-
ben, das in dem Antrag nicht so weitreichend thematisiert 
wird. Dass Sie auf die Zusammenhänge für die Ernäh-
rung der Weltbevölkerung hingewiesen haben, fand ich 
dieser Debatte sehr angemessen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nun komme ich zu dem Antrag. Insbesondere möchte 
ich als Erstes etwas zum Vorgehen sagen. Ich bin Oppo-
sitionsabgeordneter in einem Landesparlament gewesen, 
und da kenne ich es so: Als Opposition fordert man was, 
dann sagt die Regierung, dass sie es nicht tut. Und wenn 
es ein guter Vorschlag war, dann macht sie es vielleicht 
trotzdem hinterher und verkauft es als eigenen Erfolg.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Sehr gut, sehr 
gut!)

Ihr Verständnis von Oppositionsarbeit ist offensichtlich 
ein anderes: Wir als Abgeordnete forderten etwas, die 
Regierung setzte es im Eiltempo um, und hinterher for-
dern Sie das auch von der Regierung und von der Ampel.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Nina Warken [CDU/ 
CSU]: Sie müssen mal lesen!)

Ich weiß nicht, das macht mich auf eine ganz merkwür-
dige Art und Weise betroffen.

Insbesondere die Tatsache, dass Sie offensichtlich auch 
die Ausschussdrucksachen – diese Themen werden ja 
wöchentlich im Ausschuss behandelt – nicht lesen, ver-
leitet mich dazu, Ihnen diese vielleicht mal kurz vorzu-
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tragen. In der Ausschussdrucksache vom 5. April – die 
könnten Sie kennen – heißt es unter der Überschrift 
„Neue LNG-Terminals und FSRUs“:

Die Bundesregierung hat über die Unternehmen … 
und … drei FSRUs optioniert, um die Versorgungs-
sicherheit in Deutschland weiter zu erhöhen.
(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Das kommt 
dieses Jahr noch? Darum geht es ja in dem 
Antrag!)

Wenn Sie uns das jetzt in Ihrem Antrag ernsthaft vor-
schlagen, dann kann ich nur sagen: Es ist genau wie be-
schrieben. Wir haben es uns überlegt, die Regierung hat 
gehandelt, jetzt fordern Sie es von uns. Das nehmen wir 
als Zustimmung zu unserer Arbeit. Herzlichen Dank da-
für.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was die konkreten Standorte betrifft, hätte ich mir sehr 
gewünscht, dass Sie in Ihrem Antrag ein bisschen diffe-
renzierter vorgehen; denn genau das wäre möglich gewe-
sen. Sie wissen, dass wir für die Aufrechterhaltung der 
Versorgungssicherheit nicht nur drei Standorte brauchen, 
sondern dass wir sie auch sehr gut über das Land verteilen 
müssen. Wir wissen, dass wir ein Schiff im Osten des 
Landes brauchen. Wir wissen, dass das zum Beispiel in 
Rostock oder in Lubmin liegen könnte. Das Bundeswirt-
schaftsministerium prüft gerade mit Hochdruck, dass 
diese Schiffe dann auch an den richtigen Orten liegen. 
Wilhelmshaven und Hamburg sind weitere wichtige 
Standorte, damit wir über das gesamte Netz genügend 
einspeisen können. Dazu hätte ich mir konkrete Vor-
schläge oder Ideen gewünscht. Ihr Antrag fällt an dieser 
Stelle hinter das zurück, was in der Öffentlichkeit be-
kannt ist, und hinter das zurück, was wir in den letzten 
Wochen schon miteinander kommuniziert haben.

(Zuruf des Abg. Dr. Christoph Ploß [CDU/ 
CSU])

Ich kann nur empfehlen: Lesen Sie vielleicht einfach mal 
die Fachzeitungen; in denen wird das regelmäßig bespro-
chen. Wenn Sie das tun, dann gewinnt Ihr Antrag beim 
nächsten Mal auf jeden Fall.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will aber auch positives Feedback geben. Planun-
gen per Gesetz halten wir grundsätzlich für eine sinnvolle 
Sache, und deswegen ist das im Koalitionsvertrag ja auch 
vereinbart. Die Tatsache, dass wir dafür hohe Hürden von 
Gerichten auferlegt bekommen, führt dazu, dass wir hier 
sehr genau überlegte Maßnahmen vornehmen werden. 
Wenn wir sie vornehmen, laden wir Sie herzlich dazu 
ein, fachlich beizutragen.

Auf den Punkt, dass es beim Thema LNG-Terminals, 
insbesondere im Jahr 2022, schon im ersten Petitum Ihres 
Antrags gleich große Ungenauigkeiten gibt, ist die Kol-
legin Nestle dankenswerterweise schon eingegangen; 
deswegen muss ich dazu nicht mehr viel sagen. Er führt 
uns aber wie viele andere Punkte dazu, diesen Antrag hier 
heute abzulehnen. Insbesondere führt mich persönlich 
dazu die Tatsache, dass ich Ihren Antrag einfach mal 

durchgeblättert und mir jeden einzelnen Punkt an-
geschaut habe. Und tatsächlich konnte ich dann sehr viele 
Punkte – ich weiß nicht, ob Sie das von hinten sehen 
können – mit einem Haken belegen, weil wir es schlicht-
weg schon angegangen oder sogar erledigt haben. Somit 
bietet dieser Antrag keinen Mehrwert für die politische 
Entwicklung in diesem Themenbereich mehr.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insbesondere der Punkt 21 macht mich in einer – –
(Abg. Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage)
– Ist das eine Zwischenfrage?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Moment! Das Wort erteile ich hier. Jetzt habe ich erst 

mal die Uhr angehalten.
Gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung des Kolle-

gen Dr. Ploß?

Michael Kruse (FDP):
Selbstverständlich.

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Herr Kollege Kruse, vielen Dank für die Zwischen-

frage. – Der Kern unseres Antrags ist ja, dass möglichst 
noch in diesem Jahr mit dem Bau begonnen wird. Jetzt 
sagen Sie, Sie erfüllen alle Punkte, die wir in unserem 
Antrag fordern, entweder bereits jetzt oder werden sie in 
Zukunft erledigen. Können Sie hier vor dem Deutschen 
Bundestag versprechen,

(Timon Gremmels [SPD]: Ach Gott!)
dass mit dem Bau der ersten LNG-Terminals noch in 
diesem Jahr begonnen wird?

(Beifall bei der CDU/CSU – Timon Gremmels 
[SPD]: Das ist jetzt wieder für die „Bild“-Zei-
tung!)

Michael Kruse (FDP):
Lieber Herr Kollege Ploß, ich danke für die Zwischen-

frage; denn die kommt ja von Ihnen.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

Ich kann Ihnen versichern, dass die regierungstragen-
den Fraktionen und die Regierung, die wir tragen, alles in 
ihrer Macht Stehende unternehmen werden, damit der 
Bau dieser Terminals sehr bald beginnt – so bald als 
möglich.

(Zuruf von der CDU/CSU: Oh!)
Wenn Sie Kenntnis darüber haben, dass es Ihnen oder uns 
hier im Hause möglich ist, die Unternehmen, die diese 
Terminals bauen sollen, beispielsweise per Gesetz oder 
Verordnung dazu zwangszuverpflichten, dies auf jeden 
Fall in diesem Jahr zu tun, dann würde ich mich gerne 
mit Ihnen in den fachlichen Austausch darüber begeben. 
Ich glaube, das ist nicht ohne Weiteres möglich.
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(Zurufe von der CDU/CSU)

Ich kann Ihnen aber versichern: Alles, was in der Macht 
dieses Hauses steht, wird dafür unternommen.

Der Rest Ihrer Frage ist so populistisch,

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

dass ich Ihnen entgegenhalte: Sie haben kein Instrument, 
um das zu erreichen; deswegen können Sie das nicht 
garantieren. Aus dem gleichen Grund kann ich Ihnen 
das auch nicht garantieren, Herr Kollege.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Jetzt komme ich noch zu Punkt 21 in Ihrem Antrag. 
Diesen Punkt fand ich ziemlich bemerkenswert. Wir ma-
chen hier wirklich Wichtiges. Sie wollen da, dass die 
Bundesregierung aufgefordert wird, „dem Deutschen 
Bundestag zeitnah eine umfassende Analyse verschiede-
ner Szenarien vorzulegen“, wie einseitige Abhängigkei-
ten von Russland im Öl-, Kohle- und Gasbereich abge-
baut werden können. Ich möchte Ihnen gerne ein 
Dokument überreichen. Das stammt von der Bundesnetz-
agentur und nennt sich „BMWK Lagebild Energieversor-
gung“. Es datiert vom 5. April 2022, ist öffentlich ver-
fügbar und beinhaltet all die Analysen, die Sie von der 
Bundesregierung fordern.

Wir machen hier nicht nur wichtige gesetzgeberische 
Arbeit, wir machen auch Bildungsarbeit.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP, der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN)

Heute möchte ich dazu beitragen, Sie weiterzubilden. Ich 
hoffe, Sie übernehmen dieses Dokument von mir und 
lernen daraus.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Enak Ferlemann für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Enak Ferlemann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, wir bearbeiten heute Abend hier einen exzel-
lent gemachten Antrag.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei Ab-
geordneten der SPD)

Ich kann gar nicht verstehen, was die Kollegin Nestle und 
den Kollegen Kruse dazu bewegt, zu sagen, sie könnten 
diesem Antrag nicht folgen und wollten ihn auch gar 
nicht weiter beraten.

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber das wollten doch Sie!)

Ich glaube, das ist die Angst, sich in den Fachausschüssen 
einer sachlichen Debatte zu stellen,

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Ingrid Nestle 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollten 
das doch! – Claudia Müller [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wir sind Ihnen gefolgt! – 
Timon Gremmels [SPD]: Das ist ja unglaub-
lich!)

wo Sie genau die Fragen beantworten müssten, die in 
diesem Antrag thematisiert werden. Das ist schon beson-
ders, bei einem so wichtigen Thema zu sagen: Bitte keine 
Debatte; wir haben schon alles gemacht. – So ist es mit-
nichten. Wenn Sie den Antrag genau gelesen haben, er-
kennen Sie: Er adressiert genau die Fragen, die dem-
nächst anstehen.

Warum ist das so?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Ferlemann, gestatten Sie eine Frage oder Be-

merkung des Kollegen Kruse?

Enak Ferlemann (CDU/CSU):
Nein.

(Timon Gremmels [SPD]: Das war klar! – 
Michael Kruse [FDP]: Herr Kollege 
Ferlemann, Sie haben die direkte Abstimmung 
beantragt! – Claudia Müller [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie haben das beantragt!)

Wir haben zu vergegenwärtigen, dass wir als Bundes-
republik Deutschland eine der erfolgreichsten Wirt-
schaftsnationen der Welt sind. Mit unseren im Verhältnis 
nur 82 Millionen Menschen schaffen wir eine unglaubli-
che wirtschaftliche Leistung. Darauf können wir alle ge-
meinsam stolz sein. Jeder in dieser Bundesrepublik trägt 
irgendwo einen Teil zu diesem Erfolg bei – die einen 
mehr, die anderen weniger, aber jeder irgendwo. Das ist 
genauso wie hier in diesem Hause auch: Die einen helfen 
mehr, die Wirtschaft nach vorne zu bringen, und die 
anderen weniger.

(Timon Gremmels [SPD]: Ja, und wo stehen 
Sie?)

Fakt ist aber, dass wir es schaffen, mit unseren nur 
82 Menschen gegen Völker anzutreten, die über 1 Milli-
arde Einwohner haben. Und wir sind extrem erfolgreich,

(Beifall bei der CDU/CSU)
aber wir sind ein rohstoffarmes Land. Deswegen müssen 
wir importieren. Und wir werden immer ein Land sein, 
das Energie importieren muss. Es ist eine Illusion, zu 
glauben, mit Solardächern, Windmühlen und regenerati-
ven Energien den Energiebedarf in Deutschland decken 
zu können. Das wird nicht funktionieren!

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Timon Gremmels [SPD]: Sie 
versuchen es ja noch nicht mal!)

Wir haben einen Energiebedarf in diesem Land von 
etwa 2 500 Terawattstunden. Wir können als Land etwa 
30 Prozent davon selber bereitstellen. Wir sind darauf 
angewiesen, 70 Prozent in dieses Land zu importieren. 
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Da kann man sich fragen, wie man das macht. Darüber 
kann man kontrovers diskutieren. Eine Möglichkeit ist es 
jedenfalls auch, verflüssigte Gase zu importieren.

(Bengt Bergt [SPD]: Geht doch!)

Das muss nicht nur LNG sein; das kann auch Wasserstoff 
sein, Ammoniak, Ethanol, was auch immer. Sie können 
das auch mit Biogas produzieren, erneuerbar, alles keine 
Frage; aber Sie brauchen diese Energie, um unsere Volks-
wirtschaft am Laufen zu halten.

Deswegen ist es wichtig, dass wir diese Terminals be-
kommen, die Deutschland nicht hat. Daher müssen wir 
jetzt, gerade in dieser Krise, in der wir uns befinden durch 
diesen schlimmen Angriffskrieg der Russen auf die arme 
Ukraine, angeführt durch Putin, dafür sorgen, dass wir 
unabhängiger werden. Gut. Aber die Terminals brauchen 
wir jedenfalls so oder so und dürfen jetzt keine Fehler 
machen. Deshalb hätte ich mich gefreut, wenn wir noch 
intensiver darüber hätten diskutieren können.

(Zurufe von der SPD)

Warum? Weil wir natürlich die Problematik haben, dass 
mit Subvention einzelner Terminals versucht wird, den 
Markt nicht richtig abzubilden. Will man das eine fördern 
und das andere nicht? Ich sage: entweder alle oder keins. 
Wir haben vier Terminals im Wettbewerb. Wieso aber 
fördert man derzeit erkennbar nur eins?

Sie werden nach meiner Prognose und auch nach der 
des Kollegen Grundmann erleben, dass in der nächsten 
Woche wahrscheinlich das erste Konsortium antragsfähi-
ge, genehmigungsfähige Unterlagen für ein Terminal in 
Deutschland einreichen wird. Das werden die ersten sein. 
Ich gehe davon aus, dass der Standort Stade aufgrund 
seiner hervorragenden Möglichkeiten der Erste sein wird, 
der solche Anträge vorlegen kann. Und dann werden wir 
sehen, wie schnell die Genehmigungsbehörden sein wer-
den. Dann werden wir sehen, ob das, was in diesem An-
trag eingefordert wird – wovon Sie, Herr Kruse, ja gesagt 
haben, das sei alles schon erledigt –,

(Michael Kruse [FDP]: Auf dem Weg, Herr 
Kollege! Auf dem Weg!)

auch wirklich stimmt. Wir werden also in relativ kurzer 
Zeit Ihre Rede auf ihren Wahrheitsgehalt hin überprüfen 
können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Michael Kruse [FDP]: Und ich überprüfe Ihre 
Zitierfähigkeiten!)

Die Regierung wird alles geben müssen, um das nach 
vorne zu bringen. Unsere Unterstützung haben Sie dabei. 
Es ist aber eine Menge zu tun.

(Zurufe von der SPD)

Das Ganze ist noch lange nicht so weit, wie Sie das hier 
vorgeben. Daher ist unser Antrag sehr sinnvoll und sehr 
richtig. Ich hätte mir gewünscht, dass Sie dem heute zu-
stimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Aus gegebenem Anlass mache ich nochmals darauf 

aufmerksam, dass es nicht erlaubt ist, hier Fotos während 
der Redebeiträge der Kolleginnen und Kollegen zu ma-
chen. Sollte mir nachträglich eine Veröffentlichung die-
ses Fotos bekannt werden, werde ich das mit der ent-
sprechenden Ordnungsmaßnahme belegen.

Das Wort hat der Kollege Bengt Bergt für die SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Bengt Bergt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Dr. Ploß, ich 
finde es sehr interessant, dass Sie hier von der Unter-
stützung der erneuerbaren Energien sprechen. Noch vor 
vier Jahren war ich persönlich bei Ihnen und musste 
Ihnen sagen, dass der größte Arbeitgeber in Ihrem Wahl-
kreis die Windenergie ist; davon wussten Sie gar nichts. 
Das war sehr interessant.

(Zuruf von der CDU/CSU: Fake News!)

Nun sind wir es, die Tempo machen beim Ausbau der 
Windkraft und der Solaranlagen. Wir stärken die Bürger-
beteiligung, damit Kommunen von Windparks profitie-
ren. Wir bauen Biogas aus, wir machen Strom aus erneu-
erbaren Energien auch für die Selbsterzeuger attraktiver 
und vieles, vieles mehr. Ich will das alles nicht mehr 
aufzählen. Kurzum: Wir starten in dieser Woche eine 
nationale Kraftanstrengung für die erfolgreiche Energie-
wende und für mehr Unabhängigkeit von Gas, Öl und 
Kohle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und da kann ich die Union beruhigen: Auch den Auf-
bau der LNG-Infrastruktur treiben wir natürlich voran. 
Wir werden jetzt richtig Gas geben, weil wir vom Ag-
gressor im Osten unabhängig werden müssen und – auch 
das ist Teil der Wahrheit – weil Sie von der Union jahre-
lang auf der Bremse standen.

Wir haben uns äußerst ambitionierte Ziele gesetzt. Wir 
werden klimaneutral bis zum Jahr 2045. Das ist kein 
Pappenstiel – das wissen wir –, denn wir leiten hier nichts 
weniger ein als den grundlegenden Umbau der deutschen 
und europäischen Wirtschaft.

Und die Union versucht uns hier im Bundestag mit 
ihrem Antrag ein faules Ei ins Nest zu legen. Ihnen 
geht es mit Ihrem Oppositionsgetrommel nicht um die 
Energiewende oder um Energiesicherheit oder um die 
Wirtschaft in Norddeutschland; Sie wollen bei der Land-
tagswahl in Schleswig-Holstein schlicht ihren blassen 
Ministerpräsidenten stützen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Timon 
Gremmels [SPD]: So ist es!)
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Der Schuss geht aber mächtig nach hinten los; denn ein 
einfacher Blick auf die Zahlen beweist es: Fünf Jahre 
regiert Daniel Günther in Schleswig-Holstein, und in die-
sen fünf Jahren ist unterm Strich nicht eine einzige zu-
sätzliche Windkraftanlage gebaut worden.

(Timon Gremmels [SPD]: Hört! Hört!)

2017 gab es 2981 Anlagen, und – raten Sie mal – dieses 
Jahr sind es exakt genauso viele. Und Vopak, der Inves-
tor, der sich seit Jahren um den Bau eines LNG-Ports in 
Brunsbüttel bemüht, scheitert seit fünf Jahren an der feh-
lenden Zulassung durch die CDU-geführte Regierung in 
Schleswig-Holstein.

(Zuruf von der AfD: Niedersachsen!)

Diese Blockade hat den Investor jetzt schon über 11 Mil-
lionen Euro gekostet. Erst jetzt, durch das Eingreifen der 
Ampelregierung im Bund, geht es endlich voran.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aber ich möchte mich nicht zu lange mit den Versäum-
nissen der Union befassen. Wichtig ist, dass wir jetzt nach 
vorne schauen und unsere Energieversorgung auf Zu-
kunft trimmen.

Für den Bau von LNG-Anlagen und der notwendigen 
Infrastruktur werden wir nicht nur Flüssiggas anlanden. 
Genau diese LNG-Anlagen werden zukünftig auch grü-
nen Wasserstoff von dort ins Netz einspeisen. Es ist genau 
dieser grüne Wasserstoff, der ganze Industriezweige kli-
maneutral machen wird und vollkommen neue Produkte 
für den Weltmarkt möglich macht. Made in Germany, 
meine Damen und Herren!

Es wird klimaneutral gebaute Häuser geben. Autos 
werden nicht nur mit erneuerbaren Energien gebaut; sie 
werden auch mit klimaneutralen Kraftstoffen fahren. 
Neue Technologien werden sich ansiedeln und Deutsch-
land an die Weltspitze einer dekarbonisierten Wirtschaft 
katapultieren. Das, meine Damen und Herren, ist ja nicht 
nur Vision oder Utopie. Die Ansiedlung von Tesla, Intel 
und Northvolt zeigt uns gerade sehr deutlich, dass die 
Verfügbarkeit grüner Energie ein entscheidender Stand-
ortvorteil in Deutschland ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Er wäre – so ehrlich muss man leider sein – noch viel 
größer, wenn dies in der letzten Legislaturperiode nicht 
aktiv von den unionsgeführten Landesregierungen ver-
hindert worden wäre.

(Zuruf von der AfD: Wer hat denn da noch 
regiert?)

Dort, wo Daniel Günther stehen geblieben ist und nur 
schnackt, laufen wir jetzt los und machen.

Der Antrag beinhaltet das, was wir eh schon tun, ist 
damit redundant und überflüssig und darum abzulehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Einen schönen guten Abend, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! – Der nächste Redner ist Stefan Seidler. – Bitte 
schön.

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Moin, liebe Kollegin-

nen und Kollegen!

(Zurufe von der SPD: Moin!)

Vielen Dank an den Kollegen der SPD, dass er die nord-
deutschen Aspekte hier vorgebracht hat. Grundsätzlich 
begrüße ich es ja auch, dass CDU und CSU nach 16 Jah-
ren unionsgeführter Kanzlerschaft, nach Nord Stream 1 
und Nord Stream 2 sich nun endlich damit beschäftigen, 
wie wir die Abhängigkeit von russischen fossilen Ener-
gieträgern verringern. Lieber spät als nie, nicht wahr?

Wenn die SPD allerdings die Öl- und Gasfelder bei uns 
in der Nordsee noch stärker fördern will, bleibt der 
Grundfehler weiter bestehen, nämlich das Festhalten an 
fossilen Brennstoffen. Nicht nur kommt der Bau der 
LNG-Infrastruktur in der jetzigen Krise zu spät, da er 
Jahre dauern wird; nein, er setzt auch das falsche Signal, 
indem wir weiter Milliarden von Euro eben nicht in er-
neuerbare Energien investieren. Da spielt es auch keine 
Rolle, ob das Gas von Katar ein bisschen weniger 
schlimm ist als das Gas von Russland, wie unser Wirt-
schaftsminister erst neulich gesagt hat. Wo das Gas her-
kommt, ist der Umwelt egal. Die Schäden sind die glei-
chen.

Und liebe Freunde von den Grünen, es hat doch auch 
einen Grund, weshalb die Grünen in Schleswig-Holstein 
gegen LNG sind, selbst wenn die Grünen hier auf Bun-
desebene etwas anderes sagen. Aber das klärt ihr lieber 
untereinander.

Wir im Norden aber wissen, dass ein LNG-Terminal, 
wie bei Brunsbüttel geplant, weder energiepolitisch noch 
klimapolitisch sinnvoll ist. Das Gas stammt unter ande-
rem aus umweltschädlichem Fracking, und das kann ein 
Wirtschaftsminister Habeck auch nicht schönreden, wenn 
er in Talkshows von Mettbrötchen und Engeln spricht.

Wir müssen investieren in Grünen Wasserstoff – gerne 
aus Nordfriesland –, in regionale Kooperation und in 
Partnerschaften mit demokratischen Staaten wie Norwe-
gen, die auch Gas produzieren. Doch wir wandern von 
einer unappetitlichen Abhängigkeit in die nächste. Statt 
mit dem Bären sollen wir nun mit den Hyänen kuscheln. 
Das darf allerhöchstens eine sehr befristete Notlösung 
sein. Vorrang muss der ehrliche und unumkehrbare Um-
stieg auf erneuerbare und saubere Energien sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Stefan Seidler (fraktionslos):
Nein.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Bundesregierung steht in der Verantwortung. In 
der deutschen Energiepolitik muss endlich Schluss sein 
mit der Raubtierparade. Den Antrag der Union lehne ich 
ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächste Rednerin erhält das Wort für Bündnis 90/ 

Die Grünen die Kollegin Claudia Müller.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Außergewöhnliche Zeiten erfordern außer-
gewöhnliche Maßnahmen. Putins Angriffskrieg gegen 
die Ukraine treten wir mit entschiedenen Sanktionen ent-
gegen. Das vorgestern in Brüssel vorgeschlagene fünfte 
Sanktionspaket zeigt das noch einmal sehr deutlich. 
Gleichzeitig erfordern diese Sanktionen auch bei uns 
ein Umdenken und rasches Handeln, besonders in Bezug 
auf unsere Energieversorgung. Das ist es, was wir mit der 
Bundesregierung aktuell tun – schnell, aber nicht kopflos.

(Lachen bei der AfD)

Das heißt, jetzt Schritte zu gehen, um erstens beste-
hende Lieferabhängigkeiten zu beenden, und zwar nicht 
nur in Bezug auf Gas, sondern eben auch bei Kohle und 
Öl, um zweitens – und das ist ein genauso wichtiger 
Punkt – im Bereich der erneuerbaren Energien nachhaltig 
umzusteigen und hier schnell voranzukommen. Und man 
muss ehrlich sein: Das wäre eigentlich schon längst über-
fällig gewesen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Das heißt, strategisch weitblickend wäre es gewesen, 
wenn bereits die Vorgängerregierungen nicht einseitig 
auf Importstrukturen fossiler Natur gesetzt hätten, ins-
besondere auf die, die ganz klar auf einen Anbieter zu-
rückgehen. Vielmehr geht es darum, hier diverser zu wer-
den

(Zuruf des Abg. Thomas Bareiß [CDU/CSU])

und eben auch den Ausbau erneuerbarer Energien voran-
zutreiben.

Aber wir wollen an dieser Stelle nicht über die Ver-
gangenheit heulen – das hilft uns nicht weiter, auch wenn 
die CDU das gerne tut; ich verstehe das auch aus Ihrer 
Sicht –, sondern wir wollen nach vorne gucken.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Abgeordnete, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein.

(Karsten Hilse [AfD]: Warum nicht?)

Trotz des massiven Ausbaus erneuerbarer Energien – 
Herr Ferlemann, da stimme ich Ihnen zu; wir werden ein 
Energieimportland bleiben – werden wir notwendige 
Infrastrukturen brauchen. Das heißt, wir werden Import-
terminals für flüssige und gasförmige Energieträger brau-
chen. Im ersten Schritt werden wir LNG-Importstruktu-
ren benötigen – für die Übergangszeit aber in erster Linie 
schwimmend –, und genau das machen wir an dieser 
Stelle. Die Bundesregierung arbeitet mit Hochdruck da-
ran, hier schnell Kapazitäten zu schaffen. Es wurde schon 
erwähnt: Drei entsprechende FSRUs haben wir bereits 
gechartert. Wir suchen dafür nach den idealen Liegeplät-
zen. Das heißt aber auch: Wir müssen vor Ort Gas-
anschlüsse verändern.

Das alles treiben wir voran, damit wir eben im nächs-
ten Winter nicht frieren werden.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Zeitgleich geht es auch darum, diese Infrastrukturen so 
aufzustellen, dass wir in Zukunft Wasserstoff und syn-
thetische Gase da hindurch importieren können, und 
gleichzeitig geht es darum – das geht übrigens nicht 
über die gleichen Wege –, auch entsprechende Ammo-
niakimportstrukturen aufzubauen. Da müssen wir auf je-
den Fall schneller werden, wie übrigens auch – das ist 
schon mehrfach gesagt worden – beim Ausbau der erneu-
erbaren Energien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ich möchte an dieser Stelle all den Mitarbeitenden im 
Bundeswirtschafts- und Klimaschutzministerium einmal 
Danke sagen, die momentan wirklich mit Hochdruck, mit 
unglaublich vielen Überstunden daran arbeiten, genau 
dies abzusichern. Das ist ein unglaublicher Kraftakt für 
alle, die daran beteiligt sind. Dafür gebührt ihnen auch 
unser Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Als Letztes noch ein Blick in die Zukunft: Um ent-
sprechende Importkapazitäten nachhaltig zu schaffen, 
müssen wir auch an regulatorische Rahmenbedingungen 
ran. Das ist auch die Aufgabe dieses Parlamentes; das 
werden wir gemeinsam tun. Dafür laden wir Sie durchaus 
zur Zusammenarbeit ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich werde jetzt keine 

Kurzinterventionen mehr zulassen, weil wir doch schon 
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recht spät dran sind. Wir wollen die Debatten alle noch 
bis zum Ende ordentlich führen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Als nächster Redner und auch zum Abschluss dieser 
Debatte erhält das Wort Timon Gremmels für die SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Timon Gremmels (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Wenn ich hier den Antrag der 
CDU/CSU so lese, dann kann ich mir vorstellen, wie 
der zustande gekommen ist. Sie haben am Anfang der 
Woche überlegt: Was können wir beantragen? LNG ist 
gut. Setzen wir mal einen Praktikanten dran und sagen, er 
soll in 28 Punkten zusammentragen, was man so an For-
derungen auf den Weg bringen kann. – So liest sich das, 
und der fleißige Praktikant oder die fleißige Praktikantin 
hat geguckt, was er oder sie so im Netz findet, und hat das 
zusammengestellt.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das bei der 
SPD!)

Ein Großteil der Dinge, die hier drinstehen, ist aber von 
dieser Regierung schon umgesetzt, auf den Weg gebracht 
worden. Es war Olaf Scholz, der an diesem Pult am 
27. Februar in der Regierungserklärung genau das gesagt 
hat: dass wir LNG-Ports brauchen, zwei Stück,

(Zuruf von der CDU/CSU: Zwei?)
dass die gebaut werden, dass die fertig gemacht werden 
für Wasserstoff-ready. Genau das hat er auf den Weg 
gebracht. Er hat das hier angekündigt, und das Ministe-
rium hat gehandelt, natürlich nicht nur in Dokumenten 
des Ausschusses. Es gibt ein FAQ des Wirtschafts- und 
Klimaschutzministeriums vom 6. März dieses Jahres, wo 
auf sechs Seiten all das drinsteht, was getan wird. Wir 
handeln, während Sie hier Anträge formulieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ehrlich gesagt: Kein halbes Jahr nachdem Herr Alt-
maier die Invalidenstraße, den Sitz des Bundeswirt-
schaftsministeriums, verlassen hat, klingen doch solche 
28 Punkte, die Sie auflisten, wie das Dokumentieren des 
eigenen wirtschaftspolitischen Versagens der letzten vier 
Jahre.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Claudia Müller [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn Herr Altmaier war doch der zuständige Minister, 
niemand sonst in diesem Haus; vielleicht, Herr 
Ferlemann, auch noch Herr Scheuer als Verkehrsminister. 
Darüber können wir gerne reden. Aber die beiden haben 
es doch nicht hinbekommen, was wir jetzt auffüllen müs-
sen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Und natürlich brauchen wir LNG als Übergangstech-
nologie. Deswegen bitte ich bei allen Debatten darum, 
dass wir hier keine Lock-in-Effekte produzieren. Wir 
brauchen es für eine Übergangszeit, und danach müssen 
wir auf erneuerbare Energien setzen.

Herr Ferlemann, es ist falsch, dass wir Energie nicht 
auch exportieren. Wir in der Bundesrepublik Deutschland 
sorgen dafür, dass als Ersatz für viele französische Atom-
kraftwerke, die vom Netz gehen müssen, weil sie gewar-
tet werden, Solarstrom, erneuerbarer Strom aus Deutsch-
land exportiert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der AfD)

Genau das ist doch die Wahrheit! Wir sorgen mit unseren 
erneuerbaren Energien für Energiesicherheit.

(Karsten Hilse [AfD]: Um Gottes willen!)
Und, Herr Ferlemann, wenn Sie sich jetzt hierhinstel-

len und beklagen, Sie würden eine inhaltliche Debatte zu 
Ihren Punkten haben wollen, aber gleichzeitig Ihr Par-
lamentarischer Geschäftsführer beantragt, hier heute ab-
zustimmen, dann streuen Sie den Menschen Sand in die 
Augen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stattdessen sollten Sie beantragen, diesen Antrag in die 
Fachausschüsse zu überweisen! Dann diskutieren wir da-
rüber.

Frau Präsidentin, ein letzter Punkt. Wenn die Union 
sagt, wir müssen da was korrigieren nach 16 Jahren Ener-
giepolitik: Wo sind denn Ihre 28 Punkte zum Ausbau der 
erneuerbaren Energien?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das wäre doch mal ein Antrag gewesen! 28 Punkte, in 
denen Sie sagen: Das haben wir in den 16 Jahren falsch 
gemacht; das korrigieren wir jetzt, das stellen wir hier zur 
Debatte. – Da kommt nichts, und deswegen ist es gut, 
dass diese Regierung handelt und wir demnächst über 
das Osterpaket hier reden. So geht Energiepolitik von 
morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

In diesem Sinne: Glück auf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Wir kommen jetzt zur Abstimmung 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 20/1341 mit dem Titel „LNG-Infrastruktur in nord-
deutschen Häfen schneller aufbauen“. Wer stimmt für 
diesen Antrag? – Das ist die CDU/CSU-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind Die Linke, SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP. Wer enthält sich? – Die 
AfD. Damit ist der Antrag abgelehnt.
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15:

Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Zahlung eines Bonus für Pflegekräfte in Kran-
kenhäusern und Pflegeeinrichtungen (Pflege-
bonusgesetz)

Drucksache 20/1331
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen. – Ich darf Sie bitten, Ihre Gespräche sehr 
schnell nach außen zu verlagern. Dann können wir auch 
gleich weitermachen.

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner ist 
Dr. Christos Pantazis für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Seit über zwei Jahren befinden wir uns 
in einer andauernden Coronapandemie. Zwei Jahre, in 
denen sich mehr als 22 Millionen Menschen in Deutsch-
land mit dem Coronavirus infiziert haben, etliche unter 
Langzeitfolgen leiden und mehr als 130 000 Infizierte 
bislang daran verstorben sind. Zwei Jahre, die geprägt 
waren von wiederkehrenden Einschränkungen, mentalen 
Strapazen und restriktiven Regelungen. Zwei Jahre, in 
denen insbesondere das Pflegepersonal in Krankenhäu-
sern und in der Langzeitpflege besonderen Belastungen 
ausgesetzt war. Pflegekräfte haben in diesen zwei Jahren 
mit ihrem unermüdlichen, aufopfernden Einsatz maßgeb-
lich dafür gesorgt, dass Deutschland und damit wir alle 
bisher die Pandemie so gut bewältigen konnten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Besonders in der zuletzt sehr starken Überlastungssitua-
tion in den Kliniken durch die Delta-Welle haben sie 
Opfer erbracht und Großes, ja Großartiges geleistet. Da-
für gebühren ihnen Dank, Respekt und Anerkennung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Aus diesem Grund bekennen wir uns als Fortschritts-
koalition zu dieser herausragenden Leistung und beraten 
hier und heute in erster Lesung das Corona-Pflegebonus-
gesetz für Pflegekräfte in Krankenhäusern und Pflegeein-
richtungen. Wir lösen damit das Versprechen ein, das wir 
bereits mit dem Koalitionsvertrag gegeben haben, und 
stellen damit 1 000 Millionen Euro für Pflegekräfte be-
reit. Wir möchten damit nicht nur unsere aufrichtige An-
erkennung und tiefe Dankbarkeit zum Ausdruck bringen. 
Nein, wir sind der festen Überzeugung, dass dieser Bonus 
etwas ist, was wir der Pflege schlichtweg schulden.

Die im Bundeshaushalt bereitgestellten Mittel sollen 
nach dem hier vorliegenden Gesetzentwurf zu jeweils 
500 Millionen Euro an die Pflegekräfte in Krankenhäu-
sern sowie in der Langzeitpflege ausgezahlt werden. Im 
stationären Bereich werden 837 Krankenhäuser, die 2021 
besonders von der Coronapandemie belastet waren, den 
Pflegebonus erhalten, um damit Prämien an die Pfle-
gekräfte auszahlen zu können. Die Prämienhöhe für alle 
Pflegefachkräfte wird ferner einheitlich berechnet und 
könnte bis zu 1 700 Euro umfassen. Einheitliche Auszah-
lungsbeiträge haben den Vorteil, dass diese nicht mehr 
zwischen den Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretun-
gen in den Krankenhäusern ausgehandelt werden müs-
sen.

Für Intensivpflegekräfte soll die Prämie nochmals um 
50 Prozent, also voraussichtlich auf bis zu 2 500 Euro 
aufgestockt werden. Das tun wir, weil wir insbesondere 
diejenigen finanziell würdigen wollen, die an der vor-
dersten Linie gegen das Virus um das Leben schwerst 
an Covid-19 Erkrankter gekämpft haben.

Im Bereich der Alten- und Langzeitpflege erhalten alle 
Beschäftigten von rund 30 100 Pflegeeinrichtungen die 
Prämie nach einem bereits erprobten Verteilungsschlüs-
sel. Wir würdigen damit die Leistung von unzähligen 
Pflegerinnen und Pflegern in Altenheimen, die mit deut-
lich erhöhtem Aufwand und deutlich höherer Belastung 
Menschen während der Pandemie betreut, versorgt und 
gepflegt haben. Vollzeitbeschäftigte Pflegekräfte erhalten 
hierbei den höchsten Bonus in Höhe von bis zu 550 Euro. 
Aber auch Auszubildende, Freiwilligendienstleistende, 
Helferinnen und Helfer im Freiwilligen Sozialen Jahr 
und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Servicegesellschaf-
ten haben Anspruch auf einen gestaffelten Bonus. Beson-
ders erwähnenswert in diesem Zusammenhang: Im Rah-
men des Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes sollen 
sämtliche dieser Prämien steuer- und sozialversiche-
rungsfrei sein – auch das ein klares Zeichen für Wert-
schätzung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Für meine Fraktion kann ich ferner erklären, dass wir 
uns diese Steuer- und Beitragsfreiheit auch für freiwillig 
gezahlte Prämien vorstellen können, so zum Beispiel für 
Beschäftigte im Rettungsdienst oder MFAs in Arztpra-
xen. Im weiteren parlamentarischen Verlauf werden wir 
das sicherlich noch klären können.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, vor meinem po-
litischen Werdegang war ich im Klinikum Braunschweig 
in der Neurochirurgie tätig. Bis heute halte ich engen 
Kontakt zu den Beschäftigten, insbesondere in der Pfle-
ge. Eine davon ist Marion Steiner, eine ehemalige Kolle-
gin auf der Intensivstation CHIPS. Mit dem Ausbruch der 
Pandemie hatte sie täglich mit immensen Belastungen zu 
tun. Neben der Versorgung von intubierten Covid-19-Er-
krankten, die um ihr Leben kämpften, musste sie auch 
unzählige zusätzliche Dienste übernehmen. Ohne Men-
schen wie Marion hätten wir diese Krise nicht bewältigen 
können.
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(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. Ates 
Gürpinar [DIE LINKE])

Sie und ihre Kolleginnen und Kollegen waren und sind 
die kritische Infrastruktur, die unser Land am Laufen 
gehalten hat. Genau diese Leistung und genau diesen Ein-
satz wollen wir auch in Zeiten knapper Kassen mit die-
sem Pflegebonusgesetz würdigen.

Mit Marion bin ich mir einig: Der Pflegebonus ist kein 
Allheilmittel. Wir können und werden es nicht dabei 
belassen. Strukturelle und nachhaltige Verbesserungen 
in der Pflege sind dringlicher denn je. Eine bessere Be-
zahlung von Pflegekräften, eine Verbesserung der all-
gemeinen Arbeitsbedingungen, bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und bessere Entwicklungsmög-
lichkeiten gehören elementar dazu. Im Koalitionsvertrag 
„Mehr Fortschritt wagen“ haben wir uns genau darauf 
verständigt; denn gute Pflege ist eine immer wichtiger 
werdende Stütze unserer Gesellschaft, ein Gebot des Res-
pekts. Und Pflegekräfte, so wie Marion, sollten es uns 
wert sein.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Herr Bystron, wenn Sie die Mund- 

Nasen-Bedeckung auch über die Nase ziehen würden. – 
Danke.

Als nächste Rednerin erhält das Wort für die CDU/ 
CSU-Fraktion die Kollegin Simone Borchardt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die Ampel hat mit dem Entwurf für 
ein Pflegebonusgesetz einen Vorschlag zur Verbesserung 
der Situation in der Pflege vorgelegt. So weit alles gut. 
Auch wir als Union sind selbstverständlich der Auffas-
sung, dass die Pflegenden in Deutschland deutlich mehr 
Wertschätzung verdienen, insbesondere in finanzieller 
Hinsicht, und das nicht erst seit der Coronapandemie.

Für die rund 4,6 Millionen pflegebedürftigen Men-
schen in Deutschland sind die 1,2 Millionen Menschen 
in der Pflege eine unverzichtbare Stütze. Die Zahl der 
Pflegenden hält aber mit dem Anstieg der Pflegebedürf-
tigen nicht Schritt, da die Attraktivität des Pflegeberufes 
gerade während der Coronapandemie stark gelitten hat. 
Als Geschäftsführerin einer Pflegeeinrichtung kann ich 
Ihnen sagen, dass dabei die einrichtungsbezogene Impf-
pflicht eine große Rolle spielt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, angesichts der viel-
fältigen Herausforderungen hat sich die Union bereits in 
der Vergangenheit erfolgreich für spürbare Veränderun-
gen in der Pflege eingesetzt.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Oh!)

Wir haben mit unserer letzten Pflegereform für höhere 
Vergütungen im Pflegebereich gesorgt

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
und damit einen wichtigen Beitrag zur Attraktivitätsstei-
gerung dieses Berufes geleistet.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und da wir das Thema ganzheitlich betrachten, haben 

wir auch die Pflegebedürftigen und deren Angehörige 
deutlich entlastet; denn seit dem 1. Januar dieses Jahres 
gilt die Begrenzung des Eigenanteils für Pflegebedürftige 
in den stationären Einrichtungen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Takis Mehmet Ali [SPD]: Das ist doch Umver-
teilung von unten nach oben!)

Für die Pflegekräfte in den stationären und ambulanten 
Pflegebereichen gilt zudem ab dem 1. September 2022 
eine verpflichtende Tarifentlohnung.

Das sind alles strukturelle Verbesserungen, die die 
Union auf den Weg gebracht hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Gabriele Katzmarek [SPD]: Ja, herzlichen 
Glückwunsch! Die Union redet über Tarife! 
Mann, Mann!)

Damit sind natürlich nicht alle bestehenden Probleme 
gelöst, und weitere Schritte sind notwendig. Deshalb be-
grüßen wir Ihre Initiative natürlich. Aber gut gemeint ist 
nicht immer gut gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Der von Ihnen vorgesehene Pflegebonus ist keine 

strukturelle Verbesserung im System, und daher wird er 
die Attraktivität der Pflegeberufe nicht wirklich verbes-
sern. Wir brauchen keinen Tropfen auf den heißen Stein. 
Vielmehr sind nachhaltige Investitionen in die Verbes-
serung von Rahmenbedingungen vonnöten. Deutlich 
mehr Investitionen in die Qualifizierung von Fachper-
sonal sind ganz dringend geboten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir müssen das Thema Pflege neu denken und dürfen 
dabei die Angehörigen nicht aus dem Blick verlieren; 
denn die vollbringen Höchstleistungen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Maria Klein- 
Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gut, dass Sie von „neu denken“ reden nach 
16 Jahren!)

Der Pflegebonus soll offenbar als Anerkennung der im 
Gesundheitsbereich tätigen Männer und Frauen während 
der Pandemie verstanden werden. Warum, bitte schön, 
lassen Sie dann die Medizinischen Fachangestellten, die 
Zahnmedizinischen Fachangestellten und die Beschäftig-
ten im Rettungswesen außen vor? Wir haben nur gehört: 
„vielleicht“, „wenn“ oder „aber“. Diese Fachkräfte haben 
während der Coronapandemie unter großem persön-
lichem Risiko den regulären Betrieb in den Praxen 
aufrechterhalten. Sie sorgten dafür, dass die ambulante 
Versorgung weiterhin funktionierte, dass Testungen fach-
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gerecht durchgeführt werden konnten und auch die Impf-
kampagne sauber gestartet und durchgeführt werden 
konnte. Sie stehen täglich im Geschehen und bekommen 
keinerlei angemessene Wertschätzung, auch nicht mit 
diesem Entwurf.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Herausforderungen sowohl in der Pflege als auch 
im Gesundheitsbereich sind vielfältig. Da liegt es natür-
lich auf der Hand, dass alle Akteure im Gesetzesvorhaben 
berücksichtigt werden sollten. Das ist unser Anliegen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der Regie-
rungsparteien, Ihr Gesetzentwurf ist nicht ganzheitlich 
gedacht. Er löst keine Probleme struktureller Art, und er 
schließt für uns wichtige Leistungsträger im Gesund-
heitswesen von den Zahlungen aus. Gleichwohl ist die 
geplante Einmalzahlung sehr bürokratisch und unnötig 
kompliziert.

(Zuruf der Abg. Maria Klein-Schmeink 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Angesichts des heutigen Weltgesundheitstages ist das 
alles andere als rühmlich. Wir fordern Sie auf, hier nach-
zuarbeiten – dann haben Sie uns an Ihrer Seite –, indem 
Sie auch alle anderen Leistungsträger berücksichtigen. 
Genau aus diesem Grund werden wir diesem Gesetzent-
wurf so nicht zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin erhält das Wort 

für Bündnis 90/Die Grünen Kordula Schulz-Asche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Frau Kollegin Borchardt, ich glaube 
schon, dass es ziemlich schwer ist, wenn man 16 Jahre 
lang regiert hat, die Zustände, die wir derzeit in der Pflege 
haben, so zu adressieren, wie Sie es gerade getan haben.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Nee, gar nicht!)

Ich möchte Sie daran erinnern, dass zwei CDU-Minister 
in den letzten Legislaturperioden das Amt innehatten.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Gute Minister! 
Sehr gute Minister! – Simone Borchardt 
[CDU/CSU]: Sehr gute Minister!)

Sie haben zusammen mit der SPD regiert, die Sie gar 
nicht erwähnt haben. Das heißt – deswegen gehe ich 
auch noch mal kurz darauf ein –, es gibt natürlich einige 
Maßnahmen, die gerade im letzten Jahr beschlossen wur-
den, um die Situation in der Pflege zu verbessern. Aber, 
meine Damen und Herren, auch in Ihrer Regierungszeit 
ist ein Pflegebonus beschlossen worden. Von daher: Hier 
so zu tun, als wäre das jetzt alles unzureichend, ist falsch.

Wir können auch gerne darüber sprechen, ob in diesem 
Pflegebonusgesetz jetzt Fehler enthalten sind oder es an-
ders hätte gemacht werden müssen. Aber der erste Pfle-
gebonus hat schon zu sehr viel Unmut geführt, und wir 
hoffen, dass das mit diesem zweiten Pflegebonus nicht 
der Fall sein wird, weil wir ihn einfach besser organisiert 
haben, als Sie es damals, in Ihrer Regierungszeit, mit 
Ihren Ministern getan haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Meine Damen und Herren, wir reden über einen Ge-
setzentwurf für einen Pflegebonus als Anerkennung für 
die Arbeit von Pflegenden seit Beginn der Pandemie und 
besonders in der Delta-Welle, die wir im Winter hatten. 
Wir haben einen deutlich erhöhten Aufwand, deutlich 
erhöhte Belastungen bei den Pflegenden, die die Men-
schen in den Krankenhäusern und in den Pflegeeinrich-
tungen gepflegt, betreut und versorgt haben. Dafür stellen 
wir 1 Milliarde Euro in den Bundeshaushalt ein, die je-
weils hälftig an die Krankenhäuser und an die Langzeit-
pflege ausgezahlt werden und sozialversicherungs- und 
steuerfrei gestellt werden sollen, damit diese Prämien 
auch tatsächlich bei den Menschen vor Ort ankommen.

Insbesondere die belasteten Krankenhäuser – das sind 
insgesamt 837 in Deutschland – können diese Prämien an 
ihre Pflegekräfte auszahlen und für die Intensivpflege 
einen Aufschlag von 50 Prozent obendrauf legen, weil 
natürlich in der Intensivpflege die Belastung besonders 
hoch war.

In der Langzeitpflege ist vorgesehen, dort einen bereits 
erprobten Schlüssel zu benutzen. Deswegen werden Voll-
zeitbeschäftigte in der Pflege einen Bonus von bis zu 
550 Euro erhalten, aber auch andere Berufsgruppen: 
Wir haben Auszubildende, wir haben Freiwilligendienst-
leistende, wir haben Helfer/-innen im Freiwilligen Sozia-
len Jahr, wir haben Leiharbeiter/-innen, wir haben Per-
sonal- und Servicegesellschaften. Auch diese werden 
einen Bonus erhalten.

Aber, meine Damen und Herren, Boni werden an der 
zum Teil katastrophalen Situation, die wir in der Pflege 
haben, nichts ändern. Wir brauchen dringend eine Struk-
turreform, die in den letzten 16 Jahren versäumt wurde,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

eine Strukturreform, die auf Prävention von Pflegedürf-
tigkeit setzt, die die Angehörigen unterstützt, die Tages- 
und Kurzzeitpflegeangebote – um nur ein Beispiel zu 
nennen – aufbaut, damit es tatsächlich zu einer Entlas-
tung, zu einer besseren Pflege vor Ort kommt. Um das zu 
realisieren, brauchen wir ausreichend und gut qualifizier-
tes Pflegepersonal. Deswegen müssen wir jetzt schauen, 
wie wir dieses Personal gewinnen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Das geht nur, meine Damen und Herren, mit einer Auf-
wertung der Pflege, mit mehr Eigenverantwortung, mit 
besseren Arbeitsbedingungen, mit Tariflöhnen und ins-
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besondere in der Altenpflege überhaupt höheren Gehäl-
tern. Attraktiver müssen wir diesen Beruf machen: mit 
Familienfreundlichkeit und

(Karsten Hilse [AfD]: Ohne Impfpflicht!)
mit einem guten System von Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung. Das, meine Damen und Herren, steht jetzt an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Denn Pflege ist für diese Bundesregierung ein Schwer-
punkt in der Arbeit.

(Karsten Hilse [AfD]: Deswegen schmeißen 
Sie sie raus!)

Wir müssen mehr Menschen für die Pflegeberufe gewin-
nen, um gute Pflege in den nächsten Jahrzehnten sicher-
stellen zu können.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Kordula Schulz- 
Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an den 
Abg. Karsten Hilse [AfD] gewandt: Was sind 
Sie denn eigentlich für ein ekliger Typ? Also 
wirklich! – Gegenruf des Abg. Karsten Hilse 
[AfD]: Ich bin ein witziger Typ? Das stimmt! – 
Gegenruf der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ein ekliger, 
habe ich gesagt! Ein ekliger! – Gegenruf des 
Karsten Hilse [AfD]: Was soll denn das, Frau 
Präsidentin? Das ist eine persönliche Beleidi-
gung!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Persönliche Angriffe sollten wir wirklich unterlassen.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann bitte ich, im Protokoll zu 
schauen, was er gesagt hat!)

– Ja, das behalte ich mir gerne vor.
(Karsten Hilse [AfD]: Ich habe einfach gesagt, 
die sollen die Impfpflicht wieder abschaffen! 
Das ist alles! Ich habe „Impfpflicht“ gesagt!)

Ich habe das tatsächlich nicht gehört. Ich schaue nach, 
was Herr Hilse zugerufen hat und behalte mir einen Ord-
nungsruf vor.

(Karsten Hilse [AfD]: Danke!)
Als nächstem Redner erteile ich Thomas Dietz von der 

AfD das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Thomas Dietz (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Heute endlich sprechen wir über den Pflege-
bonus, den viele Pflegekräfte nun jedoch leider als Hohn 
empfinden müssen. Der Pflegebonus kommt nämlich ge-
nau zu dem Zeitpunkt, ab dem Tausende Beschäftigte im 
Krankenhaus, im Pflegebereich in einem vakanten Be-
schäftigungsverhältnis arbeiten. Vakant deshalb, weil 

der Staat brutal in das Selbstbestimmungsrecht dieser 
Mitarbeiter eingreift.

Gerade jetzt müssen Tausende von ungeimpften Mit-
arbeitern von ihren Arbeitgebern an die Gesundheits-
ämter gemeldet werden. Da spielt es keine Rolle, ob diese 
Menschen in den vergangenen Jahren eine aufopferungs-
volle Tätigkeit am Patienten ausgeübt haben und dafür 
kürzlich noch vom Balkon aus beklatscht wurden.

(Beifall bei der AfD)

Heute ist nur entscheidend, ob sie sich eine Injektion 
setzen lassen oder nicht. Die persönliche Entscheidung, 
sich nicht impfen zu lassen, haben sich viele dieser Pfle-
gekräfte mit Sicherheit nicht einfach gemacht. Jedoch 
erleben sie oft an den Patienten, dass Risiko und Nutzen 
dieser Injektionen in einem eklatanten Missverhältnis 
stehen.

Doch nun zum Pflegebonus, bei dem es darum geht, 
Menschen etwas zurückzugeben für eine Leistung, die sie 
täglich erbringen, mit großer Energie und mit ganzem 
Herzen. Was Monate zur Formulierung brauchte, liest 
sich wie eine Rechenaufgabe einer Mathematikklausur. 
Ich gehe kurz auf Einzelheiten ein.

550 Euro sollen Mitarbeitern zugeteilt werden, die 
schwerpunktmäßig in der direkten Pflege und Betreuung 
von Pflegebedürftigen arbeiten. Nur 370 Euro erhalten 
alle weiteren Mitarbeiter, die in der Einrichtung tätig 
sind. Dies können zum Beispiel Beschäftigte aus der Ver-
waltung, der Küche oder auch aus der Garten- und Ge-
ländepflege sein, wenn sie – so wörtlich – „mindestens 
25 Prozent ihrer Arbeitszeit gemeinsam mit Pflegebe-
dürftigen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend 
oder pflegend tätig sind“.

Ich frage mich: Wer denkt sich solche Zahlen aus?

(Heiterkeit des Abg. Ates Gürpinar [DIE 
LINKE])

Wie legt die Hausverwaltung fest, wer von der Garten- 
und Geländepflege mindestens 25 Prozent der Arbeitszeit 
gemeinsam mit Pflegebedürftigen tagesstrukturierend – 
usw. – verbringt oder nicht? Geht es noch komplizierter? 
In jedem Wahlkampf spricht man vom notwendigen Bü-
rokratieabbau. Doch was entsteht, wenn Ministerial-
beamte ein Gesetz schreiben? Fast immer ein komplizier-
tes und bürokratisches Monster.

Ist die Regierung nicht in der Lage, ein Gesetz zum 
Beispiel auf diese Art zu formulieren: „Die Beschäftig-
ten, die schwerpunktmäßig in der direkten Pflege und 
Betreuung von Patienten arbeiten, erhalten für ihre Tätig-
keit einen steuer- und abgabenfreien Bonus von 
2 500 Euro. Alle anderen Beschäftigten, die nicht direkt 
am Patienten oder Pflegebedürftigen arbeiten, die aber 
für die Aufrechterhaltung der Einrichtung ebenfalls not-
wendig sind, erhalten diesen Bonus anteilig“?

Während die Rüstungsindustrie jetzt mit 100 Milliar-
den Euro gefördert wird, verhöhnt die Bundesregierung 
all diejenigen, die sich seit Jahren für den Dienst am 
Menschen aufopfern.

(Beifall bei der AfD)
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So schafft man es gewiss nicht, die Attraktivität der Pfle-
geberufe zu erhöhen und dem Pflegenotstand zu begeg-
nen. Deshalb fordere ich einen Pflegebonus, der seine 
Empfänger entsprechend würdigt.

Diesen Bonus müssen alle erhalten und nicht nur die-
jenigen, die in einem Krankenhaus gearbeitet haben, in 
dem in einem Jahr mehr als zehn mit dem Coronavirus 
infizierte Patienten behandelt und diese jeweils mehr als 
48 Stunden beatmet wurden; so steht es nämlich im Ent-
wurf. Was unterscheidet eine Pflegekraft, die in einem 
Krankenhaus gearbeitet hat, in dem nur neun Patienten 
innerhalb von zwölf Monaten mehr als 48 Stunden beat-
met wurden, von einer Pflegekraft, die in einem Kranken-
haus mit elf beatmeten Patienten gearbeitet hat?

(Beifall bei der AfD)
Kann diese Regierung, die ständig von Gerechtigkeit 

redet, nicht einfach ein unkompliziertes Gesetz machen, 
welches an die Mitarbeiter denkt? Aber wahrscheinlich 
denke ich da zu pragmatisch und volksnah. Deshalb: 
Machen Sie aus diesem theoretisch gut gemeinten Gesetz 
bitte auch ein praktisch gutes Gesetz! Dann werden wir 
diesem auch mit Freude zustimmen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält für die FDP-Fraktion die Kollegin 

Kristine Lütke das Wort.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kristine Lütke (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir alle kennen die Bilder von den Kranken-
hausfluren in Bergamo in Italien, auf denen völlig er-
schöpfte Pflegekräfte zu sehen sind. Und wir alle erinnern 
uns, wie anders und merkwürdig Weihnachten und Ge-
burtstage in den letzten beiden Jahren waren, an denen 
wir Angehörige, die krank oder pflegebedürftig waren, 
nicht besuchen konnten.

Einige von uns haben vielleicht anfangs wirklich am 
Fenster gestanden und applaudiert. Das war eine schöne 
Geste, und auch mich hat sie berührt. Gleichzeitig weiß 
ich aus eigener, persönlicher Erfahrung: Die Pflege 
braucht viel mehr als Applaus.

Als Pflegeunternehmerin habe ich insbesondere die 
erste Zeit der Pandemie sehr intensiv und hautnah erlebt. 
Eine gute Pflege für meine Bewohnerinnen und Bewoh-
ner unter den extremen Umständen der Pandemie zu ge-
währleisten, das konnte ich nur mit dem Fachwissen und 
vor allem der großen Bereitschaft meiner Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Von der Pflegedienstleiterin über die 
Pfleger, über Reinigungskräfte, den Hausmeister oder das 
Küchenpersonal – alle haben das eigene Privatleben, die 
eigene Familie zurückgestellt. Pflegekräfte wurden noch 
mehr zu seelischen Unterstützern, zu Therapeuten, zu 
Ersatzfamilien. Und sie sehen, wenn dringender Hand-
lungsbedarf besteht.

In meiner Einrichtung lebt eine alte Dame, die bereits 
stark an Demenz leidet. Vor Corona besuchte ihr Mann 
sie jeden Tag und hat sie in den Arm genommen. Sie hat 
ihn erkannt, sich gefreut, und sie ist aufgeblüht. Bereits in 
der ersten Woche der Pandemie, als der alte Herr jeden 
Tag kam, um ihr wenigstens noch durchs Fenster zu-
zuwinken, aber nicht mehr ins Haus durfte, sprach mich 
eine Mitarbeiterin an – sehr besorgt.

Mit ihrem geschulten Blick hatte sie schon nach weni-
gen Tagen gemerkt, dass die alte Dame stark abbaute: Sie 
konnte sich viel schlechter orientieren, sie erkannte ihren 
Mann auf der anderen Seite des Fensters nicht mehr, sie 
verlor jegliche Lebensfreude. Ihr fehlte die physische 
Begegnung, die Umarmung. Verstärkt haben die Pfle-
gekräfte die alte Dame also in den Arm genommen, 
beim Sprechen ihre Hand gehalten und ihren Arm be-
rührt. Und das alles in einer Extremsituation, auch dann, 
wenn es wieder ein paar Minuten extra waren, für die 
eigentlich gar keine Zeit war.

Warum berichte ich davon so ausführlich? Mir geht es 
darum, noch einmal deutlich zu machen, dass Applaus 
nicht genug ist und dass wir endlich echte Anerkennung 
für diese Berufe brauchen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Pflegende kümmern sich nicht nur um diejenigen, die 
ihre Unterstützung und Expertise akut brauchen, sondern 
sie leisten einen Dienst an der Gesellschaft. Das müssen 
wir honorieren, und zwar mit einem ganz anderen 
Bewusstsein und einem anderen grundsätzlichen Stellen-
wert dieser Berufe in unserer Gesellschaft, ganz unabhän-
gig von der Pandemie. Deswegen wollen wir als Koali-
tion die Arbeitsbedingungen und die Anerkennung der 
Pflegeberufe verbessern. Das steht schwarz auf weiß in 
unserem Koalitionsvertrag. Dafür haben wir konkrete 
Vorhaben, die wir auch umsetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb sprechen wir heute hier über den Pflegebonus. 
Wir haben dafür im Koalitionsvertrag 1 Milliarde Euro 
vereinbart. Damit würdigen wir die herausragende Leis-
tung der Pflegekräfte während der Pandemie. Das ist gut, 
und das ist richtig. Aber das ist natürlich nicht genug; 
denn gute Arbeitsbedingungen gehen weit über die Be-
zahlung hinaus. Jeder aus der Praxis weiß doch, dass es 
im Alltag eigentlich immer wieder um eines geht, näm-
lich die Verlässlichkeit des Dienstplanes. Ein „Frei“ muss 
auch ein „Frei“ bleiben, um sich zwischen den Diensten 
zu erholen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu benötigen wir ausreichend Personal und einen 
bedarfsgerechten Qualifikationsmix ebenso wie Sprin-
gerpools. Wir müssen auch die Möglichkeiten der Digi-
talisierung viel stärker nutzen. Und wir brauchen famili-
enfreundlichere Arbeitszeiten, mehr Karrierechancen 
durch Weiterbildungen und Akademisierung. Letzteres 
ist vor allem für die Anerkennung des Berufs wichtig. 
Pflegende – ob nun in Krankenhäusern oder in Alten- 
und Pflegeheimen – sind heute schon hoch qualifiziert; 
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denn Pflege ist eben nicht nur ein Job, der körperlich und 
emotional fordernd ist, sondern ein Beruf, in dem neben 
ausgeprägten Soft Skills psychologisches, pflegerisches, 
medizinisches und organisatorisches Fachwissen gefragt 
ist.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Werte Kolleginnen und Kollegen, Pflege ist eine hoch-
komplexe Profession, die so viel mehr verdient hat als nur 
Applaus. Dafür setzen wir uns als Koalition ein. Mit dem 
Pflegebonus machen wir einen ersten Schritt in diese 
Richtung.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die Fraktion Die Linke erhält das Wort der Kollege 

Ates Gürpinar.

(Beifall bei der LINKEN)

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Kollegin Schulz-Asche, ich muss Ihnen lei-
der mitteilen: Ihr Gesetzentwurf wird Unmut in der Be-
legschaft erzeugen, wenn Sie ihn durchsetzen. Warum? 
1 Milliarde Euro klingt viel – Kollege Pantazis hat es mit 
1 000 Millionen Euro versucht, damit es nach ein biss-
chen mehr klingt –, aber das reicht nicht aus. Wenn man 
anfängt, es aufzuteilen, muss man eine Auslese betreiben; 
ich will es nicht „Spaltung der Belegschaft“ nennen, aber 
in diese Richtung geht es. Wenn Sie beim Bonus für die 
Intensivpflegerinnen und -pfleger noch auf die 2 500 Euro 
kommen wollen, dann müssen Sie ein paar Kolleginnen 
und Kollegen weglassen. Ein Drittel der in den Kranken-
häusern beschäftigten Pflegekräfte wird einfach weg-
gelassen durch Ihre Regelungen, wer im Krankenhaus-
bereich berücksichtigt wird und wer nicht.

Sie unterscheiden zwischen der Langzeitpflege – diese 
Pflegekräfte bekommen 550 Euro – und der stationären 
Pflege; sie bekommen ungefähr 1 700 Euro. Das ist, ge-
linde gesagt, eine Frechheit; denn Beschäftigte in der 
Langzeitpflege verdienen sowieso schon weniger.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie lassen die Medizinischen Fachangestellten außen vor, 
Sie lassen die Zahnmedizinischen Fachangestellten au-
ßen vor, und Sie lassen die Rettungsdienste außen vor. 
Den Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU sei gesagt: 
Wir haben einen solchen Antrag im Dezember 2021 ein-
gereicht, über den namentlich abgestimmt wurde. Ich 
habe nachgeschaut: Sie haben nicht zugestimmt. Ich 
glaube, auch dieser Gesetzentwurf wird sich so nicht 
durchsetzen. Wenn Sie unsere Idee gut gefunden hätten, 
hätten Sie auch unserem Antrag zustimmen können. Das 
haben Sie nicht gemacht. Deswegen scheint mir das eher 
eine Markierung zu sein, als dass Sie es wirklich ernst 
meinen.

(Beifall bei der LINKEN)

Am allerinteressantesten ist ein Bereich, der quasi 
Langzeitpflege und Krankenhauspflege umdreht; denn 
Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter werden zwar in der 
Langzeitpflege berücksichtigt, aber bei den Krankenhäu-
sern interessanterweise nicht. Auch die Pflegehilfskräfte 
werden in der Langzeitpflege berücksichtigt, bei den 
Krankenhäusern aber nicht. Insofern glaube ich schon, 
dass das ein bisschen Unmut erzeugen wird. Das Problem 
ist: Es ist schlicht und ergreifend zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN)

Seit kurzer Zeit wissen wir auch: 1 Milliarde kann viel 
klingen, 1 000 Millionen kann viel klingen; aber 100 Mil-
liarden Euro sind eben doch ein bisschen mehr. Weil 
schon jemand diese Zahl genannt hat, möchte ich auf 
eine andere Zahl hinweisen. Im letzten Jahr wurden Hil-
fen in Höhe von 130 Milliarden Euro für die Wirtschaft 
bereitgestellt. Davon hat auch BMW profitiert, und die 
hatten 1,64 Milliarden Euro Dividende ausgezahlt. Da-
von haben welche profitiert, die es nun wirklich nicht 
gebraucht haben. Und für die Pflegekräfte ist 1 Milliarde 
Euro übrig. Und dann bitte noch mal ganz viel klatschen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen; das wird wohl reichen.

Den Kolleginnen und Kollegen, die jetzt in NRW in die 
Tarifverhandlungen gehen, sage ich: Klatschen reicht 
nicht, es braucht eine richtige Auseinandersetzung. 
Denn die Koalition wird das nicht regeln. Das schaffen 
wir nur alle gemeinsam. Wir werden euch unterstützen, 
dass dabei etwas herauskommt wie bei Vivantes in Ber-
lin, wie bei der Charité. Das werden wir gemeinsam 
schaffen. Vielen Dank! Viel Erfolg für die Kolleginnen 
und Kollegen in NRW!

Vielen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der LINKEN – Maria Klein- 
Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ihr habt das nicht verstanden! Ein Bonus ist 
ein Bonus!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist für die SPD-Fraktion die Kol-

legin Tina Rudolph.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Tina Rudolph (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demo-
kratischen Parteien! Ich würde Sie gern zur Genese des 
Pflegebonus noch einmal in das Jahr 2020 mit zurück-
nehmen wollen. Es gab eine erste Viruswelle, und es gab 
eine zweite. In den Krankenhäusern haben die Menschen 
rund um die Uhr und unter massivsten Belastungen ge-
arbeitet, damals teilweise ohne ausreichende persönliche 
Schutzausrüstung, weil es diese schlicht nicht mehr gab, 
und ohne die Möglichkeit der Impfung, um sich selbst zu 
schützen.

Auch in Pflegeeinrichtungen und in den Diensten der 
ambulanten Pflege, in den Einrichtungen der Wiederein-
gliederungshilfe haben die Menschen extrem hart, extrem 
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viel und unter hohen persönlichen Risiken gearbeitet. 
Auch der Rettungsdienst ist nach wie vor in jede Woh-
nung gegangen. Da wurde nicht gefragt, ob jemand Co-
rona haben könnte, ob jemand ansteckend ist und ob man 
sich einem persönlichen eigenen Risiko aussetzt, sondern 
das wurde gemacht, einfach weil es selbstverständlich 
war.

Es war und ist für die Fachkräfte im Gesundheitssys-
tem eine enorme doppelte Belastung; denn zu den beruf-
lichen Belastungen kommen die gleichen persönlichen 
Herausforderungen hinzu, die wir alle in unserem Alltag 
in den letzten Jahren gespürt haben: die Sorgen, die 
Ängste, die Herausforderungen, auch im Privatleben, in 
der Familie, wenn zum Beispiel die Kitas und die Schulen 
geschlossen hatten.

Viele Firmen haben in den letzten beiden Jahren die 
Möglichkeit genutzt, ihren Mitarbeitenden Boni zu zah-
len; auch der öffentliche Dienst hat von Coronaprämien 
profitiert. Für diese Zahlungen gab es Steuerfreibeträge. 
Die hohen Belastungen im Arbeitsalltag sollten damit 
wertgeschätzt werden. Aber ausgerechnet in den sozialen 
Bereichen war es nicht immer möglich, diese Anerken-
nung finanziell auszudrücken. Und ausgerechnet für die 
Pflege war es zunächst nicht möglich, diese Anerkennung 
finanziell zum Ausdruck zu bringen. Im Jahr 2021 gab es 
dadurch bereits zwei staatliche Coronaprämien: für die 
Alten- und für die Krankenpflege. Sie hatten damals 
schon ein Volumen von 800 Millionen Euro. Einige Be-
rufsgruppen haben damals die Verteilung als nicht ganz 
glücklich empfunden. Es war auch so, dass nicht alle 
Pflegekräfte davon profitiert haben und dass die Höhe 
der Prämie sehr unterschiedlich gestaltet war.

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag deswe-
gen jetzt noch einmal einen Pflegebonus angelegt, er ist 
diesmal mit 1 Milliarde Euro, den 1 000 Millionen Euro, 
unterlegt. Er soll dazu dienen, die kontinuierliche Belas-
tung und die außerordentliche Leistung, die auch im drit-
ten Jahr der Pandemie stattfindet, zu honorieren. Das ist 
ein großer Betrag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es könnte auch wieder so sein – das legen erste Stel-
lungnahmen tatsächlich nah –, dass damit nicht allen 
Wünschen entsprochen und Rechnung getragen wird, 
was den Bezugskreis angeht, und dass sich auch andere 
Berufsgruppen wünschen, einbezogen zu werden. Das 
kann ich nur allzu gut verstehen, und das parlamentari-
sche Verfahren wird zeigen, was hier noch möglich ist.

Man muss aber betonen, dass wir hier einen Pflegebo-
nus diskutieren, für den die Regierung einen großen fi-
nanziellen Rahmen zur Verfügung stellt. Damit setzen 
wir ein wichtiges Signal der Anerkennung und wissen 
gleichzeitig, dass es nicht bei einzelnen Signalen bleiben 
darf;

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

denn wir haben ein strukturelles Problem. Uns fehlen die 
Pflegekräfte. Uns fehlt dort der Nachwuchs. Soziale Be-
rufe, vor allem die Pflege, müssen endlich aufgewertet 
werden. Dazu gehören eine gute Bezahlung und wesent-
liche Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen. Das 
ist dann die wirkliche und nachhaltige Entlastung und 
die tatsächliche Anerkennung für all das, was die Men-
schen in den letzten Jahren für uns geleistet haben und 
auch weiterhin leisten, und dem sind wir in diesem Haus 
verpflichtet.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

In Zukunft darf es in der Pflege nicht mehr darum 
gehen, ein viel zu kurzes Tischtuch hin- und herzuschie-
ben. Wir müssen dafür sorgen, dass auf diesem Tisch 
etwas Substanzielles liegt: angemessene Personalbemes-
sungsinstrumente – die PPR 2.0 steht im Koalitionsver-
trag, und sie muss kommen –, angemessene Bezahlung, 
kein finanzielles Ausspielen der Altenpflege gegen die 
Krankenpflege, gute Arbeits- und Ausbildungsbedingun-
gen, Entlastungsmöglichkeiten bei der Arbeitszeit und 
eine generelle Stärkung der Profession Pflege mit ganz 
konkreten Dingen, zum Beispiel durch ein Stimmrecht im 
Gemeinsamen Bundesausschuss.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Der Pflegebonus, meine Damen und Herren, ist nicht 
das Ende, keine singuläre Anerkennung, sondern der 
Pflegebonus ist unser Anfang. Ich wünsche uns gute wei-
tere Beratungen. Wir schauen, was möglich ist.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Und als nächste Rednerin in dieser 

Debatte erhält Diana Stöcker für die CDU/CSU das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Diana Stöcker (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit vielen 
Monaten warten die Beschäftigten in der Pflege auf den 
angekündigten neuen Pflegebonus. Sie haben sich diesen 
ebenso verdient wie die Beschäftigten im Rettungswesen 
und die Medizinischen und Zahnmedizinischen Fach-
angestellten. Der Gesetzentwurf der Koalition ist nicht 
nur zu bürokratisch, sondern auch zu zaghaft. Sie haben 
nicht nur wesentliche Berufsgruppen schlicht vergessen; 
Sie haben auch die Chance verpasst, Einrichtungen mit 
Pflegekräften selbstständig einen steuerfreien Bonus aus-
zahlen zu lassen und damit ein eigenes attraktives Instru-
ment zur Mitarbeitermotivation und Anerkennung an die 
Hand zu geben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Maria Klein- 
Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das steht in einem anderen Gesetz!)
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In den Einrichtungen brennt die Hütte. … Viele 
Pflegeeinrichtungen sind personell am Ende. … 
Der Bogen ist deutlich … überspannt.

So warnt Thorsten Mittag, Referent Altenhilfe und Pflege 
beim Paritätischen Gesamtverband, und als Gründe be-
nennt er hohe Personalausfälle aufgrund von Omikron 
und die Belastung der verbliebenen Pflegekräfte, auf-
gezehrte Resilienzreserven und eine pessimistische 
Grundstimmung der Mitarbeiter, unbeantwortete Fragen 
zur einrichtungsbezogenen Impfpflicht, Überlastungs-
anzeigen der Einrichtungen, die bei den Pflegekassen 
ins Leere laufen.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja! 16 Jahre CDU-geführte Poli-
tik!)

Die Politik müsse daher – so eine Forderung – „die Prio-
rität jetzt auf den aktuellen personellen Notstand legen“.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Es braucht daher mehr als einen staatlichen Pflegebo-
nus. Es braucht grundsätzlich wieder mehr Anerkennung 
und Attraktivität des Pflegeberufes, damit sich mehr 
Menschen für den Pflegeberuf entscheiden und damit 
die in der Pflege Tätigen im Beruf verbleiben. Es braucht 
aber auch ein auf die Zukunft gerichtetes Sofortpro-
gramm für mehr Pflegekräfte. Hier nur drei Maßnahmen 
von vielen möglichen, die unmittelbar wirken würden:

Erstens: sofortige Anerkennung von qualifizierten Be-
rufsabschlüssen im Pflegebereich aus dem Ausland. Es 
kann nämlich nicht sein, dass eine Pflegekraft aus Finn-
land mit einer dreijährigen Ausbildung in Deutschland 
keine Anerkennung bekommt, aber in der Schweiz sofort 
als Pflegekraft anerkannt und angestellt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweitens. Quereinsteigerfachkräfte, zum Beispiel Me-
dizinische Fachangestellte, die über zertifizierte medizi-
nische Qualifikationen und Berufserfahrungen verfügen, 
wie zum Beispiel Wundverbände anlegen und Spritzen 
geben, müssen dies auch bei einem Umstieg in die Pflege 
tun dürfen.

Und vor allem drittens. Es braucht die wirklich berufs-
ständische Anerkennung der Pflegeberufe, damit diese 
selbstbestimmt und in eigener beruflicher Verantwortung 
Pflege gestalten und durchführen können. Reduzieren Sie 
die Überbürokratisierung der Pflege, und ermöglichen 
Sie so die Freigabe von Ressourcen, damit Pflegeper-
sonen das tun können, was sie gelernt haben, nämlich 
pflegen!

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 16 Jahre! 16 Jahre!)

Der personelle Notstand in der Pflege ist sofort an-
zugehen. In der Arbeitsplanung des Gesundheitsministe-
riums für dieses Jahr ist davon aber nichts zu sehen.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 16 Jahre!)

In der Pflege brennt personell die Hütte. Fangen Sie an, 
das Feuer zu löschen! Greifen Sie als Bundesregierung 
die Ideen auf und ruhen Sie sich nicht auf einem Pflege-
bonus aus, der zu kurz greift!

(Beifall bei der CDU/CSU – Maria Klein- 
Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist schon ziemlich dreist, so eine Rede zu 
halten, nachdem die CDU 16 Jahre lang dieses 
Desaster überhaupt herbeigeführt hat! Das 
muss man mal wirklich sagen! Da gehört was 
zu! – Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: 16 Jahre!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als letzte Rednerin in dieser Debatte erhält für Bünd-

nis 90/Die Grünen Saskia Weishaupt das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Saskia Weishaupt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Arbeitsaufwand, Abläufe und Gesundheits-
risiko haben sich für die Menschen in den Gesundheits-
berufen durch die Pandemie drastisch verändert. Diese 
Mehrbelastung ist überall spürbar. Was wir jetzt mit 
dem Pflegebonus auf den Weg bringen, kann nur ein 
nettes Extra sein. Aber weil wir die Arbeit dieser Men-
schen wirklich wertschätzen, ist das nur ein erster Schritt. 
Wir als Koalition gehen die strukturellen Probleme in 
diesen Berufen in den nächsten Jahren endlich an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es ist mir persönlich ein großes Anliegen, auch auf die 
Berufsgruppen hinzuweisen, die jetzt nicht von den Bo-
nuszahlungen profitieren, aber alles dafür getan haben, 
dass wir gut durch diese Pandemie kommen: die Notfall-
sanitäterin, die die Erstversorgung der Coronapatienten 
garantierte und sie sicher ins Krankenhaus brachte,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

der Logopäde, der seine Patientinnen und Patienten nach 
einer Intubation mit Sprech- und Schlucktraining thera-
piert hat, die Physiotherapeutin, die Long-Covid-Patien-
ten mit Bewegungstherapie wieder fit für den Alltag ge-
macht hat, oder die vielen, vielen Medizinischen 
Fachangestellten, ohne die es einfach nicht möglich ge-
wesen wäre, so viele Menschen zu impfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sie alle haben eines gemeinsam: Sie werden im öffent-
lichen Diskurs oft vergessen. Aber sie verdienen genauso 
unsere Aufmerksamkeit und unseren politischen Taten-
drang.

Der Pflegebonus ist gut. Aber wenn nichts weiter pas-
siert und wir uns darauf ausruhen, dann wird er zur Sym-
bolpolitik. In den nächsten Jahren wollen wir als Koali-
tion ein krisenfestes Gesundheitswesen aufbauen. Das 
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heißt: Wir verbessern das Mitspracherecht der Gesund-
heitsberufe, geben ihnen mehr Verantwortung und end-
lich mehr Kompetenzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir wollen das Gesundheitswesen und seine verschiede-
nen Berufsgruppen zusammendenken. Denn seien wir 
ehrlich: Das stärkt uns alle.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ganz herzlichen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/1331 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Dann rufe ich die Tagesordnungspunkte 16 a und 16 b 
auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Gesine Lötzsch, Gökay Akbulut, 
Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion DIE LINKE

Kommunen umgehend bei Geflüchteten-
hilfe infolge des Ukraine-Krieges finan-
ziell unterstützen

Drucksache 20/1117
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Clara Bünger, Dr. Gesine Lötzsch, Nicole 
Gohlke, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE

Geflüchtete aus der Ukraine und anderen 
Ländern schützen – Kommunen bei der 
Aufnahme stärken

Drucksache 20/1330
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich warte, bis Sie die Plätze gewechselt haben. Wenn 
Sie sich dabei ein bisschen beeilen könnten!

Ich eröffne die Aussprache.
(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Das ist sehr gut, 

Frau Präsidentin!)

– Danke, davon können Sie gern noch mehr sagen; das ist 
in Ordnung. – Es startet für Die Linke Clara Bünger.

(Beifall bei der LINKEN)

Clara Bünger (DIE LINKE):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Heute Morgen hatte ich ein Treffen mit dem 
Rabbiner Jeremy Borovitz. Er ist Überlebender des An-
schlags in Halle und Vorsitzender einer jüdischen Studie-
rendenorganisation in Berlin. Seine Mitstreiter/-innen 
und er haben nach dem Ausbruch des Angriffskrieges 
Studierende aus der Ukraine aufgenommen. Darunter 
sind auch Personen aus Nigeria, die als Drittstaatler/-in-
nen, anders als ukrainische Staatsangehörige, in Deutsch-
land bisher keinen Anspruch auf einen Schutzstatus ha-
ben, obwohl sie vor demselben Krieg fliehen mussten 
und obwohl auch ihre Pläne und Existenzen durch den 
Krieg zunichtegemacht wurden.

Ich habe mit drei wunderbaren Menschen gesprochen, 
die gerne ihr Studium in Deutschland fortsetzen möchten. 
Esther und Emmanuel wollen ihr Medizinstudium been-
den, und Gottfried möchte an der Technischen Univer-
sität in München weiterstudieren. Sie sind hochmotiviert, 
aber die deutsche Bürokratie legt ihnen bislang Steine in 
den Weg. Deshalb ist es ein Schritt in die richtige Rich-
tung, wenn die Bundesregierung die Übergangsverord-
nung für Geflüchtete aus der Ukraine bis zum 31. August 
verlängern möchte.

(Beifall bei der LINKEN)

Dadurch haben die Studierenden etwas mehr Zeit, sich 
auf Studienplätze zu bewerben und sich zu orientieren. 
Sie brauchen aber mehr als das; sie brauchen Rechts-
sicherheit. Viel besser wäre es daher, ihnen ebenfalls 
Schutz nach § 24 Aufenthaltsgesetz zu gewähren.

(Beifall bei der LINKEN)

Für die deutsche Gesellschaft würde das kaum einen 
Unterschied machen; aber für die drei und für viele an-
dere würde das die Zukunft bedeuten.

(Beifall bei der LINKEN)

Diesen Menschen dürfen wir ihre Zukunft nicht nehmen; 
wir müssen sie ihnen ermöglichen. Deshalb müssen wir 
diese Schutzlücken schließen.

(Beifall bei der LINKEN)

In aller Kürze möchte ich auf zwei weitere Punkte ein-
gehen. Bei der heutigen Ministerpräsidentenkonferenz 
soll beschlossen werden, dass Geflüchtete aus der 
Ukraine Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II erhal-
ten sollen und nicht nach dem diskriminierenden Asylbe-
werberleistungsgesetz. Das begrüßen wir ausdrücklich, 
und es wäre ein Riesenskandal, wenn das jetzt nicht klap-
pen würde.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Verbesserung muss aber für alle Geflüchteten gel-
ten. Es ist höchste Zeit, dass das verfassungswidrige 
Asylbewerberleistungsgesetz in Gänze abgeschafft wird.

(Beifall bei der LINKEN)
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Letzter Punkt. Mich haben in den letzten Tagen meh-
rere Hilferufe von Oppositionellen aus Russland erreicht. 
Sie mussten fliehen, weil sie sich für Demokratie und 
Menschenrechte eingesetzt oder gegen den Krieg protes-
tiert haben. Jetzt sitzen sie in Drittstaaten fest. Am 
16. März hat die Innenministerin hier in der Regierungs-
befragung noch erklärt, dass auf europäischer Ebene Ge-
spräche über Schutzangebote für russische Deserteure 
stattfinden. Das sind nette Worte; aber es müssen jetzt 
schnell konkrete Taten folgen.

(Beifall bei der LINKEN)
Vor allem braucht es humanitäre Visa, damit die Men-
schen sicher nach Deutschland gelangen können, und 
von diesem Schutz müssen auch Menschenrechtsaktivis-
tinnen und -aktivisten profitieren, die mit ihrem Engage-
ment gegen den Krieg ebenfalls hohe persönliche Risiken 
eingehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt für die SPD-Fraktion der Kollege Helge 

Lindh.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir erzählen meistens die falsche Geschichte, und ich 
wünsche mir, dass wir in diesem Zusammenhang die 
richtige Geschichte erzählen.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Ja, warum er-
zählen Sie denn immer die falsche Geschich-
te?)

Als ich jüngst mit vielen Geflüchteten aus der Ukraine 
in meiner Stadt, in Wuppertal, ankam, hatte ein Hotel die 
Ankunft vorbereitet, Zimmer kostenlos gestellt, hatte ein 
Catering-Dienst, ohne Aufsehen zu machen, alles vor-
bereitet, um die Essensversorgung zu gewährleisten, 
hatte ein Bündnis von Sportvereinen aus einem ganz 
anderen Stadtteil dafür gesorgt, dass in dem Hotel Kin-
derspielzeug war, hatte ein deutsch-ukrainisches Netz-
werk die Betreuung, Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
gestellt. Das ist das Deutschland, das wir gegenwärtig in 
ganz überwiegendem Maße erleben, und das ist ein 
Deutschland, auf das wir stolz sein können und das uns 
auszeichnet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Ingo Gädechens [CDU/ 
CSU])

Dieses Deutschland, in dem Menschen gestresst sind 
durch die Pandemie und Sorgen haben aufgrund der 
Energiekosten, ist ein solches, das dennoch und gerade 
deswegen Solidarität zeigt. Das ist der Grund und das ist 
das Motiv, aus dem die Kommunen vernünftigerweise 
und selbstverständlich für eine vernünftige Finanzierung 

ihres Arbeitens kämpfen. Wir sind es ihnen schuldig, und 
deshalb ist alle Mühe notwendig, eine hinreichende Fi-
nanzierung sicherzustellen.

Es ist genau dieser Zweck entscheidend. Ich habe 
manchmal bei den Debatten den Eindruck, als ob wir 
die Finanzierung nur als instrumentelles Ziel begreifen 
würden, im typischen Spiel der Verantwortungszuwei-
sung zwischen Kommunen, Ländern und Bund. Das ist 
sie aber nicht. Ich bitte darum und appelliere dringend, 
dass wir es diesmal noch besser als beim letzten Mal 
machen und es nicht – entschuldigen Sie den Ausdruck – 
versaubeuteln.

Damals, in der sogenannten Flüchtlingskrise 2014, 
2015 und 2016, erlebten wir auch eine große Empathie 
und Begeisterung. Hoffentlich haben wir das nicht ver-
gessen! Es war herausragend, wie sich die Menschen in 
diesem Land eingesetzt haben, wie sie Menschlichkeit 
ganz unprätentiös und selbstverständlich gezeigt haben. 
Es dauerte aber nicht sehr lange, bis das Kippen der 
Stimmung beschworen wurde. Das war aber nicht die 
Bevölkerung; das waren, wenn wir ehrlich sind, der po-
litische und der mediale Bereich. Wenn wir aber immer 
ein Kippen beschwören, dann müssen wir uns nicht wun-
dern, wenn die Stimmung kippt.

Die Menschen aber und das, was sie hier in Berlin, in 
meiner Stadt, in so vielen Kommunen leisten, geben uns 
ein Beispiel, und wir müssen begreifen, was das für ein 
Geschenk ist, das uns die Bevölkerung dieses Landes 
gibt! Wir können stolz sein auf dieses Land. Wir sollten 
diese Solidarität als Motivation begreifen. Wir sollten 
gucken, dass wir die Schulen fitmachen, dass wir eine 
Infrastruktur in der sozialen Versorgung haben, dass wir 
die Kommunen entschulden, sodass das Engagement der 
Menschen glänzen kann. Für sie machen wir das – nicht 
für Kämpfer der Instrumentalisierung, nicht weil Men-
schen einfach Größen sind bei Registrierung und Finan-
zierung. Es geht hier um Lebewesen, gleich welcher 
Staatsangehörigkeit, um Menschen aus der Ukraine, die 
um ihr Leben kämpfen, die Schutz gefunden haben bei 
uns.

Das Putin-Regime – vergessen wir das nicht – will die 
Bevölkerung der Ukraine auslöschen, zum Teil wenigs-
tens. Es will die Geschichte der Ukraine auslöschen, die 
Sprache auslöschen. Wir aber wollen, dass die Menschen 
in der Ukraine leben, dass die ukrainische Kultur leben 
kann und dass man, wenn man eine Heimat in der 
Ukraine hatte, egal welcher weiteren Herkunft man ist, 
hier in deutschen Kommunen gut gesichert und gut unter-
stützt eine neue Heimat finden kann. Das ist die Aufgabe, 
der wir uns stellen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Als nächster Redner erhält das Wort 

Markus Uhl für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Markus Uhl (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Als die ersten Geflüchteten aus der 
Ukraine in meiner Heimatstadt und in meinem Wahlkreis, 
Homburg im Saarland, angekommen sind, da habe ich 
das Kardinal-Wendel-Haus besucht. Das ist ein ehemals 
kirchliches Haus, das kurzfristig zu einer Aufnahmestelle 
umfunktioniert wurde.

Eben wurde es hier schon geschildert: Es hat sich eine 
riesige Welle der Hilfsbereitschaft gebildet, bei mir zu 
Hause und überall in Deutschland. Schülerinnen und 
Schüler, Kulturschaffende, Lehrerinnen und Lehrer, Un-
ternehmerinnen und Unternehmer, viele engagierte Bür-
gerinnen und Bürger haben die Initiative ergriffen und 
viele Solidaritätsaktionen gestartet. Sie alle helfen dabei, 
die Situation vor Ort, die Situation für die Menschen, die 
vor Krieg und Verfolgung geflohen sind, besser zu ma-
chen. Sie helfen mit Spenden, mit Begleitungen bei Be-
hördengängen oder auch mit einem neuen Zuhause auf 
Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Durch ihr großes ehrenamtliches Engagement und den 
Einsatz der Kommunen gelingt es, die Lage in den Griff 
zu bekommen. Ich will an dieser Stelle ein herzliches 
Dankeschön an all diejenigen sagen, die da Tag für Tag 
mithelfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber in den Gesprächen mit den Verantwortlichen und 

den Ehrenamtlichen vor Ort werden mir auch zahlreiche 
Probleme geschildert, und wir müssen Antworten auf 
diese Probleme liefern:

Erstens geht es um das Thema Registrierung. Wir müs-
sen wissen, wer zu uns kommt; unsere Städte und Ge-
meinden müssen wissen, wer zu ihnen kommt, auch zum 
Schutz der Geflüchteten selbst. Dazu braucht es eine 
schnelle und zeitnahe Registrierung, idealerweise durch 
die Bundespolizei oder das BAMF an der Grenze oder in 
den Zügen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Damit diese Registrierung durchgeführt werden kann, 
meine Damen und Herren, braucht es die dazu erforder-
liche technische Ausstattung. Deshalb ist das Bundes-
innenministerium an dieser Stelle gefordert, endlich da-
für zu sorgen, dass überall da, wo wir es brauchen, die 
Registrierungsstationen vorhanden sind und dass das 
System auch fehler- und ausfallfrei läuft. Es kann nicht 
sein, wie bei uns erfolgt, dass die Registrierungen stun-
denlang dauern und die Menschen teilweise den ganzen 
Tag in der Warteschlange darauf warten, endlich regis-
triert zu werden, und dann am Abend nach Hause ge-
schickt werden, weil das System abgestürzt ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zweitens. Wir brauchen Planbarkeit und Verlässlich-

keit. Wir müssen wissen, wie viele Menschen wo ankom-
men. Es kann nicht sein, dass kurzfristig angekündigt 
wird – auch so geschehen –, dass in wenigen Stunden 
mehrere Busse ankommen, dann alles hektisch vorberei-
tet wird und letztlich, ohne dass darüber informiert wird, 
gar kein Bus kommt. Im Nachgang stellte sich dann he-

raus: Die angekündigten Busse sind nie gestartet. – So 
entstehen Mehraufwände für Unterkunft, Verpflegung 
und Betreuungspersonal und auch gehörig Frust bei den 
ehrenamtlichen Helfern.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Richtig!)
Es darf am Ende nicht alleine von persönlichen Kontak-
ten oder dem Zufall abhängen, wie viele Flüchtlinge in 
einer Kommune unterkommen. Wichtig sind, wie schon 
gesagt, frühzeitige Registrierungen und bei der Vertei-
lung auf die Länder und Kommunen die Anrechnung 
derer, die private Unterkünfte gefunden haben, im Ver-
teilschlüssel.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Bund muss endlich verlässlich koordinieren und 
kommunizieren. Nur wenn das wirklich funktioniert, 
können die weiteren Schritte vor Ort auch klappen.

Drittens, meine Damen und Herren, geht es natürlich 
um die finanzielle Sicherheit für die Kommunen. Die 
Kommunen haben durch die Aufnahme der Flüchtlinge 
deutliche finanzielle Mehrbelastungen. Sie brauchen 
Klarheit und Verlässlichkeit, wie genau diese Mehraus-
gaben denn gedeckt werden können.

Klar ist für uns aber auch: Was die kommunale Finanz-
ausstattung angeht, sind zunächst die Länder in der 
Pflicht. Sie müssen den Kommunen aufgabenangemes-
sen und auskömmlich Finanzmittel zur Verfügung stel-
len. Dazu gehört auch die finanzielle Ausstattung und 
Unterstützung bei den Aufgaben, die jetzt anstehen: Erst-
versorgung, Unterkunft, psychologische Hilfe oder an-
gemessene Kinderbetreuung. Darüber, inwieweit sich 
der Bund auch an den flüchtlingsbedingten Mehrausga-
ben der Länder und Kommunen beteiligt, beraten ja ge-
rade die Ministerpräsidenten mit dem Bundeskanzler. Ich 
will nur anmerken, dass es die unionsgeführte Bundes-
regierung war, die den Ländern und Kommunen während 
der Flüchtlingswelle von 2015 erheblich finanziell unter 
die Arme gegriffen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, die aktuelle Situation ver-

langt den Ländern und Kommunen viel ab, auch den 
Menschen vor Ort, den Ehrenamtlichen und den Haupt-
amtlichen. Deshalb brauchen wir umso mehr Klarheit, 
Verlässlichkeit und Koordination, um die notwendige 
Unterstützung der Menschen, die geflüchtet sind, zu er-
möglichen, und deshalb muss die Bundesregierung end-
lich handeln. Koordinierung muss Chefsache sein; sie 
muss Sicherheit gewährleisten, Unterstützung sicherstel-
len und Integration ermöglichen.

Ein letztes Wort zu den Anträgen der Linken. Nur so 
viel: Wenn Sie einen guten Antrag und einen guten Leit-
faden dafür brauchen, was jetzt konkret zu tun ist, meine 
Damen und Herren, dann nehmen Sie unseren Antrag

(Lachen der Abg. Jessica Tatti [DIE LINKE])
zu einem Masterplan Hilfe, Sicherheit und Integration, 
den wir heute Mittag in diesem Hohen Hause debattiert 
haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächster Redner erhält Sven-Christian Kindler für 

Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wir erleben ja gerade, wie schrecklich der An-
griffskrieg Russlands gegen die Ukraine ist, mit welchen 
brutalen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit gegen die Menschen in der Ukraine vor-
gegangen wird. Deswegen ist es unsere Aufgabe in 
Deutschland und Europa, alles Notwendige und alles 
Menschenmögliche zu tun, um die Menschen in der 
Ukraine gegen diesen schrecklichen Krieg zu unterstüt-
zen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dazu gehört neben scharfen finanziellen, ökonomi-
schen Sanktionen und notwendigen Waffenlieferungen 
zur Selbstverteidigung natürlich, dass wir vor Ort und 
in den Nachbarländern humanitär helfen, aber auch hier 
Menschen aufnehmen und sie mit Respekt, mit Anstand 
und mit offenen Armen empfangen. Deswegen ist es sehr 
gut, dass sich so viele Menschen auch in Deutschland 
ehrenamtlich, freiwillig zusammengefunden haben.

Ich komme aus Hannover. Ich weiß, wie viele Men-
schen in Hannover aufgenommen wurden, wie viele 
Menschen dort helfen, wie sich die Landeshauptstadt ein-
setzt. Es ist eine gesamtstaatliche Aufgabe von Bund und 
Ländern, dass die Ehrenamtlichen, aber auch die Kom-
munen tatkräftig bei dieser wichtigen Aufgabe unterstützt 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Dunja Kreiser [SPD])

Es geht dabei natürlich auch darum, dass wir den Men-
schen – den Frauen, den Kindern, aber auch den Män-
nern –, die vor dem schrecklichen Krieg geflohen und in 
Deutschland angekommen sind, jetzt bei uns konkret hel-
fen. Dabei geht es nicht nur um Geld, sondern auch da-
rum, dass wir ihnen Möglichkeiten geben, eine Wohnung 
zu finden und sich gut einzuleben. Dazu gehört auch die 
Integration ins Gesundheitssystem, in Schule und Kita, 
aber auch in den Arbeitsmarkt. Deswegen ist es sehr 
richtig, dass der Bund konkret angeboten hat, dass die 
Geflüchteten aus der Ukraine jetzt Zugang zu den Leis-
tungen der Sozialgesetzbücher II und XII erhalten. Das 
sind die richtigen Maßnahmen, damit sie in den Arbeits-
markt integriert werden und hier richtig ankommen kön-
nen, statt nach dem diskriminierenden Asylbewerberleis-
tungsgesetz behandelt zu werden. Es ist ein richtiges und 
wichtiges Angebot des Bundes, dass die Menschen jetzt 
mithilfe des SGB II integriert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Aus meiner und aus unserer Sicht ist das eine ganz 
wichtige gesamtstaatliche Aufgabe, die Bund, Länder 
und Kommunen gemeinsam, sich gegenseitig unterstüt-
zend, schultern sollten. Ich will daran erinnern, dass der 
Bund in der Vergangenheit schon viel zur Unterstützung 
der Kommunen geleistet hat. Und ich finde, dass am 
Ende – das will ich auch aus Sicht eines Haushaltspoliti-
kers des Bundes sagen – natürlich auch die Länder ihren 
Aufgaben gerecht werden müssen.

Der Bund wird dieses Jahr, 2022, Kredite in Höhe 
eines dreistelligen Milliardenbetrags aufnehmen, indem 
er die Notfallregel der Schuldenbremse nutzt, wegen Co-
rona, aber auch zusätzlich wegen der Folgen des Krieges. 
Viele Länder planen jetzt noch mit Überschüssen und 
schwarzer Null ihre Haushalte, so zum Beispiel mein 
Heimatland Niedersachsen, aber auch NRW und Bayern. 
Gleichzeitig sehen wir, dass die Länder deutlich mehr 
Steuereinnahmen erhalten als der Bund. Ich glaube, das 
geht auch im zwischenstaatlichen Verhältnis zwischen 
Bund und Ländern nicht; alle Ebenen müssen sich betei-
ligen. Es kann nicht sein, dass der Bund am Ende Schul-
den in Höhe eines dreistelligen Milliardenbetrags macht 
und Bayern und NRW sich für die schwarze Null abfei-
ern; das geht in der Bundesrepublik Deutschland nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Das ist 
solide Haushaltspolitik!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Deswegen, glaube ich, ist es wichtig, dass Bund und 
Länder heute auf der Ministerpräsidentenkonferenz eine 
gemeinsame, solidarische Lösung finden, wie wir die 
Menschen aus der Ukraine hier in Deutschland gezielt 
unterstützen und die Kommunen dabei auch entlasten.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Da werden die Kommunen genau 
hinschauen!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die AfD-Fraktion erhält das Wort der Abgeordnete 

Peter Boehringer.
(Beifall bei der AfD)

Peter Boehringer (AfD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist ein gewisser Bruch, heute nach der Abstimmung 
zur – zum Glück! – abgewendeten Impfpflicht nun über 
Finanzen zu sprechen.

(Clara Bünger [DIE LINKE]: Falsches The-
ma!)

Doch so sei es nun; so ist es.
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Interessant ist, dass einzelne Parteien immer das Glei-
che fordern, ganz egal, welche Krise wir haben:

(Zuruf der Abg. Isabel Cademartori Dujisin 
[SPD])

Die Grünen etwa fordern immer mehr Geld, wenn sie 
nicht gerade mehr Klimaschutz fordern. Und so – das 
haben wir eben gehört – ist die Antwort auf die Migration 
ebenfalls: mehr Geld.

(Beifall bei der AfD)
Ähnlich bei der FDP: Sie fordert, egal in welcher Kri-

se, auch immer das Gleiche, nämlich Transparenz, weni-
ger Schulden und Digitalisierung,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Da bin ich ja mal 
gespannt, was der Poet uns mitzuteilen hat!)

um aber dann, wenn es drauf ankommt, regelmäßig ir-
gendwelche Gründe zu finden, warum man dieses Mal 
ausnahmsweise doch wieder eingeknickt ist – außer bei 
der Digitalisierung, okay.

(Clara Bünger [DIE LINKE]: Ist aber kein 
FDP-Antrag!)

Bei den Linken ist es so: Die fordern immer die Ent-
eignung oder die Bezuschussung von allem und jedem 
durch den Steuerzahler.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was ist das für eine Rede hier? 
Reden Sie mal zum Thema!)

Für alle gilt, dass die Aussagen nicht dadurch richtiger 
werden, dass man sie ständig wiederholt.

Doch ja, wir haben in diesem Land zahlreiche Proble-
me: die steigenden Preise, die Knappheit an bezahlbarem 
Wohnraum, die Flüchtlinge, die ins Land strömen, und 
natürlich auch, dass zahlreiche Kommunen kaum in der 
Lage sind, ihre Aufgaben finanziell zu bestreiten. Natür-
lich kann man jetzt sagen: Lass den Bund noch mehr 
Schulden machen! Lass die EZB noch mehr Geld dru-
cken! Und dieses Geld verteilen wir dann in den Kom-
munen, und die bauen dann neue Flüchtlingsunterkünf-
te. – Nur, kein einziges unserer Probleme wird dadurch 
ursächlich gelöst, kein einziges.

(Beifall bei der AfD – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer ist denn hier 
das Problem?)

Im Gegenteil: Wenn wir Wohnraum, wie Sie es ja 
wollen, staatlich in großem Stil bezuschussen, dann hei-
zen wir die Mietenteuerung ja noch weiter an. Das aber ist 
das Asozialste, was es gibt.

(Beifall bei der AfD)
Denn diejenigen, die schon länger hier leben, und zwar 
ganz gleich welcher Volksgruppe, finden dann erst recht 
keine bezahlbare Wohnung; die Bezuschussten sind ja für 
die Flüchtlinge. Ganz nebenbei schaffen wir auch noch 
die föderale Finanzverfassung ab, wonach Aufgaben und 
Finanzverantwortung zusammenfallen müssen; denn 
wenn der eine wirtschaftet und der andere bezahlt, dann 
führt das regelmäßig zu Misswirtschaft und Interessen-
konflikten.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die erste Antwort auf die aktuellen Belastungen kann 
also nur dieselbe sein wie die auf die generelle Finanz-
misere der Kommunen. Es braucht eine Steuerreform, 
welche die Finanzkraft und die Finanzautonomie der 
Kommunen stärkt.

(Beifall bei der AfD)
Die zweite Antwort auf die Wohnungsnot muss vor 

allem in einer generellen Begrenzung der Zuwanderung 
liegen, ganz explizit unabhängig von dem Ukrainekon-
flikt. Sie hat überhaupt nichts damit zu tun, die ukrai-
nische Fluchtbewegung.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Nein, gar nicht!)
Das Thema Fluchtbewegung – nicht die aus der Ukraine – 
ist schon seit sieben Jahren der Elefant im Immobilien-
markt, den außer der AfD irgendwie keiner ansprechen 
will. Mehr Menschen bedeuteten schon lange vor dem 
Ukrainekonflikt eine höhere Nachfrage nach Wohnraum. 
Um das zu erkennen, muss man kein Populist sein; ein-
faches Nachdenken genügt.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, der größte Feind des Sozia-

len ist und bleibt der Sozialismus,
(Beifall bei der AfD)

der zweitgrößte die menschenfeindliche Massenzuwan-
derung. Offene Grenzen und ein Sozialstaat schließen 
sich aus, wie schon Milton Friedman wusste.

(Karsten Hilse [AfD]: Jawoll!)
Wenn Sie differenzierte, marktwirtschaftliche, men-
schengerechte und inländerfreundliche Antworten su-
chen, dann finden Sie sie bei der AfD.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Diese Rede bringen 
Sie alle Vierteljahre wieder! – Gegenruf des 
Abg. Peter Boehringer [AfD]: So wie Sie! – 
Gegenruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD]: 
Sie wird dadurch aber nicht richtiger!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Guten Abend, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

nächste Rednerin in der Debatte: Dr. Ann-Veruschka 
Jurisch von der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen und 

Kollegen! Kennen Sie zufällig Hase Felix, den Kinder-
buchhasen?

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sicher!)

Meine Söhne haben einen schönen blauen Kinderreise-
koffer, auf dem dieser Hase aufgedruckt ist. Als ich neu-
lich vor dem Berliner Hauptbahnhof beim Ankunftszelt 
für die Kriegsflüchtlinge über die Straße gegangen bin, 
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kam mir eine ukrainische Mutter mit ihrem kleinen Sohn 
entgegen und lief auf dieses Zelt zu. Und der Junge zog 
genau den gleichen blauen Hasenkoffer hinter sich her. 
Diese kleine Begegnung hat mich unglaublich gerührt: 
Kinder, die ihrem Zuhause entrissen sind, ihr Liebgehab-
tes zurücklassen müssen und mit ein paar Habseligkeiten 
an der Hand ihrer Mütter ins Ungewisse gehen.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Oha!)
Menschen, die auf der Flucht sind, kommen jetzt wie-

der in unsere Städte und Gemeinden. Sie brauchen als 
Allererstes Aufnahme, Schutz und Unterbringung, dann 
Lebensunterhalt, gesundheitliche Fürsorge, Bildung und 
weitere Integration in unsere Gesellschaft. Alle diese 
Aufgaben werden letztlich auf lokaler Ebene gelöst, von 
den vielen ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern so-
wie von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den 
Kommunen. Diese Menschen leisten im Moment Großes 
und haben auch in den letzten Jahren immer Großes ge-
leistet. Ich danke ihnen sehr, sehr herzlich für ihr großes 
persönliches Engagement.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Clara 
Bünger [DIE LINKE])

Wir brauchen jetzt kluge Lösungen, um die Akteure in 
den Kommunen zu entlasten und zu stärken. Der zentrale 
Punkt ist, dass wir es jetzt schaffen müssen, auch noch 
weitere Menschen aus der Ukraine möglichst unbürokra-
tisch bei uns in ganz Europa aufzunehmen und zu inte-
grieren. Es ist ein humanitärer und auch ein sicherheits-
politischer Imperativ. Wir brauchen deshalb jetzt kluge 
Lösungen, um die Akteure bei uns in den Kommunen 
zu entlasten. Dabei geht es meiner Meinung nach – 
auch der Kollege Kindler hat es angesprochen – nicht in 
erster Linie um Geld vom Bund. Ich möchte dazu kurz 
anmerken: Die Kommunen haben 2021 einen Überschuss 
von 4,6 Milliarden Euro erzielt.

Ich bin als Liberale und überzeugte Europäerin sehr 
stolz darauf, dass es der EU mit der unglaublich schnellen 
Aktivierung der Richtlinie zur schnellen Aufnahme von 
Kriegsflüchtlingen gelungen ist, eine sehr unbürokrati-
sche Erteilung eines Aufenthaltsrechts zu ermöglichen. 
Ich würde mir aber wünschen, dass es eine echte gemein-
same europäische Asyl- und Migrationspolitik gibt; daran 
arbeite ich, daran arbeiten wir Freie Demokraten zusam-
men mit unseren Partnern von der SPD und den Grünen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine noch geschlossenere europäische Migrationspolitik 
würde es uns in der jetzigen Situation erlauben, die 
zweite Komponente der EU-Richtlinie zu aktivieren, 
nämlich einen europaweiten Verteilschlüssel, den so-
genannten Solidaritätsmechanismus. Ohne diesen Soli-
daritätsmechanismus gilt im Moment das Prinzip der 
Selbstverteilung der Flüchtlinge innerhalb Europas mit 
allen damit verbundenen administrativen und praktischen 
Herausforderungen, die auch in Deutschland der König-
steiner Schlüssel nicht vollständig zu lösen vermag.

Das zweite große Thema ist die Unterbringung der 
geflüchteten Menschen. Auch hier begrüße ich es sehr, 
wie unbürokratisch und Hand in Hand mit der Zivil-

gesellschaft an Lösungen gearbeitet wird. Über die Ko-
operation der Initiative „Unterkunft Ukraine“ mit dem 
BMI werden erfolgreich Geflüchtete mit aufnahmeberei-
ten Familien in Deutschland zusammengebracht. Ich ma-
che mich dafür stark, dass dieses Programm zum Wohle 
aller zukunftsfest gemacht wird und möglichst viele lang-
fristige Wohnangebote anziehen kann.

Ein drittes Thema, für das ich mich als Liberale mit 
besonderer Leidenschaft engagiere, ist eine gelungene 
und auch längerfristige Integration der Geflüchteten in 
den Arbeitsmarkt; denn Arbeit gibt Halt, Struktur, und 
gerade in einer Fluchtsituation stärkt sie auch den Selbst-
wert.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen setze ich mich dafür ein, dass wir geflüchteten 
Menschen, die bei uns arbeiten wollen, eine echte Bleibe-
perspektive verschaffen.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Aber hopp, 
hopp, hopp! Mehr Tempo!)

Stichworte dabei sind ein Punktesystem nach kana-
dischem Vorbild und der Chancenaufenthalt. An diesem 
Projekt, das auch in unserem Koalitionsvertrag steht, 
sollten wir jetzt mit aller Kraft und mit Geschwindigkeit 
arbeiten.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Wir brauchen vielfältige und kluge Lösungen, um die 
Akteure in unseren Kommunen zu entlasten. Erstens: 
praktische Lösungen dafür, dass wir im Moment leider 
noch keinen europäischen Solidaritätsmechanismus ha-
ben. Zweitens: die Stärkung des Ehrenamts und die Stär-
kung der Zusammenarbeit zwischen Staat und Zivil-
gesellschaft, einer Zusammenarbeit, die respektvoll und 
auf Augenhöhe ist. Und drittens schließlich: eine voraus-
schauende Gesetzgebungsarbeit. Es müssen jetzt die Wei-
chen für das Thema Arbeitskräftemigration gestellt wer-
den.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Schönes 
Wünsch-dir-was! Frohe Weihnachten!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin der Debatte: Dunja Kreiser, 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Schreckliche 
Bilder erreichen uns aus der Ukraine. Ich finde, es ist 
selbstverständlich, dass wir die Geflüchteten, besonders 
Frauen, Kinder und ältere Menschen, die vor dem dorti-
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gen Krieg Schutz suchen, bei uns aufnehmen. Ich möchte 
den Blick besonders auf Kinder richten, die mit ihren 
Müttern oder gar unbegleitet zu uns kommen. Die Kinder 
brauchen eine schnelle Teilhabe an frühkindlicher Bil-
dung, den Zugang zu Kitas und Schulen; viele werden 
auch schnell Zugang zur Kinder- und Jugendhilfe benö-
tigen. Dazu brauchen wir jetzt alle Unterstützung, und die 
Länder entlasten diesbezüglich schon sehr.

Ich sehe schon gute, pragmatische Lösungsansätze, 
zum Beispiel in Niedersachsen. Mein Kollege der Grü-
nen, Herr Kindler, hat das bereits erwähnt. Es kann zum 
Beispiel eine Aufstockung der Kitaplätze funktionieren; 
ein Kind mehr pro Kitagruppe, bis zum 31. Juli befristet, 
ist das, was Niedersachsen unternimmt. Räume können 
auch ohne Prüfung der Mindestanforderungen genutzt 
werden – das betrifft Freizeiteinrichtungen, Gemeinde-
einrichtungen, Turnhallen –, und das wohl auch über 
den 31. Juli hinaus.

Es wird eine schnelle Anerkennung der Berufs-
abschlüsse von Erzieherinnen, Lehrerinnen und Pädago-
ginnen möglich gemacht, es werden Fort- und Weiter-
bildungen angeboten. Durch den Beschluss des Rates 
der Europäischen Union vom 4. März 2022 erhalten die 
geflohenen Menschen aus der Ukraine unkompliziert 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Aufenthaltsgesetz 
und somit auch schnellen Zugang zum Arbeitsmarkt. 
Das heißt, sie können auch vor der berufsrechtlichen An-
erkennung tätig werden. Das entlastet unsere Kom-
munen, das entlastet die Träger von Einrichtungen, das 
entlastet auch unsere Einsatzkräfte, die in der vorherr-
schenden Krise schon Großartiges geleistet haben, aber 
insbesondere auch die Erzieherinnen und Erzieher in den 
Einrichtungen. Mein Dank gilt da insbesondere den Be-
schäftigten der Einrichtung in Evessen, aber auch denen 
in ganz Deutschland.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zusätzlich helfende Hände aus der Zivilbevölkerung in 
den Einrichtungen sowie die Schaffung von Netzwerken 
für Kommunikation und Gesprächskreise in den Kom-
munen – dazu kann ich nur aufrufen. Diese große Soli-
darität und dieser Einsatz sind unsere gesellschaftliche 
Stärke. Das müssen wir unterstützen, zum Beispiel auch 
durch ein Demokratiefördergesetz „Demokratie leben!“.

Die Integration durch Deutsch- und Orientierungs-
kurse soll natürlich weiterhin von Deutschland gewähr-
leistet werden; das haben wir ja mittlerweile schon im 
Ausschuss für Inneres und Heimat erfahren. Die Stärkung 
der Kommunen muss erfolgen. Ich denke, dass die MPK, 
die gerade noch läuft, sich damit befasst. Das ist auch ein 
Zeichen für mich, dass man sich sehr stark damit aus-
einandersetzt und dass die Kommunen ihre Stärkung 
aus dieser Runde erfahren.

Wir, verehrte Damen und Herren, werden unsere Kom-
munen nicht im Regen stehen lassen. Wir handeln, geben 
den Menschen Hilfe und bieten eine Perspektive für Ge-
flüchtete und unsere Kommunen.

Abschließend – Frau Präsidentin, ich weiß, die Rede-
zeit ist vorbei – möchte ich mich aber noch bedanken bei 
den Bürgerinnen und Bürgern, die Solidarität zeigen, bei 
all unseren Hilfsorganisationen, dem Technischen Hilfs-
werk, der Polizei, der Deutschen Bahn sowie den Ret-
tungskräften.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Markus Uhl [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte: Stefan Schmidt, 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Bund und Länder beraten gerade über 
Unterbringung und Versorgung Geflüchteter aus der 
Ukraine und über die Aufteilung der Kosten, und natür-
lich ist das eine wichtige Frage für die öffentlichen Haus-
halte.

Unmittelbar verbunden mit diesen Zahlen ist aber auch 
und gerade das Schicksal von weit über 300 000 Men-
schen, die in Deutschland Schutz gesucht haben und su-
chen, Menschen, die gestern noch überlegt haben, wel-
chen Kinofilm sie vielleicht nächste Woche anschauen, 
und die jetzt gucken müssen, ob, wann und in welche 
Ukraine sie wieder zurückkehren können, welche Zu-
kunft ihre Kinder erwartet und ob die zurückgebliebenen 
Verwandten die russische Aggression überleben.

Dieser Krieg hat nicht nur die Nachkriegsordnung zer-
stört; er hat die hässliche Gestalt von Politik gezeigt, eine 
Politik überhöhter Egoismen, die selbst vor Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit nicht zurückschreckt.

Jetzt ist es ein Gebot der Menschlichkeit, diejenigen, 
die bei uns Schutz suchen, gut zu versorgen. Vor diesem 
Hintergrund ist es das einzig Richtige, dass sich Bund 
und Länder darauf verständigen, aus der Ukraine geflüch-
teten Menschen Zugang zu den Leistungen der Sozialge-
setzbücher II und XII zu verschaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn Zugang zur Krankenversicherung und zum Arbeits-
markt sichert diesen Menschen schnelle gesellschaftliche 
Teilhabe und damit ein Stück Normalität in ihrer an-
gespannten Ausnahmesituation. Eine Behandlung im 
Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes, wie es die 
Union gefordert hat, kann das eben nicht leisten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP – 
Clara Bünger [DIE LINKE]: Das sollte auch 
für alle Flüchtlinge gelten!)

Ich möchte meine Rede heute auch dazu nutzen, um 
mich bei allen Kommunen, bei den Ehrenamtlichen, den 
Hauptamtlichen vor Ort zu bedanken, die den Geflüchte-
ten unbürokratisch und schnell helfen. Unsere Kom-
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munen beweisen abermals, dass sie äußerst fähige Kri-
senmanagerinnen sind; der großen politischen Verant-
wortung werden sie erneut gerecht.

Die Ampelkoalition verspricht eine verlässliche Finan-
zierung und entsprechende Handlungsspielräume für die 
Kommunen. Jetzt ist es dann auch für die Länder an der 
Zeit, die zugesagten Mittel sachgerecht an die Städte und 
Gemeinden durchzuleiten und zusätzlich noch zu verstär-
ken.

Ich bin sehr zuversichtlich, dass heute auch ein guter 
Tag für den Föderalismus wird. Bund und Länder bewei-
sen, dass sie an einem Strang ziehen. Ich wünsche mir, 
dass die Einigkeit und die Einigung, die heute hoffentlich 
zustande kommt, dann auch Auftakt für eine bessere Mi-
grations- und Integrationspolitik grundsätzlich sind. Ich 
wünsche mir, dass wir unsere Kommunen als das behan-
deln, was sie sind, nämlich die zentrale Ebene eines mo-
dernen Einwanderungslandes.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner: Matthias Helferich.

Matthias Helferich (fraktionslos):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Für viele Menschen in unserem Land ist das 
Leben fast unerschwinglich geworden: Ein durchschnitt-
licher Einkauf beim Discounter ist 30 Prozent teurer ge-
worden; das Heizen wird zum Luxus, und das Auto frisst 
ganze Gehälter.

Trotz der prekären Lage, in der sie sich wiederfinden, 
sind viele Bürger angesichts des Ukrainekonflikts bereit, 
flüchtende Frauen und Kinder aufzunehmen. Gerade in 
meiner Heimatstadt Dortmund zeigen sich viele solida-
risch, trotz eigener Not. Solidarität und Hilfsbereitschaft 
müssen aber pfleglich behandelt werden; Solidarität darf 
nicht missbraucht werden. Das sicherzustellen, wäre Auf-
gabe der Kommunen gewesen.

Ich erzähle Ihnen einmal, wie das migrationspolitische 
Lagebild in Dortmund ist. Bei uns erhalten rund 
2 200 Flüchtlinge Leistungen nach dem SGB II, rund 
1 600 Migranten Gelder nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz. 27,2 Millionen Euro gibt die Stadt 
Dortmund jährlich für geduldete Ausländer aus, die abge-
schoben werden müssten. Solidarisch wäre es, ausreise-
pflichtige Ausländer abzuschieben und die Steuerzahler 
damit zu entlasten.

Auch die kommunale Wohnungshilfe stößt durch die 
Massenmigration der letzten Jahre, die Sie alle befördert 
haben, an ihre Grenzen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Von 446 Wohnungen des Wohnungsvorhalteprogramms 
in unserer Stadt werden 253 von sogenannten Flüchtlin-
gen belegt, allein 151 der Wohnungen von Ausländern, 
die durch die kommunale Ausländerbehörde abgescho-

ben werden müssten. Die Kommunen sind es, die Platz 
schaffen müssten für all jene, die jetzt unseren Schutz und 
unsere Hilfe verdienen.

(Beifall bei der AfD)
185 minderjährige, unbegleitete Ausländer haben wir 

in unserer Stadt; nur 5 Prozent von ihnen wurden auf ihr 
medizinisches Alter untersucht. Kosten für den Steuer-
zahler: 11 Millionen Euro – 11 Millionen Euro! Als 
arme Ruhrgebietskommune müssen wir Armutsmigran-
ten aus Bulgarien, darunter Tausende Roma, mit rund 
20 Millionen Euro Sozialhilfe jährlich versorgen. Unsere 
Kommunen brauchen also kein Geld; sie müssen endlich 
die vorhandenen Kapazitäten freischaffen.

(Beifall bei der AfD)
Wir Dortmunder, Hagener, Duisburger sind solida-

risch; aber unsere Oberbürgermeister sind es nicht, weil 
sie weiterhin Tausende ausreisepflichtige Ausländer dul-
den. Es ist Zeit für die notwendige Herzlichkeit –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Matthias Helferich (fraktionslos):
– gegenüber echten Kriegsflüchtlingen

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es ist Zeit, dass Sie aufhören! – Dagmar 
Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Redezeit!)

und die notwendige Härte gegenüber jenen, die unsere 
Solidarität –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ihre Redezeit, Herr Helferich!

Matthias Helferich (fraktionslos):
– seit 2015 missbrauchen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Widerlich!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu Protokoll gegeben haben ihre Reden Isabel 

Cademartori, SPD-Fraktion,
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)
und Paul Lehrieder, CDU/CSU-Fraktion.1)

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Herzlichen Dank!
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/1117 und 20/1330 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

1) Anlage 8
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Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 14:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU

Die deutsche G7-Präsidentschaft nutzen – 
In schwierigen Zeiten Führung zeigen

Drucksachen 20/490, 20/1351
Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 

beschlossen.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Rainer 

Semet, FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Filiz Polat 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Rainer Semet (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir befassen uns heute mit einem 
Antrag der Unionsfraktion vom 26. Januar, einem An-
trag, der vor Beginn des russischen Angriffskrieges ver-
fasst wurde und heute sicher anders lauten würde.

Als FDP-Fraktion sind wir von der Bedeutung der G 7 
für die internationale Gemeinschaft überzeugt. Deutsch-
land hat dieses Jahr mit dem Vorsitz eine hervorgehobene 
Rolle, und selbstverständlich nimmt die Bundesregierung 
diese Rolle an und wird sie auch ausfüllen.

Wir stehen hinter den gemeinsamen G-7-Positionen 
von Carbis Bay aus dem letzten Jahr. Vor allem die Be-
kämpfung der Klimakrise und der Pandemie bestimmt 
das Papier des letzten Gipfels. Beide sind unverändert 
große Herausforderungen, die trotz des grausamen Krie-
ges gegen die Ukraine nicht in Vergessenheit geraten 
sind. Sie können und dürfen auch nicht in Vergessenheit 
geraten; denn nie war offensichtlicher, wie untrennbar der 
Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen, unsere 
Gesundheit, Frieden und Sicherheit in der Welt sowie 
nachhaltige, bezahlbare und unabhängige Energieversor-
gung miteinander verwoben sind und wie notwendig es 
ist, all diese Aufgaben gleichzeitig zu meistern.

Richtig ist: Deutschland trägt in Europa und in der 
Welt Verantwortung, und die Erwartungen an uns werden 
immer größer. Mir fallen Stichworte ein wie „Sonderver-
mögen Bundeswehr“ oder die Anstrengungen, durch eine 
schnelle Energiewende endlich unabhängig von russi-
schen Öl- und Gaslieferungen zu werden. Es ist höchste 
Zeit!

Die gemeinsame Erklärung der G 7 mit Australien, 
Indien, Südkorea und Südafrika zur Rolle offener und 
freier Gesellschaften vom letzten Gipfel war ein wichti-
ges Zeichen. Gemeinsame Erklärungen sind das eine. 
Aber nur neun Monate nach Carbis Bay hat die UN-Ge-
neralversammlung über die Verurteilung des russischen 
Angriffs abgestimmt; Indien und Südafrika haben sich 
der Stimme enthalten. Die Zeit der Neutralität, des Ab-
wartens und des Taktierens ist jetzt vorbei.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Jürgen 
Hardt [CDU/CSU])

Wer gemeinsam mit den sieben führenden Industrie-
nationen für offene Gesellschaften kämpfen will, kann 
sich nicht gleichzeitig neutral gegenüber Russland ver-
halten. Im Systemwettbewerb heißt es jetzt: Farbe beken-
nen. Wir müssen unsere Russlandpolitik völlig neu be-
werten, und es muss Schluss sein mit der Naivität.

Ihr Antrag enthält viele richtige Punkte, die aber wort- 
oder sinngleich im Schwerpunktpapier der deutschen 
G-7-Präsidentschaft enthalten sind. Und Sie wissen, 
dass das Papier nur einen groben Ausblick auf das gibt, 
was im Juni auf Schloss Elmau beschlossen werden wird. 
Schon jetzt ist klar, dass Frieden und Sicherheit darin 
einen noch größeren Stellenwert bekommen werden als 
bisher.

Sie fordern mehr Multilateralismus. Wir stoßen eine 
Reform des UN-Sicherheitsrats an, stärken die Vereinten 
Nationen, den Europarat, die OSZE und weitere Organi-
sationen, gerade in Schwellen- und Entwicklungsländern.

Sie fordern Maßnahmen zur Bewältigung der Pande-
mie und ihrer Folgen. Wir bekämpfen diese und kom-
mende Pandemien, unterstützen Entwicklungsländer da-
bei und stärken die WHO.

Sie fordern ein Bekenntnis zum freien Handel. Sie 
hatten genügend Zeit, CETA und Mercosur umzusetzen. 
Wir werden das jetzt angehen. Die FDP war schon immer 
Partner des Freihandels.

(Beifall bei der FDP)
Sie fordern einen internationalen Klimaklub. Wir ha-

ben ihn im genauen Wortlaut im Papier stehen.
Sie fordern so viele Sachen; –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Semet, kommen Sie bitte zum Schluss.

Rainer Semet (FDP):
– wirtschaftliches Wachstum haben Sie leider verges-

sen. Aber dafür gibt es ja uns, die Freien Demokraten. 
Selbstverständlich werden wir die Präsidentschaft nut-
zen, um Antworten zu geben und globale Fortschritts-
projekte voranzutreiben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Semet, Ihre Redezeit!

Rainer Semet (FDP):
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte: Jürgen Hardt, 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte vorab zwei Bemerkungen machen. Natürlich 
ist der Antrag angesichts des Überfalls Russlands auf die 
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Ukraine nicht aktuell und nimmt das wichtigste Thema 
nicht in den Blick. Wir wollten im Januar eine Sofort-
abstimmung über den Antrag, weil wir der Meinung wa-
ren: Der Deutsche Bundestag muss der Bundesregierung 
seine Meinung und seine Position zu der wichtigen G-7- 
Präsidentschaft zu Beginn der Präsidentschaft mitgeben.

Ich habe gerade eben gehört: Wir sind uns in vielen 
Punkten einig. – Auch wenn man in einer Regierungs-
koalition ist, ist es trotzdem, finde ich, eine Aufgabe von 
Parlamentariern, dafür zu sorgen, dass die Regierung ihre 
Leitplanken vom Parlament bekommt. Es ist eigentlich 
ein bisschen schade, dass wir als Opposition einen sol-
chen Antrag vorlegen mussten und dass so etwas von der 
Regierungskoalition nicht gekommen ist. Vielleicht ma-
chen wir das zukünftig anders; vielleicht versuchen wir 
sogar, was Gemeinsames hinzukriegen, wenn es um die 
Außen- und Sicherheitspolitik geht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Inhaltlich möchte ich feststellen, dass die G 7 – erfreu-
licherweise haben wir das in den letzten fünf Wochen 
erleben dürfen – mehr und mehr auch zum klaren politi-
schen Sprachrohr der freien, starken Demokratien der 
Welt geworden ist. Es sind eben nicht nur die großen 
freien sozialen Marktwirtschaften, die dort zusammen-
arbeiten – Nordamerika, Europa, inklusive Großbritan-
nien selbstverständlich, und Japan –, sondern es ist auch 
ein Bündnis von Staaten, die gemeinsame Werte vertreten 
und das jetzt auch entschlossener, als das früher der Fall 
war, in die Waagschale werfen. Deswegen freue ich mich 
darüber, dass die Sanktionspolitik, die die EU und die 
NATO organisiert haben – auch in der G 7 und gerade 
durch die G 7 –, eine besondere Schlagkraft erreicht und 
dass wir es auch geschafft haben, andere dazu zu bringen, 
sich anzuschließen – vielleicht auch deshalb, weil die G 7 
dabei ist –, zum Beispiel Australien; es sind ja einige 
Beispiele genannt worden.

Ich glaube, im Blick auf das, was uns bevorsteht, müs-
sen die G 7 ihr Programm in diesem Jahr schon ein gutes 
Stück weit erweitern, nicht nur direkt was den Konflikt 
zwischen Russland und der Ukraine, sondern auch was 
die Folgen dieses Konfliktes angeht.

Ich fürchte, dass wir spätestens im kommenden Jahr 
eine Nahrungsmittelknappheit erleben werden, die bei 
uns reichen Industrienationen im Zweifel natürlich weni-
ger stark ins Gewicht fällt als in den Ländern, die sich 
hohe Kosten für Nahrungsmittel nicht leisten können. Ich 
wünsche mir, dass sich die G 7 – und das könnte ja 
vielleicht auch ein wichtiger Ausfluss des Gipfels auf 
Schloss Elmau und des dortigen Schlussdokuments sein – 
ganz klar dazu bekennt, dass es eine faire Verteilung der 
knappen Nahrungsmittel in der Welt gibt, wenn wir erle-
ben müssen, was ich fürchte, dass die Nahrungsmittel-
versorgung in der Welt durch diesen Krieg Russlands 
gegen die Ukraine leidet.

Ferner glaube ich, dass wir auch eine besondere An-
strengung der G 7 brauchen, um die Folgen von Covid zu 
überwinden und wirklich eine globale Impfkampagne mit 
den entsprechenden Instrumenten in Gang zu bringen, die 
die G 7 dafür zur Verfügung hat.

Das sind zwei neue wichtige Aufgaben, bei denen ich 
mir wünsche, dass wir alle gemeinsam dahinterstehen, 
dass die deutsche Präsidentschaft deren Bewältigung mit-
bewirkt.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner: Dr. Harald Weyel, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Harald Weyel (AfD):
Frau Präsidentin! Geehrte Damen und Herren! Viel-

leicht schon mal gleich vorab: G 7 ist keine Mini-UNO, 
und dieser Antrag hätte genauso gut von Rot-Rot-Grün, 
von einer rot-rot-grünen Regierung, sein können. Als 
Opposition ist die CDU/CSU mit diesem Antrag ein To-
talausfall, wie mit vielem anderen auch.

(Beifall bei der AfD)
G 7 war 1975, zu Zeiten von Helmut Schmidt und 

Giscard d’Estaing, zunächst mal als G 6 gestartet – 
ohne Kanada –; davor als G 5 – ohne Italien. Von 1998 
bis März 2014 war G 7 sogar eine G 8 – mit Russland; 
man wagt es kaum auszusprechen. Ziel war eine eher 
informelle Wirtschaftszusammenarbeit, die die USA mit 
Deutschland, Frankreich, Italien sowie Japan verband.

Ging es in den 70ern oft um sehr Konkretes rund um 
Wirtschaft und Finanzen, so merkte schon ein Ex-Kanz-
ler Schmidt in den 90ern an, dass bei den ganzen Gipfe-
leien schon längst nichts Nennenswertes mehr heraus-
käme und das Ganze eher ein Medienrummel geworden 
wäre.

Repräsentierte G 7 damals kaufkraftmäßig noch fast 
zwei Drittel des Weltsozialprodukts, so hat sich dies bis 
heute auf 30 Prozent mehr als halbiert. Sinnvoller er-
schien eine Formation im Stile der G 20, wo auch andere 
relevante Einzelstaaten und Schwellenländer seit der so-
genannten Finanzkrise mitmachen und 85 Prozent des 
Weltsozialprodukts vertreten sind. Ab circa 20 Akteuren 
kann man allerdings schon nicht mehr vernünftig arbei-
ten, wie Lehrer und Soziologen seit Langem wissen. Man 
könnte sich das weitgehend zum Ritual gewordene Getue 
also teilweise oder weitgehend ersparen.

Altkanzler Schmidt merkte weiterhin an – und ich 
zitiere dazu die „Berliner Morgenpost“ vom 6. Juni 
2015 –:

Ohne die Einbeziehung der … Schwellenländer wie 
China, Brasilien oder Südafrika und ohne die Teil-
nahme Russlands sei ein solcher Gipfel nicht mehr 
zeitgemäß, findet der Altkanzler.

(Beifall bei der AfD)
Das kleinste G-7-Mitglied Kanada ist inzwischen auch 

von Indien, Südkorea und der Türkei überholt worden. 
Und nicht nur in Kanada konnten wir ab Januar dieses 
Jahres besonders grell sehen, wie sehr die Bürgerfreiheit 
im dritten Coronaspukjahr selbst im Westen doch unter 
die Räder gekommen ist.
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Sehen wir näher hin, dann sehen wir, dass aus G 7 
inzwischen nur eine weitere reine Zeitgeistagentur ge-
worden ist, deren Agenda identisch ist mit der von 
UNO, World Economic Forum, EU etc., und gewisse 
Branchenlobbys sind auch mit dabei. Wer hierbei als 
wessen Subunternehmer agiert, ist absolut zweitrangig. 
Man kann den realpolitischen Bodenkontakt seit dem ver-
meintlichen Ende des Kalten Krieges hier längst genauso 
verloren haben, wie viele nationale Institutionen ihn ver-
loren haben.

Es beißt sich die Heißluftschlange der Verantwortungs-
verlagerung und – verschleierung dann selbst in den 
Schwanz. Schluss damit! Wir wollen weder eine Fortset-
zung des alten Kalten Krieges noch seine Neuauflage. 
Wir wollen keinen Weltwirtschaftskrieg, keinen Um-
erziehungsstaat und keine Verplanwirtschaftlichung, wie 
wir das unter den Hauptrubriken „Corona“, „Klima“ etc. 
mit Fiskalausbeutung der eigenen Bürger untergejubelt 
bekommen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Weyel, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Harald Weyel (AfD):
Wir wollen Frieden und Freiheit und kein weiteres 

Forum für Schönreden, Kriegshetze und Lobbyterroris-
mus.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Weyel, Ihre Redezeit, bitte!

Dr. Harald Weyel (AfD):
Ich komme zum Schluss. – G 7 sollte ein Leuchtturm 

und kein Irrlicht sein, wozu Sie sie machen.
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu Protokoll geben ihre Reden Markus Töns, SPD- 

Fraktion, Sevim Dağdelen, Die Linke, Jürgen Trittin, 
Bündnis 90/Die Grünen, Alexander Radwan, CDU/ 
CSU, Jürgen Coße, SPD-Fraktion.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Auswärti-

gen Ausschusses zu dem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU mit dem Titel „Die deutsche G7-Präsidentschaft 
nutzen – In schwierigen Zeiten Führung zeigen“. Der 
Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/1351, den Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Drucksache 20/490 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Alle außer der CDU/CSU. 

Wer stimmt dagegen? – Die CDU/CSU. Enthaltungen? – 
Keine. Die Beschlussempfehlung ist entsprechend an-
genommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Rohstoffversorgung sicherer machen – Stoff-
kreisläufe schließen
Drucksache 20/1338

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort Björn 
Simon, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Björn Simon (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russ-
lands gegen die Ukraine macht fassungslos. Die Bilder 
und Videos von getöteten Menschen, von zerstörten Städ-
ten und Infrastrukturen erreichen uns quasi im Minuten-
takt. Längst ist klar, dass Putin nicht nur militärische 
Ziele angreift, sondern auch Kliniken, Schulen, Wohn-
häuser, Kirchen. Zivilisten werden auf offener Straße 
hingerichtet, und trotzdem wehren sich die Menschen, 
trotzen dem russischen Militär, verteidigen ihr Land 
und ihre Familien. Mein großer Respekt gilt dem mutigen 
ukrainischen Präsidenten und allen Ukrainerinnen und 
Ukrainern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vor diesem dramatischen Hintergrund heute Abend 
über die Schließung von Stoffkreisläufen zu sprechen, 
erscheint erst einmal unpassend. Doch werden wir hart 
konfrontiert, wenn es um Rohstoffsicherheit in Deutsch-
land geht. Das fehlende Sonnenblumenöl aus der Ukraine 
ist da bloß ein Anfang. Umfassende Embargos stehen im 
Raum. Deutschland ist als rohstoffarmes Land zwingend 
auf Importe angewiesen, und auch unabhängig von Krie-
gen und Konflikten in der Welt sind wir als Industrie-
nation nach wie vor stark von Rohstoffen aus anderen 
Ländern abhängig.

Unsere Unternehmen haben berechtigte Sorge, dass es 
zukünftig auch zu Engpässen beim Stahl und bei wichti-
gen Rohstoffen, wie Eisen, Nickel oder auch Edelgasen, 
kommen wird, die wir entweder direkt aus der Ukraine 
oder auch aus Russland beziehen. Um diese Abhängig-
keit möglichst gering zu halten und vor allem planbar zu 
machen, ist es zwingend nötig, die Rohstoffkreisläufe in 
Deutschland konsequent zu schließen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Kreislaufwirtschaft kommt daher eine Schlüssel-

rolle nicht nur in der Klima- und Umweltpolitik, sondern 
auch in der Wirtschafts- und in der Außenpolitik zu. Das 
Schließen von Stoffkreisläufen führt zu wirtschaftlichen 
Unabhängigkeiten und stärkt damit unsere politische 
Souveränität. Wir können froh sein, dass wir in Deutsch-
land mit Blick auf die vergangenen Jahre auf eine erfolg-1) Anlage 9
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reiche Politik zurückblicken können und uns mit unseren 
Erfolgen im internationalen Vergleich nicht zu verstecken 
brauchen.

Vor der Bundestagswahl haben wir beispielsweise ge-
meinsam mit unserem damaligen Koalitionspartner das 
Kreislaufwirtschaftsgesetz sehr erfolgreich novelliert. 
So kommt es, dass in Deutschland heute Rahmenbedin-
gungen gelten, die es Unternehmen ermöglichen, in die-
sem Bereich mit modernster Technologie weltweit eine 
Vorreiterrolle einzunehmen. Daran wollen und daran 
müssen wir anknüpfen. Wir müssen wichtige Impulse 
setzen, anspruchsvolle und wirksame Vorgaben beschlie-
ßen und somit die Rückgewinnung von Rohstoffen und 
das Schließen von Stoffkreisläufen voranbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das muss allerdings dynamisch passieren. Wir müssen 
die rechtlichen Rahmenbedingungen weiterentwickeln 
und passgenaue Instrumente für die unterschiedlichen 
Rezyklatgruppen identifizieren. Und damit müssen wir 
jetzt beginnen. Aus der Ampel hört man dazu leider nicht 
viel. Deswegen stellen wir diesen Antrag und fordern wir 
die Bundesregierung mit der Benennung klarer Maßnah-
men auf, zu handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dies geht jedoch nur, wenn das Bundesministerium 
endlich in den angekündigten Dialog mit den wichtigen 
Stakeholdern – mit den Wirtschaftsbranchen, den Her-
stellern und der Entsorgungswirtschaft – tritt. Die haben 
nämlich auch vor allem im eigenen Interesse vor, die 
Stoffkreisläufe zu schließen. Also, nehmen Sie die 
Chance doch bitte wahr! Unser Vorschlag liegt Ihnen ja 
vor.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die globale Bedeutung geschlossener Stoffkreisläufe 
beschränkt sich aus deutscher Sicht aber nicht nur auf 
Rohstoffimporte. Die Union hat gemeinsam mit der 
SPD in den vergangenen Jahren – aber auch mit der FDP – 
für ein innovationsfreundliches Klima gesorgt und 
Deutschland zu einem Exportweltmeister in Sachen Ent-
sorgungs- und Recyclingtechniken sowie abfallarmer 
und reparaturfähiger Produkte gemacht. Dieses Innovati-
onsklima, gepaart mit einer funktionierenden, stetig wei-
terentwickelten Kreislaufwirtschaft, hat zum einen die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft gestärkt und 
Arbeitsplätze geschaffen und zum anderen den Entwick-
lungs- und Schwellenländern zu einem Know-how- 
Transfer bei Umwelttechnologien und -managementsys-
temen „made in Germany“ geführt.

Wir erwarten, dass die Bundesregierung diesen erfolg-
reichen Weg fortführt und mit einer echten Innovations-
offensive weiterentwickelt. Gerne unterstützen wir Sie 
dabei konstruktiv.

Abschließend möchte ich mit diesem Antrag die Bun-
desregierung und die Ampelkoalition aber noch einmal 
auffordern, Entscheidungen im Bereich der Kreislauf-
wirtschaft wie auch in der gesamten Umweltpolitik stets 
faktenbasiert zu treffen und eine rein von Ideologie ge-
steuerte Politik zu vermeiden.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, das ist die CDU/ 
CSU!)

Erkennen Sie endlich an, dass zur Bewertung der Vor- 
und Nachteile von Mehrweg- bzw. Einwegprodukten ein-
zig und allein wissenschaftlich erstellte Ökobilanzen als 
Entscheidungsgrundlage zugrunde gelegt werden kön-
nen! Dazu, diese zu erstellen, haben wir das UBA auch 
schon in der vergangenen Legislaturperiode aufgefordert. 
Nur so kann eine konsistente, nachhaltige und vor allem 
ökologisch sinnvolle Politik ausgestaltet werden. Wir 
sind froh, dass in der Ampelkoalition die FDP auch 
noch ein Wörtchen mitzureden hat; das beruhigt uns et-
was.

Wir bitten an dieser Stelle auf jeden Fall um Zustim-
mung zu unserem Antrag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte: Michael Thews, 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Michael Thews (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Der Antrag der Union zeigt für mich so ein biss-
chen, dass die Union hier noch nicht ganz als Oppositi-
onsfraktion angekommen ist. Als Oppositionsfraktion 
würde man einen Antrag stellen, mit dem man die Re-
gierungsparteien ein bisschen antreibt, neue Sachen ein-
bringt und eventuell auch mal provoziert. Bei Ihrem An-
trag finde ich das aber einfach nicht.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Dann ha-
ben Sie den Antrag nicht gelesen!)

Ihre Forderungen, die Sie hier aufstellen, sind entweder 
überholt oder stehen bei uns im Regierungsprogramm.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Da bin ich gespannt, 
was Sie jetzt sagen!)

Ich rede aber immer gerne über Kreislaufwirtschaft – 
deswegen: danke für den Antrag –, auch zu diesem späten 
Zeitpunkt; denn es ist wichtig, dass wir Produkte lang-
lebig machen, dass wir sie dann zu hundert Prozent recy-
celn und diese Materialien der Wirtschaft wieder zur Ver-
fügung stellen. Wir müssen die Wirtschaft zum Schutz 
der natürlichen Ressourcen und zum Schutz des Klimas 
zur Kreislaufwirtschaft umbauen.

Im Koalitionsvertrag werden wir an vielen Stellen we-
sentlich konkreter als Sie in Ihrem Antrag: Wir wollen 
digitale Produktpässe einführen. Wir wollen außerdem 
ein Recyclinglabel. Mit der Beschleunigung der Entwick-
lung von Qualitätsstandards für Rezyklate werden wir 
hochwertige Stoffkreisläufe schaffen.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Da sind wir 
aber gespannt!)
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Wir schreiben höhere Recyclingquoten und eine produkt-
spezifische Mindestquote für den Einsatz von Rezyklaten 
und Sekundärrohstoffen auf europäischer Ebene fest. 
Und vieles mehr! – Ich glaube, das ist ein Paket, was 
sich sehen lassen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Einen Satz in Ihrem Antrag kann ich aber zu hundert 
Prozent unterschreiben. Sie haben geschrieben: 
„Deutschland ist führend mit einer hervorragend ent-
wickelten Kreislaufwirtschaft“. – Das stimmt, aber wir 
müssen natürlich daran arbeiten, dass das auch so bleibt.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Habe ich doch 
gesagt!)

Deutschland ist heute noch stark, aber wir wollen das 
natürlich auch in Zukunft sein.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Wir passen da 
auf!)

Sie schreiben in Ihrem Antrag, dass bereits 14 Prozent der 
Rohstoffe über Recycling der Wirtschaft zugeführt wer-
den. Ich sage: Wir könnten aber schon weiter sein.

Wenn ich mir das alles und auch die Zusammenarbeit 
in den letzten Jahren mal anschaue, dann muss ich sagen: 
Wir haben einiges erreicht – keine Frage, Herr Simon –, 
aber letzten Endes hätten wir noch mehr erreichen kön-
nen. Ich kann mich noch sehr gut an die Koalitionsver-
handlungen 2017 erinnern; Carsten Träger wird sich auch 
daran erinnern. Die Devise der Union war: Bloß nicht 
mehr machen, als die EU vorschreibt.

Wenn wir immer das gemacht hätten, was die EU uns 
vorschreibt, und nicht mehr, dann hätten wir kein Duales 
System in Deutschland, dann hätten wir kein Pfandsys-
tem in Deutschland, und dann wären wir bei der Depo-
nierung von Siedlungsabfällen auch nicht so früh aus-
gestiegen. Das wäre die Devise gewesen. Es ist also 
wichtig, dass Deutschland in bestimmten Dingen einfach 
mal vorangeht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich habe das in der Rede zum Haushalt beim letzten 
Mal schon erwähnt, aber ich betone das hier noch mal 
konkret anhand von zwei Beispielen:

Wir hatten tatsächlich auch über das Thema Mindest-
rezyklateinsatzquote verhandelt. Es gab da einen Vor-
schlag vom BMU, und der wurde von Herrn Altmaier 
wieder rausgestrichen. Da stand ganz klar drin: Wir wol-
len mehrere Kunststoffsorten weiterentwickeln, um die 
Mindestrezyklateinsatzquoten zu erhöhen. – Sie waren 
da skeptisch, haben gesagt: „Das behindert die Wirt-
schaft“, und haben das abgelehnt.

Das Zweite, was Sie abgelehnt haben, war die öffent-
liche Beschaffung. Wir haben gesagt: Ja, die öffentliche 
Beschaffung muss nachhaltiger werden. – Die Produkte, 
die dort beschafft werden, müssen nachweislich nachhal-
tiger werden. Wenn das aber nicht so ist, wenn also je-
mand eine Ausschreibung nicht entsprechend durchführt 

und derjenige, der ein nachhaltiges Produkt liefern könn-
te, den Zuschlag nicht bekommt, dann kann er das nicht 
einklagen, weil Sie diese Möglichkeit verhindert haben.

Insofern: Wenn ich mir die Vergangenheit angucke, 
dann muss ich aus meiner Sicht sagen, dass Sie an vielen 
Stellen eher innovationsfeindlich waren. Jetzt sind Sie 
aber auf einem anderen Weg.

Man muss ganz ehrlich sagen: Der Antrag, den Sie 
vorgelegt haben, ist ein zahnloser Tiger. Es reicht eben 
nicht, in einem Antrag den Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien zu recyceln, vor allen Dingen nicht, wenn 
es ein Downcycling ist.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Was für 
eine Fehleinschätzung unseres Antrages!)

Wir freuen uns aber über Ihre Unterstützung unserer An-
träge und Ihr Interesse an der Kreislaufwirtschaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Björn Simon [CDU/CSU]: Wir werden 
Sie erinnern! – Enrico Komning [AfD]: Ohne 
Maske! Das war nicht gut!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Malte Kaufmann, AfD-Fraktion, ist der nächste 

Redner.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ihr Antrag, liebe Kollegen von der Union, ist 
leider ein reiner Schaufensterantrag – „zahnloser Tiger“ 
wurde gesagt –, der abzulehnen ist. Sie wollen, dass der 
Bundestag die unionsgeführte Bundesregierung für ihre 
vermeintlichen Errungenschaften der letzten Legislatur-
periode ausführlich lobt. In Wahrheit sind die Gesetzes-
initiativen, die Sie im Antrag als Eigenleistung verbuchen 
wollen, zum großen Teil lediglich das Ergebnis der Um-
setzung von EU-Richtlinien.

Und nebenbei, zum Thema Selbstlob: Anscheinend ist 
Ihnen immer noch nicht aufgefallen, dass unserem Land 
die Ergebnisse Ihrer desaströsen 16 Merkel-Jahre von 
Tag zu Tag mehr auf die Füße fallen:

(Beifall bei der AfD)

Stichworte „Energiekrise“, „Inflationsbeschleunigung“, 
„Zerstörung der Verteidigungsfähigkeit unserer Bundes-
wehr“ und vieles mehr.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Was hat 
das jetzt mit dem Antrag zu tun? Gar nichts!)

– Ja, darauf komme ich zu sprechen. – Hielten Sie es da 
nicht für angebracht, einmal in sich zu gehen, die eigenen 
Fehler zu analysieren und dann endlich mit der Merkel- 
Ära zu brechen, anstatt so zu tun, als sei hier viel Gutes 
für unser Land geschaffen worden?

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Thema 
verfehlt!)
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– Das steht im Antrag drin, ganz groß auf der zweiten 
Seite.

(Beifall bei der AfD)

Jetzt wollen Sie also die „Rohstoffversorgung sicherer 
machen“. Ich frage Sie: Warum denn erst jetzt? Was 
haben Sie in den vergangenen 16 Jahren gemacht?

(Zuruf von der AfD: Nichts!)

Mit diesem Antrag kommen Sie nicht nur viel zu spät, 
sondern widersprechen Sie sich auch noch selbst.

Sie fordern beispielsweise – ich zitiere aus dem An-
trag – „für die Beurteilung der Vorteile von Mehrweg- 
bzw. Einwegprodukten wissenschaftlich erstellte Öko-
bilanzen zu Grunde zu legen“. Unter anderem ignoriert 
die von Ihnen beschlossene erste Änderung des Ver-
packungsgesetzes genau diese wissenschaftliche Beurtei-
lung.

(Beifall bei der AfD)

Ihr Ökoaktionismus ist sinnlos, kontraproduktiv und so-
gar schädlich. Darauf haben wir als AfD-Fraktion in der 
letzten Legislaturperiode immer wieder hingewiesen.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Sie haben es nicht 
verstanden! – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Sie haben unseren Antrag nicht gelesen! 
Das müssen Sie mal der Ampel sagen!)

Und es geht weiter: Rohstoffengpässe in der Produk-
tion wollen Sie nun durch eine Schließung des Kreislaufs 
beseitigen. Das hört sich gut an. Schaut man aber genauer 
hin, dann sieht man, dass wir unsere Rohstoffversorgung 
niemals durch die Umsetzung Ihrer Vorstellungen sichern 
können. Unser Land erwirtschaftet Jahr für Jahr einen 
Exportüberschuss von circa 170 Milliarden Euro. Wie 
wollen Sie so einen rohstoffintensiven Exportüberschuss 
mit Rohstoffrecycling im eigenen Land hinbekommen? 
Das wird nicht funktionieren.

(Beifall bei der AfD)

Zu unserem nationalen Interesse gehört deshalb zwin-
gend eine diversifizierte, bezahlbare und verlässliche 
Energie- und Rohstoffversorgung. Echter Umweltschutz 
und ökologisches Denken ohne ideologische Verbohrt-
heit: Das geht nur mit der AfD!

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu Protokoll geben ihre Reden Dr. Jan-Niclas 

Gesenhues, Bündnis 90/Die Grünen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ralph Lenkert von der Linken, Judith Skudelny, FDP- 
Fraktion,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sebastian Roloff, SPD-Fraktion,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

und Dr. Sandra Detzer, Bündnis 90/Die Grünen.1)

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/1338 mit 
dem Titel „Rohstoffversorgung sicherer machen – Stoff-
kreisläufe schließen“. Wer ist für diesen Antrag? – Das ist 
die Unionsfraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die 
anderen Fraktionen des Hauses. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Dann ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe den Zusatzpunkt 5 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Karsten 
Hilse, Marc Bernhard, Andreas Bleck, Dr. Rainer 
Kraft und der Fraktion der AfD

Umwelt- und Naturschutz auch bei Strom aus 
Sonne, Wind und Wasser notwendig

Drucksache 20/1344
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort hat Karsten 
Hilse, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Landsleute! Vor allem: Liebe Bürger, die unter 
den von Windindustrieanlagen ausgehenden Emissionen 
leiden! Diese Bundesregierung hat sich, wie auch die 
Vorgängerregierung, auf die Fahne geschrieben, die so-
genannte Energiewende als Teil der großen Transforma-
tion durchzudrücken. Die Energiewende beruht auf der 
absurden Annahme, dass Deutschland das Weltklima ret-
ten könnte, wenn es nur seine gesamte Wirtschaft zu-
grunde richtet, das ganze Land in ein riesiges Industrie-
gebiet verwandelt und die Menschen derart verarmen 
lässt, dass alles, was CO2 emittiert – Heizen, individuelle 
Mobilität usw. –, zum puren Luxus wird. Freiheit sieht 
anders aus.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Wie denn?)

In der Zwischenzeit zerplatzen aufgrund des Ukraine-
krieges Ihre Tagträume wie Seifenblasen. Die Bürger im 
Land müssen diesen Irrsinn mit den höchsten Stromprei-
sen der Welt bezahlen. Menschen, die in der Nähe von 

1) Anlage 10
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Windindustrieanlagen wohnen, bezahlen das zusätzlich 
noch mit dem Wertverlust ihrer Grundstücke und mit 
einem massiven Verlust an Lebensqualität durch den 
Lärm dieser Vogelschredder:

(Timon Gremmels [SPD]: Blödsinn!)

dem hörbaren Lärm und dem sogenannten Infraschall, 
der den menschlichen Körper selbst und das körperliche 
Wohlbefinden nachhaltig schädigen kann.

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie schaffen es nun die grünen Kommunisten und 
Umweltzerstörer, den Ausbau von Windindustrieanlagen 
gegen den massiven Widerstand der wirklichen Umwelt-
schützer und zum Wohle ihrer eigenen Auftraggeber, der 
Windindustrie, durchzudrücken? Sie erklären, dass das 
Zupflastern deutscher Kulturlandschaften und das Töten 
Hunderttausender Vögel und Fledermäuse im öffent-
lichen Interesse liegen und der öffentlichen Sicherheit 
dienen.

Was sich wie schwarzer Humor anhört, ist in Wirklich-
keit ein Druckmittel gegenüber Gerichten,

(Zuruf von der SPD: Sie erzählen einfach 
Stuss!)

die bei Rechtsstreitigkeiten gewöhnlich für das öffent-
liche Interesse und die öffentliche Sicherheit entscheiden 
müssen. Jedem klar denkenden Menschen ist natürlich 
bewusst, dass es hier nicht um das öffentliche Interesse, 
sondern um die Interessen der Windindustrie geht, und 
dass es auch nicht um die öffentliche Sicherheit, sondern 
um die Sicherung der Profite der Windindustrie und nicht 
weniger Abgeordneter in diesem Parlament geht.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Unterstellung!)

Aber nicht nur die Menschen, sondern auch die Um-
welt und die Natur zahlen einen hohen Preis. Immer mehr 
Lebensraum für unsere Flora und Fauna geht verloren. 
Selbst in Landschaftsschutzgebieten sollen jetzt Vogel-
schredder gebaut werden. Was die geplante Verdrei-
fachung der Anzahl dieser Killermaschinen für unsere 
Vogelwelt bedeutet, kann sich jeder ausmalen. Als Ab-
wandlung des infantilen Zitats von Frau Göring-Eckardt 
sollte jeder Vogel in Deutschland wissen, dass die grünen 
Kommunisten und ihre Mitläufer

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

ihn und seine Nachkommen in den nächsten Jahren der 
Profitgier und einer kranken Ideologie opfern werden.

(Beifall bei der AfD – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Also bitte!)

Es mag sein, dass sich einige wenige Kommunalpoli-
tiker dieser Mitläuferparteien regional gegen Windindus-
trieanlagen engagieren. Die AfD aber ist die einzige Par-
tei, die konsequent gegen den weiteren Ausbau der 
Windindustrie ankämpft.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Doch fehlen Ih-
nen die Stimmen!)

Das sollten vor allem die Menschen im zugepflasterten 
Norden wissen, die bald einen neuen Landtag wählen.

(Beifall bei der AfD – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Sie kriegen die Mehrheit bestimmt 
nicht!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Hilse.

Karsten Hilse (AfD):
– Genau, letzter Satz. – Ich werde jetzt so wie viele 

Millionen Menschen den grandiosen Sieg feiern, den wir 
gemeinsam mit den Hunderttausenden Menschen auf der 
Straße heute errungen haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: Wir 
sehen uns im Herbst wieder!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ihre Maske bitte nicht vergessen! – Die nächste Red-

nerin in der Debatte: Dr. Lina Seitzl, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist zwar schon spät am Abend, aber diesen 
Unsinn will ich jetzt nicht unwidersprochen stehen las-
sen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zurufe von der AfD: Oh!)

Sie, die Abgeordneten der AfD, wünschen sich in Ih-
rem Antrag in eine Welt, in der fossile und nukleare 
Energiequellen „kostengünstig“ und schnell „verfügbar“ 
sind; so schreiben Sie es in Ihrem Antrag. Diese Welt 
existiert nicht mehr, und wenn wir ganz ehrlich mit uns 
sind, dann wissen wir, dass sie auch noch nie existiert hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kernkraftwerke produzieren nur auf den ersten Blick 
günstigen Strom. Sie produzieren vor allem hochradio-
aktiven Müll, für den wir jetzt aufwendig ein Endlager 
suchen, das diesen Müll irgendwie mehrere Tausend 
Jahre sicher aufbewahrt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Uwe 
Schulz [AfD]: Sie reden Müll!)

Die exzessive Nutzung von fossilen Energiequellen hat 
zu einer beispiellosen globalen Erderwärmung geführt, 
gegen die wir jetzt mit allen Kräften ankämpfen müssen,

(Widerspruch bei der AfD)

und das alles, weil wir Menschen mit unserer Art, zu 
wirtschaften, und unserem Konsumverhalten zu weit, zu 
schnell und zu unbedacht in die Natur eingreifen.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Uwe Schulz 
[AfD])

Ihr Antrag ist doch ein offensichtlicher Versuch, die 
Artenkrise gegen die Klimakrise auszuspielen. Er verteu-
felt Windkraft- und Solaranlagen und macht sie für das 
Aussterben von heimischen Arten verantwortlich.

(Zurufe von der AfD: So ist es! – Das ist doch 
Fakt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen Ihrer Fraktion, was 
Sie aber übersehen: Allein durch den Klimawandel gehen 
weltweit 30 Prozent der wildlebenden Pflanzen- und 
Tierarten verloren. In Deutschland sind einheimische 
Bienenarten, Seevögel und Fische bedroht. Die große 
Pflanzen- und Insektenvielfalt, wie wir sie in den Alpen 
haben, werden bei einer Erderwärmung von 2 bis 3 Grad 
verschwinden. Diese Wahrheit blendet Ihr Antrag voll-
kommen aus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Stattdessen erzählen Sie Unsinn über erneuerbare 
Energien, deren Ausbau für die Bekämpfung des Klima-
wandels und natürlich auch für den Artenschutz zentral 
ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Es zeigt sich doch einmal mehr: Von wissenschaftlicher 
Erkenntnis sind Sie weit weg. Stattdessen vergraben Sie 
sich in ideologische Debatten – fernab von jeglicher Rea-
lität.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der AfD: Sie sind fernab jeder Realität!)

Ja, wir stecken mitten in der größten Biodiversitäts-
krise in der Menschheitsgeschichte. Aber wir werden 
sie nicht bekämpfen können, indem wir den Ausbau er-
neuerbarer Energien bremsen oder gar zum Stillstand 
bringen.

(Uwe Schulz [AfD]: Sie zerstören Kulturland-
schaften! Sie zerstören Tiere!)

Stattdessen müssen die Bekämpfung des Klimawandels 
und die Bekämpfung des Artensterbens Hand in Hand 
gehen. Das ist eine große Aufgabe, der sich die Ampel-
koalition aber mit aller Kraft annimmt.

Wir treiben jetzt schnell den Ausbau der Erneuerbaren 
voran. Gleichzeitig nehmen wir viel Geld für umfassende 
Populationsschutzmaßnahmen in die Hand, und wir er-
zielen damit eine Hebelwirkung für die Auenrenaturie-
rung, die Wiedervernässung von Mooren und den natür-
lichen Klimaschutz.

(Zuruf von der AfD)

Wir handeln auch global und übernehmen eine Führungs-
rolle bei den Verhandlungen zu einem neuen globalen 
Rahmen für den Schutz der Biodiversität. Statt also 

Windkraft pauschal für das Artensterben verantwortlich 
zu machen, setzen wir auf Artenschutzmaßnahmen – hier 
bei uns und überall auf der Welt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, nach 16 Jahren Ausreden 
brauchen wir jetzt dringend mehr Tempo, um unseren 
Wohlstand nachhaltig zu sichern und unsere Natur- und 
Artenvielfalt zu bewahren. Was wir ganz sicher nicht 
brauchen, sind solche Vorschläge, wie wir sie hier gerade 
debattieren, die nichts, aber auch gar nichts zur Lösung 
unserer großen Probleme beitragen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Ates Gürpinar [DIE 
LINKE] – Zuruf von der AfD: Sie sind das 
größte Problem!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort dem Kollegen Klaus Mack, CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus Mack (CDU/CSU):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kol-

legen! Eines muss man den Kollegen von der AfD ja 
lassen: Kreativ sind Sie!

(Zuruf von der AfD: Ja, absolut!)
Sie unterbreiten in jeder Sitzung einen neuen Vorschlag 
zur Energiepolitik des Landes, verpacken dabei Ihre 
ewiggestrigen Vorschläge immer wieder in ein neues, 
buntes, glänzendes Geschenkpapier und kleben eine 
Schleife mit der Aufschrift „2022“ drauf. Das verkaufen 
Sie dann als große Errungenschaft des 21. Jahrhunderts. 
Aber, liebe Kollegen, das ist ein vergiftetes Geschenk, 
das Sie hier vorlegen. Sie wollen zurück in die Vergan-
genheit, weil Ihnen die Vorstellung für eine moderne 
Energieversorgung dieses Landes fehlt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Enrico Komning [AfD]: Sie 
haben ja überhaupt keine Ahnung!)

Sie weigern sich, die Realität des menschengemachten 
Klimawandels anzuerkennen und widersprechen dabei 
jeglichem wissenschaftlichen Konsens. Sie blenden die 
wichtigen Zukunftsfragen unserer Schöpfung einfach 
aus, und jetzt wollen Sie mit diesem Antrag Ihre Ideo-
logie unter dem Deckmantel des Umweltschutzes durch-
setzen. Dass Sie dafür ausgerechnet einen grünen Deck-
mantel wählen, ist dabei besonders beachtlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Wahrheit ist doch: Sie halten die Energiewende für 
überflüssig.

(Beifall bei der AfD)
Dabei brauchen wir angesichts der aktuellen Kriegssitua-
tion doch mehr Energiewende anstatt weniger.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Harald Weyel [AfD]: Sie ist schädlich!)

Das zieht sich auch durch alle Ihre Anträge: Sie wollen 
zurück zur vermeintlich heilen Energieversorgerwelt der 
90er-Jahre. Ob aber am Ende Atomstrom in Verbindung 
mit Braunkohle dem Naturschutz mehr zugutekommt als 
Windräder, wage ich doch schwer zu bezweifeln.

Die Energiewende ist gesetzt. Der Ausbau der erneu-
erbaren Energien muss jetzt schneller vorangebracht wer-
den. Wir müssen die Planungs- und Genehmigungsver-
fahren beschleunigen. Wir müssen uns schneller als 
gedacht von Gas, Kohle und Öl aus Russland unabhängig 
machen. Herr Hilse, die Zukunft der Energieversorgung 
ist klimaneutral; die Zukunft heißt: erneuerbare Energien.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD: Kernenergie!)

Natürlich müssen Umwelt- und Naturschutzbelange 
auch künftig berücksichtigt werden. Dazu haben wir 
aber ein hervorragendes europäisches und nationales Re-
gelwerk. Im Bundesnaturschutzgesetz sind der Ausgleich 
und der Ersatz von Eingriffen in den Naturhaushalt ge-
regelt. Jedes Projekt muss auf seine Umweltverträglich-
keit geprüft werden. Im Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz ha-
ben wir klare Regelungen für die Rechte der Bürger und 
der Verbände. Natürlich muss die Frage erlaubt sein, ob 
diese Regelungen in jedem Fall zeitgemäß sind, ob sie 
den neuen Herausforderungen entsprechen und vor 
allem, ob sie das erforderliche Tempo im Ausbau ermög-
lichen. Hier sind tatsächlich Zweifel angebracht.

Die Koalition hat erste Vorschläge zur besseren Ver-
einbarkeit von Windenergieausbau und Artenschutz vor-
gelegt. Die Genehmigungen für Repowering-Projekte 
sollen vereinfacht werden, Artenschutzprogramme sollen 
gestärkt werden. Das sind richtige Ansätze. Aber sie ge-
hen nicht weit genug. Was wir brauchen, ist eine umfas-
sende Prüfung des Genehmigungsrechts. Wir müssen 
prüfen, an welchen Stellen der Verfahren unnötige Zeit-
verzögerungen eintreten. Es kann ja nicht sein, dass wir 
endlose Genehmigungsrunden drehen, Gutachten für 
Gutachten vorlegen und am Ende kein inhaltlicher Mehr-
wert im Verfahren festzustellen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Natürlich müssen wir auch die Bürger beteiligen; denn 
die Akzeptanz der Vorhaben erreichen wir nur, wenn wir 
die Anliegen der Bürger berücksichtigen. Aber eines ist 
auch klar: Wenn Natur- und Umweltschutz dafür miss-
braucht werden, um Projekte zu verhindern, dann sind 
wir auf dem Holzweg. Und wer auf dem Holzweg ist, 
kommt bekanntermaßen auf keinen grünen Zweig.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es gibt handfeste Hinweise: Die personelle Ausstat-
tung der Gerichte reicht nicht aus, die Zahl der gericht-
lichen Instanzen ist zu hinterfragen, und wechselnde 
Zuständigkeiten bei den Gerichten führen zu Wissensver-
lusten. Und man sollte schon einmal darüber nachdenken, 
ob die Abschaffung der Präklusion richtig war. Eigentlich 
müsste es doch logisch sein, dass man nicht fristgerecht 
eingebrachte Gesichtspunkte ausschließt. Das Ergebnis 

ist, dass dieses Mittel ganz bewusst dazu genutzt wird, 
Verfahren deutlich zu verlängern, und das kann nicht das 
Ziel sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Also, wir brauchen einen anspruchsvollen Natur- und 
Umweltschutz, aber mit schlankeren Verfahren.

Meine Damen und Herren, ein Aspekt ist mir noch 
wichtig: Der zügige Ausbau der erneuerbaren Energien 
ist richtig. Aber die Frage der Planungs- und Genehmi-
gungsbeschleunigung darf nicht hierauf verkürzt werden. 
Es kann ja nicht sein, dass am Ende die Ampel entschei-
det, bei welchen Projekten ein brütender Vogel oder eine 
sich sonnende Eidechse ernster oder weniger ernst zu 
nehmen ist.

(Michael Thews [SPD]: Das ist schon lange 
nicht mehr die Realität! Sie sind nicht auf 
dem neuesten Stand!)

Was ist denn dann wichtiger? Nur das Windrad? Oder 
interessiert die Bürger nicht auch, ob das Kabel fürs 
schnelle Internet oder die langersehnte Umgehungsstraße 
nicht ebenso schnell umgesetzt werden muss?

(Michael Thews [SPD]: Das war vor 20 Jahren 
so!)

Braucht die Wirtschaft nicht schnelle und unbürokrati-
sche Verfahren, um im globalen Wettbewerb der Stand-
orte zu bestehen?

Deutschland muss seine Infrastruktur weiterent-
wickeln. Kommunen brauchen also Planungssicherheit, 
wenn sie Gewerbe- oder Wohngebiete ausweisen wollen. 
Auch hier hemmen langjährige Verfahren die Fortent-
wicklung. Denken wir wirklich, dass wir es uns leisten 
können, bei jedem Projekt Jahre zu verlieren? Die Be-
schleunigung der Genehmigungsverfahren ist der Schlüs-
sel. Deshalb muss dieses Thema endlich in den Mittel-
punkt gestellt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kollegen von der AfD, wir haben eine klare 

Vorstellung von einer modernen Zukunft dieses Landes. 
Barack Obama hat 2014 gesagt:

Als Präsident und als Vater weigere ich mich, unse-
ren Kindern einen Planeten zu hinterlassen, der nicht 
mehr repariert werden kann.

(Karsten Hilse [AfD]: Genau!)
Das ist eine klare Botschaft, was jetzt und was in Zukunft 
zu tun ist. Ihr Antrag hingegen weist in die Vergangen-
heit. Wir lehnen ihn deshalb ab.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Wer hätte das gedacht! – Jürgen Braun 
[AfD]: Gehen Sie gleich zu Winfried 
Kretschmanns Leuten! Da sind Sie richtig!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte: Dr. Jan-Niclas 

Gesenhues, Bündnis 90/Die Grünen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Gestatten Sie mir eine Bemerkung vorab: Ihr Antrag, 
den Sie vorgelegt haben, ist nichts weiter als die Anrei-
hung von Pseudostudien, Verschwörungsmythen und Kli-
maleugnerei. Eigentlich erübrigt sich hier die Beratung 
über einen solchen Antrag. Sie können so einen Antrag 
hier zwar stellen, aber es ist fachlich zum Haareraufen, 
was Sie in diesem Antrag vorgelegt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Gehen wir mal auf ein paar Punkte ein. Nicht über-
raschend ist, dass die AfD-Fraktion mal wieder dieses 
alte Spiel spielt, zu versuchen, Klimaschutz und Natur-
schutz gegeneinander auszuspielen.

(Zuruf von der AfD: Das ist Fakt!)
Das ist schon in normalen Zeiten schäbig und falsch. 
Aber in der Lage, in der wir uns gerade befinden, in der 
wir über die Energiesouveränität unseres Landes dis-
kutieren, ist es geradezu zynisch, so einen Antrag vorzu-
legen. Es zeigt einmal mehr: Sie haben den Ernst der 
Lage schlicht und einfach nicht erkannt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Rainer Semet [FDP])

Die Wirklichkeit ist doch, dass Klimaschutz und Na-
turschutz sich gegenseitig bedingen. Gut gemachter Na-
turschutz ist auch Klimaschutz, weil gerade intakte Öko-
systeme Unmengen an CO2 speichern: Moore, Wälder, 
Wiesen, Feuchtgebiete. Deswegen ist Naturschutz ein 
Beitrag zum Klimaschutz.

Umgekehrt ist es aber ebenso richtig: Gut gemachter 
Klimaschutz ist auch ein Beitrag zum Artenschutz. Es ist 
doch die Klimakrise, die schon heute dazu führt, dass 
Korallenriffe kollabieren, dass Dürresommer unsere 
Wälder in Deutschland zerstören und dass ganze Öko-
systeme zusammenbrechen. Das sollte mittlerweile ei-
gentlich auch bei Ihnen angekommen sein. Klima- und 
Naturschutz bedingen sich gegenseitig, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Rainer Semet [FDP])

Richtig ist – das ist vorhin schon angesprochen wor-
den –: Das Artensterben ist dramatisch. Die Artenkrise ist 
die zweite große globale Krise, die unsere Existenz ge-
fährdet.

(Zuruf von der AfD: Wie die Grünen!)

Deswegen ist es wichtig, dass wir das Artensterben und 
den Verlust der Ökosysteme mit einer ambitionierten Na-
turschutzstrategie angehen.

(Zuruf von der AfD: Mit Windkraftanlagen!)

Schauen wir uns mal die Treiber dieses massiven Ar-
tensterbens an. Es sind eben nicht die erneuerbaren Ener-
gien, wie Sie das hier manchmal suggerieren, sondern es 
ist eine industrialisierte Form von Landwirtschaft mit 
Pestiziden und Mineraldünger, es ist die Versiegelung 
von Grünflächen, es ist der Verkehr, und es ist eben die 
Klimakrise. Genau deshalb ist es wichtig, das Klima zu 
schützen, um Arten zu schützen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zuruf von der AfD: Deshalb Kernkraft-
werke!)

Eine gute Nachricht: Unsere Bundesregierung geht 
Klima- und Naturschutz gemeinsam an. Ich habe es vor-
hin beschrieben: Das ist gerade in dieser aktuellen Lage 
so wichtig. Ich will hier unserem Bundesklimaminister 
Robert Habeck auch mal ausdrücklich einen Dank aus-
sprechen, der für die Energiewende mit diesem Osterpa-
ket mehr erreicht hat, als in den letzten 16 Jahren zusam-
men für die Energiewende erreicht worden ist, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Eine weitere gute Nachricht ist: Dieses Osterpaket ist 

mit dem Artenschutz abgestimmt.
(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

– Ja, da können Sie ruhig lachen. Aber ich bin sehr froh, 
dass wir mit Steffi Lemke eine Bundesumweltministerin 
haben, die eine Anwältin des Artenschutzes ist. Das kön-
nen Sie im Osterpaket auch nachlesen, wenn Sie mal 
reinschauen würden.

(Widerspruch bei der AfD)
Ich will Ihnen das auch aufzählen: Wir machen das 

Artenhilfsprogramm. Wir stellen für das Aktions-
programm „Natürlicher Klimaschutz“, in dem wir Na-
turschutz und Klimaschutz miteinander verbinden, 
4 Milliarden Euro bereit. Wir legen einen Bundesnatur-
schutzfonds mit über 550 Millionen Euro auf. Wir treiben 
auf internationaler Ebene den Biodiversitätsschutz voran, 
indem wir uns für ein Paris-Moment und für die Biodiver-
sität bei der UN-Biodiversitätskonferenz in Kunming die-
ses Jahr einsetzen. Das ist ganz entscheidend, und dann 
wird es darauf ankommen, das europäisch und national 
auch umzusetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Gesenhues, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Deswegen ist auch der Artenschutz im Osterpaket ab-
gesichert.

Wir gehen Klima- und Naturschutz gemeinsam an und 
stellen dadurch unsere Energiesouveränität sicher. Die 
aktuelle Lage zeigt, wie wichtig das ist.

Vielen Dank.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu Protokoll gehen die Reden von Ralph Lenkert, 

Fraktion Die Linke, Ulrike Harzer, FDP-Fraktion, und 
Helmut Kleebank, SPD-Fraktion.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Ich schließe damit die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/1344 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Damit sind wir am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Freitag, den 8. April 2022, 9 Uhr, ein. 

Kommen Sie gut nach Hause. Ich wünsche Ihnen eine 
gute Nacht. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 23.29 Uhr)

1) Anlage 11
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Berghahn, Jürgen SPD

Bochmann, René AfD

Breher, Silvia CDU/CSU

Breilmann, Michael CDU/CSU

Cotar, Joana AfD

Damerow, Astrid CDU/CSU

Ebner, Harald BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Föst, Daniel FDP

Franke, Dr. Edgar SPD

Gelbhaar, Stefan BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grosse-Brömer, Michael CDU/CSU

Hacker, Thomas FDP

Hakverdi, Metin SPD

Heilmann, Thomas CDU/CSU

Helfrich, Mark CDU/CSU

Hellmich, Wolfgang SPD

Hess, Martin AfD

Hessel, Katja FDP

Höferlin, Manuel FDP

Hoppenstedt, Dr. Hendrik CDU/CSU

Hoppermann, Franziska CDU/CSU

Kuhle, Konstantin FDP

Lahrkamp, Sarah SPD

Miazga, Corinna AfD

Müller (Erlangen), Stefan CDU/CSU

Nanni, Sara BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Nietan, Dietmar SPD

Petry, Christian SPD

Abgeordnete(r)

Rainer, Alois CDU/CSU

Renner, Martin Erwin AfD

Rimkus, Andreas SPD

Röwekamp, Thomas CDU/CSU

Schmidt, Eugen AfD

Schröder, Christina- 
Johanne

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Seestern-Pauly, Matthias FDP

Seif, Detlef CDU/CSU

Spahn, Jens CDU/CSU

Storjohann, Gero CDU/CSU

Strack-Zimmermann, 
Dr. Marie-Agnes

FDP

Tesfaiesus, Awet BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Timmermann-Fechter, 
Astrid

CDU/CSU

Ullrich, Frank SPD

Weeser, Sandra FDP

Weiss (Wesel I), Sabine CDU/CSU

Wenzel, Stefan BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Westig, Nicole FDP

Willsch, Klaus-Peter CDU/CSU

Winkelmeier-Becker, 
Elisabeth

CDU/CSU

Winklmann, Tina BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Witt, Uwe fraktionslos
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Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung der Beschlussempfehlungen und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit zu mehre-
ren Vorlagen zum Thema Impfpflicht

(Tagesordnungspunkt 6)

Katja Adler (FDP): Wir haben versprochen: Es wird 
keine Impfpflicht geben. Nur wenn die Menschen der 
Politik vertrauen können, kann man auch von einem Mit-
einander sprechen. Bis heute hat sich die Situation nicht 
so wesentlich verändert, dass man dieses Versprechen 
brechen darf. Im Gegenteil!

Zu Beginn dieser Woche endeten viele Coronamaß-
nahmen, und wir sind zu einem Stück Normalität zurück-
gekehrt. Gleichzeitig mit diesen Lockerungen und dem 
Appell zu mehr Eigenverantwortung sprechen wir heute 
noch immer über eine mögliche Impfpflicht – ob nun ab 
18, ab 50 oder jetzt ab 60 Jahren.

Mehr als 80 Prozent der Menschen über 18 sind bis 
heute geimpft, knapp 90 Prozent der über 60-Jährigen – 
und das freiwillig. Eine Überlastung des Gesundheitssys-
tems ist nicht erkennbar.

Nach derzeitigem wissenschaftlichen Stand weisen die 
zugelassenen Impfstoffe zwar eine hohe Wirksamkeit auf 
und schützen vor schweren Krankheitsverläufen; sie bie-
ten aber eben keinen vollumfänglichen Schutz vor einer 
Infektion, einer Erkrankung und Weitergabe des Virus.

Eine Impfung dient damit in erster Linie dem Selbst-
schutz. Eine Impfung kann und darf kein gesellschaftli-
cher Solidaritätsakt zum Fremdschutz sein.

Hinzu kommt die fehlende verlässliche Datenlage zu 
tatsächlich durchgeführten Impfungen, zu tatsächlich 
durchgemachten Infektionen – zum tatsächlichen Immu-
nitätsstand der Bevölkerung. Hierauf sollten wir dringend 
unser Augenmerk lenken und uns nicht in einer Debatte 
um eine Impfpflicht verlieren.

Vertrauen wir also unseren Mitmenschen, so wie sie 
uns vertrauen, dass sie die für sich vernünftige Entschei-
dung zu ihrem Schutz treffen.

Eine wie auch immer ausgestaltete Impfpflicht lehne 
ich daher ab und werde einer solchen auch zukünftig 
nicht zustimmen.

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP): Corona hat 
unser Land, nein, die ganze Welt verändert, und es ist 
richtig, dass wir hier im Deutschen Bundestag über ein 
so streitbares Thema wie die Impfpflicht debattieren. Sol-
che Debatten sind eine Stärke unseres Parlaments; denn 
es geht hier um einen Grundrechtseingriff von erhebli-
cher Bedeutung, und da kann man selbstverständlich un-
terschiedlicher Auffassung sein.

Ich habe mich sehr bewusst von Anfang an für eine 
Steigerung der Impfbereitschaft, aber gegen eine Impf-
pflicht entschieden. Grund hierfür ist die empirische Un-
gewissheit, in der wir diese Entscheidung treffen sollen.

Erstens. Wir können mit der Coronaimpfung keine 
sterile Immunität erreichen. Das ist der entscheidende 
Unterschied zur beispielsweise oft angeführten Masern- 
bzw. Pockenimpfung. Durch die Pflicht zur Masern- und 
Pockenimpfung lassen sich diese Krankheiten ausrotten. 
Dies ist bei der Coronaimpfung leider nicht der Fall.

Zweitens. Es herrscht nicht genügend Gewissheit über 
die Wirksamkeit der Vakzine im Hinblick auf die Wir-
kungsdauer. Konkrete Aussagen über die Wirkungsdauer 
können wir derzeit schlicht und ergreifend nicht treffen.

Drittens. Wir wissen nicht, ob und welche Varianten 
künftig noch auftreten können. Ein Impfen gegen Zu-
kunftsvarianten ist nicht möglich.

Kurzum: Es kann nicht gesagt werden, wie oft und 
über welche Zeiträume sich Menschen impfen lassen 
müssen. Wir können der Bevölkerung nicht irgendeine 
Impfung mit irgendeinem Impfstoff in noch nicht fest-
stehender Häufigkeit vorschreiben.

Solange das alles nicht geklärt ist, führen diese Unge-
wissheiten meiner Ansicht nach dazu, dass eine Impf-
pflicht nicht angeordnet werden kann; denn bestehende 
Unsicherheiten haben auch immer einen Einfluss auf die 
rechtliche Bewertung. Die erhebliche Begründungslast 
liegt nicht beim Bürger, sondern beim Staat. Diese recht-
liche Begründung wird der Staat meines Erachtens mit 
Blick auf die verfügbaren Vakzine gegen Covid-19 schul-
dig bleiben.

Die Impfpflicht war und ist nicht der Heilsbringer, für 
den sie manche offenbar sehen. Alle Abgeordneten müs-
sen sich folgende Frage stellen: Haben wir wirklich alles 
getan, um die Menschen von einer freiwilligen Impfung 
zu überzeugen? – Diese Auffassung teile ich nicht. Es ist 
völlig klar, dass niedrigschwellige Impfangebote fort-
geführt werden müssen. Dazu benötigen wir eine Impf-
aufklärung in verschiedenen Sprachen, um zu überzeu-
gen statt zu verpflichten. Wir dürfen bei unseren 
Bemühungen nicht nachlassen.

Grundsätzlich stellen sich mir weiterhin erhebliche 
Fragen zur praktischen Durchsetzung der Impfpflicht, 
zum Beispiel: Wie wollen die Befürworter eine Impf-
pflicht durchsetzen? – Dieser Frage wird ausgewichen. 
Sie ist aber elementar bei der Entscheidungsfindung; 
denn eine Pflicht muss umsetzbar sein. Unmittelbarer 
Zwang ist aus meiner Sicht aufgrund der vorhin ange-
führten empirischen Ungewissheit nicht verfassungskon-
form.

Zudem befürchte ich, dass eine Fülle an Klagen unsere 
Justiz erheblich strapazieren wird, da eine gesetzliche 
Impfpflicht nicht auf Basis hypothetischer Risiken ein-
geführt bzw. aufrechterhalten werden kann. Diese Pande-
mie hat bereits zu erheblichen gesellschaftlichen Verwer-
fungen geführt. Diese sollten wir nicht mit einer Pflicht, 
von der die meisten behauptet haben, dass es sie nicht 
geben wird, weiter schüren.

Abschließend genügt auch ein Blick zu unseren euro-
päischen Nachbarn. Kein europäisches Nachbarland hat 
die allgemeine Impfpflicht, und selbst Österreich hat die 
bereits beschlossene Pflicht wieder einkassiert. Grund 
hierfür ist die bei der vorherrschenden milderen Omi-
kron-Variante fehlende Verhältnismäßigkeit.
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Wir müssen die Zeit jetzt nutzen, um ein Frühwarnmo-
nitoring aufzubauen; denn bevor Symptome bei Men-
schen auftreten, können bereits Krankheitsviren im Ab-
wasser nachgewiesen werden. Daher ist es sinnvoll und 
konsequent, der Empfehlung der EU zu folgen und ein 
bundesweites Abwassermonitoring einzuführen. Da-
durch wären wir in der Lage, bereits frühzeitig mögliche 
neue Virusvarianten zu erkennen und auf diese angemes-
sen zu reagieren.

Die Impfpflicht ist ein staatlicher Eingriff in die per-
sönliche Entscheidung eines mündigen Bürgers und da-
her abzulehnen.

Heike Brehmer (CDU/CSU): Unsere heutige Debatte 
steht unter keinem guten Vorzeichen. Sie findet statt in 
einer Zeit hoher Inzidenzen. Und sie findet statt unter 
dem Eindruck furchtbarer Kriegshandlungen in unserer 
Welt – und einer Ampelkoalition, die im März nach der 
emotionalen Rede des ukrainischen Präsidenten nichts 
Besseres zu tun hatte, als nüchtern zur Tagesordnung 
überzugehen. Als Mitglied dieses Hohen Hauses fehlen 
mir bei so einem beschämenden Verhalten schlichtweg 
die Worte.

Heute beraten wir abschließend über die Einführung 
einer Impfpflicht in Deutschland. Was sich in den Tagen 
und Wochen vor dieser Debatte abspielte, ist an Peinlich-
keit nicht zu toppen: Erst warb der Kanzler vollmundig 
für eine Impfpflicht. Sein Gesundheitsminister wollte ein 
eigenes Konzept vorlegen, dann zog er dies wieder zu-
rück, um sich dann dafür auszusprechen, verschiedene 
Gesetzesvorschläge für eine Impfpflicht zusammen-
zuführen. Und warum? Weil die Mehrheiten von Anfang 
an fehlten und plötzlich klar wurde: Die Impfpflicht mit 
18 ist gescheitert. Was zu erwarten war.

Nun sollen Kompromisse herhalten, die in letzter Mi-
nute zusammengezimmert wurden. Aber: So einfach geht 
es nicht!

Der Kanzler und seine Minister wollen eine Lizenz 
zum Impfen – aber Verantwortung: Nein, danke! Die 
sollen andere übernehmen, getreu dem Motto: Das Par-
lament wird es schon richten. Wir als Union werden es 
jedenfalls nicht richten und Ihnen die Mehrheiten be-
schaffen, die Sie in Ihrer Koalition vergeblich suchen.

In der öffentlichen Anhörung hat es der Bundesver-
band der Ärztinnen und Ärzte des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes auf den Punkt gebracht: Eine pauschale 
Impfpflicht wäre derzeit weder kontrollier- noch durch-
setzbar.

Die Gesundheitsämter arbeiten nach über zwei Jahren 
Pandemie am Limit. Immer neue Aufgaben kommen 
hinzu, wie zuletzt bei der einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht oder der Koordinierung der medizinischen Erst-
versorgung von Geflüchteten aus der Ukraine. Vor die-
sem Einsatz ziehe ich meinen Hut! Jetzt noch zusätzliche 
Bürokratie durch eine Impfpflicht zu schaffen, wäre ab-
solut kontraproduktiv!

Fakt ist: Die Pandemie hat uns vieles abverlangt – 
unseren Bürgern, unserer Wirtschaft und unserem Ge-
sundheitssystem. Und natürlich wollen wir diese schwere 
Zeit hinter uns lassen. Aber wie?

Impfen ist dabei ein wichtiges Instrument, das vor 
schweren oder gar tödlichen Krankheitsverläufen schützt. 
Deshalb ist und bleibt Impfen wichtig.

Aber – und das sage ich in aller Deutlichkeit – Impfen 
ist auch eine sehr persönliche Entscheidung. Aus diesem 
Grund kann und werde ich eine allgemeine Impfpflicht 
nicht unterstützen; denn sie ist das falsche Instrument für 
einen Weg aus der Krise.

Bis heute hat die Ampelregierung nichts als Verwir-
rung gestiftet, wenn es um den Umgang mit der Pandemie 
geht. Es kann doch nicht sein, dass wir heute über eine 
allgemeine Impfpflicht debattieren, wenn nicht einmal 
die einrichtungsbezogene Impfpflicht problemlos läuft, 
die am 16. März in Kraft trat.

Seit Wochen warnen Pflegeverbände vor Versorgungs-
engpässen. Fachkräftemangel und Coronaquarantäne 
sorgen für Personalausfall. Operationen müssen verscho-
ben werden. Hinzu kommt die Erstversorgung geflüchte-
ter Personen aus der Ukraine. Wie lange sollen die Mit-
arbeiter im Gesundheitswesen das noch schultern? So 
kann es nicht weitergehen – hier besteht dringender 
Handlungsbedarf!

Ein anderes Beispiel: Die Inzidenzen sind weiterhin 
hoch. Aber die meisten Schutzmaßnahmen des Bundes 
sind gefallen, weil die FDP unbedingt ihren Freedom 
Day durchboxen musste.

Mit der Änderung des Infektionsschutzgesetzes hat die 
Ampel den Bundesländern einen Bärendienst erwiesen – 
und die Verantwortung an sie abgeschoben. Sie sollen 
nun über Hotspots entscheiden, obwohl es dafür nicht 
einmal klare Schwellenwerte gibt. Das ist nicht prakti-
kabel! Sogar der grüne Ministerpräsident von Baden- 
Württemberg lehnt die Hotspot-Regelung ab.

Jetzt haben wir einen Flickenteppich mit Ansage. Viele 
Bürger fühlen sich verunsichert: Maske tragen, ja oder 
nein? Testen, ja oder nein? Eine Empfehlung hier, nichts 
Konkretes dort. Die Folge ist ein Lockerungswirrwarr, 
bei dem niemand mehr richtig durchblickt.

Wie kann es sein, dass der Gesundheitsminister vor 
immer neuen Wellen warnt und die Bürger täglich mit 
neuen, widersprüchlichen Aussagen zu Isolation und Tes-
ten verwirrt? Logisch ist das nicht!

Weiteres Kopfschütteln verursacht die geplante Ab-
schaffung der kostenlosen Corona-Bürgertests. Erst sollte 
die Testverordnung Ende März auslaufen, dann Ende 
Mai. Warum so bald? Als Abgeordnete habe ich dazu 
die Bundesregierung befragt – und kammheimlich hat 
diese plötzlich ihre Testverordnung geändert. Die Bürger-
tests sollen nun bis Ende Juni kostenlos bleiben. Herr 
Gesundheitsminister, da war der Druck von allen Seiten 
wohl zu groß. Doch die Frage bleibt: Wie geht es mit den 
Bürgertests nach Ende Juni weiter? Der Finanzminister 
von der FDP spricht sich generell für kostenlose Test aus. 
Meine Herren Minister, bitte sprechen Sie sich unter-
einander besser ab, bitte werden Sie sich einig!
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Wir stehen vor der Sommer- und Reisesaison. Gott sei 
Dank, möchte ich als Tourismuspolitikerin betonen. Aber 
unsere Bürger wollen und müssen sicher reisen können – 
im In- wie im Ausland. Darauf setzt unsere stark gebeu-
telte Tourismusbranche ihre Hoffnung. Deshalb appel-
liere ich an die Bundesregierung: Denken Sie Ihre Pläne 
zu Ende, bevor Sie sie schmieden, und werden Sie end-
lich zum Krisenmanager in dieser schweren Zeit!

Aber zurück zur Impfpflicht. Auch hier sind bis heute 
viele Fragen offen, und das, obwohl es sich dabei um 
einen Grundrechtseingriff für Millionen von Menschen 
handeln würde. Wäre das überhaupt mit unserer Verfas-
sung vereinbar? Auch hier nur ein müdes Schulterzucken 
der Regierung.

Unsere CDU/CSU-Fraktion leistet konstruktive Oppo-
sitionsarbeit und hat einen eigenen Antrag vorgelegt. Ne-
ben dem Aufbau eines Impfregisters soll – vergleichbar 
mit der Feststellung der epidemischen Lage von nationa-
ler Tragweite – ein Impfmechanismus aktiviert werden 
können.

Was wir brauchen, ist Rechtssicherheit und Klarheit. 
Was wir nicht brauchen, ist eine Bundesregierung, die 
sich durch Planlosigkeit und mangelnden Führungswillen 
auszeichnet und deren interne Befindlichkeiten auf Kos-
ten unserer Bürger gehen.

Die heutige Debatte zeigt, dass die Ampelkoalition nur 
wenige Monate nach ihrem Start nichts als Chaos ver-
ursacht. Dieses Chaos ergießt sich nun in einer emotio-
nalen Debatte hier im Bundestag. Aber wir in der Union 
sind nicht die Steigbügelhalter, die dem Kanzler und 
seinen Ministern zum großen Durchbruch verhelfen wer-
den. Anstatt von einer Coronawelle in die nächste zu 
taumeln, ist die Regierung gefordert, tragfähige Lösun-
gen für alle Bürgerinnen und Bürger vorzulegen.

Sevim Dağdelen (DIE LINKE): Die Ampelkoalition 
will eine allgemeine Coronaimpfpflicht auf Biegen und 
Brechen durchbekommen. Das Vorhaben ist medizinisch 
nicht zu rechtfertigen, ganz egal ab welchem Alter die 
Impfpflicht gegen SARS-CoV-2 gelten soll. Rechtlich 
höchst problematisch ist die Einführung einer Impfpflicht 
mit nur bedingt zugelassenen Impfstoffen noch dazu. 
Eine Mehrheit für eine allgemeine Impfpflicht gibt es 
weder in der Bevölkerung noch im Deutschen Bundestag. 
Die Vorbehalte sind groß und wiegen schwer.

Was soll man denn davon halten, wenn die Unterstüt-
zer eines Antrages auf Einführung einer allgemeinen 
Impfpflicht für alle Bürgerinnen und Bürger ab 18 Jahren 
und die Befürworter einer Impfpflicht ab 50 sich am Ende 
auf einen „Kompromiss“ verständigen, dass sich alle ab 
60 impfen lassen müssen? Das ist Kopf-durch-die-Wand- 
Politik.

Eine Impfpflicht berührt die körperliche Unversehrt-
heit und Selbstbestimmung des Einzelnen. Die Maß-
nahme muss gut begründet sein. Im Fall der seit 
März 2020 verpflichtenden Masernimpfung ist dies dem 
Deutschen Bundestag gut gelungen, und die Schutzmaß-
nahme hat aufgrund der hohen Wirksamkeit breiten 
Rückhalt in der Bevölkerung. Ähnlich war es beim 
Kampf gegen die Pocken. Im Fall der Impfung gegen 

SARS-CoV-2 ist dies nicht gegeben. Eine Ausrottung 
des Virus ist mit den vorhandenen Impfstoffen nicht er-
reichbar. Die Anhörung im Gesundheitsausschuss hat ja 
gerade ergeben: Eine Herdenimmunität wird durch die 
Impfung nicht erreicht.

Die bisher verfügbaren Coronavakzine schützen einen 
selbst nicht vor Ansteckung, und sie schützen auch nicht 
davor, dass Geimpfte das Virus an andere weitergeben. 
Hier wurde mit falschen Anschuldigungen gegen Un-
geimpfte in der Vergangenheit viel Schindluder getrieben 
und das ganze Impfen dogmatisiert.

Auch von einer drohenden Überlastung des Gesund-
heitssystems kann keine Rede sein, gerade mit Blick auf 
den zum Glück milden und oft symptomfreien Verlauf bei 
den allermeisten im Fall einer Ansteckung mit der derzeit 
dominierenden Omikron-Variante. Eine Überlastung der 
Kliniken in Deutschland, die mit der Impfpflicht ja ur-
sprünglich abgewendet werden soll, ist aktuell weder ab-
sehbar noch gewiss. Das Aufkommen einer deutlich ge-
fährlicheren Corona-Virusvariante als heute Omikron ist 
nicht das wahrscheinlichste Szenario.

Die Einführung einer Impfpflicht auf Vorrat mit be-
dingt zugelassenen Impfstoffen, von denen man weiß, 
dass sie einen nicht vor eigener Ansteckung und auch 
nicht vor Weitergabe des Virus an andere schützen, bringt 
keinen Solidarnutzen und ist daher verfassungsrechtlich 
problematisch. Klar ist: Impfungen dienen dem Selbst-
schutz, sie minimieren das Risiko einer schweren Erkran-
kung. Impfungen dienen aber nicht dem Fremdschutz, 
dem Schutz der anderen. Mündige Bürger aber dürfen 
vom Staat nicht gegen ihren Willen allein zum Selbst-
schutz gezwungen werden.

Eine Impfpflicht ist damit juristisch nicht haltbar. Die 
Schwere des Grundrechtseingriffs beim Einzelnen steht 
in keinem Verhältnis zum möglichen Nutzen für die Ge-
sellschaft. Wer immer sich zum Schutz vor einer Coro-
nainfektion impfen lassen möchte, etwa weil er zu den-
jenigen gehört, die aufgrund ihres Alters oder einer 
möglichen Vorerkrankung das Risiko eines schweren 
Verlaufs haben, soll dies freiwillig tun können. Niemand 
aber darf dazu gesetzlich verpflichtet werden. Eine Imp-
fung muss eine persönliche Entscheidung bleiben.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP): Die aktuelle Stel-
lungnahme des Ethikrates ist für mich die Bestätigung 
meiner bislang vertretenen Überzeugung, dass es keine 
allgemeine Impfpflicht in Deutschland geben sollte. Völ-
lig zu Recht kritisiert der Ethikrat, dass einige Maßnah-
men zur Eindämmung des Coronavirus über das Ziel 
hinausgeschossen sind. Der Ethikrat bestätigt, dass bei-
spielsweise junge Menschen unter den Einschränkungen 
ihrer Ausbildung und ihres Soziallebens stark gelitten 
haben.

Daraus müssen wir lernen. Wir dürfen den gleichen 
Fehler nicht noch einmal machen. Doch eine allgemeine 
Impfpflicht wäre genau das.
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Die Stellungnahme des Deutschen Ethikrates macht 
klar, dass die staatliche Schutzpflicht Grenzen hat. Die 
Bevölkerung kann nicht vor allen denkbaren Risiken be-
wahrt werden, ohne dabei fundamentale Freiheitsrechte 
unverhältnismäßig einzuschränken.

Es liegt in der Eigenverantwortung jedes und jeder 
Einzelnen, sich impfen zu lassen. Die Impfung schützt 
vor schweren Krankheitsverläufen und damit vor einer 
Überlastung unserer Gesundheitssysteme. Gleichzeitig 
liegt es aber auch in der Freiheit jedes und jeder Einzel-
nen, sich aus individuellen Gründen nicht impfen zu las-
sen und mit den Konsequenzen zu leben.

Deswegen stimme ich heute gegen alle Vorschläge, die 
eine allgemeine Impfpflicht in Deutschland einführen 
möchten. Vielmehr werbe ich dafür, den von mir gezeich-
neten Antrag des Kollegen Kubicki zu unterstützen, die 
Impfbereitschaft ohne eine allgemeine Impfpflicht zu er-
höhen.

Andrej Hunko (DIE LINKE): Seit Beginn der Pande-
mie vor gut zwei Jahren ist immer wieder der Anspruch 
formuliert worden, der Wissenschaft zu folgen. Auch 
wenn ich den zugrunde liegenden Gedanken teile, habe 
ich dieses Mantra immer auch kritisch gesehen. Denn 
allzu oft wurde es instrumentalisiert, um entgegen exis-
tierende Evidenz einen vermeintlichen wissenschaftli-
chen Konsens in Stellung zu bringen, um politische 
Entscheidungen zu rechtfertigen. Heute ist bedauerlicher-
weise wieder ein solcher Tag. Für mich ist klar: Mit 
wissenschaftlichen Argumenten lässt sich eine Impf-
pflicht nicht rechtfertigen.

Um es vorwegzusagen, weil bedauerlicherweise so 
manche im absichtlichen Falschverstehen äußerst begabt 
sind: Ich betrachte die Impfung gegen Covid-19 als einen 
wichtigen Baustein zur Bewältigung der Pandemie, bin 
selbst geimpft und halte die Impfung vor allem für Risi-
kogruppen für empfehlenswert. Die Einführung einer 
Verpflichtung oder gar eines Zwangs zur Impfung lehne 
ich jedoch ab und teile die diesbezügliche Ansicht der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates von 
Januar 2021.

Inzwischen ist klar, dass Sars-CoV-2 nicht mehr aus-
gerottet werden kann. Wir werden mit dem Virus leben 
müssen. Die Existenz effektiver Impfstoffe und Medika-
mente hilft uns dabei glücklicherweise ungemein. Denn 
die verfügbaren Impfstoffe bieten zwar keinen absoluten, 
aber doch einen relevanten Schutz vor schweren Verläu-
fen von Covid-19.

Inzwischen ist aber auch klar, was die Impfstoffe nicht 
bieten können: einen dauerhaften Schutz gegen Infektion 
und Übertragung des Virus an andere. Dadurch fällt das 
Argument des Fremdschutzes aus: Die Impfung dient fast 
ausschließlich dem Selbstschutz.

Es ist ebenfalls bekannt, dass die Impfstoffe nicht frei 
von unerwünschten Nebenwirkungen sind und in sehr 
seltenen Fällen zum Tod führen können. In der Regel 
mag die objektive Risikoabwägung für eine Impfung 
sprechen. Angesichts dieser Risiken muss die Impfung 
aber eine individuelle Entscheidung bleiben. Es ist recht-
lich höchst problematisch, wenn der Staat seine Bürgerin-

nen und Bürger zu einem medizinischen Eingriff zwingt, 
der in einem – wenn auch sehr kleinen – Teil zu schweren 
Schäden oder gar dem Tod führen kann.

Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal daran 
erinnern, dass alle bislang in Deutschland zugelassenen 
Impfstoffe gegen Covid-19 weiterhin nur eine bedingte 
Marktzulassung haben. Auch wenn die Impfungen inzwi-
schen millionenfach verwendet wurden, scheinen den 
Zulassungsbehörden die vorliegenden Daten nicht für 
eine Vollzulassung auszureichen. Dies allein verbietet, 
eine Pflicht zur Impfung einzuführen.

Dass sich möglichst viele Menschen vor einer schwe-
ren Covid-19-Erkrankung schützen und dabei vom Staat 
unterstützt werden, ist ein richtiges Anliegen. Ebenso ist 
es Aufgabe des Staates, ein gut funktionierendes Gesund-
heitssystem zu garantieren. Das dafür wichtige Ziel einer 
hohen Impfquote insbesondere in den Risikogruppen 
lässt sich allerdings auch mit deutlich milderen Mitteln 
erreichen. Statt einer Impfpflicht brauchen wir zielgrup-
penorientierte, aufsuchende niedrigschwellige Angebote. 
Das Bundesland Bremen, aber auch andere europäische 
Länder haben vorgemacht, wie man auch ohne Verpflich-
tung hohe Impfquoten erreichen kann.

Klar ist inzwischen auch, dass das Schreckgespenst 
eines Zusammenbruchs des Gesundheitssystems bei der 
Omikron-Variante allenfalls durch zu rigorose Quarantä-
neregeln droht, aber nicht durch die Gefährlichkeit des 
Virus in einer bereits weitgehend immunisierten Bevöl-
kerung.

An dieser Stelle zeigt sich im Übrigen einmal mehr das 
Totalversagen der Bundesregierungen in Bezug auf die 
Datenerhebung. Sowohl die vorherige als auch die ak-
tuelle Regierung haben sich konsequent geweigert, sys-
tematisch sinnvolle und repräsentative Daten über den 
Immunstatus der Bevölkerung zu erheben. So herrscht 
heute nicht nur Unwissen darüber, wie viele Menschen 
tatsächlich geimpft sind. Wir wissen auch nicht, wie viele 
der nicht Geimpften durch Infektionen eine Grundimmu-
nisierung aufweisen.

Hier stellt sich im Übrigen die Frage nach dem Ziel 
einer Impflicht, und sei es nur von über 60-Jährigen. In 
dieser Bevölkerungsgruppe sind nach aktuellen Zahlen 
der Bundesregierung 88,8 Prozent grundimmunisiert, 
und 79 Prozent haben bereits eine Auffrischungsimpfung 
erhalten. Rechnet man die Dunkelziffer der nicht erfass-
ten Impfungen und die Immunität durch Infektionen 
hinzu, dann dürften über 95 Prozent der am meisten ge-
fährdeten Bevölkerung bereits immunisiert sein. Ob die 
verbleibenden 5 Prozent durch eine Impfpflicht erreicht 
werden können, ist fragwürdig. Ebenso fragwürdig ist, ob 
dies überhaupt notwendig ist. Denn diese Gruppe wird 
angesichts der Omikron-Variante wohl kaum das deut-
sche Gesundheitssystem in die Knie zwingen können.

Zum Abschluss möchte ich kurz auf einen Aspekt ein-
gehen, der meines Erachtens in der Debatte viel zu wenig 
vorkommt. Es geht mir um die Frage, was im Angesicht 
einer gefährlichen Pandemie eigentlich die Aufgabe des 
Staates ist. Diese sehe ich darin, den Menschen zu er-
möglichen, sich vor dem neuen Krankheitserreger zu 
schützen, und im Falle einer Erkrankung die bestmögli-
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che gesundheitliche Betreuung zu bieten. Ich sehe es aber 
nicht als Aufgabe des Staates an, in dieser Phase der 
Pandemie Menschen zu schützen, die gar nicht geschützt 
werden wollen – zumindest nicht, wenn das Gesundheits-
system als Ganzes nicht gefährdet ist. Deshalb muss es 
die Entscheidung eines und einer jeden Einzelnen sein, 
sich impfen zu lassen oder nicht.

Eine Impfpflicht stellt einen weitreichenden Eingriff in 
die Grundrechte dar, insbesondere in das Recht auf kör-
perliche Unversehrtheit. Ein solcher Eingriff kann ge-
rechtfertigt sein, wenn er verhältnismäßig ist. Weder ist 
diese Verhältnismäßigkeit in der vorliegenden Situation 
gegeben, noch gibt es eine wissenschaftlich haltbare Be-
gründung. „Follow the Science“ muss deshalb in diesem 
Fall heißen: Sagen Sie Nein zur Einführung einer Impf-
pflicht!

Olaf in der Beek (FDP): Nach monatelangen Debat-
ten um Sinn und Unsinn einer Impfpflicht kommen wir 
nun zur Abstimmung. Ich nehme vorweg: Mich kann 
keiner der Vorschläge für eine Verpflichtung überzeugen.

Sie schlagen vor, Menschen ab einer willkürlich ge-
setzten Altersgrenze für eine Infektionswelle, von der 
Sie nicht wissen, ob sie kommt, mit einem Impfstoff, 
von dem Sie nicht wissen, ob er für kommende Mutatio-
nen wirkt, eine Impfung vorzuschreiben. Beim besten 
Willen, das ist viel zu wenig, um die Menschen zu einem 
medizinischen Eingriff zu verpflichten.

Vor allem aber ist das Argument, man würde mit einer 
Impfpflicht automatisch die Freiheit im kommenden 
Winter sicherstellen, mehr als fragwürdig. Dass Impfen 
vor einer Ansteckung schützt, ist widerlegt. Insofern ist 
Impfen vor allem Eigenschutz. Das Argument einer mög-
lichen Überlastung des Gesundheitssystems ist rein hypo-
thetisch und bei Weitem nicht ausreichend, um ein Gesetz 
zu beschließen, das im Widerspruch zur körperlichen 
Unversehrtheit steht – zumal von einer Überlastung in 
keinster Weise auszugehen ist. Die Infektionsdynamik 
würde eine Pflicht ohnehin nicht beeinflussen. Auf Vorrat 
einen solchen Eingriff in die persönliche Freiheit zu be-
schließen, entspricht nicht meinem Verständnis von Ver-
hältnismäßigkeit.

Wir haben bereits eine Impfquote von über 90 Prozent 
bei den über 60-Jährigen. Da stellt sich vor allem die 
Frage: Wie viele glauben Sie denn noch zu erreichen? 
100 Prozent sind selbst bei einer Pflicht völlig illusorisch.

Hinzu kommen Durchsetzbarkeit und Kontrolle Ihrer 
Impfpflicht. Der Vorschlag beinhaltet, dass man stets ei-
nen Identitätsnachweis sowie einen Impfnachweis mit 
sich führen muss. Das ist weder durchsetzbar noch sinn-
voll und schon gar nicht angemessen. Eine Verpflichtung 
darf immer nur das allerletzte politische Mittel sein. Da 
wir in keiner Notsituation sind und auch nicht wissen, ob 
eine Notsituation eintreten wird, kann ich eine Zustim-
mung zu einer Impfpflicht weder mit meinem liberalen 
Menschenbild noch mit meinem Gewissen vereinbaren.

Selbst wenn wir hier eine Impfpflicht beschließen, 
wird es an der Durchsetzbarkeit scheitern. Können wir 
es uns leisten, als Parlament etwas zu beschließen, das 
in der Realität nicht umsetzbar ist? Das würde die Glaub-

würdigkeit dieses Hohen Hauses nachhaltig beschädigen. 
Auch die Vereinbarkeit einer Impfpflicht mit dem Grund-
gesetz – daneben gibt es noch andere rechtliche Beden-
ken – ist mehr als fraglich.

Es würde von Größe zeugen, die Richtung zu ändern, 
wenn man die falsche eingeschlagen hat. Es ist keine 
Schande, sich einzugestehen, dass ein Vorschlag keine 
Mehrheit hat. Ich hoffe, dass das Parlament heute im 
Sinne der Vernunft handelt und keine Verpflichtung zur 
Impfung beschließt.

Jens Koeppen (CDU/CSU): Ich lehne jede Form ei-
ner Impfpflicht entschieden ab – egal ob eine einrich-
tungsbezogene, eine allgemeine oder eine ab einem ge-
wissen Alter. Die Debatte und das Feilschen um ein 
Lebensalter ab 12 oder früher, ab 18, ab 50, ab 60 oder 
irgendein anderes willkürlich gewähltes Datum ist un-
würdig und frei von jeder wissenschaftlichen Begleitung. 
Die Menschen brauchen endlich Ruhe vor diesen von 
Profilierung geprägten Debatten. Sie brauchen Ruhe vor 
überzogenen Maßnahmen und Gängelei, vor allem, wenn 
diese nachweislich keinerlei Einfluss auf den erhofften 
medizinischen Erfolg haben.

Die deutsche Politik sollte den Bürgern wieder Mut 
machen, Zuversicht geben und ihnen die Eigenverant-
wortung für ihre Lebensführung überlassen.

Ein freiheitlicher Rechtsstaat, in dem immer noch 
Selbstbestimmung und körperliche Unversehrtheit zu 
den unverrückbaren Grundrechten zählen, darf sich staat-
lichen Zwang für medizinische Eingriffe nicht zu eigen 
machen. Noch vor sehr kurzer Zeit wurden solche 
Zwangsmaßnahmen wie eine allgemeine Impflicht von 
politischen Entscheidungsträgern sowie dem gesamten 
Deutschen Bundestag unisono in aller Deutlichkeit aus-
geschlossen. Wenn das Vertrauen in die Politik nicht 
gänzlich verloren gehen soll, muss diese klare Haltung 
Bestand haben, zumal keinerlei neue Erkenntnisse vor-
liegen, die nur annähernd die veränderte Haltung erklären 
könnten.

Die mRNA-Impfung gegen das Coronavirus hat, wie 
sich jetzt herausstellte, lediglich eine Wirkung von vier 
bis sechs Monaten. Darüber hinaus haben die letzten 
Monate gezeigt, dass es weder einen wirkungsvollen Ei-
genschutz gibt, noch dass die verfügbaren Vakzine vor 
der Weitergabe des Virus an Dritte schützen. Egal wie 
oft sich eine Person impfen lässt: Sie hat keinen Schutz 
vor eigener Ansteckung; auch kann sie die eigene Infek-
tion an andere weitergeben. Lediglich der mildere Verlauf 
einer Erkrankung darf nicht zu einer allgemeinen 
Zwangsmaßnahme wie einer Impfpflicht führen.

Es wäre eine unglaubliche Anmaßung des Gesetz-
gebers, dem Individuum eine aus staatlicher Sicht ver-
meintlich richtige medizinische Behandlung aufzuzwin-
gen, insbesondere wenn die Person selbst von dieser 
Behandlung nicht überzeugt ist oder gar die Meinung 
vertritt, dass die eigene Gesundheit Schaden nehmen 
könnte, ohne aber einen nennenswerten Nutzen zu erhal-
ten.
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Darf ein Impfstoff – gar noch ein neuartiger und nicht 
ausreichend erprobter – den Menschen unter Androhung 
von Repressalien verabreichet werden, oder sind nicht 
eher Aufklärung und umfangreiche Informationsmög-
lichkeiten der Weg, wenn man die Menschen überzeugen 
will? Warum meint man, mit Aufklärung und Informatio-
nen nicht zu einer höheren Impfquote zu kommen? Sind 
die Argumente zu schwach, oder fehlt gar die eigene 
Überzeugung?

Unser auf Krankheitsfälle aufgebautes Gesundheits-
system ignoriert zudem völlig, dass es Menschen gibt, 
die durch eine gesunde Lebensweise auf ihren Körper 
und ihre Lebensgesundheit achten. Sie vertrauen auf die 
Salutogenese, auf ihr körpereigenes Abwehrsystem und 
sind fest davon überzeugt, dass dieses natürliche Immun-
system einer künstlichen Immunisierung durch einen 
Impfstoff überlegen ist. Diese Menschen nun zu einer 
künstlichen Immunisierung zu zwingen, wird die Gesell-
schaft zwangsläufig weiter spalten. Sie durch die all-
gemeine oder sektorale Impfpflicht auszugrenzen und 
zu bestrafen, ist für mich unannehmbar und deshalb nicht 
zustimmungsfähig. Sollten wir nicht vielmehr den prä-
ventiven Gesundheitsschutz durch unsere politische Ar-
beit stärken?

Weit über 63 Millionen Deutsche haben mittlerweile 
die zur Verfügung stehenden Impfangebote freiwillig 
angenommen. Warum also sollte eine allgemeine Impf-
pflicht die Menschen mehr „überzeugen“ als die Wirk-
samkeit? Beobachten wir nicht stattdessen eine wach-
sende Skepsis bei den Bürgerinnen und Bürgern 
angesichts des enormen Drucks, den die Politik mittler-
weile ausübt?

Sollen allen Ernstes die übrigen Ungeimpften – Babys, 
Kinder und Jugendliche ausgeschlossen – nun die „Pan-
demietreiber“ sein? Ist es gerechtfertigt, sie zu stigmati-
sieren und sogar unverhohlen von einer „Pandemie der 
Ungeimpften“ zu reden? Wir dürfen diese Spaltung der 
Gesellschaft nicht weiter forcieren!

Mit der allgemeinen Impfpflicht läuft man Gefahr, 
dass ein Teil der Gesellschaft per Gesetz angefeindet 
und aus der Gesellschaft ausgeschlossen wird. Es stellt 
sich mittlerweile klar heraus, dass sich Betroffene nur 
impfen lassen, weil sie keine Einschränkungen mehr hin-
nehmen wollen oder können. Viele von ihnen sind von 
der Wirksamkeit nicht überzeugt. Sollte uns das nicht zu 
denken geben?

Zusätzlich zu all diesen Aspekten stellt sich die Frage, 
wie der Staat eine allgemeine oder sektorale Impfpflicht 
durchsetzen würde. Darauf gibt es aber bisher keine Ant-
worten. Mir fehlt dazu auch jedwede Vorstellungskraft.

Mein Fazit: Eine Impfung vermag vielleicht den Ein-
zelnen persönlich zu schützen; aber sie schützt leider 
nicht vor steigenden Inzidenzen, sie schützt nicht vor 
Ansteckung, sie schützt nicht vor Weitergabe des Virus, 
und bedauerlicherweise können auch Todesfälle nicht 
ohne Weiteres verhindert werden. Der Deutsche Bundes-
tag sollte einer wie auch immer gearteten Impfpflicht eine 
klare Absage erteilen.

Lars Lindemann (FDP): Seit nunmehr zwei Jahren 
sieht sich die Bundesrepublik Deutschland durch die Co-
ronapandemie mit einer nie dagewesenen Herausforde-
rung, von der alle Bevölkerungsgruppen betroffen sind, 
konfrontiert. Die schnellstmögliche Beendigung der Pan-
demie und der mit ihr verbundenen gesundheitlichen, 
sozialen, psychologischen und wirtschaftlichen Folgen 
hat mit großer Sicherheit für uns alle hier in diesem 
Hohen Hause höchste Priorität.

Um dieses Ziel zu erreichen und die Bevölkerung und 
das Gesundheitssystem bestmöglich vor den Gefahren 
von Covid-19 zu schützen, greifen wir bereits seit gerau-
mer Zeit zu drastischen Maßnahmen inklusive Grund-
rechtseingriffen. Heute debattieren wir gar die Einfüh-
rung einer Impfpflicht gegen SARS-CoV-2 für Personen 
ab 60 Jahren.

Eine durch den Staat verordnete Impfung stellt einen 
erheblichen Eingriff in das Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit dar. Derartige Grundrechtseingriffe müssen be-
sonders gut begründet, wirksam und verhältnismäßig 
sein. Dies ist sowohl verfassungsrechtliche Notwendig-
keit als auch Voraussetzung dafür, das Vertrauen der Bür-
gerinnen und Bürger in das Pandemiemanagement nicht 
zu gefährden. Dieses wurde durch missverständliche 
Kommunikation und die allzu oft zerschlagenen Hoff-
nungen auf ein Ende der Pandemie durch die ergriffenen 
Maßnahmen bereits vielfach erschüttert. Auch der Bruch 
des immer wieder bekräftigten Versprechens, auf eine 
Impfpflicht zu verzichten, birgt die Gefahr, das Vertrauen 
in Amts- und Mandatsträger und -trägerinnen in der Be-
völkerung nachhaltig zu beschädigen.

Die Möglichkeit, selbstbestimmt über den eigenen 
Körper entscheiden zu können, ist eines der zentralen 
Freiheitsversprechen unserer Verfassung. Für dessen Er-
halt plädiere ich heute gemeinsam mit zahlreichen Abge-
ordnetenkolleginnen und -kollegen. Wir setzen auch wei-
terhin auf eine Erhöhung der Impfbereitschaft ohne 
Pflicht zur Impfung.

75,9 Prozent der Bundesbürgerinnen und -bürger ha-
ben sich bereits vollständig impfen lassen. Bei den über 
60-Jährigen sind es 88,7 Prozent. Und noch immer sind 
nicht alle Potenziale zur Erhöhung der freiwilligen Impf-
bereitschaft ausgeschöpft. Die Impfangebote erreichen 
noch immer nicht alle Bevölkerungsteile gleichermaßen. 
Beispielsweise könnten noch viele Unsicherheiten durch 
mehrsprachige Aufklärungsangebote und individuelle In-
formationsgespräche sowie eine von vielen relevanten 
gesellschaftlichen Akteuren mitgetragene Kampagne be-
seitigt werden.

Zudem hat die derzeit dominierende Omikron-Variante 
die Situation verändert. Die Krankheitsverläufe sind in 
der Regel erfreulicherweise deutlich milder als bei der 
Delta-Variante. Hinsichtlich einer nicht auf Ausrottung 
des Virus, sondern auf dauerhafte und nachhaltige Ent-
lastung des Gesundheitssystems abzielende Impfpflicht 
für die ältere Bevölkerung gibt es noch nicht abschlie-
ßend geklärte Fragen zur Schutzdauer und notwendigen 
Wiederholungsrate der Impfungen. Solange wir diese 
Fragen nicht zweifelsfrei beantworten können, es mildere 
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Mittel und aus eigenverantwortlicher Entscheidung he-
raus getroffene Impfentscheidungen gibt, darf staatlicher 
Zwang hier nicht das Mittel der Wahl sein.

Ich werbe darum bei Ihnen allen um Zustimmung zu 
unserem Antrag.

Frank Schäffler (FDP): Die unterschiedlichen An-
träge und Gesetzentwürfe über das Für und Wider einer 
allgemeinen Impfpflicht werden seit vielen Wochen in-
tensiv diskutiert. Ich habe mich frühzeitig dem Antrag 
„Impfbereitschaft ohne allgemeine Impfpflicht gegen 
SARS-CoV-2 erhöhen“ (Drucksache 20/680) ange-
schlossen, weil ich darauf setze, dass Freiwilligkeit bes-
ser ist als staatlicher Zwang.

Staatlicher Zwang kann nur in sehr engen Grenzen 
gerechtfertigt sein und muss immer verhältnismäßig sein. 
Mein Eindruck ist, dass eine allgemeine Impfpflicht we-
der angemessen noch erforderlich und erst recht nicht 
geeignet ist.

Sie ist nicht angemessen, weil jeder und jede sich vor 
einer Infektion durch das Tragen einer FFP2-Maske 
schützen kann. Diese Entscheidung muss aber eigenver-
antwortlich getroffen werden. Eine Impfpflicht ist auch 
nicht erforderlich, weil die Impfquote der über 60-Jähri-
gen bei der Erstimpfung bei fast 89 Prozent liegt. Gleich-
zeitig stellen wir fest, dass die aktuellen Impfstoffe eine 
Erkrankung durch die aktuelle Omikron-Variante nicht 
verhindern. Eine Impfpflicht wäre daher auch nicht ge-
eignet, um eine weitere Verbreitung des Virus ein-
zuschränken.

Die Vorschläge für eine Impfpflicht sowie der Aufbau 
eines Impfregisters sind bürokratische Herausforderun-
gen, die erhebliche sächliche und personelle Aufwendun-
gen der Kommunen erforderlich machen und die Ge-
richte zusätzlich belasten. Damit werden staatliche und 
kommunale Ressourcen gebunden, die an anderer Stelle 
viel besser eingesetzt werden könnten. Schon heute sehen 
wir die organisatorischen und administrativen Schwierig-
keiten bei der Umsetzung der einrichtungsbezogenen 
Impfpflicht.

Zu Beginn der Pandemie war der Grund für Grund-
rechtseingriffe die mögliche Überlastung des Gesund-
heitswesens. Diese Gefahr besteht nicht mehr. Die Zahl 
der Patienten, die intensivmedizinisch behandelt werden 
müssen, geht stetig zurück. Gleichzeitig entkoppelt sich 
die Infektionslage von der Anzahl schwerer Krankheits-
fälle. Daher ist der Verlauf des Infektionsgeschehens kein 
Indiz mehr für die Rechtfertigung von Freiheitsein-
schränkungen.

Ich werbe für die Impfung. Impfungen retten Leben. Es 
ist eine historische Errungenschaft, dass Forscher neu-
artige Impfstoffe entwickelt haben und diese der Mensch-
heit zur Verfügung stellen. Ich werbe aber auch für den 
Geist der Freiheit und der Eigenverantwortung, der den 
Gesundheitsschutz in die Hände jedes Einzelnen legt.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gegen die einrichtungsbezogene Impfpflicht wurde ins-
besondere das Argument laut, dass viele Pflegekräfte, die 
sich nicht impfen lassen wollen, ihren Beruf verlassen 

werden und wir damit den Pflegenotstand nur vergrößern 
würden. Ich will diese Sorge nicht kleinreden. Es gibt 
bestimmt Pflegerinnen und Pfleger, die aktuell diesen 
Weg gehen. Ich frage mich aber, warum viel weniger 
über diejenigen gesprochen wird, die ihren Beruf hin-
schmeißen, weil sie dauerhaft überlastet sind.

Ich selbst habe im vergangenen Jahr noch an einer 
Klinik gearbeitet, eigentlich als Kinderarzt in Weiterbil-
dung. Doch während der Pandemie bin auch ich zur Un-
terstützung auf die Covid-Station gewechselt. Dort habe 
ich die Überlastung des Gesundheitssystems am eigenen 
Leib gespürt.

Die Überlastung ist Realität. Wir hatten zwar keine 
Zustände wie in Bergamo – zum Glück! Doch man 
kann nicht wegreden, dass auch bei uns in Deutschland 
die Pflegekräfte und Ärztinnen und Ärzte an ihre Grenzen 
und darüber hinausgegangen sind. Über 80 Stunden Ar-
beit pro Woche sind keine Seltenheit, und freie Tage 
fallen aus, um für erkrankte Kolleginnen und Kollegen 
einzuspringen.

Und da kann man auch nicht sagen, dass die Zahlen im 
Sommer ja schon runtergehen werden. Alle halbe Jahr 
eine komplette Überlastung der Gesundheitsfachkräfte – 
das hält niemand auf Dauer aus, nicht das Personal und 
auch kein Gesundheitssystem.

Auch bei uns im Klinikum mussten planbare Operatio-
nen verschoben werden, die die betroffenen Patientinnen 
und Patienten dringend gebraucht hätten. Krebsoperatio-
nen konnten nicht stattfinden, was zur Folge hat, dass sich 
die Heilungschancen der Betroffenen signifikant ver-
schlechtern.

Diese Überlastungen sind unnötig, weil es eine Mög-
lichkeit gibt, sich vor schweren Verläufen zu schützen. 
Wir haben mittlerweile mehrere sichere Impfstoffarten. 
Sie schützen nicht sicher vor einer Erkrankung; das wis-
sen wir. Aber sie schützen sehr zuverlässig vor schweren 
Verläufen und Tod.

Natürlich können auch bei diesen – wie bei allen Impf-
stoffen – Nebenwirkungen auftreten. Ich möchte dieses 
Risiko nicht unter den Tisch kehren. Aber ein Risiko gibt 
es auch bei einer Infektion mit dem Coronavirus: Men-
schen sterben an diesem Virus – immer noch und jeden 
Tag. Menschen bekommen schwere Langzeitfolgen von 
dieser Krankheit.

Man muss all dies gegeneinander abwägen, und da ist 
es für mich eindeutig, dass eine Impfung besser ist als 
keine Impfung. Es ist wissenschaftlich eindeutig erwie-
sen, dass die Risiken einer Infektion um ein Vielfaches 
höher sind als die Risiken einer Impfung.

Und es geht hierbei nicht nur um den eigenen Schutz, 
sondern auch um den solidarischen Schutz anderer, näm-
lich der Pflegekräfte.

Insbesondere jetzt, wo die Coronamaßnahmen gelo-
ckert werden, können wir fast sicher sein, dass wir im 
Herbst die nächste hohe Welle bekommen. Darauf müs-
sen wir vorbereitet sein. Und deswegen bin ich für eine 
allgemeine Impfpflicht. Weil wir es den Pflegerinnen und 
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Pflegern, den Ärztinnen und Ärzten und auch den Patien-
tinnen und Patienten schuldig sind, sie vor weiteren un-
nötigen Überlastungen zu bewahren.

Viel zu lange sind wir der Entwicklung hinterhergelau-
fen. Lassen Sie uns wenigstens dieses Mal vor die Lage 
kommen, damit am Ende des Jahres keine Ärztin und 
kein Pfleger das Krankenhaus wegen Überlastung ver-
lassen muss.

Wir können es uns als Gesellschaft nicht leisten, ein 
weiteres Mal den Sommer in tatenloser Sorglosigkeit zu 
verbringen, nur um im Herbst erneut von einer Welle 
überrollt zu werden.

Anlage 3 

Namensverzeichnis
der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Abstimmung über die Reihenfolge der Abstimmungen 
über die Vorlagen zum Thema Impfpflicht teilgenommen haben
(Tagesordnungspunkt 6)
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Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Dr. Marco Buschmann, Bijan 
Djir-Sarai, Christian Dürr, Gyde Jensen, Dr. Lukas 
Köhler, Alexander Graf Lambsdorff, Christian 
Lindner, Bettina Stark-Watzinger, Johannes Vogel 
und Dr. Volker Wissing (alle FDP) zu den nament-
lichen Abstimmungen im Zusammenhang mit der 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Gesund-
heit zu mehreren Vorlagen zum Thema Impfpflicht

(Tagesordnungspunkt 6)

Wir können dem Gesetzentwurf in seiner vorliegenden 
Form aus folgenden Gründen nicht zustimmen, weil er 
neben einer Beratungspflicht bereits heute eine Vorent-
scheidung für eine Impfpflicht für Personen ab 60 Jahren 
vorsieht, die im Herbst greifen soll:

Erstens. Die Covid-19-Pandemie dauert seit mehr als 
zwei Jahren an. Eine wesentliche Lehre, die wir als Ge-
sellschaft daraus gezogen haben, ist, dass sich das Virus 
immer wieder verändern kann. Wir haben daher gelernt, 
dass es allein erfolgversprechend ist, immer angepasst an 
die jeweils aktuelle Lage zu reagieren. Diese Lehre aus 
der Pandemie würden wir nicht befolgen, wenn wir dem 
Gesetzentwurf in dieser Fassung zustimmten. Wir wür-
den damit schon heute die Entscheidung treffen, dass eine 
Impfpflicht für Personen über 60 Jahre ab dem 15. Okto-
ber 2022 eingeführt werden soll. Dabei wissen wir heute 
noch nicht, welche epidemische Situation uns in Deutsch-
land im Herbst erwarten wird. Möglicherweise haben wir 
es weiterhin mit der Omikron-Variante zu tun, möglicher-
weise aber auch mit einer milderen oder einer gefähr-
licheren Variante des Virus, auf die wir dann auch wieder 
entschlossen reagieren müssen.

Zweitens. Es wäre daher richtig gewesen – wie im 
Gesetzentwurf von Dieter Janecek, Professor Dr. Andrew 
Ullmann, Gyde Jensen, Konstantin Kuhle, Franziska 
Mascheck und anderen ursprünglich vorgesehen – zwei-
stufig vorzugehen: In einem ersten Schritt durch eine 
Beratungspflicht zur Steigerung der Impfquote, denn 
die vollständige Impfung gegen den SARS-CoV-2-Erre-
ger ist der beste Selbstschutz. Erst in einem zweiten 
Schritt sollte der Deutsche Bundestag den Erfolg dieser 
Impfkampagne auswerten. Auf Basis dieser Daten sowie 
der aktuellen epidemischen Situation und möglicher Ge-
fahren für die Gesundheitsversorgung sollte der Deutsche 
Bundestag dann die Entscheidung treffen, ob er tatsäch-
lich eine gesetzliche Impflicht für besonders gefährdete 
Altersgruppen in Kraft setzen möchte.

Drittens. Heute könnten wir dem Gesetzentwurf nur 
zustimmen, wenn, erstens, bereits heute die Vorausset-
zungen einer Impfpflicht vorliegen würden und, zwei-
tens, wir schon heute mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit annehmen könnten, dass sie im Herbst noch immer 
vorliegen. Im Moment lässt sich unserer persönlichen 
Überzeugung nach eine Impflicht aber nicht ausreichend 
gut begründen. Denn eine Impflicht ist ein Eingriff in die 
körperliche Integrität der Bürgerinnen und Bürger, so 
gering er vielen anderen Bürgerinnen und Bürgern auch 
erscheinen mag. Verfassungsrechtlich bedarf dieser Frei-
heitseingriff einer Rechtfertigung. Eine Impfung verhin-
dert vor allem einen schweren Verlauf der Erkrankung 
und so die Inanspruchnahme von Ressourcen in Kranken-
häusern und Intensivstationen. Eine Impfpflicht wäre da-
her im Falle der aktuellen Varianten des Coronavirus 
SARS-CoV-2 nur gerechtfertigt, wenn eine Überlastung 
des Gesundheitssystems drohen und diese durch eine 
Impflicht verhindert werden würde. Für eine solche Ge-
fahr haben wir im Moment – glücklicherweise – trotz sehr 
hoher Inzidenzen keine Anhaltspunkte. Denn die Omi-
kron-Variante führt in sehr viel geringerem Maße als 
etwa die Delta-Variante zu schweren Verläufen, die eine 
stationäre Behandlung erfordern. Ein erzwungener 
Selbstschutz gegen den Willen der zu schützenden Per-
sonen wäre unter diesen Voraussetzungen blanker Pater-
nalismus und würde daher unserer Überzeugung nach 
keine ausreichende Rechtfertigung für eine Impfpflicht 
bieten.

Viertens. Vielfach wird argumentiert, dass die Einfüh-
rung einer Impfpflicht heute garantieren könne, dass es 
im Herbst dieses Jahres keinerlei Coronaschutzmaßnah-
men mehr bedürfe. Dieses Versprechen kann nach unse-
rer Überzeugung heute niemand sicher abgeben. Denn 
das Virus mutiert schnell, und wie sich dies auf die Wirk-
samkeit der heute bekannten Impfstoffe, die Pathogenität 
des Virus und die Schwere der Krankheitsverläufe aus-
wirkt, ist nicht mit Sicherheit vorhersehbar. Die prak-
tische Vernunft kommt daher zu dem Ergebnis, dass 
verhältnismäßiges und lageangepasstes Verhalten die ein-
zigen Konstanten unter den Bedingungen der Pandemie 
sind. Alles andere bedeutete eine Anmaßung von Wissen 
und riskiert eine große Enttäuschung in der Bevölkerung, 
falls das Versprechen, nach einer Impfpflicht dauerhaft 
auf sämtliche Schutzmaßnahmen unter allen Umständen 
verzichten zu können, nicht gehalten werden kann.

Fünftens. Die Schutzwirkung der Impfung gegen die 
heute bekannten Varianten des Virus ist wissenschaftlich 
belegt. Wir empfehlen daher allen Bürgerinnen und Bür-
gern, sich im eigenen Interesse impfen zu lassen und sich 
so vor einem schweren Krankheitsverlauf und Tod zu 
schützen.
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Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO
der Abgeordneten Valentin Abel, Anikó Merten, 
Dr. Volker Redder, Ria Schröder, Dr. Stephan 
Seiter und Konrad Stockmeier (alle FDP) zu den 
namentlichen Abstimmungen im Zusammenhang 
mit der Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Gesundheit zu mehreren Vorlagen zum Thema 
Impfpflicht
(Tagesordnungspunkt 6)
Wir, die Unterzeichnenden, haben den Entwurf eines 

Gesetzes zur Einführung einer verpflichtenden Impfbera-
tung für Erwachsene und einer altersbezogenen Impf-
pflicht ab 50 Jahren unter Vorbehalt gegen das Coronavi-
rus SARS-CoV-2 (Drucksache 20/954) unterstützt und 
mitgezeichnet.

Wir werden den neu vorgelegten Gesetzentwurf zur 
„Pandemievorsorge durch Aufklärung, verpflichtende 
Impfberatung und Immunisierung der Bevölkerung ge-
gen Sars-CoV-2“ (sogenannter Kompromissvorschlag) 
nicht unterstützen.

Hierzu haben uns folgende Gründe bewogen:
Erstens. Der ursprüngliche, von uns mitgezeichnete 

Gesetzentwurf sah eine verpflichtende Beratung für alle 
Personen über 18 Jahre vor. Hierdurch sollte der Infor-
mationsstand der bisher ungeimpften Bürgerinnen und 
Bürger verbessert und erweitert werden, um die Bereit-
schaft zur Impfung auf freiwilliger Basis zu erhöhen.

Zweitens. Basierend auf diesem Beratungsmodell soll-
ten die Voraussetzungen geschaffen werden, um vor einer 
für den Herbst und Winter 2022/2023 zu erwartenden 
weiteren Infektionswelle eine Impfpflicht für Personen 
ab 50 Jahren durch gesonderten Beschluss des Deutschen 
Bundestages einführen zu können, sofern es die Infekti-
onslage und der Stand der Impfkampagne nach den zum 
betreffenden Zeitpunkt vorliegenden wissenschaftlichen 
Erkenntnissen erfordern, um die Gesundheitsversorgung 
für Menschen mit anderen schwerwiegenden Erkrankun-
gen aufrechterhalten zu können.

Drittens. Der Bundestag hätte dann ab dem 15. Septem-
ber 2022 durch einen im Bundesgesetzblatt bekannt-
zumachenden Beschluss festlegen können, dass Per-
sonen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, über 
einen Impf- oder Genesenennachweis verfügen müssen 
und diesen auf Anforderung der zuständigen Behörde 
vorzulegen haben. Der Bundestag hätte damit sich aktiv 
für eine Impfpflicht Ü50 entscheiden müssen.

Viertens. Eine Impfnachweispflicht für weitere Bevöl-
kerungsgruppen war nicht vorgesehen.

Fünftens. Im neuen Gesetzentwurf wiederum ist die 
Einführung einer Impfnachweispflicht für die Personen, 
die das 60. Lebensjahr vollendet haben, zum 15. Oktober 
2022 vorgesehen.

Sechstens. Ebenfalls ist die Einführung einer Ver-
pflichtung zur Teilnahme an einer Impfberatung für Per-
sonen im Alter zwischen 18 und 60 Jahren, die spätestens 
bis zum 15. Oktober 2022 zu erfüllen ist, geplant.

Siebtens. Der Bundestag kann in Folge je nach Infek-
tionslage die Impfnachweispflicht aussetzen oder auf die 
Personengruppe im Alter von 18 bis 59 Jahre ausweiten. 
Dies bedeutet, dass die Aussetzung der Impfpflicht ein 
weiteres aktives Handeln des Bundestags verlangt.

Achtens. Die unter Fünftens bis Siebtens genannten 
Regelungen stehen für die Unterzeichnenden im Wider-
spruch zur Idee und Intention des ursprünglichen Geset-
zesantrags, nach welchem die Einführung der Impfnach-
weispflicht Ü50 erst nach Prüfung der Datenlage unter 
wissenschaftlichen Erkenntnissen erfolgen sollte, falls 
die Gesundheitsversorgung für Menschen mit anderen 
schwerwiegenden Erkrankungen nicht mehr aufrecht-
erhalten werden kann. Der neue Gesetzentwurf verändert 
somit die Reihenfolge der Schritte zur Einführung einer 
altersspezifischen Impfnachweispflicht.

Neuntens. Die Erweiterung der Impfnachweispflicht 
auf die Altersgruppe ab 18 Jahre wird von den Unter-
zeichnenden ebenfalls abgelehnt.

Wir bedauern, dass unser Gesetzentwurf keinen Fort-
bestand hat, da wir das Vorgehen, das er vorsah, für den 
besten Weg gehalten hätten, um die Gesundheitsversor-
gung aller sicherzustellen.

Anlage 6 

Erklärungen nach § 31 GO
zu den namentlichen Abstimmungen im Zusam-
menhang mit der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Gesundheit zu mehreren Vorlagen 
zum Thema Impfpflicht
(Tagesordnungspunkt 6)

Johannes Arlt (SPD): In der Debatte zur Einführung 
einer Impfpflicht gegen Covid-19 gebe ich folgende per-
sönliche Erklärung ab:

In der Debatte um die Einführung einer möglichen 
Coronaimpfpflicht sind auf der einen Seite Grundrechts-
einschränkungen für den Einzelnen und zum anderen 
eine mögliche Überlastung des Gesundheitswesens sowie 
mögliche Freiheitsbeschränkungen aufgrund von Hygie-
nemaßnahmen als Folge eines dynamischen Pandemie-
verlaufs abzuwägen. Eine Abwägung muss auch zwi-
schen erwartbarer Solidarität und dem Beitrag jedes 
Einzelnen gegenüber der Gesellschaft und individuellen 
Interessen, unter Abwägung der medizinischen Faktenla-
ge, erfolgen. Ziel eines modernen Staates sollte es dabei 
sein, seine Bürger aus freiem Willen von einer Impfung 
gegen Covid-19 zu überzeugen.

Diese Pole hat der Gesetzentwurf der Gruppe um Pro-
fessor Dr. Ullmann/Dr. Piechotta von den vorliegenden 
Vorschlägen nach meiner persönlichen Bewertung am 
besten miteinander verbunden. Diesen Gesetzentwurf 
habe ich als Unterstützer am 5. April 2022 nach sorg-
fältiger Abwägung mitgezeichnet.

Durch den am 6. April 2022 zwischen den Gruppen 
Wiese/Baehrens und Professor Ullmann/Dr. Piechotta er-
zielten Kompromiss, der in einer gemeinsamen Gesetzes-
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initiative mündet, werden verschiedene Schwächen bei-
der Gesetzesanträge verstärkt und die Ausgestaltung der 
Impfpflicht grundrechtskonsumierender aufgebaut. So ist 
die Beratungspflicht im Kompromissvorschlag auto-
matisch mit der Impfnachweispflicht für über 60-jährige 
Personen verbunden, die effektiv nur durch Beschluss des 
Deutschen Bundestages im Juni 2022 auf der Basis eines 
Berichts der Bundesregierung zum Stichtag 31. Mai 2022 
ausgesetzt werden könnte (Opt-out-Regelung). Gleich-
zeitig hält der Antrag (im Wege einer Opt-in-Regelung) 
die Möglichkeit der Ausweitung der Impfpflicht auf die 
Altersgruppe von 18 bis 59 Jahren durch Bundestags-
beschluss ab September 2022 offen.

Der Antrag sieht vor, dass eine Information der Ver-
sicherten über die Impf- bzw. Beratungspflicht bis zum 
15. Mai 2022 durch ihre Krankenkasse erfolgen soll. 
Praktisch folgt daraus, ausgehend von der Annahme, 
dass alle Versicherten ihre Information fristgerecht erhal-
ten würden, dass nur eine Frist von zwei Wochen zur 
Verfügung stehen würde, die Impfquote aufgrund der 
erfolgten medizinischen Beratung ungeimpfter Personen 
bis zur Erstellung des Berichts der Bundesregierung Ende 
Mai signifikant anzuheben. Die Möglichkeit, allen noch 
nicht (vollständig) geimpften Bürgern in unserem Land 
innerhalb von zwei Wochen einen medizinischen Bera-
tungstermin anzubieten, erscheint in diesem Zusammen-
hang als nicht realisierbar. Dies zeigt, dass der Kompro-
missvorschlag es mit der mündigen Impfentscheidung 
der Bürger über den Weg der Bereitstellung verpflichten-
der, niedrigschwelliger medizinischer Information nicht 
ernst meinen kann.

Weitere Herausforderungen des Kompromissvor-
schlags liegen in der Begrenzung des Antrags auf einen 
Personenkreis, der beabsichtigt, sich dauerhaft über sechs 
Monate in Deutschland aufzuhalten. Diese Personen-
gruppe ist bei den Meldebehörden nicht datenmäßig ein-
grenzbar. Darüber hinaus stellt die Abwicklung der Ad-
ministration der Nachweispflicht über die gesetzlichen 
und privaten Krankenkassen zum Beispiel nicht das 
Nachweismanagement für zum Nachweis verpflichtete 
Bürger, die in Deutschland leben, aber aufgrund von Ar-
beitsverhältnissen im europäischen Ausland dort gemäß 
der geltenden EU-Regeln sozialversichert sind, sicher.

Ich stelle fest, dass der erarbeitete Kompromissvor-
schlag sich im Geiste und Kernbereich der Ausgestaltung 
erheblich vom ursprünglichen durch mich unterstützten 
Vorschlag unterscheidet. Insbesondere der Kernbereich 
der Beratungspflicht ist vom Kompromiss berührt. Es 
bestehen darüber hinaus gravierende Zweifel bezüglich 
der praktischen Umsetzbarkeit des Gesetzes.

Der Deutsche Ethikrat führt in seiner Stellungnahme 
zur Einführung einer Impfpflicht vom 22. Dezember 
2021 aus: „Eine gesetzliche Impflicht ist stets eine erheb-
liche Beeinträchtigung rechtlich und moralisch geschütz-
ter Güter. […] Die praktische Umsetzung wirft zahlreiche 
rechtstechnische und verwaltungspraktische Fragen auf, 
die nicht bagatellisiert werden dürfen. Eine gesetzliche 
Impfpflicht ist nur so viel wert, wie sie effektiv umgesetzt 
werden kann. Das heißt, eine Impfpflicht steht unter dem 
Vorbehalt ihrer praktischen Umsetzbarkeit.“

Aufgrund der Verschmelzung des von mir unterstütz-
ten Gesetzentwurfs, der somit nicht mehr zur Abstim-
mung steht, sehe ich keinen Gesetzentwurf, der das Ziel 
einer effektiven und bestmöglich praktisch umsetzbaren 
Ausgestaltung einer Impfpflicht verwirklicht, gleichzei-
tig den Bürgern mit Hinblick auf den Grundrechtschutz 
auf Augenhöhe begegnet sowie zur Wahrung des gesell-
schaftlichen Friedens im Land geeignet ist.

Nicht die Freiheit, sondern die Freiheitseinschränkung 
ist erklärungsbedürftig. Eine Impfpflicht muss daher gut 
begründet sein.

Vor dem Hintergrund der dargelegten schweren Zwei-
fel sehe ich mich außerstande, einem der am heutigen 
Tage zur Abstimmung stehenden Anträge bzw. Gesetz-
entwürfe zuzustimmen.

Nezahat Baradari (SPD): Ich unterstütze den vorlie-
genden Gesetzentwurf 20/899 als Kompromisslösung, 
obwohl ich eine Befürworterin für eine sofortige Impf-
pflicht ab dem 18. Lebensjahr bin.

Persönlich sehe ich Schwierigkeiten darin, dass die 
Impfpflicht auch für Schwangere nach dem zweiten Tri-
menon gilt bzw. bis zur Geburt. Problematisch sehe ich 
auch die Verknüpfung der Datenübertragung mit der 
elektronischen Patientenakte, da sie wahrscheinlich 
nach der vorliegenden realen Situation noch nicht flä-
chendeckend eingesetzt werden kann.

Friedhelm Boginski (FDP): Die Bundesrepublik 
Deutschland sieht sich seit dem Frühjahr 2020 aufgrund 
der Covid-19-Pandemie vor enorme Herausforderungen 
gestellt. Die Auswirkungen der Pandemie sind weiterhin 
spürbar. Den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes 
wurde seit Beginn der Pandemie viel abverlangt. Ein 
möglichst schnelles Ende der Pandemie und die Abmil-
derung der durch sie verursachten Folgen sind deshalb 
erstrebenswert. Dabei gilt es, behutsam und ausgewogen 
vorzugehen.

Kein anderes Thema bewegte die öffentliche Debatte 
über die Maßnahmen zur Bekämpfung der Coronapande-
mie in den vergangenen Wochen und Monaten so wie die 
mögliche Einführung einer allgemeinen Impfpflicht ge-
gen SARS-CoV-2. Hier im Deutschen Bundestag wurde 
das Thema intensiv beraten und debattiert. Heute liegen 
uns als Abgeordnete mehrere Gesetzentwürfe und An-
träge zu einer solchen Impfpflicht zur Abstimmung vor.

Nach sorgfältiger Abwägung aller Argumente bin ich 
für mich zu der Entscheidung gekommen, dass ich eine 
allgemeine Impfpflicht gegen SARS-CoV-2 nicht unter-
stützen kann. Eine allgemeine Impfpflicht stellt einen 
Eingriff in höchstpersönliche Rechtsgüter dar, bei der es 
verfehlt wäre, mit politischem Zwang zu agieren und 
nicht auf die aufgeklärte, freiwillige Zustimmung der 
Bürgerinnen und Bürger zu setzen. Gründe dafür, sich 
nicht impfen zu lassen, können vielfältig sein. An erster 
Stelle müssen Ängste und Vorbehalte ernstgenommen 
und auf sie eingegangen werden. Darüber hinaus hat die 
Politik seit Beginn der Pandemie immer wieder ver-
sichert, dass die Impfung freiwillig bleiben und es keine 
Pflicht zur Impfung geben werde.
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Um die Impfbereitschaft gegen SARS-CoV-2 hoch-
zuhalten und weiter zu erhöhen, ist es von besonderer 
Wichtigkeit, dass Vertrauen und Zuverlässigkeit aus-
gestrahlt werden. Ich bin davon überzeugt, dass mit der 
Einführung einer allgemeinen Impfpflicht dieses Ver-
trauen Schaden nehmen würde, mit unüberschaubaren 
Folgen weit über die Coronapandemie hinaus. Meiner 
Überzeugung nach ist die Politik auf das Vertrauen der 
Unschlüssigen angewiesen, sodass unser Land den rest-
lichen Weg aus der Pandemie findet.

Eine allgemeine Impfpflicht lehne ich daher ab und 
unterstütze den fraktionsübergreifenden Antrag „Impf-
bereitschaft ohne allgemeine Impfpflicht gegen SARS- 
CoV-2 erhöhen“. Mein Abstimmungsverhalten verbinde 
ich mit dem Aufruf, dass sich weiterhin möglichst viele 
Menschen eigenverantwortlich und bestmöglich gegen 
Covid-19 schützen sowie die empfohlenen Angebote 
zur Schutzimpfung gegen SARS-CoV-2 nutzen. Dazu 
ist es erforderlich, weiter niedrigschwellige Beratungs- 
und Impfangebote zu machen.

Maximilian Funke-Kaiser (FDP): Die Debatte um 
eine Impfpflicht, egal in welcher Ausgestaltung, ist hoch-
emotional, und viele Bürgerinnen und Bürger wenden 
sich mit ihren Sorgen an uns. In manchen Punkten, so 
muss man deutlich sagen, gehen die Debatte und die 
Argumentation manches Mal in eine falsche Richtung. 
Ich finde es falsch und es darf uns nicht darum gehen, 
einzelne Gruppen gegeneinander auszuspielen. Egal ob 
Geimpfte oder Ungeimpfte – jede und jeder verdient 
einen vernünftigen Umgang, und zwar von allen Seiten. 
Nicht diejenigen haben die besten Argumente, die anfein-
den, beleidigen und bedrohen. Und nicht diejenigen, die 
andere als „Schwurbler“ oder „Leugner“ diffamieren, tra-
gen die letzte Weisheit bei sich. Die Hitze der Debatte 
zeigt, dass wir mit bestimmten Maßnahmen nicht zwin-
gend die Spaltung unserer Gesellschaft heilen, sondern 
sie unter Umständen sogar verstärken könnten. Wir ha-
ben es leider zugelassen, dass die Impfung politisiert 
wurde. Ich würde mir wünschen, dass wir mit einem 
klaren Blick nach vorne schauen und sich an der Debat-
tenkultur in unserem Land etwas ändert. Die Radikalisie-
rung von Debatten, und das gilt nicht nur für die Impf-
pflichtdebatte, sollte uns aufhorchen lassen. Meinungen 
verdienen Respekt, auch wenn sie einem nicht passen und 
die eigene Auffassung oder Ideologie tangieren.

Einer einrichtungsbezogenen Impfpflicht stand ich seit 
jeher positiv gegenüber. Auch bei Corona. 

Eine andere Ausgestaltung der Impfpflicht ist deutlich 
weitreichender. Persönlich lehne ich eine allgemeine oder 
altersbezogene Impfpflicht ab.

Für die aktuelle Situation ist sie aus meiner Sicht nicht 
zielführend und trägt nicht zur Beendigung der Lage bei. 
Alleine schon die Erfahrungen aus Österreich haben ge-
zeigt, dass eine Impfpflicht nicht zur Eindämmung der 
Pandemie beiträgt. Gleichzeitig sehen wir, nicht erst seit, 
aber insbesondere durch Omikron, dass eine Impfung mit 
den zur Verfügung stehenden Impfstoffen gerade nicht 
vor einer Infektion schützt. Es zeigt aber auch, und das 
ist wichtig, dass die Impfung einen guten Selbstschutz 
vor einem schweren Krankheitsverlauf gibt.

Wir sehen, dass immer mehr Menschen erkrankt sind, 
das ist richtig. Für mich ist aber der ausschlaggebende 
Punkt, dass die Intensivbettenbelegung sinkt. Wir haben 
in Bayern eine konstante bzw. auch sinkende Belegung 
der Intensivbetten trotz zunächst massiv gestiegenen In-
zidenzen. Eine Auslastung unseres Gesundheitssystems 
ist nicht gegeben, und es wäre falsch, eine Impfpflicht 
anhand etwaiger möglicher Pandemieverläufe im Herbst 
und Winter zu begründen. Über den möglichen Verlauf 
gibt es zudem verschiedene Annahmen. Viele gehen von 
einem endemischen Verlauf aus. Andere gehen vom 
schlechtesten Fall, also von weiteren Varianten, aus. 
Richtig, dass alle Meinungen einfließen müssen in die 
Entscheidung. Aber ein solcher Grundrechtseingriff 
braucht eine solidere Basis, um den strengen Anforderun-
gen unseres Grundgesetzes gerecht zu werden.

Gleichzeitig wissen wir auch noch nicht, wie viele 
Folgeimpfungen notwendig sind, um zu einer nachhalti-
gen Immunität zu kommen, geschweige denn, ob wir 
diese überhaupt erhalten. Solange wir das nicht wissen, 
kann die Politik, meiner Meinung nach, keine Impfpflicht 
einführen, die so eine große Grundrechtseinschränkung 
bedeutet.

Ich bin absolut dabei, dass die Freiheit des Einzelnen 
dort endet, wo die Freiheit des anderen eingeschränkt 
wird. Die Coronaimpfung bedeutet aber einen Selbst-
schutz, keinen Fremdschutz. Wir haben keinen Impfstoff, 
der die Weiterverbreitung zu 99 Prozent verhindern wür-
de. Mir ist auch wichtig: Die Ständige Impfkommission 
sagte, dass eine vierte Impfung für vulnerable Gruppen 
durchaus sinnvoll ist. Ich würde mich auch noch einmal 
boostern lassen. Wir wissen noch nicht, wie viele Imp-
fungen wir brauchen werden. Die Omikron-Variante hat 
eine höhere Infektionsrate, aber eine geringere Intensität. 
Man kann davon ausgehen, dass sich das Virus weiter in 
diese Richtung entwickelt und wir uns in eine ende-
mische Lage bewegen. Zudem haben wir eine stetige Ent-
wicklung bei Medikamenten wie Paxlovid, welches po-
sitive Effekte auf die Krankheitsverläufe verspricht. Das 
Medikament ist zwar nach Meinung vieler Expertinnen 
und Experten nicht der alleinige „Gamechanger“ gegen 
SARS-CoV-2, da es bei einer Infektion rechtzeitig ver-
abreicht werden muss, jedoch sind Studien über die Wirk-
samkeit von Paxlovid vielversprechend.

Unterhalten wir uns auch über weitere geeignete Pro-
filaxemaßnahmen neben der Impfung. Die Digitalisie-
rung des Gesundheitswesens bietet viel Potenzial. Im 
Zuge der Pandemie kam es zu einer breiteren Nutzung 
von digitalen Gesundheitsanwendungen. Nach einer Stu-
die ist die Nutzung von Telemedizin um das 900-Fache 
angestiegen von 3 000 Sprechstunden 2019 auf 2,7 Mil-
lionen (!) im Jahr 2020. Die Downloadzahlen für Ge-
sundheitsapps verdoppelten sich, und insbesondere jün-
gere Ärztinnen und Ärzte schlossen ihre hausärztlichen 
Praxen mehr und mehr an die Telematikinfrastruktur an. 
Ein gutes Zeichen, wie ich finde. Mittels „Remote Patient 
Monitoring” und der konsequenten Anwendung dessen 
können wir beispielsweise eine digitale Betreuung von 
Covidpatienten gewährleisten. Insgesamt geht es also da-
rum, die Chancen von E-Health nutzbar zu machen und 
sie, zum Beispiel auch zur Früherkennung, zu nutzen, 
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sodass Ärztinnen und Ärzte vielfältige Möglichkeiten 
betrachten und zum Wohle der Patientinnen und Patien-
ten zur Anwendung bringen.

In diesem Bereich ist viel zu tun. Und betrachten wir 
die nötigen Vorkehrungen für eine Impfpflicht, so müssen 
wir feststellen, dass der Aufwand enorm wäre. Angefan-
gen bei einem Impfregister, dessen Ausgestaltung viele 
Fragen und Hürden, insbesondere im zwingend erforder-
lichen und hochsensiblen Datenschutzbereich, aufwirft. 
Die sicherzustellende Durchsetzbarkeit und etwaige 
Sanktionen. Die personellen Ressourcen. Soziale Fragen, 
wie zum Beispiel die Wirkung im Arbeitnehmer-Arbeit-
geber-Verhältnis. Eine Entscheidung für eine Impfpflicht 
zieht einen ganzen Fragen- und Ressourcenkatalog nach 
sich, welcher in der bisherigen Situation unseres Staats-
apparates fraglich erscheint. Die Ampelkoalition wird 
sich dessen annehmen. Zum jetzigen Zeitpunkt halte ich 
es für sinnvoller, wie zuvor beschrieben, andere Maß-
nahmen zum präventiven Gesundheitsschutz auf den 
Weg zu bringen.

Natürlich lässt sich auch argumentieren, dass man 
schon lange an die fünfte, sechste oder gar siebte Welle 
oder die vierte, fünfte oder sechste Booster-Impfung den-
ken müsse. Das oberste Ziel, die Sicherung unseres 
Gesundheitssystems, bleibt erhalten. Impfen ist der ein-
zige Weg aus dieser Pandemie. Andere Maßnahmen, wie 
E-Health, können dabei unterstützen. Ich selbst bin ge-
impft und würde mir wünschen, dass es noch mehr Per-
sonen in unserem Land sind. Ich werbe für die Impfung. 
Dass der Bundestag schnell und effektiv handlungsfähig 
ist, haben wir übrigens schon mehrfach unter Beweis 
gestellt. Sollte sich also an der Lage etwas verändern, 
können wir gezielte Maßnahmen in kurzer Zeit auf den 
Weg bringen. Als Freier Demokrat setze ich aber nach 
wie vor auf die Kraft der Eigenverantwortung!

Ates Gürpinar (DIE LINKE): Die Covidimpfung 
schützt gut und zuverlässig gegen einen schweren Verlauf 
einer möglichen Coronaerkrankung. Das zeigen uns Stu-
dien, und insofern ist die Coronaimpfung die beste Mög-
lichkeit, die wir alle individuell haben, uns zu schützen, 
und eine hohe Impfrate ist wichtig, um das Gesundheits-
system vor weiterer Überlastung zu bewahren. Trotzdem 
werde ich am Donnerstag im Bundestag dem Gesetzent-
wurf einer Impfpflicht ab 60 Jahren nicht zustimmen, 
also dem Gesetzentwurf, der aus dem Kompromiss be-
ziehungsweise der Zusammenführung der Gesetzent-
würfe der Gruppen um die Kollegen und Kolleginnen 
Baehrens (Impfpflicht ab 18) und Ullmann (Beratungs-
pflicht und Impfpflicht ab 50) entstanden ist. Auch den 
weiteren Anträgen unter dem Tagesordnungspunkt werde 
ich nicht zustimmen.

Meine Entscheidung muss in jedem Fall vor dem Kon-
text gesehen werden, dass die gleiche Koalition, die nun 
in großen Teilen diesen Gesetzentwurf einbringt, quasi 
zeitgleich fast alle weiteren, sehr viel milderen Maßnah-
men zur Pandemiebekämpfung fallen gelassen hat. Hinzu 
kommt, dass demokratische Gepflogenheiten umgangen 
werden sollten, indem voraussichtlich die weiter gehen-
den Anträge nicht wie gewohnt zu Beginn, sondern am 
Ende abgestimmt werden sollen. Solches Vorgehen zur 

Gesichtswahrung einzelner könnte für eine Ablehnung 
reichen, aber das Thema ist zu wichtig, um sich darauf 
zu beschränken.

Die Argumentation des Kollegen Ullmann verweist 
nur noch auf die drohende Überlastung der Krankenhäu-
ser. Meines Erachtens wird diese Begründung vor einem 
Gericht nicht standhalten können, denn zum einen sind 
sanftere Mittel zuvor aufgegeben worden, zum anderen 
ist die dauerhafte Überlastung von Beschäftigten in Kli-
niken Teil des Systems, an dem die Bundesregierung aber 
nichts verbessern will.

Ursprünglich wurde von einer Gewissensentscheidung 
gesprochen, doch davon geblieben ist nur noch der Ver-
such des Bundesgesundheitsministers, gesichtswahrend 
durch die Pandemie zu kommen. Nachdem er sich beim 
Infektionsschutzgesetz koalitionsintern nicht durchsetzen 
konnte und seitens der FDP quasi erpresst wurde, ver-
sucht er sich mit letzter Kraft nun bei der Impfpflicht 
mit anderen Mehrheiten zu halten. Das ist aber kein Ar-
gument für mich, sondern mir geht es um angemessene 
Mittel zum Schutz der Menschen.

Dabei bin ich nicht prinzipiell gegen eine Impfpflicht, 
halte sie aber unter den gegebenen Bedingungen und mit 
den vorgenommenen Änderungen nicht für das geeignete 
Mittel. Neben vielen Argumenten scheinen mir zwei ge-
gensätzliche Punkte in der Diskussion entscheidend: Die 
Impfpflichtbefürworter/-innen argumentieren, dass wir 
sofort eine Impfpflicht brauchen, um in einem halben 
Jahr mit ausreichend Vorlauf zur nächsten Welle genü-
gend Menschen geimpft zu haben. Eine quasi „Scharf-
stellung“ einer Impfpflicht zur nächsten Welle sei zu spät. 
Das entscheidende Argument der erstzunehmenden Geg-
ner/-innen einer Impfpflicht ist, dass nicht klar sei, inwie-
fern die Pflichtimpfung mit den vorhandenen Impfstoffen 
die nächsten Virusvarianten entscheidend zurückdrän-
gen. Bereits für die Omikron-Variante lasse die Wirksam-
keit des Impfstoffs nach. Ebenso sei zwar die Anzahl der 
Impfungen durch die Verpflichtung festgelegt, es sei aber 
mitnichten sicher, ob das ausreichend schütze.

Letztlich gebe ich beiden Einwänden recht. Allerdings 
erscheint mir bei dieser Ungewissheit die Entscheidung 
gegen eine Handlungsverpflichtung näher. Es müsste 
schon sehr viel wahrscheinlicher sein, dass das Gesetz 
dauerhaft Fremd- und Selbstschutz erzeugt, um zur 
Handlung zu verpflichten. Ich kann einer verpflichtenden 
Impfung nicht zustimmen, wenn vorher nicht die sanfte-
ren anderen Möglichkeiten zur Eindämmung der Pande-
mie ausgeschöpft sind. Die Linke streitet für aufsuchende 
Impfkampagnen und kämpft für eine weltweite Unter-
stützung solcher Maßnahmen, um neue Varianten des 
Virus unwahrscheinlich zu machen. Der Versuch einer 
Impfpflicht hierzulande bei gleichzeitiger Ablehnung 
der Patentaufhebung halte ich für einen Skandal. Wir 
drängen die einen Menschen zur Impfung, obgleich welt-
weit nach wie vor viele keinen richtigen Zugang zu Imp-
fungen haben. Abschließend sei mir noch ein Hinweis 
erlaubt zum einzig übriggebliebenen Argument für eine 
Impfpflicht, die Kliniken nicht überlasten zu wollen: Bes-
sere Arbeitsbedingungen in Kliniken, mehr und besser 
bezahlte Beschäftigte, inklusive einer guten Personal-
bemessung – das alles muss dringend vorangebracht wer-
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den. Wenn die Koalition die Beschäftigten also tatsäch-
lich wirksam vor Überlastung schützen möchte, muss sie 
hier endlich aktiv werden.

Nicole Höchst (AfD): Dem Deutschen Bundestag lie-
gen verschiedene Anträge bzw. Gesetzentwürfe vor, die 
das Ziel haben, eine allgemeine Impfpflicht gegen das 
Covid-19-Virus einzuführen. Dabei wird lediglich dahin 
gehend unterschieden, ab welchem Alter (18, 50, 60) die 
Impfpflicht gelten soll und bei welchen Voraussetzungen 
diese eingeführt wird. Ziele dieser Impfpflicht sind die 
Verhinderung einer Überlastung des Gesundheitssys-
tems, Schutz vor der Erkrankung bzw. Schutz vor einem 
schweren Verlauf der Erkrankung und den dadurch mög-
lichen Verzicht auf anderweitige Schutzmaßnahmen wie 
die damit verbundenen Eingriffe in die Grundrechte.

Dazu erkläre ich in Anlehnung an die Veröffentlichung 
einer interdisziplinären Wissenschaftlergruppe vom 
29. März 2022 und der Erklärung des „Netzwerkes Kri-
tischer Richter und Staatsanwälte“ vom 2. April 2022:

Erstens. Die Einführung einer gesetzlichen Verpflich-
tung zur Impfung gegen das SARS-CoV-2-Virus ist 
grundgesetzwidrig. Es handelt sich um einen Eingriff in 
die durch Artikel 2 Absatz 22 Grundgesetz geschützte 
körperliche Unversehrtheit.

Zweitens. Keiner der derzeitigen Impfstoffe ist in der 
Lage, eine vollständige Ausrottung des SARS-CoV-2-Vi-
rus zu erreichen. Sie schützen weder vor einer Erkran-
kung noch vor einer Weitergabe des Virus. Der mögliche 
Impfschutz lässt schon nach kurzer Zeit erheblich nach. 
Damit lässt sich ein Unterschied bei der Wahrscheinlich-
keit, sich zu infizieren, zwischen Geimpften und Un-
geimpften nicht nachweisen.

Drittens. Die verwendeten mRNA-Impfstoffe (Pfizer/ 
BioNTech und Moderna) enthalten Substanzen, die giftig 
sind. Diese Substanzen wurden nie auf ihre Verträglich-
keit beim Menschen getestet, sodass sie nicht verwendet 
werden dürfen. Auch die bedingte Zulassung der Impf-
stoffe ist vor diesem Hintergrund sofort aufzuheben. Zu-
sätzlich ist inzwischen bekannt, dass es infolge der Imp-
fung in erheblichen Größenordnungen zu vielfältigen 
Schädigungen bis hin zum Tod kommen kann.

Viertens. mRNA-Impfstoffe können nach Aufnahme 
in die Zelle die menschliche DNA umschreiben. Damit 
ist eine Erbgutveränderung möglich, die – bei Anreiche-
rung des Impfstoffes in den Ovarien und Hoden – auch 
vererbt werden kann. Eine Verimpfung von mRNA-ba-
sierten Impfstoffen muss daher sofort unterbunden wer-
den, da mögliche Langzeitfolgen nicht ausgeschlossen 
werden können. Daher handelt es sich bei einer Impf-
pflicht auch um einen Verstoß gegen die Menschenwür-
de, Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes.

Fünftens. Auch eine Impfung verhindert die Übertra-
gung des Virus an andere Menschen nicht. Insofern recht-
fertigt auch eine angeblich drohende Überlastung des 
Gesundheitssystems auf keinen Fall eine Impfpflicht. 
Hinzu kommt, dass alternativ dazu ein Ausbau der inten-
sivmedizinischen Behandlungskapazitäten Vorrang vor 
einer Impfpflicht haben müsste.

Sechstens. Die gesetzliche Verpflichtung zur Impfung 
widerspricht dem Nürnberger Kodex von 1947. Ins-
besondere missachtet sie den Artikel 1, der über medizi-
nische Versuche bei Menschen ausführt, dass eine „frei-
willige Zustimmung der Versuchsperson unbedingt 
erforderlich ist“.

Wer angesichts dieser Fakten für die in Rede stehende 
Impfpflicht stimmt, nimmt mindestens billigend in Kauf, 
dass einer erheblichen Anzahl von Menschen gesundheit-
liche Beeinträchtigungen bis hin zum Tode entstehen. 
Wir besitzen in Deutschland einen Straftatbestand dafür: 
Körperverletzung, schwere Körperverletzung bis hin zur 
Körperverletzung mit Todesfolge. Diesen werde ich nicht 
erfüllen und stimme aus allen genannten Gründen mit: 
Nein!

Dr. Kristian Klinck (SPD): Nicht die Freiheit, sondern 
die Freiheitseinschränkung ist erklärungsbedürftig. Eine 
Impfpflicht muss gut begründet sein.

Es ist gut, dass eine sofortige Impfpflicht ab 18 Jahre 
nicht mehr zur Abstimmung steht. Sie wäre nicht verhält-
nismäßig, da die Krankheitslast ganz überwiegend bei 
den älteren Jahrgängen liegt. Zudem würde die Pandemie 
durch eine Impfpflicht nicht verschwinden, da auch ge-
impfte Personen das Virus weitergeben können.

Eine Impfpflicht für lebensältere Jahrgänge lässt sich 
inhaltlich begründen. Die Impfung dient vorwiegend dem 
Eigenschutz, und ältere Jahrgänge sind von der Krankheit 
besonders betroffen. Von acht ungeimpften Menschen, 
die an oder mit Corona gestorben sind, hätten statistisch 
betrachtet mindestens sieben durch die Impfung überlebt. 
Viele ungeimpfte Menschen, die derzeit an oder mit Co-
vid-19 sterben, könnten gerettet werden, wenn sie ge-
impft wären. Der Staat kann Menschen zum Eigenschutz 
verpflichten. Dies tut er beispielsweise mit der Gurt-
pflicht und der Helmpflicht.

Jedoch gibt es auch Gegenargumente. Diese liegen 
teilweise eher auf der politischen Ebene. Schwerwie-
gende negative Impffolgen sind statistisch selten. An-
sonsten wären die Impfstoffe auch nicht zugelassen. Den-
noch ist von einer Dunkelziffer auszugehen. Man kann 
argumentieren, dass die Impfung eine freiwillige Ent-
scheidung bleiben sollte.

Grundsätzlich wäre eine vorgeschaltete Beratungs-
pflicht für alle Jahrgänge, wie sie der ursprüngliche und 
jetzt nicht mehr bestehende Entwurf von Ullmann et. al. 
vorsah, besser gewesen. Sie würde den Bürgerinnen und 
Bürgern stärker auf Augenhöhe begegnen. Zudem scheint 
mir die von den Autoren des geeinten Gesetzentwurfs 
von Wiese, Baehrens, Ullmann et. al. kommunizierte 
Möglichkeit eines Ausstiegs aus der Impfpflicht bereits 
im Juni 2022 nicht ganz ehrlich gemeint zu sein, denn zu 
diesem Zeitpunkt werden die Beratungsgespräche erst 
begonnen haben. Allgemein ist von Problemen bei der 
Umsetzung auszugehen. Auch die freiwillige Impfbereit-
schaft könnte leiden.

Als ein weiteres Problem des geeinten Gesetzentwurfs 
von Wiese, Baehrens, Ullmann et. al. sehe ich es an, dass 
die neuen § 20a und § 20b des Infektionsschutzgesetzes 
in Verbindung mit dem bereits existierenden § 22a Ab-
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satz 4 Satz 1 Nummer b des Gesetzes es meiner Inter-
pretation nach ermöglichen, die Impfpflichtigen zu mehr 
als drei Impfungen zu verpflichten. Ich stelle fest, dass 
dies einer sehr guten Begründung bedürfen würde. Wenn 
ein solcher Vorschlag vorliegt, behalte ich mir vor, auf 
dem parlamentarischen Weg für einen Opt-out aus der 
Impfpflicht einzutreten.

In der Abwägung der Argumente gebe ich der inhalt-
lichen Begründung für den Eigenschutz den Vorrang und 
entscheide mich unter Zurückstellung erheblicher Be-
denken für den geeinten Gesetzentwurf von Wiese, 
Baehrens, Ullmann et. al., um schwere Krankheitsver-
läufe und Todesfälle zu verhindern.

Auch wenn die Schutzwirkung der Impfung und die 
negativen Impffolgen bei lebensälteren Personen in ei-
nem völlig eindeutigen Verhältnis stehen, wird es als 
Konsequenz einer Impfpflicht in seltenen Fällen zu Impf-
schäden kommen, die im Einzelfall schwer oder sogar 
irreversibel sein können. Ich muss den Weg gehen, den 
ich für richtig halte, und diese Verantwortung vor Gott 
und meinem Gewissen tragen.

Jan Korte (DIE LINKE): Bei der heutigen Abstim-
mung habe ich keinem Antrag für oder gegen die Impf-
pflicht zugestimmt. Grundsätzlich halte ich in einer welt-
weiten Pandemie wie dieser die Impfpflicht für ein 
legitimes und verhältnismäßiges Mittel, wenn alle Infor-
mations- und Aufklärungsversuche scheitern und der 
Staat seinerseits alles für ein resilientes Gesundheitssys-
tem tut. Das ist heute aber nicht der Fall.

Die Koalition aus SPD, Grünen und FDP hat auf dem 
Höhepunkt der Infektionszahlen ihren „Freedom Day“ 
gefeiert und selbst einfachste Schutzmaßnahmen, zum 
Beispiel das Masketragen in öffentlichen Räumen, abge-
schafft. Wäre der Bundesgesundheitsminister vorgestern 
in einer Talkshow nicht zurückgerudert, gäbe es ab Mai 
nicht einmal eine Isolationspflicht für Coronainfizierte, 
mit der Begründung, dass die Gesundheitsämter, staatli-
che Behörden, die Einhaltung ohnehin nicht kontrollieren 
könnten.

Vor dem Hintergrund dieser leichtsinnigen und verant-
wortungslosen Öffnungspolitik ist eine Impfpflicht we-
der verhältnismäßig, noch ist sie offensichtlich mit unse-
ren kaputtgesparten Behörden durchsetzbar.

Wir brauchen dringend mehr Personal in den Kranken-
häusern und Pflegeheimen, stattdessen denkt dort ein 
großer Teil der Beschäftigten an Kündigung. An den 
Schulen sind die Klassen so groß, wie sie immer waren, 
nur in Zügen und im ÖPNV sind die Menschen noch 
enger zusammen. Die Bundesregierung bietet keinen ein-
zigen eigenen Beitrag, diese Probleme schnell und dauer-
haft zu lösen. Es liegt nicht an einer fehlenden Impf-
pflicht, wenn es im Herbst Einschränkungen geben 
muss, sondern am Versagen der ersten und der zweiten 
Coronabundesregierung, die sich alle paar Monate wie-
der – und spätestens im Herbst wird es wieder so weit 
sein – von der Pandemieentwicklung überraschen lässt 
und weder mit Sondervermögen noch grundlegenden 
Umbauplänen darauf reagiert.

Aktuell schützt die Impfung inklusive Booster vor 
schweren Verläufen, das ist Fakt und nachprüfbar. Es 
wäre gut, wenn sich möglichst alle Menschen nicht nur 
gegen Corona schützen würden, sondern auch könnten. 
Aber 90 Prozent der Menschen in Subsahara-Afrika ha-
ben noch keine Covidimpfung bekommen, unter ande-
rem, weil sich Regierungsmitglieder wie Wirtschafts-
minister Habeck von der Pharmalobby einwickeln 
lassen, statt die Patente auf Impfstoffe endlich freizuge-
ben. Das ist nicht nur menschlich ein Skandal und steht 
dem moralinschweren Anspruch der Grünen hart dia-
metral gegenüber, sondern es macht auch die Bildung 
gefährlicher Mutanten wahrscheinlich und unsere Imp-
fungen, ob nun verpflichtend verabreicht oder freiwillig, 
im schlimmsten Fall wirkungslos.

Die Impfpflicht wird schon heute von Teilen der Bun-
desregierung vorgeschoben, um von der eigenen Untätig-
keit abzulenken. Ich werde mich heute nicht daran betei-
ligen, ihr ein Alibi für ihre gefährliche Untätigkeit zu 
verschaffen.

Tilman Kuban (CDU/CSU): Ich habe dem von der 
CDU/CSU-Fraktion eingebrachten Gesetzentwurf mit 
dem Titel „Impfvorsorgegesetz – Ein guter Schutz für 
unser Land“ zugestimmt. Er ist meiner Auffassung nach 
im Vergleich zu den anderen eingebrachten Gruppen-
anträgen der Kompromiss mit den maßvollsten Instru-
menten, um angemessen auf die aktuelle Entwicklung 
der Pandemie zu reagieren und zugleich die Funktions-
fähigkeit des Gesundheitssystems sowie der kritischen 
Infrastruktur zu stärken. Er stellt zugleich einen schonen-
den Eingriff in die Freiheitsrechte dar.

Es muss unverzüglich mit der Einrichtung eines rechts-
sicheren, datenschutzkonformen und unbürokratischen 
Impfregisters begonnen werden. Gerade mit Blick auf 
mögliche Virusmutanten mit einer höheren Sterblich-
keitsrate oder andere Viruspandemien in den nächsten 
Jahren halte ich ein Impfregister für zwingend erforder-
lich, um gezielter auf diejenigen zugehen zu können, die 
sich bisher einer Impfung verweigern. Dem Antrag ist 
intendiert, angemessen auf mögliche Virusvarianten zu 
reagieren und dabei künftige wissenschaftliche Erkennt-
nisse in die Bewertung einfließen zu lassen. Die Stufen 
des implementierten Impfmechanismus orientieren sich 
an der pandemischen Lage, an der voraussichtlichen 
Schwere einer Virusvariante, deren Übertragbarkeit, die 
Wirksamkeit des dann erforderlichen Impfstoffes sowie 
die Erforderlichkeit und den Umfang der Immunität in 
der Bevölkerung. Das ist eine pragmatische und vernünf-
tige Lösung, die mir verfassungskonform erscheint.

Gleichzeitig hat in diesem Antrag das Parlament mit 
der Aktivierung des Impfmechanismus das letzte Wort. 
Denn grundsätzlich möchte ich festhalten, dass ich auch 
weiterhin gegen eine fixierte Impfpflicht bin. Diese ist 
exekutivisch nicht durchsetzbar und forciert die Spaltung 
der Gesellschaft. Vielmehr halte ich die konsequente 
Ausweitung von 2-G- bzw. 2-GP-Plus-Konzepten für 
das verhältnismäßige Mittel, sobald mehrere Menschen 
zusammenkommen und die pandemische Lage dies er-
fordert. Hierbei halte ich bei einer besonderen pande-
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mischen Lage auch die Ausweitung beispielsweise auf 
den öffentlichen Personennah- und -fernverkehr oder 
die Arbeitsplätze für angemessen.

Bettina Müller (SPD): Grundsätzlich gilt: Impfen ist 
für mich der beste Weg aus der Pandemie. Impfen schützt 
vor schweren Krankheitsverläufen und senkt das Risiko 
von Long Covid. Eine möglichst hohe Impfquote ist des-
halb unverzichtbar – insbesondere bei Menschen mit 
Umgang mit vulnerablen Personengruppen. Daher ist 
die einrichtungsbezogene Impfpflicht besonders wichtig 
und richtig. Sie muss konsequent durchgesetzt werden.

Ich hätte Ende letzten Jahres und zu Beginn dieses 
Jahres einer allgemeinen Impfpflicht zugestimmt, weil 
die damals vorherrschende Delta-Variante damit effektiv 
hätte bekämpft und das Infektionsgeschehen deutlich 
hätte abgemildert werden können.

Die beiden jetzt dominanten Omikron-Varianten haben 
die Situation dagegen signifikant verändert: Omikron 
verursacht in der Regel einen milderen Krankheitsver-
lauf, die Hospitalisierungsrate ist im Vergleich zu Delta 
signifikant gesunken. Auch vollständig geimpfte und so-
gar geboosterte Menschen können sich mit Omikron in-
fizieren und zur Weiterverbreitung des Virus beitragen. 
Insbesondere die Fremdschutzwirkung einer allgemeinen 
Impfpflicht unter Omikron ist daher deutlich reduziert 
und rechtfertigt für mich nicht die damit verbundenen 
erheblichen Grundrechtseingriffe, wie dies noch unter 
der Delta-Variante der Fall gewesen wäre.

Zudem stehen der erhebliche finanzielle und organisa-
torische Aufwand für Umsetzung, Durchsetzung, Kon-
trolle und Sanktionierung einer allgemeinen Impflicht 
oder Beratungspflicht in keinem Verhältnis zur erwart-
baren Schutzwirkung. Belastbare Prognosen über die 
weitere Entwicklung künftiger Virusvarianten und die 
Wirkung der vorhandenen Impfstoffe bei diesen Varian-
ten sind derzeit nicht verlässlich. Ich werde der Einfüh-
rung einer Impfpflicht für Personen ab 60 Jahren mit der 
Option zur Ausweitung auf 18- bis 59-Jährige im vor-
liegenden Gruppengesetzentwurf daher nicht zustimmen. 
Auch eine „Impfpflicht auf Vorrat“, wie sie der Gesetz-
entwurf der CDU/CSU-Fraktion vorsieht, lehne ich ab.

Prinzipiell sind Infektionsgeschehen durch neue, hoch-
ansteckende Virusvarianten mit erneut schweren Krank-
heitsverläufen, hohen Hospitalisierungsraten und der 
damit verbundenen Gefährdung unseres Gesundheitssys-
tems für die Zukunft aber nicht gänzlich auszuschließen, 
sodass die Einführung einer allgemeinen Impfpflicht – 
auch im Verhältnis zu den damit verbundenen Grund-
rechtseinschränkungen – vertretbar ist. Daher kann ich 
auch den Anträgen der Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
und anderen sowie dem Antrag der AfD-Fraktion, die 
beide eine allgemeine Impfpflicht gegen SARS-CoV-2 
grundsätzlich ausschließen, nicht zustimmen.

Ich rufe alle noch nicht Geimpften auf, dies jetzt frei-
willig nachzuholen, und setze mich dafür ein, die bereits 
geltende Impfpflicht in Einrichtungen wie Krankenhäu-
sern, Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen für Behin-
derte konsequent umzusetzen. Die Aufklärung über die 
Vorteile einer Impfung sowie der Kampf gegen Falsch-

informationen und Fake News von Impfgegnern sollte 
zeitnah durch eine deutlich aufgewertete und adressaten-
gerecht ausgerichtete Impfkampagne verstärkt werden.

Dr. Nina Scheer (SPD): Seit nunmehr einem Jahr 
steht eine Impfung zur Verfügung, welche die Mehrheit 
der Geimpften gut vor schweren Verläufen und Tod 
schützt. Millionenfach geht es den Menschen nach der 
Impfung gut, und sie können an einer Coronainfektion, 
so sie sich trotz Impfung verfangen sollte, nicht mehr 
ernsthaft erkranken. Dies bedeutet: Millionenfach wer-
den Menschen davor bewahrt, an einer Coronaerkran-
kung zu versterben oder aber auch nur schwer zu erkran-
ken. Ziel von Coronaimpfungen ist es nicht, Infektionen 
zu vermeiden, sondern schwere Verläufe zu vermeiden 
und die Weitergabe des Virus geringer zu halten, da 
auch dies Leben rettet und Krankheitsverläufe milder 
ausfallen lässt.

Eine Infektion mit Corona ohne Impfung bedeutet ein 
um ein Vielfaches größeres Risiko, als mögliche Neben-
wirkungen von zugelassenen Impfstoffen es sein können. 
Je mehr ungeimpfte Infizierte es gibt, desto mehr Men-
schen werden an dem Virus sterben. Hinzu kommt die 
wachsende Gefahr von Mutationen.

Diese benannte Konstellation zeigt zudem, dass Imp-
fen keine Privatangelegenheit ist. Es gibt eine staatliche 
Schutzpflicht, gerade für solche Menschen, die sich nicht 
selbst schützen können. Diese Schutzpflicht heißt zu-
nächst, für das Impfen zu werben. Es könnte freiwillig 
funktionieren. Aber wenn nicht, ist der Schaden der Frei-
willigkeit für die Gesamtbevölkerung, gerade mit Blick 
auf die Schutzlosen, zu groß, als dass man ihn im Ver-
hältnis zu den Freiheitseinbußen einer Impfpflicht recht-
fertigen könnte.

Das Gleiche gilt für Krankenhäuser. Zu einem großen 
und teilweise überwiegenden Teil werden die Intensiv-
betten mit ungeimpften Coronapatient/-innen belegt. 
Operationen müssen verschoben werden, wenn hier 
akut weniger Dringlichkeit besteht als bei einem Corona-
patienten oder einer Coronapatientin, der oder die um 
sein oder ihr Leben kämpft, obwohl ein Aufschub je 
nach Krankheit die Wahrscheinlichkeit, etwa an der 
Krebserkrankung zu versterben, steigert. Wenn ein sol-
cher Zustand (nur noch) durch eine Impfpflicht ein-
geschränkt werden kann, halte ich es für unsere Pflicht, 
diese Maßnahme zu ergreifen.

Daher schloss ich mich dem Antrag der Abgeordneten-
gruppe um Heike Baehrens an, welcher eine Impfpflicht 
ab 18 Jahren vorsah, und halte diesen Ansatz nach wie 
vor für richtig und wegweisend. Er hat aber zum Zeit-
punkt der heutigen Abstimmung im Bundestag aufgrund 
der Vielzahl von abgestuften Ansätzen keine Mehrheit. 
Deswegen ging und geht es aktuell darum, aus den vor-
liegenden Ansätzen einen Kompromiss zu finden, um 
möglichst weitgehend eine Verbindlichkeit für Impfun-
gen zu erreichen.

Der nun heute zur Abstimmung stehende Kompro-
missvorschlag sieht eine Impfpflicht ab 60 Jahren vor 
und zielt damit auf die wissenschaftlich begründet beson-
ders gefährdete Gruppe.
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Da teilweise mit Fake News über Nebenwirkungen 
von Impfungen Panik geschürt wird, gerade über die 
sozialen Netzwerke, ohne dass hierbei die realen Risiken 
eingeordnet würden, sieht der Gesetzentwurf eine Impf-
beratung in einem ersten Schritt für die Altersgruppe 18 
bis 59 Jahren vor. Zudem soll im September 2022 erneut 
über eine mögliche Impfpflicht ab 18 Jahren abgestimmt 
werden. Beides befürworte ich nachdrücklich.

Da ich eine Impfpflicht auch mit Blick auf unsere 
Freiheit im Herbst für unumgänglich halte, stimme ich 
dem Antrag als weitestgehendem Ansatz zur Einführung 
einer allgemeinen Impfpflicht mit aktueller Aussicht auf 
eine parlamentarische Mehrheit zu.

Stefan Seidler (fraktionslos): Aus meinem nordisch- 
liberalen und humanistischen Bürgerrechtsverständnis 
heraus hadere ich mit einer allgemeinen Impfpflicht ge-
gen Covid-19 ab 18 Jahren. Auch der Vorschlag mit der 
relativ willkürlich gelegten Alterslinie ab 50 Jahren bzw. 
der aktuelle Kompromiss ab 60 Jahren überzeugen mich 
nicht.

Die Impfung gegen Covid-19 ist wissenschaftlich ge-
prüft, millionenfach angewandt und sicher. Sie ist der 
zentrale Baustein im Kampf gegen die Pandemie. Da 
viele Menschen dennoch verunsichert sind, muss das Au-
genmerk der Politik darauf liegen, diese Personen auf-
zuklären. Eine Pflicht würde von vielen als ungerecht-
fertigter Zwang empfunden werden und entsprechend 
heftige Gegenwehr auslösen mit der Gefahr, gesellschaft-
liche Spannungen massiv zu vertiefen. Dies kann nicht 
im Interesse einer offenen und freiheitlichen Demokratie 
sein.

Stattdessen müssen die medizinische Beratung und das 
niedrigschwellige Impfangebot verbreitert und verstetigt 
werden. Aus diesem Grunde unterstütze ich den Antrag 
„Impfbereitschaft ohne allgemeine Impfpflicht gegen 
SARS-CoV-2 erhöhen“ (Drucksache 20/680).

Antje Tillmann (CDU/CSU): Mit dem Gesetz zur 
Pandemievorsorge durch Aufklärung, verpflichtende 
Impfberatung und Immunisierung der Bevölkerung ge-
gen SARS-CoV-2 werden Regelungen geschaffen, nach 
denen für 18- bis 60-Jährige zunächst eine Impfbera-
tungspflicht eingeführt wird, die spätestens bis zum 
15. Oktober 2022 zu erfüllen ist. Zudem wird für Per-
sonen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, eine 
Pflicht zur Vorlage eines Impf- oder Genesenennachwei-
ses zum 15. Oktober 2022 eingeführt. Zudem wird ein 
Impfregister eingeführt. Ab dem 1. September 2022 hat 
der Bundestag die Möglichkeit, auf Grundlage der in der 
Zwischenzeit gewonnenen wissenschaftlichen Erkennt-
nisse insbesondere über die Impfquoten und die Virus-
varianten des Coronavirus SARS-CoV-2 nach Bericht der 
Bundesregierung, eine allgemeine Impfpflicht für Per-
sonen ab dem 18. Lebensjahr einzuführen.

Ich werde dem Gesetz zustimmen, da die Regelungen 
zu mehr Impfschutz führen werden. Zudem bin ich der 
Meinung, dass wir zwingend ein Impfregister benötigen, 
damit wir überhaupt wissen, wer geimpft ist, und valide 

Daten haben. Ich hätte die direkte Einführung einer all-
gemeinen Impflicht für alle Personen ab dem 18. Lebens-
jahr favorisiert.

Wir haben nach dem Grundgesetz die Pflicht, Leben 
und körperliche Unversehrtheit zu schützen. Die im ver-
gangenen Jahr verabschiedete sektorale Impfpflicht führt 
zu absurden Auswirkungen. So muss sich beispielsweise 
die Altenpflegerin impfen lassen, der Pflegebedürftige 
selbst aber nicht.

Gar nicht gewährleistet ist aktuell der Schutz der Kin-
der, die sich oftmals noch nicht impfen lassen können. 
Zum Schutz und zur Aufrechterhaltung des Schul- und 
Kinderbetreuungssystems sollten hier nur geimpfte oder 
genesene Personen tätig sein dürfen. Heute weiß nie-
mand, welche Folgen eine Infektion mit Corona auf 
sehr kleine Kinder hat. Auch da haben wir eine Fürsor-
gepflicht. Bei Fällen im Kindergarten kommt es teilweise 
vor, dass sich ungeimpftes Personal vorsorglich krank-
schreiben lässt. Das führt dann zu doppelten Belastungen 
bei den geimpften Erziehern.

Antje Tillmann (CDU/CSU): Der Antrag „Impfvor-
sorgegesetz – Ein guter Schutz für unser Land“ sieht 
den Aufbau eines Impfregisters und die Schaffung einen 
„Impfmechanismus“ vor, der im Fall einer Verschärfung 
der Lage durch einen Bundestagsbeschluss aktiviert wer-
den kann. Je nach Entwicklung der Pandemie und Krank-
heitslast einer etwaig drohenden Virusvariante kommt 
dann etwa in Betracht, bestimmte Altersgruppen etwa 
ab 60 oder ab 50 Jahren in eine Impfpflicht einzubeziehen 
oder diese auf Berufsgruppen wie etwa Lehrer, Kitaer-
zieher und Beschäftigte der kritischen Infrastruktur aus-
zudehnen. Schließlich, sofern alle weiteren Möglich-
keiten ausgeschöpft wären, käme auch eine darüber 
hinausgehende Impfpflicht in Betracht.

Ich werde dem Gesetz zustimmen, da die Regelungen 
zu mehr Impfschutz führen werden. Zudem bin ich der 
Meinung, dass wir zwingend ein Impfregister benötigen, 
damit wir überhaupt wissen, wer geimpft ist, und valide 
Daten haben. Ich hätte die direkte Einführung einer all-
gemeinen Impflicht für alle Personen ab dem 18. Lebens-
jahr favorisiert.

Wir haben nach dem Grundgesetz die Pflicht, Leben 
und körperliche Unversehrtheit zu schützen. Die im ver-
gangenen Jahr verabschiedete sektorale Impfpflicht führt 
zu absurden Auswirkungen. So muss sich beispielsweise 
die Altenpflegerin impfen lassen, der Pflegebedürftige 
selbst aber nicht.

Gar nicht gewährleistet ist aktuell der Schutz der Kin-
der, die sich oftmals noch nicht impfen lassen können. 
Zum Schutz und zur Aufrechterhaltung des Schul- und 
Kinderbetreuungssystems sollten hier nur geimpfte oder 
genesene Personen tätig sein dürfen. Heute weiß nie-
mand, welche Folgen eine Infektion mit Corona auf 
sehr kleine Kinder hat. Auch da haben wir eine Fürsor-
gepflicht. Bei Fällen im Kindergarten kommt es teilweise 
vor, dass sich ungeimpftes Personal vorsorglich krank-
schreiben lässt. Das führt dann zu doppelten Belastungen 
bei den geimpften Erziehern.
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Beate Walter-Rosenheimer (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Heute stimmen wir im Deutschen Bundestag 
zum Thema Impfpflicht ab, und ich werde gegen die 
Einführung einer Impfpflicht stimmen. Ich betone aber, 
dass ich die Impfungen wirkungsvoll, wichtig und richtig 
finde.

Bei diesem Thema gibt es für mich keine einfache und 
schnelle Antwort, und ich habe alle Argumente immer 
wieder sehr ernsthaft gegeneinander abgewogen. Meine 
Einschätzung ist auch abhängig von der jeweiligen pan-
demischen Lage.

Grundsätzlich bin ich nicht dafür, dass der Staat so weit 
in die Persönlichkeit des Einzelnen eingreift. Denn eine 
Impfpflicht stellt zweifelsohne einen Eingriff in das 
Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit nach Arti-
kel 2 Absatz 2 Satz 1 GG dar. Einschränkungen dieses 
Grundrechts müssen gut begründet sein.

Seit Beginn der Pandemie hatten wir zahlreiche 
schwere und schwerste Verläufe in den Krankenhäusern 
und auf den Intensivstationen, viele Tausend Tote, das 
Pflegepersonal und die Ärzt/-innen waren am Belas-
tungslimit.

Die Einschränkungen zur Pandemieeindämmung wa-
ren für alle hart. Lockdowns, Kontaktverbote, Ausgeh-
beschränkungen usw. Die Verfügbarkeit der zugelassenen 
Impfstoffe schien ein Ausweg aus den ständigen Lock-
downs, aus den Kita- und Schulschließungen, der Über-
lastung der Eltern und dem Leid, der Einsamkeit in Se-
nioren- und Pflegeheimen zu sein. Und aus den schweren 
psychosozialen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Folgen der andauernden Maßnahmen.

Und die Impfung hat sich durchaus als wirksam erwie-
sen. Ich habe mich gern impfen und auch boostern lassen 
und möchte alle Menschen ermutigen, diesen Schritt zu 
gehen. Denn die Impfung schützt in aller Regel vor 
schweren Verläufen und Tod und minimiert die Einwei-
sungen in ein Krankenhaus oder auf eine Intensivstation. 
So trägt die Impfung zur Entlastung der angespannten 
medizinischen Situation bei.

Aus diesem Grund habe ich mich seit einigen Mona-
ten, als klar war, dass die Impfquote in Deutschland eher 
niedrig sein würde, für eine allgemeine Impfpflicht ab 
18 Jahren ausgesprochen. Auch heute ist die Impfquote 
noch deutlich geringer als in vielen unserer Nachbarlän-
der. Von einer möglichst hohen Impfquote versprach ich 
mir ein baldiges Ende der Maßnahmen für alle und eine 
Rückkehr zur „Normalität“.

Omikron hat für mich die Situation verändert und sich 
als Gamechanger erwiesen. Die Verläufe sind milder, es 
erkranken weniger Menschen schwer und es müssen we-
niger Patient/-innen auf Intensivstationen verlegt werden. 
Viele Argumente für eine Impfpflicht wurden durch Omi-
kron entkräftet.

Denn auch Geimpfte können andere infizieren, da alle 
zugelassenen Impfstoffe gegen SARS-CoV-2 keine 
sterile Immunität gewährleisten. Dennoch schützen die 
Impfungen gut vor schweren Erkrankungen, das will ich 
betonen. Dazu gibt es mittlerweile valide Studienergeb-
nisse.

Die Impfpflicht müsste darüber hinaus eine drittschüt-
zende Wirkung entfalten. Die staatliche Schutzpflicht be-
zieht sich ausdrücklich nicht auf eine Selbstgefährdung.

Die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die für eine Er-
füllung der Schutzpflicht des Staates durch eine Impf-
pflicht sprechen, sind – allein schon aufgrund einer 
noch nicht ausreichenden Datenlage – bisher noch unklar.

Außerdem sehe ich eine deutliche Erhöhung der Impf-
quote, aufgrund einer Impfpflicht ab 60 Jahre, als nicht 
gesichert an.

Aus diesen Gründen halte ich eine Impfpflicht zum 
jetzigen Zeitpunkt – und vorbehaltlich der noch unklaren 
Prognosen für den nächsten Herbst – für nicht geeignet. 
Ich schließe sie aber ausdrücklich nicht für alle Zeiten 
aus.

Und ich weise noch einmal darauf hin: Die Impfungen 
sind wirkungsvoll. Deshalb appelliere ich an alle Men-
schen, sich impfen zu lassen.

Ich danke meiner Fraktion für die Möglichkeit einer 
ergebnisoffenen und konstruktiven Debatte. Ich bin froh, 
dass diese Abstimmung als Gewissensentscheidung aner-
kannt wurde.

Emmi Zeulner (CDU/CSU): Ich werde heute dem 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion für ein Impfvorsorgege-
setz zustimmen.

Meine Beweggründe möchte ich in dieser persönlichen 
Erklärung gemäß § 31 GO-BT darlegen.

Aus meiner Sicht ist es für jegliche weitere Maßnahme 
im Rahmen der Pandemiebekämpfung zentral, dass diese 
auf einer soliden, verlässlichen Datengrundlage fußt. Den 
Aufbau eines Impfregisters, wie er im Unionsantrag ge-
fordert wird, habe ich deshalb gemeinsam mit mehreren 
Kolleginnen und Kollegen bereits seit längerem gefor-
dert.

Primäres Ziel der Maßnahmen war es immer und bleibt 
es, die Krankenhäuser vor Überlastung zu schützen.

Angesichts der bereits hohen Impfquoten und der vom 
RKI auf 5 Prozent geschätzten Abweichung wegen der 
fehlenden zentralen Erfassung des Immunstatus der Bür-
gerinnen und Bürger halte ich es für mehr als bedenklich, 
ohne stichhaltige Daten die Einführung einer Impfpflicht 
für bestimmte Bevölkerungsgruppen auf Vorrat zu be-
schließen.

Ich kann dem Antrag von CDU und CSU heute zu-
stimmen, weil der Antrag vorsieht, dass für die Einfüh-
rung einer eventuellen Impfpflicht in jedem Fall eine 
erneute, aktive Zustimmung des Deutschen Bundestags 
notwendig wäre. Die Einführung einer Impfpflicht werde 
ich, unabhängig vom heutigen Beschluss, auch weiterhin 
ablehnen. Denn ich setze auf Aufklärung und eine Ver-
sachlichung der Debatte. Ich persönlich befürworte die 
Impfung, bin selbst geimpft. Und entgegen der landläu-
figen Meinung halte ich die Impfkampagnen und Bemü-
hungen vor Ort vor allem in den Kommunen für geglückt, 
was die hohe Impfquote in unserem Land deutlich zeigt.
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In meiner Verantwortung als Parlamentarierin sehe ich 
es als geboten an, durch eine verbesserte Datenbasis für 
bessere Präventionsangebote zu sorgen, um diese zielge-
richtet einsetzen zu können.

Anlage 7 

Ergebnisse und Namensverzeichnis
der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin des Deut-
schen Bundestages (3. Wahlgang) sowie an der Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums gemäß Artikel 45d des Grundgesetzes teilgenommen haben
(Zusatzpunkt 4 und Tagesordnungspunkt 10 a)

Abgegebene Stimmkarten: 648 

Abgeordnete/r Jastimmen* Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stim-
men

Dr. Michael Kaufmann 95 538 15 /

* Für die Wahl sind mehr Ja- als Neinstimmen erforderlich, Enthaltungen werden nicht berücksichtigt.

Abgegebene Stimmkarten: 648 

Abgeordnete/r Jastimmen* Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stim-
men

Joachim Wundrak 98 536 14 /

* Zur Wahl sind mindestens 369 Jastimmen erforderlich.
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Nadine Heselhaus
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Markus Hümpfer
Frank Junge

Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
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Gabriele Katzmarek
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Heiko Maas
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Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung

– des Antrags der Abgeordneten Dr. Gesine 
Lötzsch, Gökay Akbulut, Matthias W. 
Birkwald, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE: Kommunen umgehend 
bei Geflüchtetenhilfe infolge des Ukraine-Krie-
ges finanziell unterstützen

– des Antrags der Abgeordneten Clara Bünger, 
Dr. Gesine Lötzsch, Nicole Gohlke, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE: Ge-
flüchtete aus der Ukraine und anderen Ländern 
schützen – Kommunen bei der Aufnahme stär-
ken

(Tagesordnungspunkt 16 a und b)

Isabel Cademartori Dujisin (SPD): Der UNHCR be-
richtet, dass ein Drittel der ukrainischen Bevölkerung auf 
der Flucht ist. Das sind fast 15 Millionen Menschen: 
Menschen, die in den letzten Wochen alles verloren ha-
ben, das sie sich aufgebaut haben – vor allem aber ihre 
Heimat, ihr Zuhause! 4 Millionen Ukrainerinnen und 
Ukrainer sind bisher ins Ausland geflohen, davon ein 
Großteil in die angrenzenden Nachbarländer, aber auch 
viele Hunderttausende nach Deutschland.

Täglich kommen circa 3 000 Geflüchtete in Berlin an, 
die auf unsere Hilfe und Mitmenschlichkeit setzen – und 
diese auch bekommen. Die Solidarität in Deutschland ist 
umwerfend und beeindruckend. Die Hilfe kam schnell, 
unbürokratisch und anhaltend. Unsere Städte und Kom-
munen haben in den letzten Wochen Großartiges geleis-
tet. Wir – als Bund – wollen dafür sorgen, dass unsere 
Kommunen nicht im Regen stehen gelassen werden. Wir 
wissen, dass diese Unterstützung notwendig ist, damit die 
Hilfsbereitschaft weiter anhalten kann und die vorwie-
gend ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer nicht frus-
triert werden.

Wir müssen und wir werden die Kommunen bei dieser 
Mammutaufgabe unterstützen. Wie heute bereits in der 
MPK deutlich gemacht wurde, bekennt sich der Bund zu 
einer Mitverantwortung bei der Finanzierung der Unter-
bringung, Verpflegung und Betreuung der Flüchtlinge 
aus der Ukraine.

Hier gibt es viel zu tun, doch erste Dinge sind bereits 
umgesetzt worden: Am 25. März wurde die Änderung 
des § 246 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Damit 
kann die schnelle und unbürokratische Planung von Un-
terkünften für Geflüchtete aus der Ukraine möglich wer-
den, auch in Gewerbegebieten.

Die KfW hat das Sonderprogramm „Flüchtlingsein-
richtungen“ mit insgesamt 500 Millionen Euro aus Ei-
genmitteln für Kommunen neu aufgesetzt. Mit diesen 
Mitteln können Flüchtlingsunterkünfte auf- oder aus-
gebaut werden, ausgestattet mit einem negativen Signal-
zins.

Doch das waren nur die ersten Schritte. Wir brauchen 
kurzfristige, mittelfristige und gegebenenfalls langfris-
tige Maßnahmen. Kurzfristig geht es jetzt darum, Unter-
künfte zu organisieren. Hier kann ich nur erneut meinen 
Hut vor dem enormen Engagement der Kommunen und 
jeder einzelnen ehrenamtlichen Helferin und jedem ein-
zelnen ehrenamtlichen Helfer ziehen. Sie haben in den 
letzten Wochen Großartiges geleistet. Ich möchte an die-
ser Stelle für diese enorme Hilfsbereitschaft Danke sa-
gen.

In meinem Wahlkreis Mannheim sind bisher weit über 
1 000 (Zahl mit Stand 17. März: 1 161) Geflüchtete ange-
kommen, von denen der überwiegende Teil in privaten 
Unterkünften, bei Bürgerinnen und Bürgern zu Hause, 
aufgenommen wurde. Viele sind in Hotels und Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht, in denen es Verpfle-
gung zu organisieren gilt, übrigens auch – und das ist neu 
an dieser aktuellen Geflüchtetensituation – für Haustiere.

Die Situation ist an vielen Stellen angespannt, weil 
viele Geflüchtete auf Ballungszentren treffen, dort auf 
ohnehin schon sehr angespannte Kapazitäten. Schwer 
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traumatisierte Frauen und Kinder kommen, aber auch 
Geflüchtete mit besonderen Bedürfnissen, mit Einschrän-
kungen, Betagte, Kranke.

Kommunen stehen nicht nur vor der Aufgabe, kurz-
fristig viele Unterkünfte zu organisieren, sondern auch 
Plätze in sowieso schon überfüllten Behinderteneinrich-
tungen, in Krankenhäusern, in Schulen und Kitas zu 
schaffen. Diese Aufgabe kann deshalb nicht nur in den 
Metropolregionen und Großstädten geleistet werden, eine 
Verteilung der Geflüchteten in die Fläche des Landes 
muss deshalb bald erfolgen.

Uns ist natürlich bewusst, dass viele Geflüchtete da-
rauf setzen, bald in die Ukraine zurückkehren zu können. 
Deshalb wollen sie nahe an den Grenzen bleiben und 
beschäftigen sich verständlicherweise vor allem damit, 
wie es ihren Vätern und Brüdern geht als unmittelbar 
mit Fragen der Einschulung, der Wohnungssuche oder 
der Arbeitssuche. Diese Fragen werden aber bald dring-
lich werden, und sie können nur in der Fläche des Landes 
angegangen werden.

An dieser Stelle kann und will ich es mir nicht ver-
kneifen, an die Fraktion Die Linke gerichtet zu sagen, 
dass die beste Hilfe, die wir den geflüchteten Frauen 
und Kindern aus der Ukraine zukommen lassen können, 
die ist, ihre Männer und Brüder so gut wir können in 
ihrem Kampf gegen diese russische Invasion, ja diesen 
Imperialismus zu unterstützen.

Dazu ist es notwendig, klar die Verantwortung für die-
sen Krieg zu benennen, nämlich erstens imperialistisches, 
gar völkisches Denken in der russischen Führung. Daraus 
folgt zweitens: Die ukrainische Bevölkerung, die um ihr 
Überleben kämpft, zu unterstützen – auch mit Waffen. 
Ihre ideologisch motivierte Ablehnung ebenjener Unter-
stützung wird durch die in diesem Antrag gezeigte Soli-
darität mit Geflüchteten nicht aufgewogen.

Es steht zu befürchten, dass dieser Krieg länger andau-
ern wird. Kommunen, auch jene, die noch nicht betroffen 
sind, tun gut daran, sich vorzubereiten und die richtigen 
Weichen zu stellen. Der Bund wird die Kommunen weit-
gehend unterstützen! Darauf dürfen Sie sich verlassen. In 
diesen Stunden wird zwischen Bund und Ländern die 
genaue Ausgestaltung der Unterstützung diskutiert.

Wichtig ist hier, dass die Unterstützung zielgenau je-
nen Kommunen und Menschen zuteilwird, die aktuell 
auch die Last tragen. Ein sinnvoller Weg wäre, wie 
auch von Franziska Giffey gefordert, den Geflüchteten 
Zugang zu Leistungen nach SGB II, allgemein als Ar-
beitslosgengeld II oder Grundsicherung für Arbeits-
suchende, zu ermöglichen. Dies würde bedeuten, dass 
der Bund die Kosten für Lebensunterhalt übernimmt, 
Zugang zur Gesundheitsversorgung gewährleistet und 
bei der Arbeitssuche unterstützt. Wichtig ist dabei, dass 
wir eine Regelung finden, die es erlaubt, dass wir Men-
schen, die Geflüchtete privat aufgenommen haben, auch 
auf diesem Wege Unterstützung zukommen lassen kön-
nen, denn viele jener, die großzügig ihre Heime geöffnet 
haben, stoßen aktuell an ihre Grenzen.

Darüber hinaus wird sich der Bund an den Aufwendun-
gen der Länder und Kommunen, die ihnen durch die 
Bereitstellung von Kinderbetreuungs- und Bildungsplät-

zen entstehen, umfassend beteiligen. Und der Bund wird 
sich auch weiterhin an den Kosten der Flüchtlingsunter-
bringung, -versorgung und -integration beteiligen. Wir 
versuchen alles, um den Kommunen und Gemeinden 
die Planungssicherheit zu geben, die sie dringend benö-
tigen! Nicht weniger haben diese verdient!

Spätestens jetzt ist es mir aber ein persönliches Bedürf-
nis, auf die in ihrem Antrag angesprochene unterschied-
liche Behandlung verschiedener Geflüchtetengruppen 
einzugehen. Es ist offenkundig: Die Einigkeit, die es 
bei der Aufnahme der Geflüchteten aus der Ukraine in 
Europa gab, ist neu. Bei anderen Geflüchtetengruppen 
sah das anders aus. Das bedauere ich sehr, denn für uns 
Sozialdemokraten ist klar: Es gibt keine Geflüchteten 
erster und zweiter Klasse. Wir werden in der Ampel die 
notwendigen Schritte gehen, um künftig allen anerkann-
ten Geflüchteten Zugang zum Arbeitsmarkt zu gewähren 
und zu einer besseren Integration beitragen. Das war mit 
einem CSU-Innenminister schlicht nicht möglich. Aber 
für uns ist klar: Menschenrechte gelten gleichermaßen für 
alle.

Paul Lehrieder (CDU/CSU): Überwältigend schnell 
und großzügig haben die Kommunen nicht zum ersten 
Mal mit der beeindruckenden Hilfe von 10 000 Freiwil-
ligen die Menschen unterstützt, die Opfer des russischen 
Angriffskrieges auf die Ukraine wurden. Ob nun in mei-
ner Heimat in Würzburg oder hier in Berlin: Allerorts 
wird Hilfesuchenden ein menschliches Gesicht gezeigt 
und christliche Nächstenliebe vorgelebt. Ich danke allen, 
die seit fast sechs Wochen unermüdlich helfen, organisie-
ren und unterstützen.

Mit Ihrem Antrag, liebe Kollegen von der Linken, 
kann ich allerdings recht wenig anfangen. Unter dem 
Titel „Kommunen umgehend bei Geflüchtetenhilfe 
infolge des Ukraine-Krieges finanziell unterstützen“ 
soll der Bundestag die Regierung auffordern, eine voll-
ständige menschenwürdige Versorgung und Unterbrin-
gung aller Geflüchteten aus der Ukraine sicherzustellen 
und entsprechende Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. 
Nach Ihrer Auffassung sollte zur Finanzierung die noch 
im Bundeshaushalt enthaltene Rücklage in Höhe von 
48,2 Milliarden Euro genutzt werden, die ursprünglich 
als sogenannte Asylrücklage für Kosten in Zusammen-
hang mit der Aufnahme Geflüchteter nach 2015 gebildet 
wurde.

Beim Lesen entstand bei mir insgesamt der Eindruck, 
dass Sie hier wieder einmal einen bloßen Schaufenster-
antrag verfasst haben, und das erachte ich in Anbetracht 
der insgesamt kritischen Lage, in der sich die Geflüchte-
ten befinden, als nicht anständig. Auch Ihnen dürfte doch 
bekannt sein, dass sich heute der Bundeskanzler und die 
Regierungschefs der Länder verabredet haben, um genau 
dazu eine Lösung zu beschließen. Immerhin ist ja auch 
ein Ministerpräsident von der Linksfraktion vertreten.

In dieser Runde wurde sich bereits am 17. März 2022 
unter Tagesordnungspunkt 2 – Ukraine-Krise; Ziffer 18 – 
darauf geeinigt, dass eine Arbeitsgruppe, bestehend aus 
Vertreterinnen und Vertretern des Bundes und der Länder, 
zeitnah einen Lösungsvorschlag erarbeitet, der spätestens 
bis zur nächsten Sitzung am 7. April 2022, also heute, 
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vorliegen soll. Dabei sollen insbesondere die Themen 
„Kosten der Unterbringung“, „Kosten der Hilfen zum 
Lebensunterhalt“ und Fragen der individuellen Leis-
tungserbringung, Hilfen für besonders vulnerable Grup-
pen sowie Fragen der Bundesbeteiligung auch an den 
Kosten der Integration in Kindertagesbetreuung, Schule 
und Arbeitsmarkt verhandelt und im Ergebnis ein Ge-
samtfinanzierungskonzept erarbeitet werden. Dieses Er-
gebnis werden wir uns sicherlich genau ansehen und be-
werten. Aber wir sollten nicht, wie Sie es mit Ihrem 
Antrag machen, den zweiten Schritt vor dem ersten tun.

Gerade die Chefs der Länder sind stets massiv daran 
interessiert, ihre Kommunen zu entlasten, und sie greifen 
dabei nur zu gerne auf den Bund zurück. Diesen Zustand 
sehen wir als Mitglieder im Haushaltsausschuss ins-
gesamt sehr häufig und insgesamt auch nicht unkritisch, 
aber einen gesonderten Antrag, wie Sie ihn hier formu-
liert haben, hätte es wirklich nicht gebraucht. Es wird 
bereits an der richtigen Stelle darüber gesprochen.

Einen weiteren inhaltlichen Grund, warum CDU und 
CSU Ihren Antrag ablehnen werden und auch müssen, ist 
die zentrale Frage, wie Sie Ihren Antrag finanzieren wol-
len. Wie bereits ausgeführt, sollte nach Ihrer Auffassung 
zur Finanzierung die noch im Bundeshaushalt enthaltene 
allgemeine Rücklage in Höhe von 48,2 Milliarden Euro 
genutzt werden, die ursprünglich als sogenannte Asyl-
rücklage für Kosten im Zusammenhang mit der Auf-
nahme Geflüchteter nach 2015 gebildet wurde.

Die unionsgeführte Bundesregierung hatte – das nur 
am Rande – in der Folge der Flüchtlingswelle 2015 Län-
der und Kommunen ganz erheblich finanziell unterstützt. 
Und, ja, bereits die Ampelkoalition beweist enorme 
Kreativität bei der Überführung nicht genutzter Gelder, 
um diese dann einem anderen Anlass zuzuführen. Aber 
das ist kein ratsames Mittel auf dem Weg zu einem guten 
und ausgeglichenen Haushalt – Stichwort: Energie- und 
Klimafonds. Wir, die Mitglieder der Unionsfraktion, leh-
nen diese haushälterische Flickschusterei ab.

Die ursprüngliche Rücklage zur Finanzierung von 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufnahme und Un-
terbringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen wurde 
mit dem 2. Nachtragshaushalt 2015 eingerichtet und mit 
dem 1. Nachtragshaushalt 2020 in eine ungebundene 
Rücklage zur Haushaltsfinanzierung umgewandelt. Um 
die Rückkehr zur regulären Kreditobergrenze nach der 
Schuldenregel zu gewährleisten, beabsichtigt die Bun-
desregierung, die gesamte Rücklage im neuen Finanz-
planungszeitraum sukzessive ab dem Jahr 2023 aufzulö-
sen. Das ist uns zu langsam. Wir von der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion fordern, die Rücklage schon jetzt 
zur Gegenfinanzierung von krisenbedingten Mehrbedar-
fen zu nutzen, um den aktuellen Nettokreditaufnahme-
bedarf des Bundes zu reduzieren. Daran halten wir fest.

Werte Kolleginnen und Kollegen von der Linksfrakti-
on, wir werden Ihren Antrag daher ablehnen und schauen 
uns erst einmal an, was Bund und Länder diesbezüglich 
aufgestellt haben.

Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU: Die deutsche G7‑Prä-
sidentschaft nutzen – In schwierigen Zeiten Füh-
rung zeigen

(Tagesordnungspunkt 14)

Jürgen Coße (SPD): Die CDU/CSU Fraktion fordert 
in ihrem Antrag vom Januar „In schwierigen Zeiten Füh-
rung zeigen“ und füttert diese Forderung mit 20 Punkten. 
Mit Verlaub, viele Ihrer Forderungen wurden in der Zwi-
schenzeit durch das Regierungshandeln deutlich über-
holt.

Die Entschlossenheit und Einigkeit, mit der die Bun-
desregierung auf die schrecklichen Ereignisse in der 
Ukraine reagiert, zeigt: Deutschland ist ein verlässlicher 
Partner und starker internationaler Akteur. Trotz der herz-
zerreißenden Bilder und Nachrichten aus Osteuropa 
möchte ich heute den Blick Richtung Ostafrika richten. 
Denn dort sind die Effekte des Krieges in der Ukraine 
sowie der Covid-19-Pandemie anhaltend spürbar und be-
drohen das Leben vieler Millionen Menschen.

Lassen Sie mich zwei Beispiele nennen.

Erstens. Die Länder Ostafrikas sind abhängig von Wei-
zenimporten aus Russland und der Ukraine, manche Län-
der wie Somalia beispielsweise zu 100 Prozent. Durch 
den Ausfall der Weizenernten, gepaart mit den andauern-
den Dürren, droht eine Hungerkatastrophe für viele Mil-
lionen Menschen in Äthiopien, Nordkenia oder dem Süd-
sudan. Die wirtschaftliche Lage vor Ort wird durch die 
Preissteigerungen auf den globalen Märkten verschärft. 
Viele Menschen werden durch den Krieg in der Ukraine 
über den Rand des Existenzminimums gedrückt – ein 
Brennglas für die fragile politische Lage in den Ländern 
der Region.

Zweitens: die Covid-Pandemie, die sowohl wirtschaft-
liche als auch gesundheitliche Folgen hat. Bis Dezember 
2021 waren weniger als 8 Prozent der Menschen in 
Afrika vollständig gegen Covid-19 geimpft worden. In 
Ostafrika, am Horn von Afrika und im Gebiet der Großen 
Seen war die Impfquote mit 0,01 Prozent in Burundi und 
0,07 Prozent in der Demokratischen Republik Kongo 
eine der niedrigsten weltweit. Am höchsten war die 
Rate in Ruanda mit 29 Prozent, aber die meisten Länder 
der Region liegen unter 6 Prozent. Damit muss ich fest-
stellen: Das Versprechen der internationalen Gemein-
schaft, Impfstoffe zeitig und fair zu verteilen, konnte 
nicht eingehalten werden.

Während die Bundesregierung internationale Impf-
stoffversorgung und Pandemiebekämpfung als Kernthe-
men für die G-7-Präsidentschaft gesetzt hat, haben die 
Staaten vor Ort Initiative ergriffen. Ich begrüße die For-
derungen afrikanischer Länder nach eigenen Kapazitäten 
für die Herstellung von Impfstoffen. Ebenso wichtig ist 
die Schaffung von Kapazitäten für die Überwachung der 
öffentlichen Gesundheit sowie Vorsorge.
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So sehe ich die deutsche G-7-Präsidentschaft trotz der 
multiplen Herausforderungen als eine Chance, ein Ge-
sprächsangebot auf Augenhöhe zu schaffen: für offene 
Märkte und globalen Handel, um einer weiteren Preis-
spirale zu begegnen und die Wirtschaft global zu stabili-
sieren; für Kompetenzen in der Prävention und Früh-
erkennung, um Gesundheit aufrichtig global zu 
gestalten, um aus den aktuellen Krisen zu lernen und im 
Rahmen der G 7 für Stabilität zu sorgen.

Den Antrag der CDU-CSU Fraktion vom 26. Januar 
2022 lehne ich ab. Für die heutigen Herausforderungen 
brauchen wir zukunftsfähige Antworten.

Markus Töns (SPD): Wir haben diesen Antrag hier 
bereits im Januar diskutiert – damals, muss man sagen, 
noch unter anderen Vorzeichen. Es standen die Überwin-
dung der Pandemie, die wirtschaftliche Entwicklung 
nach der Pandemie und auch wichtige Fragen der Koope-
ration in der Sicherheits- und Handelspolitik im Vorder-
grund.

Jetzt, nachdem Russland seinen völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine begonnen hat, stehen 
wir vor einer Zeitenwende. Diese macht auch keinen 
Halt vor den G 7 und der deutschen Präsidentschaft. 
Olaf Scholz hat diese Herausforderung angenommen, 
und es gab bereits eine Reihe von Treffen sowohl im 
G-7-Format als auch auf Ebene der Fachminister.

Die außen- und sicherheitspolitische Dimension der 
G 7 wurde bereits besprochen, und es ist wichtig, dass 
wir gemeinsam eine aktive Außenpolitik gestalten. Die 
Welt braucht heute mehr denn je eine klare, wertebasierte 
Außen- und Sicherheitspolitik, die Orientierung in unsi-
cheren Zeiten schafft.

Ich möchte aber auch über die Handelspolitik spre-
chen. Hoffnungen, die gehegt worden sind, Russland in 
das internationale Handelssystem einzubinden, sind ge-
scheitert. Die Sanktionspolitik gegenüber Russland been-
det diese Vorstellung komplett, und das ist richtig, weil 
Handel nur funktionieren kann, wenn er unter verläss-
lichen Partnern und nicht mit Kriegstreibern stattfindet. 
Deswegen ist es auch wichtig, dass China und Indien sich 
dieser werteorientierten Sanktionspolitik des Westens an-
schließen.

Aber was bedeutet die Zeitenwende für unsere Han-
delspolitik und für die Handelspolitik der Europäischen 
Union? Wir haben in den vergangenen Jahrzehnten, muss 
man leider sagen, mit unseren Handelspartnern – egal ob 
mit Kanada oder den Mercosur-Staaten – oft überlange 
Verhandlungen geführt. Die Verhandlungen haben sich 
fast über eine Generation hinweg gezogen, und dennoch 
herrscht am Ende dieser Prozesse weiterhin Unsicherheit 
darüber, ob man diese Abkommen wirklich abschließen 
kann. Das führt zu Frustration, auch bei unseren Partnern.

Verstehen Sie mich nicht falsch! Ich möchte nicht, dass 
wir Abkommen schließen, die unseren Werten widerspre-
chen, die negative Einflüsse auf Sozial- und Umweltstan-
dards haben. Deswegen müssen wir auch hier im Bundes-
tag, bevor wir Verhandlungen aufnehmen, genau deutlich 
machen, was wir uns vorstellen. Uns wurde aber in den 
letzten Wochen schmerzlich vor Augen geführt, dass 

eben nicht alle Staaten dieser Welt die gleichen Werte 
teilen. Daraus kann für uns nur der Schluss folgen, dass 
wir mit jenen Staaten, die unsere Werte teilen, den Handel 
intensivieren müssen.

Welcher Rahmen könnte da besser geeignet sein als die 
G 7? Kanada, die USA, Japan und Großbritannien: Mit 
diesen Staaten muss die EU-Handelspolitik einen weit-
reichenderen, einen besseren Handel erreichen.

An dieser Stelle hat die deutsche G-7-Präsidentschaft 
bereits die richtigen Ziele gesetzt. Angesichts der aktuel-
len Lage sollten diese Ziele jedoch noch stärker in den 
Fokus genommen werden. Konkret geht es hierbei um 
eine Reform der WTO. Wir müssen endlich die Blockade 
des Streitbeilegungsmechanismus überwinden. Zudem 
haben Corona und Krieg gezeigt, wie anfällig unsere 
Lieferketten sind. Deswegen müssen wir im Rahmen 
der G 7 und der WTO über das Thema resiliente Liefer-
ketten sprechen. Wir müssen stabile und gleichzeitig fle-
xible Strukturen in den Lieferketten schaffen, die es den 
Unternehmen ermöglichen, auf Krisen besser zu reagie-
ren.

Ein weiteres wichtiges Thema sind faire Wettbewerbs-
bedingungen. Fairness ist auch ein Wert. Wir können 
nicht tolerieren, dass einzelne Staaten durch verschleierte 
Subventionen und Dumping den Weltmarkt dominieren. 
Hier brauchen wir neue Instrumente, um Fairness sicher-
zustellen.

Zuletzt möchte ich noch ein weiteres Thema anspre-
chen, über welches wir vor der Zeitenwende vielleicht zu 
wenig gesprochen haben. Es geht um die Frage: Was 
kann die Handelspolitik zu einer erfolgreichen Außen-
politik beitragen?

Handelspolitik ist keine Waffe! Wir sollten uns davor 
hüten, zu versuchen, mit der Handelspolitik Ziele zu er-
reichen, die wir mit den Instrumenten der Diplomatie 
nicht erreichen. China ist ein schlechtes Beispiel für der-
artige Praktiken. Sie haben zuletzt Maßnahmen ergriffen, 
um Litauen aus dem Handel auszuschließen, da eine Ver-
tretung Taiwans in dem Land eröffnet wurde. Die Han-
delspolitik ist aber vergemeinschaftet. Wer versucht, ein-
zelne EU-Staaten aus dem Handel auszuschließen, greift 
den gesamten gemeinsamen Binnenmarkt an. Vor allem 
zeigt es aber, dass China offensichtlich nicht in der Lage 
ist, seine Interessen auf diplomatischem Wege deutlich zu 
machen.

Aus meiner Sicht sollte die Handelspolitik nicht als 
Druckmittel, sondern als Instrument der Demokratieför-
derung eingesetzt werden. Staaten, die bereit sind, sich 
auf den Weg der Demokratisierung zu machen, sollten 
von den Wohlstandsvorteilen einer globalisierten Welt 
auch profitieren können.

Gemeinsamer Handel bringt auch die Möglichkeit des 
Austausches – nicht nur von Waren, sondern auch von 
Ideen und Kontakten. Es sind am Ende ja nicht Staaten, 
die miteinander handeln, sondern Menschen, Menschen, 
die voneinander und miteinander lernen können, sodass 
beide Seiten davon profitieren.

Wir können die Uhr nicht zurückdrehen; die Zeiten 
haben sich verändert. Die G 7 stehen vor großen Heraus-
forderungen. Die deutsche G-7-Präsidentschaft steht vor 
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der großen Herausforderung, nicht nur die Außen- und 
Sicherheitspolitik zu gestalten, sondern auch die Han-
delspolitik werteorientiert auszurichten.

Alexander Radwan (CDU/CSU): Unseren Antrag 
haben wir noch vor dem völkerrechtswidrigen und grau-
samen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine ver-
fasst. Seitdem haben sich viele Dinge geändert. Die 
Wichtigkeit und Bedeutung der internationalen Zusam-
menarbeit mit unseren Partnern in der G 7 sind aber durch 
den Krieg noch deutlicher geworden.

Die G 7 sind der Nukleus der freien Welt. Sie stehen für 
Demokratie, Menschenrechte und Marktwirtschaft in ei-
ner Welt, wo diese Gesellschaftsformen zunehmend hin-
terfragt und herausgefordert werden. Sie stehen, wie auch 
die Europäische Union und die NATO, für die Hoffnung 
der Ukrainerinnen und Ukrainer, die unsere Werte aktuell 
verteidigen müssen.

Deutschland hat in dieser historischen Zeit die Prä-
sidentschaft des Forums inne, und von Deutschland 
wird jetzt auch die entsprechende Führung erwartet. 
Doch wo Vorangehen gefordert wäre, trat die Ampel-
regierung in dieser Krise leider viel zu oft als Nachzügler 
auf. Man denke nur an das Thema Waffenlieferungen! 
Während die CDU/CSU-Fraktion bereits eine Wende in 
diesem Punkt hier im Plenum forderte, war die Bundes-
außenministerin noch bis zum eigentlichen Einmarsch 
russischer Truppen dabei, unterschiedliche Gründe zu 
finden, warum dies nicht möglich sei.

Ähnlich verhielt es sich bei anderen Themen, zum Bei-
spiel bei dem Ausschluss russischer Banken aus dem 
SWIFT-System. Die Bundesregierung schloss sich der 
Position der Mehrheit unserer Bündnispartner immer 
erst dann an, wenn ihre bisherige Beschlusslage faktisch 
nicht mehr haltbar war. Das ist nicht Führung; das kann 
man eher als Ausbremsung bezeichnen. Otto von Bis-
marck prägte einmal den Ausdruck, dass man den Strom 
der Zeit zwar nicht schaffen könne, man könne jedoch auf 
ihm mit mehr oder weniger Geschick navigieren. Es 
scheint mir, als ob die Bundesregierung eher von ihm 
dahingeschleppt wird.

Innerhalb der G 7 gibt es eine Reihe von praktischen 
Themen, die aktuell gemeinsam angegangen werden 
müssen. Ein sehr wichtiger Punkt ist die einheitliche Um-
setzung der Sanktionen gegen Russland. Im Rahmen der 
G 7 spielt die eingerichtete Taskforce zur effektiven 
Sanktionierung von russischen Eliten und Oligarchen 
eine Vorreiterrolle. Hier erwarten wir von der Bundes-
regierung die nötigen Impulse.

Zusätzlich zur Zusammenarbeit mit unseren Partnern 
müssen wir aber auch unsere nationalen Hausaufgaben 
machen. Es muss daher schleunigst Rechtssicherheit ge-
schaffen werden, dass Vermögenswerte der sanktionier-
ten Vertrauten Putins nicht nur effektiv eingefroren, son-
dern gegebenenfalls auch eingezogen werden können. 
Viele unserer Partner sind uns hier einmal mehr weit 
voraus. Die Zahlen sind ernüchternd: Vor einer Woche 
wurde bekannt, dass von deutschen Banken in den ersten 
Kriegswochen rund 95 Millionen Euro eingefroren wur-
den. Aus anderen europäischen Staaten sind ganz andere 

Größenordnungen zu hören: in Frankreich etwa 150 Mil-
lionen Euro auf Bankkonten und bei Einbeziehung ande-
rer Vermögenswerte sogar knapp 1 Milliarde Euro.

Perspektivisch müssen wir unsere Partnerschaft im 
Rahmen der G 7 vertiefen. Aber auch die Zusammen-
arbeit mit Drittstaaten müssen wir weiter ausbauen. Die 
G 7 sollte Dreh- und Angelpunkt für eine Gemeinschaft 
aus gleichgesinnten Staaten sein.

Ein wichtiges Thema ist hier die wirtschaftliche Ver-
sorgungssicherheit. Die Gefahr, welche zu große Abhän-
gigkeit von Energieimporten aus Russland birgt, erfahren 
wir gerade aus nächster Nähe. Aber es geht nicht nur um 
unsere Verwundbarkeit, sondern auch um die Anfällig-
keit von Drittstaaten. Russland ist beispielsweise einer 
der größten Waffenlieferanten Indiens. Wenn wir als 
Europäer in den Außenbeziehungen solch wichtiger Staa-
ten eine untergeordnete Rolle spielen: Wie sollen wir sie 
dann überzeugen, im Ernstfall an unserer Seite zu stehen?

Und wo heute der Fokus auf Russland ist, kann es 
morgen ein anderer Staat, wie China, sein. China baut 
seit Jahrzehnten seinen Einfluss in für uns wichtigen Re-
gionen, insbesondere in Afrika, aus und ist bereits der 
größte Handelspartner unseres Nachbarkontinents.

Entsprechend müssen wir – als Deutschland, als Staa-
ten der G 7 – mit Partnern weltweit zusammenarbeiten, 
um im Ernstfall nie wieder selbst erpressbar zu sein und – 
das ist ebenso wichtig – damit Drittstaaten uns als echte 
Alternative wahrnehmen. Dafür müssen wir natürlich 
weiter ein attraktiver Partner sein – für Staaten in Afrika, 
Asien und Südamerika –, indem wir unsere Wirtschafts-
kraft und Innovationsfähigkeit ausbauen.

Das heißt konkret aber auch: Sind wir bereit, Partner-
schaften auf Augenhöhe zu knüpfen und die notwendigen 
Kompromisse einzugehen? Dies sollte eigentlich eine 
selbstverständliche Feststellung sein, aber leider be-
kommt man diesbezüglich seitens der Ampelkoalition 
alles andere als klare Signale.

Die minimale Voraussetzung für gemeinsames Han-
deln nach außen ist Vertrauen innerhalb der G 7, und da 
muss man schon die Frage stellen: Senden wir ein Zei-
chen des Vertrauens und der Kompromissbereitschaft, 
wenn einige Abgeordnete der Ampelkoalition trotz des 
positiven Urteils des Bundesverfassungsgerichts weiter-
hin kategorisch ausschließen, das CETA-Abkommen mit 
unserem Partner Kanada zu ratifizieren? Ist Abschottung 
das Rezept, um die deutsche Wirtschaftskraft zu erhalten?

Und wie wird diese Haltung in anderen Staaten wahr-
genommen? Der kanadische Ministerpräsident Trudeau 
stellte in der Debatte um CETA einmal die Frage, mit 
wem Europa glaube, in kommenden Jahren noch 
Geschäfte machen zu können, wenn man kein fortschritt-
liches Abkommen mit einem Land wie Kanada abschlie-
ßen würde. Dieser Realität muss sich die Bundesregie-
rung und müssen sich auch die Abgeordneten der Ampel 
nun stellen.

Zusammengefasst: Die deutsche G-7-Präsidentschaft 
könnte sich aktuell durch Führungsverantwortung und 
Pragmatismus auszeichnen. Wenn diese Werte weiterhin 
von der Bundesregierung vernachlässigt werden, dann 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                                                                                                                                                                                 2533 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



schwächt dies eines unserer wichtigsten Bündnisse – und 
das in einer Zeit, in der Geschlossenheit das höchste Gut 
der deutschen Außenpolitik sein müsste.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ers-
tens. Ihr Antrag ist überholt. Er wurde noch von Ralph 
Brinkhaus unterzeichnet. Nie und nimmer hätte Friedrich 
Merz den folgenden Satz unterschrieben: „Bundeskanz-
lerin Dr. Angela Merkel hat sich in den vergangenen 
16 Jahren eine enorme Reputation und Glaubwürdigkeit 
auf der gesamten Welt erworben. Sie hinterlässt ein gro-
ßes Vakuum, das es möglichst schnell zu füllen gilt.“ 
Doch mit diesem Antrag werden Sie dieses Vakuum nicht 
füllen können.

Zweitens. Krieg. Die G 7 stehen seit dem 24. Februar 
vor einer neuen Realität – der Rückkehr des Eroberungs-
krieges nach Europa. Doch dies ist nicht die einzige un-
gelöste globale Krise.

Die Coronapandemie ist nicht vorbei: nicht bei uns und 
noch weniger in vielen Ländern des sogenannten globa-
len Südens. Für sie ist immer noch nicht ausreichend 
Impfstoff vorhanden.

Auch die Klimakrise drängt uns zum sofortigen Han-
deln. Das wissen wir, das ist nicht neu. Aber es ist immer 
noch dringend, wie der jüngste IPCC-Bericht mahnt. 
Hinzu kommt durch Putins Krieg in der Ukraine die Ge-
fahr einer globalen Ernährungskrise wie einer globalen 
Energiekrise. Diesen enormen Herausforderungen müs-
sen sich die G 7 stellen.

Drittens: Energiekrise. Da hilft kein nostalgischer 
Blick zurück. Da muss man die Fehler der Vergangenheit 
beheben. Wir dürfen uns nicht weiter von Öl-, Gas- und 
Kohleimporten aus Russland abhängig machen – etwa 
durch den Bau von Nord Stream 2.

Man muss aufhören, das Wachstum erneuerbarer Ener-
gien mit bayerischen Abstandsregeln und bürokratischen 
Schikanen zu blockieren. Es reicht nicht, die Importri-
siken zu verteilen – also Schurkendiversifizierung zwi-
schen Putin und Maduro, zwischen Russland und Saudi- 
Arabien zu betreiben. Unsere Abhängigkeit von fossilen 
Importen insgesamt muss runter – durch den Ausbau 
erneuerbarer Energien, durch das Verbot von Gasheizun-
gen, durch den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft.

Dafür haben wir hier das Osterpaket auf den Weg ge-
bracht. Dazu dient der Green Deal in Europa. Dafür nut-
zen wir unsere G-7-Präsidentschaft. Wir stimmen uns ab. 
Auch bei den Sanktionen gegen Russland haben die G 7 
eine zentrale Rolle gespielt. Alle G-7-Staaten haben ge-
meinsam die russischen Forderungen zurückgewiesen, 
Gaslieferungen fortan in Rubel zu bezahlen. Diese Ge-
meinsamkeit war und ist richtig!

Die Handlungsmacht der G 7 muss effektiv genutzt 
werden. Wir alle wollen ein Ende der Kampfhandlungen 
in der Ukraine. An EU, USA und Großbritannien zusam-
men gehen 55 Prozent aller russischen Ölexporte! Jetzt 
gibt es ein EU-Kohleembargo. Ein gemeinsames Öl-
embargo zu verhängen, wäre für die G 7 verhältnismäßig 
schnell umzusetzen. Lassen Sie uns damit beginnen. Le-
gen wir die Pipeline nach Schwedt trocken.

Viertens. Mehr als G 7. Es ist richtig und wichtig, dass 
die G 7 ihre Handlungsmacht nutzt, wo sie es kann. Doch 
auch die G 7 brauchen Partner. Globale Krisen lassen sich 
nur multilateral und mit dem globalen Süden lösen. Wer 
allein auf die alten Industrienationen setzt, wird den He-
rausforderungen unserer globalen Welt nicht gerecht. 
Wollen wir die Koalition der 141 Staaten gegen Putin 
zusammenhalten, müssen die G 7 eine Antwort auf die 
drohende Weizenkrise geben.

Wenn wir Russland von der Weltwirtschaft abkoppeln 
wollen, müssen wir eine Explosion der Energiepreise in 
Entwicklungs- und Schwellenländern vermeiden. Für all 
das werden die G 7 einen entscheidenden Beitrag leisten 
müssen. Aber sie müssen sich mit anderen wichtigen 
Akteuren absprechen.

Das wichtigere Format dafür sind die G 20. Dort sind 
Demokratien wie Brasilien, Indien, Südafrika vertreten, 
aber auch Autokratien wie China und eben auch Russ-
land. Das wird schwierig, das ist unbequem. Das ist unbe-
stritten. Aber die G 7 kommen um eine Stärkung der G 20 
nicht herum.

Fünftens. Wir leben in einer neuen Realität mit drän-
genden weltpolitischen Herausforderungen. Um der Pan-
demie, dem Krieg, der Klimakrise zu begegnen, müssen 
die G 7 ihrer Verantwortung gerecht werden. Und sie 
müssen wissen, dass sie alleine nicht genug sind. Das 
macht eine kluge Außenpolitik aus.

Sevim Dağdelen (DIE LINKE): Will man die Aktivi-
täten der G-7-Regierungen, USA, Deutschland, Frank-
reich, Italien, Kanada und Japan, kurz zusammenfassen, 
wird alles getan, um auf den wirtschaftlichen Zusammen-
bruch Europas hinzuarbeiten. Während die USA mit ei-
nem Einfuhrstopp für russische Energie gut leben können 
und Russland seine Energieausfuhren nach Asien um-
lenkt, würden in Europa beim Boykott die Lichter aus-
gehen.

Und es sind hier wieder einmal die Grünen, die mei-
nen, Hunderttausende Arbeitsplätze zerstören zu können, 
mit dem falschen Versprechen, damit würde irgendetwas 
gegen den völkerrechtswidrigen Einmarsch Russlands 
getan und zugleich auf Energieimporte aus den Autokra-
tien Katar und den Emiraten und auf das teure sowie 
dreckige Fracking-Gas aus den USA setzen. Das ist wirk-
lich der Gipfel der Doppelmoral, liebe Grüne.

Dabei gibt die NATO bereits jetzt 18 Mal mehr für 
Militär aus als Russland. Sie binden den Leuten wirklich 
einen Bären auf, wenn sie sagen, die Hochrüstung der G 7 
würde mehr Sicherheit schaffen. Das ist wirklich un-
geheuerlich. Die Bundesregierung versagt im Rahmen 
ihrer G-7-Präsidentschaft jedenfalls auf ganzer Linie. 
Statt in Energiesicherheit wird in gigantische Aufrüstung 
investiert. Statt in erneuerbare Energien zu investieren, 
wird allein in Deutschland nach dem Willen der Ampel 
ein 100-Milliarden-Euro-Aufrüstungspaket aufgelegt. 
Die größte Aufrüstung seit dem Zweiten Weltkrieg!

In der G-7-Abschlusserklärung findet sich zu Recht 
eine Verurteilung der Kriegsverbrechen in der Ukraine. 
Aber warum haben Sie die US-Kriegsverbrechen im Irak 
nie verurteilt? Sie machen sich doch völlig unglaubwür-
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dig, wenn Sie hier mit zweierlei Maß messen. Und es ist 
unerträglich, dass die G-7-Mitglieder USA und Großbri-
tannien einen Journalisten wie Julian Assange, dessen 
einziges Vergehen die Veröffentlichung von US-Kriegs-
verbrechen und US-Folter ist, im Gefängnis langsam, 
aber sicher zu Tode foltern wollen.

Die G 7 sind aber auch deshalb keine Alternative, weil 
sie auf Waffenlieferungen in Kriegsgebiete setzen, wie in 
der Ukraine. Was haben wir nicht alles dazu im Wahl-
kampf von SPD und Grünen gehört. Jetzt heult man mit 
den Wölfen. Diese Waffenlieferungen, die wie die Hoch-
rüstung allein die Oligarchen der deutschen Rüstungs-
schmieden mästen, müssen unverzüglich beendet wer-
den, will man sich nicht immer weiter am Krieg 
beteiligen.

Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU: Rohstoffversorgung sicherer machen – Stoff-
kreisläufe schließen

(Tagesordnungspunkt 17)

Sebastian Roloff (SPD): Als einer der weltweit füh-
renden Technologiestandorte sind wir auf eine sichere 
Rohstoffversorgung und stabile Lieferketten für Vorpro-
dukte angewiesen. Wenn diese gestört oder unterbrochen 
werden, merken wir das als global vernetzte große Volks-
wirtschaft sofort. Das merken wir seit 1,5 Jahren bei 
Chips und Halbleitern oder aktueller bei Quarantänean-
ordnungen für ganze Häfen in China, bei einem im Suez-
kanal feststeckenden Schiff, bei Auswirkungen von 
Umweltkatastrophen oder wie aktuell beim völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg Russlands in der Ukraine.

Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart, das Berg-
recht zu modernisieren und den heimischen Rohstoff-
abbau zu erleichtern. Das ist wichtig, weil es ja nicht 
nur darum geht, unabhängig zu sein, sondern weil der 
CO2-Fußabdruck natürlich viel niedriger ist, wenn das 
Material nicht noch um die halbe Welt transportiert wer-
den muss. Ganz abgesehen davon, dass hier unter hohen 
sozialen und ökologischen Standards abgebaut wird, die 
wir als Gesetzgeber gestalten. Aber machen wir uns 
nichts vor: Wir werden hier keine Kobalt- oder Vorkom-
men von Seltenen Erden finden.

Um Importe soweit möglich zu verhindern, kann die 
Kreislaufwirtschaft einen wichtigen Beitrag leisten, und 
zwar sowohl zum Umwelt- und Klimaschutz als auch mit 
Blick auf die sichere Versorgung mit Rohstoffen. Das 
findet sich so auch im Antrag der Union.

Ich hab mich sehr gefreut, als die CDU/CSU einen 
Antrag zur Rohstoffpolitik angekündigt haben. Ebenso 
erfreut war ich nach der Lektüre, dass Sie den Koalitions-
vertrag offensichtlich mit Gewinn gelesen haben. Hin-
weise, dass Sie uns erst zur Aktivität animieren müssen, 
braucht es hier aber nicht.

Wenn Sie das ernst meinen, was sie hier schreiben, 
dann sollten Sie das öffentlich auch klar kommunizieren. 
Bundesumweltministerin Lemke hat Anfang Januar das 
„Recht auf Reparatur“ als Ziel dieser Koalition benannt. 
Sie hat dies am Alltagsgegenstand der elektrischen Zahn-
bürste verbildlicht. Die Kommentare aus dem konservati-
ven Bereich, gerade in den sozialen Medien, waren dann 
eher zurückhaltend. Dabei ist dies genau der richtige An-
satz.

Abschließend noch eine Anmerkung: Im Koalitions-
vertrag haben wir mit Blick auf die Rohstoffpolitik ver-
einbart, dass wir weniger abhängig und verwundbar sein 
wollen, ohne Europa abzuschotten. Gerade als Export-
nation sollten wir darauf achten, dass jetzt nicht jeder 
Rohstoffimport per se negativ ist, sondern, dass damit – 
richtig gestaltet – in den Exportnationen auch Wachs-
tums- und Wohlstandschancen entstehen, und damit na-
türlich auch wieder Absatzmärkte für unsere qualitativ 
hochwertigen und eben auch teureren Produkte.

In diesem Sinne freue ich mich – mit Blick auf den 
Antrag der Union – auf offensichtlich konstruktive Bera-
tungen zu den Themen Kreislauf- und Rohstoffpolitik.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wir diskutieren in diesen Tagen im Zeichen 
des russischen Angriffs auf die Ukraine sehr intensiv über 
Energiesouveränität, und das ist auch völlig richtig. Aber 
eigentlich müssten wir diese Debatte noch viel breiter 
führen und auch über Rohstoffsouveränität insgesamt 
diskutieren, weil wir eben nicht nur bei fossilen Energie-
trägern, sondern auch bei Metallen und mineralischen 
Rohstoffen massiv abhängig sind.

Übrigens auch hier zeigt sich noch mal das Versäumnis 
der Vorgängerregierung. Also, wenn Sie Ihren Antrag in 
diese Richtung stellen, dann schauen Sie auch noch mal, 
was unter Ihrer Regierungsführung eigentlich passiert 
ist – nämlich viel zu wenig. So fehlt in Ihrem Antrag 
ein klares Bekenntnis zu absoluten Minderungszielen. 
Fast 230 Kilogramm Verpackungsmüll fallen in Deutsch-
land pro Kopf jedes Jahr an. Und noch schlimmer sieht es 
beim absoluten Ressourcenverbrauch aus: Der deutsche 
Pro-Kopf-Rohstoffverbrauch beträgt knapp 16 Tonnen 
pro Jahr (https://www.umweltbundesamt.de/presse/ 
pressemitteilungen/rohstoffkonsum-steigt-wieder-an- 
auf-161-tonnen-pro). Und diese Menge steigt. Im euro-
päischen Vergleich stehen wir damit schlecht da. Das 
alles zeigt: In den letzten Jahren ist eben nicht genug 
passiert.

Und deswegen ist es gut, dass diese Bundesregierung 
angekündigt hat, eine umfassende Kreislaufwirtschafts-
strategie auf den Weg zu bringen. Wenn wir Rohstoffe in 
Kreisläufen führen, müssen wir sie nicht mehr mit Ge-
walt der Natur abpressen, einmal benutzen und dann wie-
der in der Natur deponieren, sondern wir können Abfälle 
als Rohstofflager nutzen.

Eine echte Kreislaufwirtschaftsstrategie hat drei ent-
scheidende Säulen: erstens ein wirksamer rechtlicher 
Rahmen, damit Produkte von Anfang an langlebig, recy-
clebar und reparierbar produziert werden und dass wir 
insgesamt die Abfallmenge runterfahren; indem wir 
zweitens ökonomische Anreize setzen für Recycling-
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fähigkeit und für ein an der Kreislaufwirtschaft orientier-
tes Produktdesign und indem wir drittens eine For-
schungsoffensive auf den Weg bringen.

Damit heben wir die Kreislaufwirtschaft auf eine neue 
Stufe, schützen das Klima, schützen die Biodiversität und 
machen uns unabhängiger von Rohstoffimporten.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Unsere Abhängigkeit von Rohstoffen ist groß, zu groß. 
Das macht uns verwundbar gegenüber autoritären Re-
gimen, schwächt unseren Industriestandort und gefährdet 
Wertschöpfung in unserem Land.

Mehr als 50 Prozent der relevanten Industriemetalle, 
die unsere Wirtschaft benötigt, werden außerhalb Euro-
pas abgebaut und schon dort zu Zwischenprodukten ver-
arbeitet. Erinnern Sie sich an die Engpässe beim Mag-
nesium Ende letzten Jahres? Sie haben nicht nur die 
Autobauer aus meinem Wahlkreis Ludwigsburg in der 
Region Stuttgart schwer getroffen. Viel schlimmer 
kommt es beim Nickel. Wir brauchen für die Energie-
wende bald doppelt so viel Nickel wie bisher. Bisher 
importieren wir 40 Prozent unseres Nickels aus Russ-
land – mit völlig ungewisser Perspektive.

Wir kennen diese Abhängigkeit seit Jahren. Die Deut-
sche Rohstoffagentur DERA hat uns immer davor ge-
warnt. Doch die Warnungen verhallten ungehört. Statt-
dessen schoben zwei große Koalitionen die Bedenken 
zur Seite; es würde schon gut gehen. Wer fürchtete schon 
Rohstoffkriege wie früher Kriege um Öl?

Putins feiger Angriffskrieg auf die Ukraine ändert das. 
Der Kampf um die neuen Rohstoffe ist da. Er wird sich 
verstärken, und Europa startet, vorsichtig ausgedrückt, 
nicht aus der Poleposition. China, Japan, USA, Austra-
lien: Sie alle betreiben strategische Rohstoffpolitik. Nur 
Europa hinkt hinterher.

Was ist zu tun? Ganz klar: Lieferketten diversifizieren, 
Effizienz- und Substitutionsanstrengungen intensivieren. 
Besonders wichtig aber wird die Kreislaufwirtschaft sein. 
Die Kreislaufwirtschaft kann einen wesentlichen Beitrag 
leisten, unsere Rohstoffabhängigkeit zu verringern, Se-
kundärrohstoffe zu gewinnen und damit auch noch das 
Klima zu schonen. Im Koalitionsvertrag ist das Thema 
deshalb prominent verankert – anders als bei Vorgänger-
regierungen.

Eines ist uns dabei sehr wichtig: dass die Kreislauf-
wirtschaft ein Erfolg für Unternehmer/-innen und ihre 
Beschäftigten wird. Die Europäische Kommission 
schätzt, dass so 700 000 Jobs entstehen könnten. Dafür 
muss sich zirkuläres Wirtschaften aber auch betriebswirt-
schaftlich lohnen, und genau dafür werden wir Sorge 
tragen; denn so machen wir die Kreislaufwirtschaft zum 
Herzstück einer starken Industriepolitik.

Judith Skudelny (FDP): Ich kann mir lebhaft vor-
stellen, dass die Unionsfraktion ihrem vorliegenden An-
trag einstimmig und begeistert zustimmen wird, feiert er 
doch in der ersten Hälfte vor allem die eigene Politik der 
Vergangenheit. Schon aus diesem Grund ist der Antrag 
für uns nicht zustimmungsfähig. Einiges wurde in der 
Vergangenheit umgesetzt. Einiges wurde in der Vergan-

genheit allerdings auch verschlafen und ist liegen geblie-
ben. Übrigens sollten Sie auch im eigenen Interesse Ihr 
eigenes Regierungshandeln etwas kritischer und differen-
zierter betrachten. Nur so kann man für die Zukunft bes-
ser werden.

Zustimmen kann ich den Errungenschaften bei der 
Kreislaufwirtschaft. Tatsächlich finde auch ich, dass un-
sere Betriebe und die Menschen, die in diesem Bereich 
arbeiten, Beachtliches leisten. Gerade deswegen hat die 
Ampelregierung in ihrem Koalitionsvertrag der Kreis-
laufwirtschaft viel Raum gegeben. Die Wirtschaft hat 
uns mehrfach bestätigt, dass keine andere Regierung der 
Ressourcenverschwendung so entschlossen entgegentre-
ten und die Stoffkreisläufe so entschlossen schließen 
wollte wie die Ampelregierung aus SPD, Grüne und FDP.

Und die Herausforderungen sind heute noch größer, 
noch drängender als in der Vergangenheit. Insbesondere 
die Abhängigkeit von Erdöl kann durch geschlossene 
Kunststoffkreisläufe reduziert werden. So können wir 
nicht nur Importe aus Russland beenden, sondern werden 
wir auch unabhängiger von „lupenreinen Demokratien“ 
wie Saudi-Arabien. Eine Welt ohne Plastikmüll sollte 
daher keine Utopie sein, sondern ein Ziel, dem sich 
auch Deutschland verpflichtet fühlt.

Was ich an Ihren Ideen bemerkenswert finde, ist, dass 
Sie sie offensichtlich aus unserem Koalitionsvertrag ab-
geschrieben haben. Die Entwicklung einer Nationalen 
Kreislaufstrategie ist im Koalitionsvertrag enthalten. 
Das Schaffen von Rahmenbedingungen, die Innovatio-
nen in Sammel-, Sortier- und Aufbereitungstechnologien 
fördern, ist im Koalitionsvertrag enthalten – hier aber, 
zugegeben, schon mit einem konkreten Instrument unter-
legt, dem § 21 Verpackungsgesetz. Bei Gelegenheit er-
kläre ich Ihnen gerne, wie das funktioniert. Auch der 
verstärkte Einsatz von Kunststoffrecyclaten auf EU-Ebe-
ne, das Batterierecycling und die Ökobilanzen bei Mehr-
wegsystemen sind im Koalitionsvertrag enthalten. Es ist 
ja wohl selbstverständlich, dass nur ökologisch vorteil-
hafte Mehrwegsysteme vom Staat gefördert werden sol-
len.

Was ich schade finde, ist, dass Sie sich nach wie vor 
nicht trauen, sich wirklich zum Advanced Recycling zu 
bekennen. Hier sind wir im Koalitionsvertrag schon wei-
ter; das chemische Recycling soll ins Verpackungsgesetz 
aufgenommen werden.

Falls Sie auf die Idee kommen, zu sagen, dass unsere 
Ideen bislang nur auf dem Papier bestehen, möchte ich 
Ihnen eines sagen: Unsere Regierung ist heute 120 Tage 
im Amt. Im Februar 2022 wurde diese junge Bundes-
regierung mit dem völkerrechtswidrigen, brutalen An-
griff Putins auf die Ukraine vor Herausforderungen ge-
stellt, die kaum vergleichbar sind mit den Krisen der 
Vergangenheit. Es ist richtig, in diesen schwierigen Zei-
ten konnten wir noch nicht alle Versäumnisse der letzten 
16 Jahre aufholen. Aber immerhin wussten wir schon vor 
dem Krieg, dass wir eine neue nationale Rohstoffstrategie 
brauchen; denn auch diese ist im Koalitionsvertrag be-
reits enthalten.
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Und trotz der schwierigen Situation und vielleicht auch 
ein wenig ihretwegen sind wir die ersten Schritte der 
Umsetzung bereits gegangen. Wir erarbeiten ganz aktuell 
ein Gesetz zum Einwegkunststofffonds, und die Ministe-
rin hat angekündigt, noch vor der Sommerpause ein Ak-
tionsprogramm „Reparieren statt Wegwerfen“ vorzu-
legen. Wir laden Sie, liebe Unionsopposition, herzlich 
dazu ein, an diesem mitzuwirken, vielleicht dann aber 
weniger mit den Überschriften aus dem Koalitionsvertrag 
als mit inhaltlichen Anregungen, wie wir unsere Vor-
haben noch besser machen können.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Die Menge des Ver-
packungsabfalls in Deutschland ist von 2006 bis 2019 
von 16 Millionen Tonnen auf fast 19 Millionen Tonnen 
gestiegen. Im selben Zeitraum ist die Verpackungsmenge 
je Einwohner um 35 Kilogramm je Jahr auf jetzt 228 Ki-
logramm angewachsen. Für die Linke ist das Ausdruck 
einer schlechten Umwelt- und Ressourcenpolitik. Und da 
spricht die CDU in ihrem Antrag von erfolgreicher Res-
sourcenpolitik in ihrer Regierungszeit. Das ist echt 
schwarzer Humor.

Die Bilanz der Kreislaufwirtschaft in 16 Jahren CDU- 
Regierung lautet: höhere Abfallmengen in Deutschland, 
höhere Abfallgebühren, Privatisierung und Betrug durch 
Duale Systeme, Verfehlen der Mehrwegquoten. – Das ist 
Scheitern auf ganzer Linie.

Dabei hätte die Union wirklich etwas für die Kreislauf-
wirtschaft und die Ressourcenschonung erreichen kön-
nen, wenn sie während ihrer Regierungszeit als primäre 
Aufgabe die Wegwerfmentalität begrenzt und die Weiter-
verwendung gestärkt hätte und dann das Recycling an-
gegangen wäre. Eigentlich hätten Sie also nur unsere 
linken Vorschläge umsetzen müssen. Ich möchte Ihnen 
einige noch einmal nennen:

Erstens. Längere Nutzungszeiten für technische Gerä-
te, zum Beispiel Kühlschränke, die länger als zehn Jahre 
laufen.

Zweitens. Handys mit tauschbaren Akkus, die auch 
nach fünf Jahren noch funktionierende Upgrades erhal-
ten.

Drittens. Bei technischen Geräten: verpflichtende Re-
parierbarkeit und Möglichkeit, Upgrades durchzuführen.

Viertens. Ausweiten der Mehrwegsysteme.
Fünftens. Für eine bessere sortenreine Erfassung Ein-

führung weiterer Pfandsysteme, nämlich für Batterien 
und für Elektrogeräte.

Sechstens. Verpflichtende Produktentwicklung, die 
einfaches Recycling am Ende der Nutzbarkeit sichert.

Nur so stärkt man regionale Kreisläufe; so bringt man 
Sicherheit in die Ressourcenversorgung.

Liebe Union, es ist schon erstaunlich, dass Sie in der 
Opposition neue Erkenntnisse gewinnen; aber das dauert. 
Ich mache Ihnen ein Angebot: Sie können unseren Antrag 
mit dem Titel „Pfand für Elektrogeräte und Batterien“ – 
Drucksache 19/19642 – und unseren Antrag mit dem 
Titel „Längere Lebensdauer für Elektrogeräte“ – Druck-
sache 19/19643 – der Wiederverwendung zuführen und 
übernehmen, ganz im Sinne der Abfallhierarchie.

Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Karsten Hilse, Marc Bernhard, Andreas Bleck, 
Dr. Rainer Kraft und der Fraktion der AfD: Um-
welt- und Naturschutz auch bei Strom aus Sonne, 
Wind und Wasser notwendig

(Zusatzpunkt 5)

Helmut Kleebank (SPD): Die AfD will nicht retten, 
sondern verhindern. Bei dem vorliegenden Antrag der 
AfD-Fraktion handelt es sich letztlich um eine wenig 
durchdachte Strategie, wie der so dringend notwendige 
Ausbau von erneuerbarer Energie gänzlich zum Erliegen 
gebracht wird.

Vorgeschlagen werden hier unzählige Prüfaufträge und 
zugleich massive Verschärfungen von Auflagen, die 
nichts zur Verbesserung von Arten- und Umweltschutz 
beitragen, jedoch sämtliche Vorhaben zur Errichtung 
von Wind-, Wasser-, Sonnenenergie und Tiefengeother-
mie-Anlagen verhindern – ja, sogar den Betrieb bestehen-
der Anlagen gefährden. Diese Vorschläge stützen sich 
dabei vor allem auf diffuse Befürchtungen und den irra-
tionalen Drang, die Energiewende zurückzudrehen.

Was wir indes sicher wissen: Schaffen wir es in naher 
Zukunft nicht, unsere Energieversorgung zu dekarbo-
nisieren und damit den Klimawandel auf 1,5 Grad zu 
begrenzen, sind die Folgen für Mensch, Tier und Umwelt 
weitreichend. Eine im Jahr 2021 in der Zeitschrift „Bio-
logical Conversation“ erschienene Studie kommt zu dem 
Schluss, dass schon bei drei Grad Erderwärmung für ins-
gesamt 92 Prozent der an Land lebenden und 95 Prozent 
der im Meer lebenden endemischen Arten negative Fol-
gen drohen, wie zum Beispiel eine Verringerung ihrer 
Anzahl, die um ein Vielfaches höher ist als durch die 
Auswirkungen aufgrund des Ausbaus der Erneuerbaren. 
Hinzu kommen bekannte Probleme: die Versauerung un-
serer Meere, der Anstieg des Meeresspiegels, zuneh-
mende Extremwetterereignisse und Dürren.

Daher setzen wir uns für eine schnelle und ambitio-
nierte Energiewende und damit für einen raschen Ausbau 
der erneuerbaren Energien ein. Einen ersten wichtigen 
Schritt in diese Richtung werden wir mit dem gestern 
im Kabinett beschlossenen Osterpaket gehen.

Wir legen damit nicht nur den Grundstein für eine 
klimaneutrale Energieversorgung. Wir schaffen viel 
mehr: ein Energiesystem, welches unabhängig, sicher 
und zugleich sozial gerecht funktionieren kann. Denn 
nur mit erneuerbaren Energien kann es uns gelingen, 
langfristig unabhängig zu werden von Importen fossiler 
Energieträger und somit auch von russischem Gas, russi-
scher Steinkohle und russischem Erdöl. So nutzen wir 
auch die sicherheitspolitischen Chancen, die die Energie-
wende bietet.

Wir schaffen durch den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien langfristig endlich eine sichere Energieversorgung. 
Im Gegensatz dazu stehen die Risiken, die von fossilen 
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Brennstoffen und Atomkraft ausgehen und die für die 
Gesundheit von Mensch und Tier um ein Vielfaches hö-
her sind.

Und auch die Bezahlbarkeit von Energie und Wärme 
können wir nur durch einen raschen Umstieg auf Energie 
aus Sonne, Wind und Wasser sicherstellen; denn schon 
heute sind fossile Energieträger und Atomkraft die we-
sentlichen Preistreiber in unserem Energiemix. Daher 
schaffen wir nur mit einer schnellen Energiewende die 
notwendigen Ressourcen für Industrie und Handwerk 
und sichern wir Tausende Arbeitsplätze.

Somit kann ich Ihnen abschließend bedenkenlos emp-
fehlen, den vorliegenden Antrag abzulehnen; denn das 
deutlich bessere Konzept für ein sinnvolles Verknüpfen 
von sicherer Energieversorgung sowie Arten- und Um-
weltschutz wurde bereits am Montag von der Bundes-
regierung vorgestellt. Wichtige Maßnahmen sind unter 
anderem standardisierte und bundeseinheitliche Kriterien 
bei Genehmigungsverfahren von Windenergieanlagen, 
das Vereinfachen von Repowering-Maßnahmen und ein 
großes Artenhilfsprogramm, mit welchem wir neue Maß-
nahmen zum Schutz der Tiere umsetzen können.

Ulrike Harzer (FDP): Seit geraumer Zeit hat die AfD 
den Naturschutz für sich entdeckt. Warum? Um sich zu 
profilieren! Beispielhaft sind ihre nationalistischen 
Denkmuster, die an ihrem Umgang mit den Herausforde-
rungen im Klima- und Umweltschutz erkenntlich sind. 
Verweigerung und Abwehr sind ihre probaten Mittel, 
um sich den aktuellen Problemen zu stellen. Blind gegen-
über größeren Zusammenhängen, blind gegenüber demo-
kratischen Institutionen, und das alles nicht aus Sorge um 
die Natur – nein, aus rein politischem Kalkül.

Der Antrag der AfD möchte uns mit seinen 14 Seiten 
ihr Bemühen um den Umwelt- und Naturschutz vorgau-
keln und uns gleichzeitig vor den immensen Gefahren der 
erneuerbaren Energien warnen. Tatsächlich möchte sie 
aber unsere Energiegewinnung stattdessen weiter in die 
Hände von endlichen fossilen Brennstoffen und Atom-
kraft legen. Sie schmäht den wissenschaftlichen Konsens 
zum Klimawandel im Antrag als „Klima-Fiktion“. Damit 
wäre über die Ernsthaftigkeit dieses Antrags bereits alles 
gesagt.

In Zeiten des Ukrainekrieges jedoch, Zeiten, in denen 
wir uns bemühen, uns von fossilen Energieträgern aus 
Russland unabhängiger zu machen, bringt die AfD diesen 
Antrag ein und fordert noch mehr davon: mehr Öl, mehr 
Kohle, mehr Gas, mehr Uran, insgesamt also mehr 
Abhängigkeit von Energieimporten aus dem Ausland. 
All das, während ihr eigener stellvertretender Fraktions-
vorsitzender und wirtschaftspolitischer Sprecher Leif- 
Erik Holm vor noch nicht einmal drei Wochen Minister 
Habeck kritisierte und eine größere Unabhängigkeit 
Deutschlands von ausländischen Energielieferungen ge-
fordert hat. Nachzulesen auf Ihrer eigenen Webseite, 
liebe AfD-Fraktion.

Die von Ihnen intensiv bemühten Naturschutzargu-
mente sind nur Mittel zum Zweck – angesichts der prä-
sentierten deutlich schädlicheren Alternativen. Sie betrei-

ben eine Politik der Rückwärtsgewandtheit, die mit allen 
Mitteln versucht, Veränderungen abzuwenden und die 
fossile Struktur des 20. Jahrhunderts zu erhalten.

Man kann nicht zu neuen Ufern aufbrechen, wenn man 
nicht den Mut hat, die alten zu verlassen. Und zu neuen 
Ufern bricht man am besten nicht mit den Mitteln von 
gestern auf.

Die echten und die reellen Schritte zu mehr Unabhän-
gigkeit Deutschlands bei der Energieversorgung und Na-
turschutz unternimmt diese Koalition. Mehr erneuerbare 
Energien! Weniger Abhängigkeit von Energielieferungen 
aus dem Ausland!

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Wenn der rechte Rand 
des Hauses Umwelt- und Gesundheitsschutz entdeckt, 
dann geht es immer um den Kampf gegen Solar- und 
Windkraftanlagen, aber definitiv nicht um die Umwelt 
oder die Menschen.

Erstes Beispiel. Kampf gegen Infraschall. Der Infra-
schall hat 240 Meter neben einer Windkraftanlage eine 
Lautstärke von 55 bis 60 Dezibel. Da hat die AfD Beden-
ken; die Windräder sollen weg. Aber 250 Meter neben 
einer Autobahn herrschen auch 55 bis 60 Dezibel. Auto-
bahnen will die AfD aber ausbauen. Und ein lärmsenken-
des Tempolimit: Nicht mit der AfD!

Zweites Beispiel. Vogelschutz. 100 000 bis 200 000 
Vögel sterben jährlich an Windkraftanlagen. Eine Kata-
strophe laut AfD! 10 Millionen Vögel sterben jährlich an 
den Frontscheiben und Motorgrills auf Autobahnen. Kein 
Problem für die AfD!

Drittes Beispiel. Die AfD fordert wegen der Risiken 
noch mehr Überwachung von Windkraftanlagen, mit Zer-
tifizierung. Gleichzeitig sollen Atomkraftwerke bei feh-
lenden Sicherheitschecks einfach weiterlaufen.

Noch mal zurück zur Atomkraft: Laut AfD sollen 
Windkraftbetreiber einen Fonds einrichten, aus dem 
eventuelle Schäden durch Windkraftanlagen ausgegli-
chen werden. Dass Atomkraftwerke bei Havarien nicht 
haften müssen, stört die AfD nicht im Geringsten.

Liebe Bürgerinnen und Bürger, schauen Sie ins Klein-
gedruckte Ihrer Hausratsversicherung! Unter „Haftungs-
ausschluss“ finden Sie: „Keine Haftung bei Schäden 
durch kerntechnische Anlagen“, also bei Atomunfällen.

Dass Kohlekraftwerke giftiges Quecksilber ausstoßen, 
ist auch kein Thema für die AfD.

Ich muss es wiederholen – es ist offensichtlich –: Die 
AfD kämpft für Profite der Atomkonzerne und der Koh-
leindustrie, schützt die Automobilkonzerne, aber Men-
schen und Umwelt sind bestenfalls Mittel zum Zweck.

Die Linke steht für den Schutz von Mensch und Natur. 
Die größte Bedrohung für unsere Gesundheit ist der Kli-
mawandel – durch Hitzewellen und sich in Deutschland 
ausbreitende Krankheiten aus wärmeren Gebieten, durch 
Naturkatastrophen und Extremwetterlagen. Der Klima-
wandel vernichtet heimische Arten, die durch die höheren 
Temperaturen, fehlende Fröste, Trockenheit und einwan-
dernde invasive Arten ihren Lebensraum verlieren.
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Mit dem Ausbau von Wind- und Solarenergie wird der 
Klimawandel abgemildert. So schützt man wirkungsvoll 
Gesundheit und heimische Arten.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 28. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2022                                                                                                                                                                                         2539-2558 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333


	28. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	TOP 6 Impfpflicht gegen SARS-CoV-2
	ZP 2 Masterplan Hilfe für ukrainische Frauen und Kinder
	TOP 8 Gleichstellungsbericht der Bundesregierung
	TOP 9 Steuernachzahlung bei Kurzarbeitergeld
	TOP 24, ZP 3 Überweisungen im vereinfachten Verfahren
	TOP 25 Abschließende Beratungen ohne Aussprache
	ZP 4, TOP 10 a 3. Wahlgang eines Stellvertreters der Präsidentin, Wahl eines Mitglieds des Parl. Kontrollgremiums
	TOP 11 Bundeswehreinsatz EUNAVFOR MED IRINI
	TOP 12 Unterstützung der Republik Moldau
	TOP 13 Änderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
	TOP 23 LNG-Infrastruktur in norddeutschen Häfen
	TOP 15 Pflegebonusgesetz
	TOP 16 Geflüchtetenhilfe für Kommunen
	TOP 14 Deutsche G7-Präsidentschaft
	TOP 17 Rohstoffversorgung
	ZP Umwelt-/Naturschutz bei Strom aus Wind und Wasser
	Anlagen
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11






